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1 Einleitung 


Kinder sind besonders schutzbedürftig, dies ergibt sich schon aus der besonderen 
körperlichen und seelischen Verwundbarkeit von Kindern. Mangelnde Möglich- 
keiten, selbst unmittelbar eigene Rechte durchzusetzen oder stattgehabte Über- 
griffe als Unrecht zu begreifen und artikulieren zu können, kommen hinzu. Kin- 
der vor körperlicher Gewalt zu schützen, gehört daher zu den zentralen Zielen in 
unserer heutigen Gesellschaft. Statistiken und mediale Diskussionen können 
dabei den Eindruck erwecken, dass sich Gewalt gegen Kinder immer weiter 
ausbreitet und der Staat zumindest mit dem Strafrecht keine passenden Antwor- 
ten bereithält. Vor diesem Hintergrund zielt die vorliegende Arbeit zunächst 
darauf ab, das Fallspektrum des polizeilichen Hellfeldes zu beschreiben. Weiter 
soll die strafverfolgungsbehördliche Bearbeitung dieser Fälle analysiert werden. 
Dies soll eine Diskussion um rechtspolitische Folgerungen im Hinblick auf Prä- 
vention und Intervention erlauben. 


Historisch ist das Verhältnis der Gesellschaft zur Gewalt gegen Kinder seit Be- 
ginn des 20. Jahrhunderts verstärkt in den Fokus gerückt." Im Jahr 1933 wurden 
Misshandlungen von Kindern als eigenständiger Straftatbestand gefasst.” Im 
weiteren Verlauf des letzten Jahrhunderts hat sich dann ein großer Wandel voll- 
zogen, der der früheren Normalität von Erziehungsgewalt im Jahr 2000 ein 
Recht auf gewaltfreie Erziehung entgegengesetzt hat. Dies hatte auch Auswir- 
kungen auf das Strafrecht, das nun auch in Fällen leichter Erziehungsgewalt 
anwendbar sein kann. Ob das Strafrecht allerdings das passendste Mittel zur 
Verhinderung von Gewalt gegen Kinder ist, darf und muss diskutiert werden. 
Jüngere Entwicklungen im Bereich des Kinder- und Jugendhilferechts zielen 
insbesondere auf Früherkennung und Prävention, zZ. B. durch eine bessere und 
frühere Vernetzung der beteiligten Institutionen.” Der Entwurf des Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetz aus dem Jahr 2017° hatte auch eine Stärkung der Zusam- 
menarbeit zwischen Kinder- und Jugendhilfe mit den Strafverfolgungsbehörden 
zum Gegenstand, sah also eine stärkere Koordination der vorangegangenen An- 
sätze vor. 





' vgl. zur geschichtlichen Entwicklung der Kinderschutzbewegung ausführlich 
Lamnek/Luedtke/Ottermann u. a. 2012, S. 28 ff. sowie Bauer 1969, S. 12 ff. 

? Zuvor waren von 1912 bis 1933 Misshandlungen von Schutzbefohlenen neben gefährlichen Kör- 
perverletzungsformen in $ 223a II StGB a. F. unter Strafe gestellt. 

® Vgl. BT-Drucks. 16/6308, S. 238; BT-Drucks. 15/3676, S. 30. 

4 Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen (KJSG), siehe BT-Drucks. 18/12330, S. 34; 
BT-Drucks. 18/12730, S. 13. 


© Der/die Herausgeber bzw. der/die Autor(en), exklusiv lizenziert durch 
Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2020 
M. Haug, Körperverletzungsdelikte an Kindern unter 6 Jahren, 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-31346-3_1 
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Politisch-gesellschaftliche Debatten zum Kinderschutz finden sich regelmäßig in 
den Medien. Dabei stützen sich Beschreibungen des Status quo oft auf die Be- 
trachtung von teils dramatischen Einzelfällen. Verallgemeinerte Beschreibungen 
werden oft mit Rückgriff auf statistische Daten vorgenommen. Hier werden vor 
allem amtliche Statistiken wie die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) oder 
Befragungen genutzt. Rückschlüsse auf die Realität sind dabei nicht immer ein- 
deutig. So schwerwiegend Misshandlungen in konkreten Fällen sein können, so 
wenig ist bekannt, wie verbreitet solche schweren Fälle sind. Veränderungen in 
den Fallzahlen der PKS können auf Veränderungen im Gesamtfeld” hinweisen, 
aber auch aus einem veränderten Anzeigeverhalten resultieren. Hohe Einstel- 
lungsquoten in der Strafverfolgung können als Ergebnislosigkeit staatlichen 
Handelns interpretiert werden, oder als Anzeichen für geringen Handlungsbedarf 
in den entsprechenden Fällen. 


Mediale Diskussionen führen oft auf die Forderung, der Staat müsse härter 
durchgreifen. Solche Forderungen scheinen aber auf Basis der vorhandenen 
Daten schwer zu begründen. Zudem muss bedacht werden, dass Gewalt gegen 
Kinder häufig in der Familie stattfindet, der besonderer Schutz gegen staatliche 
Eingriffe gewährt wird (Art. 6 GG). Der Aspekt staatlicher Eingriffe in Familien 
oder in die Rechte von Beschuldigten wird medial weniger diskutiert, ist aber 
nicht unproblematisch. Das staatliche Handeln in bekannt gewordenen Fällen 
bewegt sich daher zwischen Hilfe und Strafe, zwischen Kinderschutz, Schutz der 
Familie und Rechten von Beschuldigten. 


Dass die Strafverfolgungsbehörden handeln, ist bereits in Statistiken dokumen- 
tiert. Wie sie das tun und welche Fallkonstellationen dem Handeln zugrunde 
liegen, soll in der vorliegenden Arbeit ergründet werden. Im Zentrum der Arbeit 
steht die Frage nach der Bearbeitung angezeigter Körperverletzungsdelikte an 
Kindern durch die Strafverfolgungsbehörden aus juristisch-kriminologischer 
Perspektive. 


Zur Bearbeitung dieser Frage soll zunächst das Phänomen der Gewalt gegen 
Kinder in den Blick genommen werden und hinsichtlich der Erscheinungsformen 
und Entstehungszusammenhänge näher beschrieben werden. Ausgehend von den 
angezeigten Sachverhalten soll dann das behördliche Handeln untersucht wer- 
den. Neben der Frage, welche Faktoren eine Anzeige begünstigen, ist dann vor 
allem die Frage relevant, wie sich die strafrechtliche Ermittlungs- und Entschei- 
dungspraxis darstellt. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf der Analyse der Zu- 





° Unter dem Begriff Gesamtfeld wird in der vorliegenden Arbeit die Gesamtheit aller Fälle aus dem 
Dunkelfeld und/oder Hellfeld verstanden. 
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sammenarbeit von Polizei und Staatsanwaltschaft mit der Kinder- und Jugendhil- 
fe. Anhand der Befunde sollen schließlich rechtspolitische Folgerungen im Hin- 
blick auf Prävention und Intervention diskutiert werden. 


Die vorliegende Arbeit knüpft an eine von Höynck/Behnsen/Zähringer (2015) 
am Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) durchgeführte, 
bundesweite Studie zu Tötungsdelikten an unter sechsjährigen Kindern® an. Aus- 
gangspunkt war damit die Frage, inwiefern sich die dortigen Erkenntnisse auch 
auf leichtere Formen der Gewalt gegen junge Kinder übertragen lassen. Dafür ist 
eine klare Abgrenzung der zu betrachtenden Fälle notwendig. Die vorliegende 
Arbeit bezieht sich auf vorsätzliche Körperverletzungsdelikte an Kindern unter 6 
Jahren. Die Altersgrenze ist damit anschlussfähig an die PKS sowie an die Studie 
zu Tötungsdelikten an unter sechsjährigen Kindern. Da in einer versuchten Tö- 
tung regelmäßig auch eine vorsätzliche Körperverletzung liegt, werden nicht 
tödlich endende, versuchte Tötungsdelikte (Mord und Totschlag) in die Untersu- 
chung einbezogen. Sexuelle Gewalt, Körperverletzungen im Amt und fahrlässige 
Körperverletzungen werden aufgrund ihrer prinzipiell anderen Entstehungssitua- 
tionen hingegen nicht betrachtet. Für den empirischen Teil wurde zudem aus 
forschungsökonomischen Gründen eine Eingrenzung auf das Bundesland Hessen 
vorgenommen. In der Folge wird bereits in der rechtlichen Rahmung auch das 
hessische Landesrecht als Grundlage herangezogen. Für die vorliegende Arbeit 
wurde die Gesetzeslage und Literatur bis Herbst 2018 berücksichtigt. 


Das Thema der Gewalt gegen Kinder wird international durch verschiedene 
Disziplinen erforscht (z. B. Psychologie, Soziologie, Rechtsmedizin, Rechtswis- 
senschaften). Die vorliegende Arbeit soll die Forschung um eine rechtstatsächli- 
che Perspektive ergänzen. Zunächst soll geklärt werden, welche Gewaltformen 
mit welcher Häufigkeit im Hellfeld auftreten und unter welchen Umständen 
solche Fälle entstehen. Zudem wird das Ziel verfolgt, den staatlichen Umgang 
mit Gewalt gegen Kinder aus juristisch-kriminologischer Perspektive auf empiri- 
scher Basis diskutieren zu können. Insbesondere soll das tatsächliche Handeln 
der Strafverfolgungsbehörden vor dem Hintergrund der gesetzlichen Vorgaben 
reflektiert werden. Hierzu liegen bislang wenige Ergebnisse vor, sodass die vor- 
liegende Arbeit vorwiegend explorativ ist. Im empirischen Teil werden daher die 
Taten, Beschuldigte, Opfer und Entstehungsumstände genauso analysiert wie die 
Arbeit von Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichten sowie die Kooperation mit 
der Kinder- und Jugendhilfe in den verschiedenen Fällen. Zur Erforschung und 
Diskussion dieser vielfältigen Aspekte muss Wissen aus mehreren Bereichen 





© Höynck/Behnsen/Zähringer 2015. 
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zusammentragen werden, ohne dass eine tiefgehende Klärung der Begriffe und 
ihrer Entstehung oder Bedeutung geleistet werden kann. 


Im Kapitel 2 der vorliegenden Arbeit wird der rechtliche Rahmen unter Berück- 
sichtigung materiell-rechtlicher und prozessrechtlicher Grundlagen beschrieben. 
Kapitel 3 gibt einen ergänzenden Überblick über amtliche Daten aus verschiede- 
nen Arbeiten und eigene Analysen von Daten aus der PKS sowie der Strafver- 
folgungsstatistik. Der Forschungsüberblick in Kapitel 4 fokussiert entsprechend 
dem Forschungsinteresse insbesondere Befunde zu verschiedenen Erscheinungs- 
formen von körperlicher Gewalt gegen Kinder inklusive ihrer Entstehung und 
Folgen, zur Häufigkeit und Entwicklung dieser Phänomene, zu Einstellungen zu 
Gewalt gegen Kinder in der Bevölkerung sowie Befunde zur Strafverfolgung. In 
der Zusammenführung der rechtlichen Grundlagen, der Entwicklung in amtli- 
chen Statistiken und des empirischen Forschungsstandes in Kapitel 5 werden 
abschließend Desiderate für die vorliegende empirische Studie erarbeitet. Die 
Formulierung der Fragestellungen, die Beschreibungen zum methodischen Kon- 
zept der Arbeit sowie die Ergebnisdarstellung folgt in Kapitel 6. Hier wird auf 
Basis von Strafverfahrensakten zunächst das Fallspektrum durch eine Typenbil- 
dung in Fallgruppen gegliedert. Diese bilden die Grundlage für die weiteren 
Analysen zu den Taten und ihrer Entstehung, der Strafverfolgung und der Ko- 
operation mit dem Kinder- und Jugendhilfesystem. Aufgrund des explorativen 
Charakters der Arbeit sind in diesem Kapitel einige methodische Entscheidungen 
und Vorgehensweisen sowie viele Befunde zu erhobenen Variablen ausführlich 
diskutiert. Dadurch soll nachvollziehbar werden, mit welchen Methoden und 
bezüglich welcher Inhalte Informationen aus Akten zu Körperverletzungen an 
Kindern gewonnen werden können. Die sehr detailliert dargestellten Ergebnisse 
werden in der Diskussion für die in Kapitel 4 formulierten Desiderate jeweils 
spezifisch zusammengefasst. Hieran anknüpfend werden die Ergebnisse vor dem 
empirischen Forschungsstand und dem rechtlichen Rahmen diskutiert. Dabei 
wird insbesondere besprochen, welche Besonderheiten Gewalt gegen Kinder im 
Hellfeld hat und welche Konsequenzen für die Rechtsanwendung und 
-gestaltung gezogen werden können (Kapitel 7). 


== 
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2 Rechtlicher Rahmen 


Das Ziel, Kinder vor körperlicher Gewalt zu schützen, wird von staatlicher Seite 
auf verschiedenen Ebenen verfolgt; Strafrecht ist dabei nur ein Baustein von 
vielen. Eine besondere Herausforderung für den staatlichen Schutzauftrag stellt 
die Vermeidung von körperlicher Gewalt gegen Kinder im eigenen Elternhaus 
dar, da in diesen Fällen das Erziehungsprimat der Eltern zu beachten ist (Art. 6 II 
GG). Danach sind Eltern primär für die Erziehung ihrer Kinder verantwortlich 
und können diese nach ihren Vorstellungen ausgestalten.” Nur wenn Gefahren 
für das Wohl des Kindes drohen, muss die staatliche Gemeinschaft tätig werden." 
Mittlerweile hat sich ein breites, staatliches Handlungsinstrumentarium heraus- 
gebildet, das an unterschiedliche Gefährdungsgrade anknüpft und damit dem 
grundrechtlich postulierten Verhältnis zwischen Eltern, Kind und Staat Rech- 
nung trägt. 


Staatliche Handlungsmöglichkeiten bei (möglicher) innerfamiliärer Gewalt las- 
sen sich unterschiedlichen Wirkungsebenen der Kriminalprävention” zuordnen. 
Auf Ebene der „universellen Kriminalprävention“, bei der allgemeine Maßnah- 
men ohne eine konkrete Gefährdungssituation zur Anwendung kommen, '” sind 
bspw. die vielfältigen Angebote der Kinder- und Jugendhilfe zu nennen, die 
innerhalb der Gesamt- und Planungsverantwortung der Träger der Öffentlichen 
Jugendhilfe bereitzustellen sind ($ 79 I SGB VII). Eine bedeutende Rolle auf 
dieser Ebene haben in der Kinderschutzdiskussion der vergangenen Jahre auch 
die Kindervorsorgeuntersuchungen (sog. U-Untersuchungen) eingenommen, die 
insbesondere durch die Einführung verbindlicher Einlade- und Informationswei- 
tergabesysteme in verschiedenen Bundesländern zur Prävention von Misshand- 
lungen und Vernachlässigungen beitragen sollen''. Daneben sind dieser Ebene 
auch Aufklärungskampagnen zur ungewollten Gefährdung von Kindern zuzu- 
ordnen, wie beispielsweise die von der API Kinder- und Jugendstiftung in Zu- 
sammenarbeit mit dem Institut für Rechtsmedizin dem UKE Hamburg veröffent- 
lichten Kampagne „Schütteln tötet“.'” Dieser Ebene sind zudem auch general- 





? BVerfGE 59, S. 360, 376; 31, S. 194, 204 f.; 24, S. 119, 143 f. 

$ BVerfGE 59, S. 360, 376; 10, S. 59, 84. Vgl. zum Verhältnis zwischen Eltern, Kind und Staat 
1.S. d. Art 6 II GG auch Höynck/Haug 2012 S. 24 f. m. w.N. 

° Vertiefend zu den unterschiedlichen Präventionsebenen: Meier 2016, S. 295 ff. 

!% Meier 2016, S. 295 f. Diese Ebene wird auch als primäre Kriminalprävention bezeichnet, siehe 
Meier 2010, S. 274 £. 

!! Vgl. dazu Nothhafft 2009. 

" https://www.schuettelntoetet.de/. 


© Der/die Herausgeber bzw. der/die Autor(en), exklusiv lizenziert durch 
Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2020 
M. Haug, Körperverletzungsdelikte an Kindern unter 6 Jahren, 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-31346-3_2 
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präventive Ziele der Strafandrohungen des Strafgesetzbuchs (StGB) zuzuord- 
13 
nen. 


Auf Ebene der „selektiven Kriminalprävention“, die an bestimmte Gefährdungs- 
oder Krisensituationen anknüpft,'* sind die Hilfen zur Erziehung ($$ 27-35 
SGB VII) zu nennen, die in solchen erzieherischen „Defizitsituationen“'” zur 
Anwendung kommen, die durch Unterstützung ausgeglichen werden können 
($ 271SGB VIM). Hilfen zur Erziehung sind Angebote der Kinder- und Jugend- 
hilfe, die von den Personensorgeberechtigten freiwillig in Anspruch genommen 
werden. Je stärker sich die Gefährdung einer Schädigung nähert, desto stärker 
werden die mit den staatlichen Handlungsmöglichkeiten verbundenen Eingriffs- 
rechte. Kommt es zu Situationen, in denen das Kindeswohl gefährdet ist, liegt 
also eine Situation vor, die eine „erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicher- 
heit voraussehen lässt“'°, kann die Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung 
auch durch das Familiengericht verbindlich angeordnet werden ($ 1666 III Nr. 1 
BGB). Bei schwerwiegenden Gefahren kann das Familiengericht sogar die elter- 
liche Sorge (in Teilen) entziehen.'” In dringenden Fällen kann das Jugendamt 
gefährdete Kinder in Obhut nehmen, sofern das Familiengericht nicht rechtzeitig 
erreichbar ist oder die Personensorgeberechtigten nicht widersprechen ($ 42 IS. 
1 Nr. 2 SGB VIM). Dreh- und Angelpunkt in diesem Gefüge ist oftmals der mit 
dem Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz'” eingeführte $ 8a SGB 
VII, der als Verfahrensnorm die Handlungsschritte bei Bekanntwerden von 
gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung regelt.'” 


Auf Ebene der „indizierten Kriminalprävention“, wenn es also zu körperlicher 
Gewalt gegen Kinder kam,” kommt schließlich das Strafrecht zur Anwendung. 
Anknüpfend an spezialpräventive Leitgedanken soll mit der Anwendung des 





B Vgl. Meier 2016, S. 296. 

!# Meier 2016, S. 296. Diese Ebene wird auch als sekundäre Kriminalprävention bezeichnet, siehe 
Meier 2010, S. 275. 

5 Schmid-Obkirchner, in: Wiesner 2015, SGB VII, $ 27 Rn. 23. 

'° BGH FamRZ 1956 S. 350. 

'7 Der Entzug der gesamten Personensorge ist gemäß $ 1666a II BGB als ultima ratio zu betrachten; 
vgl. dazu auch Haug/Höynck 2016, S. 96; Höynck/Haug 2012, S. 38. 

'® Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (Kinder- und Jugendhilfeweiterent- 
wicklungsgesetz — KICK) vom 08.09.2005, BGBl. I, S. 2729. 

Vgl. näher zur Gefährdungseinschätzung nach $ 8a SGB VII und den möglichen Folgen 
Höynck/Haug 2012, S. 33 ff. 

20 Meier 2016, S. 296. Diese Ebene wird auch als tertiäre Kriminalprävention bezeichnet, siehe Meier 
2010, S. 275. 
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Strafrechts die Begehung von weiteren Straftaten verhindert werden.” Da Schä- 
digungen auch ein Hinweis auf weitere Gefahren sein können,” können zugleich 
auch unterstützende oder eingreifende Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe 
sowie des Familiengerichts aus dem Bereich der selektiven Kriminalprävention 
zur Anwendung kommen. 


Alle drei Ebenen der Kriminalprävention finden sich auch bezüglich nichtelterli- 
cher Gewalt gegen Kinder, so z. B. in der Vermittlung von Verhaltensregeln im 
Umgang mit Gefahrensituationen an Kinder (universelle Prävention), dem Aus- 
bau offener Kinder- und Jugendarbeit in sozialen Brennpunkten (selektive Prä- 
vention) und natürlich auch der Anwendung des Strafrechts gegen nichtelterliche 
Täter” (indizierte Kriminalprävention). Rechtlich erfordert die herausgehobene 
Stellung der Eltern aber spezifische Regelungen, insbesondere bei der indizierten 
Kriminalprävention. 


Ein Ziel des Strafrechts ist also die Verhinderung weiterer Rechtsgutsverletzun- 
gen.”* Zusätzlich soll mit dem Strafprozess der Rechtsfrieden nach einer Rechts- 
gutsverletzung wiederhergestellt werden.” Dieses zweite Ziel verdeutlicht sich 
z.B. in den eingangs beschriebenen, medialen Diskussionen über Kinderschutz 
und den Umgang mit Tätern. Der Rechtsfrieden betrifft dabei nicht nur die un- 
mittelbaren Konfliktparteien, vielmehr sollen auch Lösungen gefunden werden, 
die von der Öffentlichkeit mitgetragen werden. 


2.1 Kinderschutz durch Strafrecht 


Der strafrechtliche Rechtsgüterschutz und die Aufarbeitung von Straftaten berüh- 
ren verschiedene Interessen, die zu einem Ausgleich gebracht werden müssen. 
Neben der körperlichen Unversehrtheit, die zu schützen der Staat verpflichtet ist 
(Art 2 II 1 GG),” können durch die Strafverfolgung von körperlicher Gewalt 
gegen Kinder weitere Interessen der betroffenen Kinder berührt sein. Dabei ist 
insbesondere das Kindeswohl hervorzuheben. Dem Kindeswohl kann es bspw. 





2! Vgl. zum Leitgedanken der Prävention im modernen Strafrecht Meier 2016, S. 246 ff. 

” Vgl. Coester, in: Staudinger 2016, BGB, $ 1666 Rn. 82a. 

” Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit verwendet die vorliegende Arbeit sprachlich das generi- 
sche Maskulinum und bezieht sich damit stets auf Personen des weiblichen Geschlechtes und des 
männlichen Geschlechts gleichermaßen. 

>* Meier 2016, S. 246. 

> Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, Einl Rn. 4; Roxin/Schünemann 2017, $ 1 Rn. 1. 

2° Di Fabio, in: Maunz/Dürig 2018, GG, Art. 2 Abs. 2 Satz 1, Rn. 43, 86. Mit der der Einführung 
entsprechender Strafgesetze stellte der Staat den Schutz der körperlichen Unversehrtheit über die 
Handlungsfreiheit des Einzelnen. 
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widersprechen, wenn Bindungen zu Bezugspersonen gestört werden.”’ So be- 
schreibt $ 1626 III S. 1 BGB explizit, dass es i. d. R. dem Kindeswohl entspricht, 
wenn beide Eltern Umgang mit dem Kind haben. Ein Strafprozess kann aber 
nicht nur im Fall einer Haft oder Freiheitsstrafe für ein Kind und seine Familie 
erhebliche Belastungen hervorrufen. Hierbei kann auch der Schutz der Pri- 
vatsphäre der Familie relevant werden. Demgegenüber besteht ein gesellschaftli- 
ches Interesse daran, dass Fälle von Gewalt gegen Kinder nicht folgenlos blei- 
ben. 


Der Beschuldigte muss durch die Verfolgung der Straftat Eingriffe in seine 
Rechte erdulden. So kann es durch das Strafverfahren bspw. zu Eingriffen in die 
persönliche Freiheit oder Eigentumsrechte kommen. Die Interessen des Beschul- 
digten an der Wahrung dieser Grundrechte werden durch ein Strafverfahren 
regelmäßig berührt, z. B. durch vorläufige Festnahmen oder Beschlagnahmen. 
Sind Eltern einer Straftat an ihrem Kind verdächtig, greift die strafrechtliche 
Aufarbeitung der Tat u. U. auch in das grundrechtlich verbürgte elterliche Erzie- 
hungsrecht ein. 


Während das materielle Strafrecht insbesondere im StGB die Grundlagen der 
Strafbarkeit und der Rechtsfolgen regelt, beinhaltet das Strafprozessrecht, insbe- 
sondere in der Strafprozessordnung (StPO) und den ergänzenden Verwaltungs- 
vorschriften, Regelungen zur Ermittlung der Strafbarkeit sowie zur Herbeifüh- 
rung und Durchsetzung einer justiziellen Entscheidung.”* Beide Regelungsberei- 
che sind dabei eng miteinander verzahnt. 


Aufgrund der erheblichen Eingriffe in Rechte der Beteiligten, sind die staatlichen 
Handlungen stets am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu orientieren. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass auch Einstellungen des Verfahrens zum präventiven 
Rechtsgüterschutz beitragen können.” Hat etwa das Verfahren dem Täter bereits 
die Ernsthaftigkeit der Strafandrohung verdeutlicht, kann ihm durch die Einstel- 
lung des Verfahrens eine Möglichkeit zur Legalbewährung gegeben werden, 
ohne dass er Einschnitte durch eine Sanktion hinnehmen muss.” In Fällen von 
elterlicher Gewalt können so die mit einer Sanktion verbundenen Folgen der 
ganzen Familie und damit auch dem Opfer erspart bleiben. 





7 Vgl. Höynck/Haug 2012, S. 28 f. 

8 Vgl. Roxin/Schünemann 2017, $ 1 Rn. 1 sowie Meier 2012, S. 370, der das Sanktionenrecht als 
eigenständige Regelungsmaterie beschreibt. 

” Meier 2016, S. 252; Rieß 1981, S. 6. 

30 Meier 2016, S. 252. 
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2.2 Strafbarkeit von körperlicher Gewalt gegen Kinder 


Die Wahrnehmung von Kindern als Subjekte mit eigenen Bedürfnissen und 
Rechten ist eine noch recht junge Anschauung. Während die Einführung eines 
eigenen Straftatbestandes der Misshandlung von Schutzbefohlenen in $ 223b 
StGB a.F. im Jahr 1933 zum Ausdruck brachte, dass die staatliche Gemeinschaft 
für schwere Körperverletzungen an Kindern durch ihre Eltern einsteht”' und 
diese Haltung seitdem Bestand hat, hat sich die Haltung zur Frage, welche Hand- 
lungen gegenüber Kindern im unteren Schwerebereich als tolerabel bzw. intole- 
rabel betrachtet werden, und damit zugleich zur Frage, welche Körperverlet- 
zungshandlungen gegenüber Kindern in diesem Schwerebereich für strafwürdig 
bzw. nicht strafwürdig erachtet werden, im Lauf der Zeit verändert. So galten bis 
etwa 1970 Züchtigungen durch Lehrer als angemessen, länger noch wurden 
elterliche Züchtigungen im Rahmen der Erziehung toleriert. Die Einführung des 
Gewaltverbots im Jahr 2000° stellte sodann in $ 1631 II BGB klar, dass auch 
körperliche Bestrafungen nunmehr verboten sind. Die Auswirkungen des Ge- 
waltverbots auf das Strafrecht sind seitdem umstritten (siehe dazu ausführlicher 
Kapitel 2.2.1 am Ende). 


Das deutsche Strafrecht schützt gezielt einzelne Rechtsgüter. Für den Schutz der 
körperlichen Integrität von Kindern müssen neben Straftaten gegen die körperli- 
che Unversehrtheit (17. Abschnitt des StGB) auch Straftaten gegen das Leben 
(16. Abschnitt des StGB) betrachtet werden.” Für die Frage, ob eine Strafbarkeit 
vorliegt, wird das Tatgeschehen in einzelne Fragmente gegliedert, z. B. in zeitli- 
che Abschnitte. Für die einzelnen Fragmente wird schließlich geprüft, ob die dort 
beschriebene Handlung einen Straftatbestand bzw. mehrere Straftatbestände in 
objektiver Hinsicht erfüllt. Für die Bejahung einer Strafbarkeit muss die Hand- 
lung weiter vorsätzlich”*, rechtswidrig” und schuldhaft” begangen worden sein. 





3! Vgl. Bauer 1969, S. 12. 

?? Mit dem Gesetz zur Ächtung der Gewalt in der Erziehung und zur Änderung des Kindesunterhalts- 
rechts vom 02.11.2000, BGBl. I, S. 1479. Vgl. zur Geschichte des elterlichen Züchtigungsrechts 
Heinrich 2011, S. 433 ff. sowie die kursorische Übersicht bei Haug 2018, S. 199 £. 

°® Siehe zu den besonderen Strafvorschriften zum Schutz von Kindern insgesamt Hüneke 2012, S. 
428 ff. 

3 Gemäß $ 15 StGB ist nur vorsätzliches Handeln strafbar, sofern der Straftatbestand nicht ausdrück- 
lich fahrlässiges Handeln unter Strafe stellt. 

°5 Rechtswidrig ist eine Tat, wenn sie nicht durch einen Rechtfertigungstatbestand gedeckt ist, wie 
Z. B. durch Notwehr ($ 32 StGB). 

?6 Dem liegt das Schuld- und Verantwortungsprinzip zugrunde, wonach sich Menschen grundsätzlich 
frei für oder gegen einen Rechtsbruch entscheiden können, vgl. Wessels/Beulke/Satzger 2017, Rn. 
613. 
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Im Folgenden werden die rechtlichen Konturen und deren Ausgestaltung durch 
die Rechtsprechung zu vorsätzlichen Körperverletzungsdelikten und versuchten 
Tötungsdelikten an Kindern vorgestellt. Die Darstellungen beziehen sich dabei 
auf wesentliche Strukturen entsprechend dem Forschungsinteresse. 


2.2.1 Körperverletzung, $ 223 StGB 


Nach $ 2231 StGB wird mit Geldstrafe oder bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe 
bestraft, „wer eine andere Person körperlich misshandelt oder an der Gesundheit 
schädigt“. Die beiden Tatbestandsvarianten stehen selbstständig nebeneinander 
und haben, da das eine nicht selten ohne das andere einhergeht, naheliegender- 
weise eine Schnittmenge’’. Körperliche Misshandlung wird definiert als „üble, 
unangemessene Behandlung durch die das körperliche Wohlbefinden oder die 
körperliche Unversehrtheit nicht nur unerheblich beeinträchtigt wird“°°. Körper- 
liche Misshandlungen können danach durch substanzverletzende Einwirkungen, 
wie bspw. Hämatome oder Wunden, verwirklicht werden.” Das körperliche 
Wohlbefinden knüpft an das Körperempfinden des Opfers zum Zeitpunkt vor der 
Tat an“ und kann bspw. durch Zufügung von Schmerzen, etwa durch eine Ohr- 
feige,*' beeinträchtigt werden. Eine Gesundheitsschädigung ist jedes Hervorru- 
fen oder Steigern eines pathologischen Zustands, ausgehend vom gesundheitli- 
chen Status quo des Opfers.” 


Die Einwirkung des Täters auf das Opfer darf bei beiden Tatbestandsvarianten 
nicht nur unerheblich sein.* Die Erheblichkeit ist dabei im Einzelfall unter Be- 
rücksichtigung der Merkmale des Opfers sowie der Intensität und der Dauer der 
Einwirkung zu bestimmen.” Als unerheblich gewertet wurden von der Recht- 





°7 Fischer 2018, StGB, $ 223 Rn. 3. 

?8 Rengier 2018, $ 13 Rn. 7. 

” Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 223 Rn. 3. Zu den Substanzverletzun- 
gen werden auch Substanzverluste gerechnet, wie bspw. der Verlust eines Zahns, vgl. Rengier 2018, 
$ 13 Rn. 8. 

“ Wolters, in: Deiters/Greco/Hoyer u. a. 2017, $ 223 Rn. 5. 

* Nach BGH NJW 90, S. 3156, 3157 hat „die Verabreichung einer Ohrfeige [...] [gegenüber einer 
erwachsenen Person] in der Regel eine mehr als bloß unerhebliche Beeinträchtigung des Wohlbefin- 
dens zur Folge“. 

#2 BGH NJW 1989, 781, 783; Eser/Sternberg-Lieben in Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 223 Rn. 5 
m. w. N.; Joecks (Hardtung), in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 223 Rn. 29, 30 m. w.N. 

= Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 223 Rn. 4a; Fischer 2018, StGB, $ 
223 Rn. 6; Wolters, in: Deiters/Greco/Hoyer u. a. 2017, Rn. 7, jeweils mit Beispielen aus der Rspr. 

# Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 223 Rn. 4a. 
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sprechung kurzzeitige, leichte Beeinträchtigungen wie bspw. Ekelgefühle oder 
Schweißausbrüche.” 


Bezüglich des Erfolgs verlangen beide Tatbestandsvarianten somatische Fol- 
gen.” Diese Folgen können auch durch psychische Einwirkungen verursacht 
werden, wie bspw. durch Bedrohungen,’ Schalleinwirkungen® oder Niederbrül- 
len eines Kindes”. Gefühlserregungen wie Angst oder Schrecken reichen aber 
nicht für die Bejahung eines Erfolgs, vielmehr müssen die psychischen Einwir- 
kungen zu körperlichen Folgen geführt haben, wie bspw. Magenschmerzen in- 
folge von Angst.” 


Hinsichtlich der Begehungsweise macht der Tatbestand des $ 223 I StGB keine 
einschränkenden Vorgaben. Die Handlung muss nicht notwendigerweise in Form 
einer körperlichen Gewalthandlung begangen werden. Gerade in der Tatvariante 
der Gesundheitsschädigung kann die Körperverletzung durch psychische Ein- 
wirkungen begangen werden, wie bspw. durch Ruhestörungen. Die körperlichen 
Folgen werden dabei lediglich mittelbar verursacht. Hervorgerufen werden kann 
eine Gesundheitsschädigung dabei auch durch wiederkehrende, kleinere Beein- 
trächtigungen.°' 


Der tatbestandliche Erfolg kann auch durch ein Untätigbleiben verwirklicht wer- 
den. Gemäß $ 131 StGB macht sich strafbar, „wer es unterlässt, einen Erfolg 
abzuwenden, der zum Tatbestand eines Strafgesetzes gehört, [...] wenn er recht- 
lich dafür einzustehen hat, dass der Erfolg nicht eintritt“. Im Bereich der Gewalt 
gegen Kinder werden Begehungen durch Unterlassen besonders bedeutsam, da 
Kinder, v. a. im jungen Alter, auf Schutz und Fürsorge durch andere Personen 
angewiesen sind. Voraussetzung für eine Unterlassungsstrafbarkeit ist zunächst, 
dass die nicht handelnde Person eine Einstandspflicht, eine sog. Garantenstel- 





” Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 223 Rn. 4a; Fischer 2018, StGB, $ 
223 Rn. 6; jeweils mit Beispielen aus der Rspr. 

“% Joecks (Hardtung), in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, Vorbemerkung zu $ 223, Rn. 5; siehe 
bspw. auch Fischer 2018, StGB, $ 223 Rn. 6 m. w.N. für die Variante der körperlichen Misshand- 
lung sowie Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 223 Rn. 6 m. w.N. für die 
Variante der Gesundheitsschädigung. Wolfslast vertritt hingegen die Ansicht, dass die Psyche eben- 
falls in den Schutzbereich der Norm einzubeziehen ist, Wolfslast 1985, S. 19 ff. 

“7 BGH NStZ-RR 2012, S. 340, 341; BGH NStZ 2000, 8. 25. 

“® StA Hannover NStZ 1987, S. 175, 176. 

® Meier 2012, 8.373. 

°0 Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 223 Rn. 4 m. w.N.; siehe auch 
Fischer 2018, StGB, $ 223 Rn. 6, 12, jeweils m. w. N. 

5! Vgl. Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 223 Rn. 6 mit Beispielen aus der 
Rspr. zu Belästigungen und Mobbing. 
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lung, gegenüber dem Opfer hat. Die Garantenstellung kann sich dabei aus dem 
Gesetz ergeben. So sind bei körperlicher Gewalt gegen Kinder die Eltern nach 
8 1626 I BGB verpflichtet, Schäden von ihren Kindern abzuwenden. Für Mitar- 
beiter des Jugendamts legt der mit dem Kinder- und Jugendhilfeweiterentwick- 
lungsgesetz°” im Jahr 2005 neu eingeführte $ 8a SGB VIII einen Schutzauftrag 
bei Gefährdung des Kindeswohls fest, der insofern den staatlichen Schutzauftrag 
aus $1II S. 2 SGB VIII konkretisiert.”° Die Beschützergarantenstellung der 
Mitarbeiter des Jugendamts kann sich aber auch qua faktischer Übernahme erge- 
ben.°* Mitarbeitern anderer staatlicher Stellen kann eine Garantenstellung qua 
rechtlicher Pflichtzuweisung zukommen.” Daneben kann sich eine Garantenstel- 
lung auch aus einem besonderen Vertrauensverhältnis wie etwa unter Familien- 
mitgliedern ergeben.” 


Weitere Voraussetzung für die Unterlassungsstrafbarkeit ist, dass der Erfolg bei 
pflichtgemäßem Handeln, also bei Vornahme einer rechtlich gebotenen, aktiven 
Handlung, verhindert worden wäre.’ Ob eine solche Handlung möglich gewesen 
wäre, ist im Einzelfall zu bestimmen. Jugendamtsmitarbeiter bewegen sich im 
oben dargestellten Spannungsfeld zwischen Elternrechten und Kindesschutz.°* 
Ihr fachliches Handeln bei möglichen Kindeswohlgefährdungen ist an den Ver- 
fahrensvorgaben des $ 8a SGB VIII zu messen.” 


Der Tatbestand der Körperverletzung ist zudem nicht auf bestimmte Personen- 
kreise beschränkt. Neben Eltern und Jugendamtsmitarbeitern können die Taten 
bspw. auch durch erwachsene Bekannte oder fremde Personen begangen werden. 
Auch Geschwister des Opfers oder Mitschüler kommen bspw. in Betracht. Kin- 





°? Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (Kinder- und Jugendhilfeweiter- 
entwicklungsgesetz -— KICK) vom 8. September 2005, BGBl. I, S. 2729. 

® Siehe dazu Meier 2012, S. 384 f.; Stree/Bosch, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 13 Rn. 3la 
m.w.N. 

>* Siehe dazu Meier 2012, S. 385 m. w. N.; Stree/Bosch, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 13 Rn. 
3la m. w.N. Siehe ausführlich zur Garantenhaftung in der Öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe: 
Bringewat 2007. Ausführlich zu Strafbarkeitsrisiken des Jugendamts: Dießner 2008, Teil 2 S. 156 ff. 
55 Fischer 2018, StGB, $ 13 Rn. 29. 

>° Fischer 2018, StGB, $ 13 Rn. 44 m. w. N.; Stree/Bosch, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 13 
Rn. 18 m. w.N. 

57 Wessels/Beulke/Satzger 2017, Rn. 1002. 

® Siehe auch Meier 2012, S. 385. 

°° Meier 2012, S. 386. Siche ders. vertiefend zur Frage der Erfolgsabwendungsmöglichkeit bei fakti- 
schen Zwängen und zur Frage der Quasi-Kausalität bei arbeitsteilig gestalteten Prozessen, Meier 
2012, S. 386 £. 


2.2 Strafbarkeit von körperlicher Gewalt gegen Kinder 13 





der im Alter unter 14 Jahren sind aber gemäß $ 19 StGB schuldunfähig und da- 
mit nicht strafrechtlich verantwortlich. 


Eltern waren, sofern es um erzieherisch notwendige Handlungen ging, lange Zeit 
privilegiert. Tatbestandsmäßige, körperliche Züchtigungen i. S.d. $ 223 StGB 
waren durch das elterliche Sorge- und Erziehungsrecht aus dem Familienrecht 
gedeckt.‘ Im Jahr 2000 wurde im Familienrecht ein gesetzliches Verbot jegli- 
cher Gewalt gegen Kinder verankert. Mit dem Gesetz zur Ächtung der Gewalt in 
der Erziehung®' wurde $ 1631 II BGB wie folgt gefasst: „Kinder haben ein Recht 
auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen 
und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig.“ Unmittelbare Ansprü- 
che sind mit $ 1631 II S. 1 BGB nicht verknüpft, es handelt sich vielmehr um 
einen Programmsatz, der eine Bewusstseinsänderung bewirken soll.°” Eine In- 
dizwirkung bei Kindeswohlentscheidungen nach dem BGB und nach dem SGB 
VIII ist aber fraglos.°° 


Inwiefern sich die Norm auf das Strafrecht auswirkt, ist umstritten, wobei sich 
die Debatte um diese Frage in den vergangenen Jahren deutlich beruhigt hat. Die 
Rechtsprechung und weite Teile der Literatur nehmen an, dass mit der Einfüh- 
rung des Gewaltverbots auch eine strafrechtliche Privilegierung von Eltern nicht 
mehr möglich ist. Fraglos ist, dass eine Tracht Prügel oder die Verwendung von 
Gegenständen zur Züchtigung von Kindern nicht mehr vom elterlichen Züchti- 
gungsrecht gedeckt sind.°' Der Streit hatte sich insbesondere an leichten Züchti- 
gungen zu erzieherischen Zwecken entzündet, wie etwa Ohrfeigen, bei denen 
von der Härte des Strafrechts und seiner staatlichen Durchsetzung mithilfe der 
Ermittlungsorgane und der Justiz mehr Schaden als Nutzen befürchtet wurde. 
Einige Autoren vertreten daher die Ansicht, dass Eltern weiterhin in den inhaltli- 
chen Grenzen des bisher anerkannten Rechtfertigungstatbestandes solche „maß- 
vollen“ Züchtigungen ausüben dürfen, die im unteren Schwerebereich einzu- 
ordnen sind. Dabei werden verschiedene rechtliche Anknüpfungspunkte gewählt, 
die an dieser Stelle nur schlaglichtartig beleuchtet werden sollen. 





© BGH NJW 1953, 1440 f.; BGH NJW 1958, 799, 800; BGH NStZ 1987, 173, 174. 

6! Gesetz zur Ächtung von Gewalt in der Erziehung und zur Änderung des Kindesunterhaltsrechts 
vom 2.11.2000, BGBl. I, S. 1479. 

°* BT-Drucks. 14/1247 8. 7; Palandt 2018, BGB, $ 1631 Rn. 6. 

® Vgl. Höynck/Haug 2012 Siehe auch BT-Drucks. 14/1247 S. 5. 

% So auch schon Günther 1992, S. 881, Joecks, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 223 Rn. 
74; Riemer 2006, S. 388. 

© Vgl. Roxin 2004, S. 178; Heinrich 2011, S. 437; Beulke 1999, S. 542. 

6 Wessels/Beulke/Satzger 2017, Rn. 593. 


14 2 Rechtlicher Rahmen 





Manche Autoren stellen die Verfassungsmäßigkeit der Norm und damit die eine 
Geltung des $ 1631 II BGB insgesamt infrage. Begründet wird dies damit, dass 
das umfassende Gewaltverbot in $ 1631 II BGB in unverhältnismäßiger Weise in 
das elterliche Erziehungsrecht aus Art. 6II S.1 GG eingreife.°’ Hiergegen 
spricht zum einen das in Art 6 II S.2 GG normierte staatliche Wächteramt, das 
Eingriffe in das elterliche Erziehungsrecht zum Zwecke des Kindesschutzes 
erlaubt.°® Zum anderen handelt es sich beim elterlichen Erziehungsrecht um ein 
treuhänderisches Recht, das im Interesse der beteiligten Kinder auszuüben ist.” 
Weitere Ansätze fokussieren z. B. die Tatbestandsebene,” die Rechtfertigungs- 
ebene’! oder die Ebene der Schuld’”. Erwägungen einer Trennung zwischen 
Zivilrecht und Strafrecht werden mit Blick auf die Einheit der Rechtsordnung 
verworfen.” 





67 Noak 2002, S. 406 ff.; Roellecke 1999, S. 338; Murmann 2017, S. 289 £. 

® Vgl. Meier 2012, S. 380. 

© BVerfG FamRZ 2008, S. 845, 848; BVerfGE 59, S. 360, 376 f. 

”° Hierzu wird vertreten, dass angemessene Züchtigungen nicht unter den Begriff der entwürdigenden 
Maßnahmen fallen, siehe Wessels/Beulke/Satzger 2017, Rn. 593 f. Gegen diesen Ansatz sprechen 
jedoch der eindeutige Wortlaut des Gesetzes sowie auch die gesetzgeberische Intention, jegliche Art 
körperlicher Bestrafung zu verbieten, vgl. BT-Drucks. 14/1247, S. 5; Hillenkamp 2001 S. 165; Jäger 
2010 S. 688; Roxin 2004, S. 178. Auch spricht dagegen, dass über Jahrzehnte hinweg (auch leichte) 
körperliche Züchtigungen ja gerade den Tatbestand einer (einfachen) Körperverletzung erfüllten und 
ein „Korrektiv“ auf der Rechtfertigungsebene erfuhren, vgl. Heinrich 2011, S. 435. Auch die Argu- 
mentation zur „Notwehrprobe“, wonach züchtigende Eltern z. B. im Rahmen einer Nothilfehandlung 
ggf. erhebliche Einwirkungen gegen sich selbst zu erdulden hätten, ist wenig überzeugend, vielmehr 
kann darin eine Stärkung der Rechtsposition der betroffenen Kinder erblickt werden, so ausdrücklich 
Meier 2012, S. 381. 

7”! So bemüht beispielsweise Heinrich eine Rechtfertigung über $ 34 StGB (rechtfertigender Not- 
stand) für Fälle, bei denen die Gefahr einer ansonsten eintretenden Fehlentwicklung besteht, wenn 
eine gewaltfreie Einwirkung entweder durch das Kind nicht möglich ist (wenn das Kind „verstockt“ 
ist, also eine gewaltfreie Erziehung sinnlos erscheint) oder wenn Eltern sich subjektiv nicht in der 
Lage schen, gewaltfrei zu erziehen, siehe Heinrich 2011, S. 440 ff. Kritisch wurde zu diesem Ansatz 
von Roxin (2004) angemerkt, dass er nicht zu überzeugen vermag, weil Unterstützungsmöglichkeiten 
nach dem SGB VII stets das Eintreten einer „nicht anders abwendbaren Gefahr“ i. S. d. $ 34 StGB 
verhindern, zudem kann eine körperliche Bestrafung kein „angemessenes Mittel“ i.S.d. $ 34 S.2 
StGB darstellen, denn $ 1631 II BGB, der jede Bestrafung für entwürdigend hält, verhindert eine 
solche Einordnung, Roxin 2004, S. 179. 

7° Einen Schuldausschluss für Fälle, bei denen eine gemäßigte Züchtigung aus einer aktuellen Über- 
forderungssituation heraus geschieht, die „auch in der Gesellschaft auf Verständnis [stößt]“’” schlägt 
Jäger vor und knüpft damit an Situationen an, die als nachvollziehbarer Grund für elterliche Züchti- 
gungen gelten, siehe Jäger 2010 S. 694. Kritisiert wird dieser Ansatz dafür, dass danach das Label 
„Unrecht“ erhalten bleibt und zugleich auf Nachsicht gegenüber Eltern in der Erziehung gesetzt wird, 
siehe Murmann 2017, S. 289. 

? Heinrich 2011, S. 438; Jäger 2010, S. 689; Riemer 2005, S. 404. 
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Überwiegend wird eine Auswirkung des $ 1631 II BGB auf das Strafrecht da- 
hingehend angenommen, dass sämtliche, die Erheblichkeitsschwelle des $ 223 
StGB überschreitenden Züchtigungen nunmehr strafbar sind.’* Auch die wenigen 
aus der Rechtsprechung bekannten Beispiele zeigen, dass eine Privilegierung der 
Eltern bei körperlichen Bestrafungen durch die justizielle Praxis abgelehnt 
wird.’” Mögliches Korrektiv für den Fall, dass es zu einer Strafverfolgung 
kommt, sind die Einstellungsmöglichkeiten durch die Staatsanwaltschaft (siehe 
näher dazu hinten Kapitel 2.3.1.4) und das Gericht. Auf das Erfordernis, bei 
Fällen im unteren Schwerebereich von Einstellungsmöglichkeiten Gebrauch zu 
machen, und in diesen Fällen die Kinder- und Jugendhilfe früh einzubinden, hat 
der Gesetzgeber selbst auch hingewiesen.’ Dieser Ansatz wird dafür kritisiert, 
dass auch Einstellungen durch die Staatsanwaltschaft u. U. Einfluss auf die elter- 
liche Erziehung nehmen (z. B. durch bestimmte Auflagen) und diesen Entschei- 
dungen i. d.R. polizeiliche Ermittlungen vorangehen, die mit erheblichen Ein- 
griffen in die familiäre Privatsphäre (z. B. durch Befragungen von Eltern und 
Kindern, Durchsuchungen der Familienwohnung) oder in den sozialen Nahbe- 
reich (z. B. Befragungen von Nachbarn oder Bekannten zu Beobachtungen bzgl. 
der Familie) verbunden sind.”’ Am Ende stehe damit zwar (möglicherweise) 
keine Kriminalisierung, jedoch aber eine erhebliche Stigmatisierung der Familie, 
die den Familienfrieden letztlich mehr gefährden kann, als die körperliche Züch- 
tigung selbst. 


Oftmals werden aber leichte taktile Einwirkungen, wie etwa Klapse auf Po oder 
Finger, festeres Anpacken oder leichtes Schütteln eines älteren Kindes als spon- 
tane Reaktion zu erzieherischen Zwecken aus dem Anwendungsbereich des 
8 223 StGB ausgenommen, da sie die Erheblichkeitsschwelle nicht überschrei- 
ten. 





"Vgl. Meier 2012, S. 382, der insofern auf die „überwiegend vertretene [...] Auffassung“ verweist. 
7 AG Burgwedel, Urteil vom 10. November 2004 — 64 Ds 3643 Js 8475/04 (20/04) -, juris Rn. 19; 
siehe auch AG Köln, Urteil vom 16.10.2003, zitiert bei Riemer 2005, S. 403 f. Verfahrensgegen- 
ständlich waren in diesen beiden Fällen Ohrfeigen zu erzieherischen Zwecken. Weitere Fälle aus der 
strafrechtlichen Praxis bei Riemer 2006, S. 390. 

7° BT-Drucks. 14/1247, 8.3, S. 6. 

& Vgl. dazu Heinrich 2011, S. 439; Roxin 2004, S. 179 £.; Hoyer 2001, S. 521; Beulke 1999, S. 545. 
"® Vgl. bspw. Fischer 2018, StGB, & 223 Rn. 39; Joecks (Hardtung), in: Joecks/Miebach 2017, 
MüKo-StGB, $ 223 Rn. 75. Siehe auch Schramm 2011, S. 207. Meier vertritt, dass eine Strafbarkeit 
allenfalls für bagatellhafte Eingriffe wie den „symbolischen [...] Klaps auf den (bekleideten) Po“ 
entfallen könne, Meier 2016, S. 382. A. A. Riemer, der vertritt, dass jede Form der strafenden Ge- 
waltanwendung auch zugleich strafrechtlich relevant ist, Riemer 2006, S. 391 £. 
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2.2.2 Gefährliche Körperverletzung, $ 224 StGB 


Der Tatbestand des $ 224 StGB” baut auf dem Grundtatbestand des $ 223 StGB 
auf und sieht für bestimmte gefährliche Tatbegehungsweisen einen Strafrahmen 
von sechs Monaten bis zu 10 Jahren Freiheitsstrafe” vor. In den in Nr. 1 und 
Nr. 2 des $ 224 1 StGB benannten Modalitäten wird die Verwendung bestimmter 
Tatmittel unter die erhöhte Strafandrohung gestellt. 


Modalität 1 stellt die Beibringung von Gift oder anderen gesundheitsschädlichen 
Stoffen unter Strafe. Der Begriff Gift bezieht sich auf gesundheitsschädliche 
Stoffe mit toxischer Wirkung.°' Andere gesundheitsschädigende Stoffe” sind 
solche, die ihre schädliche Wirkung auf anderem Weg, z. B. mechanisch oder 
thermisch, entfalten.“ Ein Beibringen wird angenommen, wenn der Täter eine 
Verbindung zwischen Stoff und „Körper derart herstellt, dass dieses dort seine 
gesundheitsschädliche Wirkung entfaltet“. Die Rechtsprechung und überwie- 
gende Teile der Literatur lassen eine Wirkweise von außen genügen, sofern es 
dadurch zu einer erheblichen Gesundheitsgefahr kommt.” Bejaht wurde ein 





” Neu gefasst mit dem Sechsten Gesetz zur Reform des Strafrechts (6. StrRG) vom 26. Januar 1998, 
BGBl. 1 S. 164. Siehe zur Reform (und Nichtreform) der Delikte gegen die körperliche Unversehrt- 
heit auch Rengier 1999. 

$° In minder schweren Fällen von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

#1 Gift ist „jede[r] anorganische[...] oder organische[...] Stoff, der unter bestimmten Bedingungen 
durch chemische oder chemisch-physikalische Wirkung die Gesundheit schädigen kann“, Hardtung 
2008b, S. 964. Vgl. hierzu nur die in der Kommentarliteratur benannten Beispiele wie Arsen, Zyan- 
kali oder Opiate: Fischer 2018, StGB, $ 224 Rn. 4; Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo- 
StGB, $ 224 Rn. 9; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224, Rn. 2b; jeweils 
m. w.N. 

#° Aus dem Wortlaut der Norm ergibt sich, dass Gift ein Unterfall des gesundheitsschädlichen Stoffes 
ist. Insofern ist eine konkrete Zuordnung, sofern die gesundheitsschädigende Wirkung von dem Stoff 
selbst herrührt, letztlich unwesentlich, vgl. Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, 
StGB, $ 224 Rn. 2b. Siehe auch Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 224 Rn. 4; 
Rengier 2018, $ 14 Rn. 11. 

% Fisele 2017, Rn. 324; Fischer 2018, StGB, $ 224 Rn. 5; Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, 
MüKo-StGB, $ 224 Rn. 9; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224 Rn. 2c; 
Rengier 2018, $ 14 Rn. 9. 

“ Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224 Rn. 2d. 

#° BGH NJW 1960, S. 2254 f.; BGH NJW 1984, S. 442 f.; jeweils zum Vergiftungstatbestand des $ 
229 StGB a.F.; Eisele 2017, Rn. 328; Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 224 Rn. 
10; Hardtung 2008b, S. 964; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224 
Rn. 2d; Rengier 2018, $ 14 Rn. 20. Der früher herrschende Streit hat seit dem 6. StRG an Bedeutung 
verloren, da im Rahmen dieser Novellierung der Vergiftungstatbestand in den Kanon der in $ 224 1 
StGB aufgelisteten Tatmodalitäten aufgenommen wurde. Hält man nun eine innere Wirkung für 
erforderlich, so bleibt eine Strafbarkeit nach $ 224 INr. 2 StGB, der denselben Strafrahmen eröffnet, 
vgl. Arzt/Weber/Heinrich u. a. 2015, S. 180. 
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Beibringen eines gesundheitsschädlichen Stoffes in der gerichtlichen Praxis 
danach bspw. bei einer erheblichen Verbrühung mit kochendem Wasser” sowie 
bei einem Eintauchen des Gesäßes eines Kleinkindes in über 50 Grad heißes 
Wasser”. Unter Beibringung eines gesundheitsschädlichen Stoffes werden bspw. 
auch Fälle gefasst, bei denen grundsätzlich unschädliche Stoffe ihre gesundheits- 
schädigende Wirkung erst durch Verabreichung einer größeren Menge entfalten. 
Eine Beibringung eines gesundheitsschädlichen Stoffes wurde vom BGH auch in 
einem Fall angenommen, in dem die Angeklagte die 4-jährige Tochter ihres 
Lebensgefährten dazu zwang, einen Pudding zu essen, in den die 4-Jährige zuvor 
ca. 32 Gramm Salz eingerührt hatte.°® 


Modalität 2 stellt die Verwendung einer Waffe oder eines gefährlichen Werk- 
zeugs unter Strafe.” Unter den Begriff Waffe fallen typischerweise Angriffs- 
oder Abwehrgegenstände, wie beispielsweise Pistolen oder Schlagringe.” Ein 
gefährliches Werkzeug i. S. des $ 224 INr. 2 StGB ist ein Gegenstand, „der nach 
seiner objektiven Beschaffenheit und der Art seiner Verwendung im konkreten 
Fall geeignet ist, erhebliche Verletzungen zuzufügen“”'. Beispiele aus der Recht- 
sprechung bezüglich körperlicher Gewalt gegen Kinder, sind bspw. die Verwen- 
dung von Ledergürteln und Holz- oder Bambusstöcken zur Züchtigung;”” auch 
für das einige Sekunden lange Halten eines entfachten Feuerzeugs unter die 
Hand eines Kindes wurde die Verwendung eines gefährlichen Werkzeugs be- 
jaht””. Nach der Rechtsprechung des BGH stellt das Ausdrücken von glimmen- 





*° BGH, Beschluss vom 28. Juli 2004 -2 StR 207/04 -, juris. 

#7 LG Kaiserslautern, Urteil vom 03. November 2006 — 6035 Js 24719/05 - 4 Ks -, juris Rn. 168. 

#® BGH, Urteil vom 16. März 2006 - 4 StR 536/05 -, juris Rn. 13. 

#% Aus dem Wortlaut ergibt sich, dass eine Waffe ein bestimmtes gefährliches Werkzeug ist. 

% Waffen sind solche „Werkzeuge, die nach Art ihrer Anfertigung allgemein dazu bestimmt und 
geeignet sind, Menschen auf mechanischem oder chemischem Wege zu verletzen“, Stree/Sternberg- 
Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224 Rn. 4. 

9! Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224 Rn. 4. 

” Vgl. zu den Beispielen das Urteil des LG Berlin vom 30.05.2005, in dem der Angeklagte wegen 
wiederholter, anlassloser Züchtigung seiner Kinder mithilfe von verschiedenen Gegenständen zu 
einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren zur Bewährung verurteilt wurde, Urteil vom 30. Mai 
2005 — (509) 7 Ju Js 2606/04 KLs (5/05) -—, juris Rn. 48. Die Verwendung eines dünnen Ledergürtels, 
um leichte Schläge gegen eine erwachsene Person auszuführen, in deren Konsequenz es nur zu feinen 
Hautrötungen kam, wurde vom BGH nicht als Einsatz eines gefährlichen Werkzeugs i. S. d. oben 
genannten Definition gewertet, siehe BGH NStZ 2007, 95. 

> BGH Urt. v. 20.10.1993 - 2 StR 109/93 (BG Gera) - juris, Rn. 17. Hierdurch erlitt das Kind Ver- 
brennungen mit Brandblasen und an den Fingerkuppen blieben Narben zurück. 
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den Zigaretten auf dem Körper des (auch erwachsenen) Opfers regelmäßig eine 
Verwendung eines gefährlichen Werkzeugs dar.” 


Nach herrschender Meinung sind die bloßen, eigenen Körperteile des Täters 
keine gefährlichen Werkzeuge.” Der eindeutige Wortlaut steht einer anderen 
Deutung entgegen, auch bei einem Kräfteungleichgewicht zwischen Täter und 
Opfer.”° Anders liegt der Fall bei unmittelbar mit dem Körper verbundenen Ge- 
genständen, wie z.B. bei einem Tritt mit einem beschuhten Fuß. Hierbei ist 
ebenfalls die Eignung zur Zufügung erheblicher Verletzungen zu beachten.” Der 
BGH wertete einen wuchtigen Tritt mit beschuhtem Fuß in die Magengegend 
eines 9-jährigen Kindes, in dessen Folge das Kind Übelkeit verspürte, als Bege- 
hung mittels eines gefährlichen Werkzeugs.”* 


Nach der Rechtsprechung und Teilen der Literatur kommen nur bewegliche 
Gegenstände als gefährliche Werkzeuge in Betracht.” Danach ist das Schlagen 
des Kopfs des Opfers gegen eine Wand,'” einen festen Gegenstand'”' oder aber 
das Setzen des Opfers auf eine heiße Herdplatte'” keine Verwendung eines ge- 
fährlichen Werkzeugs i. S. d. $ 224 I Nr. 2 StGB. Dieser Ansicht treten Teile der 
Literatur entgegen, die eine Verwendung eines gefährlichen Werkzeugs auch bei 
unbeweglichen Gegenständen bejahen.'"” Dabei wird auf den Sinn und Zweck 
der Norm abgestellt, wonach es keinen Unterschied machen könne, ob der Ge- 





> BGH NStZ 2002, S. 30. 

> Vgl. Fischer 2018, $ 224, Rn. 12; Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 224 Rn. 15 
Rengier 2018, $ 14 Rn. 36; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224 Rn. 3a; 
jeweils mit Beispielen aus der Rechtsprechung. A. A. Hilgendorf 2000 S. 822 ff., der auf einen 
funktionalen, weiten Werkzeugbegriff abstellt. 

% Benannt werden in diesem Zusammenhang z. B. die Faust eines Profiboxers oder Karateschläge, 
vgl. Rengier 2018, $ 14 Rn. 36; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224 Rn. 
3a. 

97 Hierbei sind neben dem Material des Schuhs auch die Stärke des Tritts und die betroffene Körper- 
stelle zu berücksichtigen, vgl. BGH NStZ 2010, S. 151; BGH NStZ 1999, S. 616, 617. 

°® BGH, Beschl. vom 07.12.2006 — 2 StR 470/06 -, juris, Rn. 8. 

” Vgl. nur NStZ-RR 2011, S. 275, 276; BGH NStZ-RR 2005, S. 75; BGH NStZ 1988, S. 361, 362; 
Fischer 2018, StGB, Rn. 12; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224 Rn. 7; 
jeweils m. w.N. 

1% BGH NStZ-RR 2005, S. 75; BGH NStZ 1988, S. 361, 362. 

'0! Holtz 1979, S. 989 f. benennt das Beispiel eines eisernen Zeltpfostens. 

12 RG 24, S. 372, 373; Rengier 2018, $ 14 Rn. 39. 

!® Vgl. statt vieler Rengier 2018, & 14, Rn. 39 f. m. w.N. 
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genstand zum Körper des Opfers geführt wird, oder aber das Opfer bei der Tat- 
ausführung zum Gegenstand geführt werde. '”* 


Die in Nr. 3 und Nr. 4 des $ 224 I StGB benannten Handlungen stellen Bege- 
hungsweisen unter Strafe, die eine Angriffsabwehr des Tatopfers beeinträchti- 
gen. Modalität 3 stellt die Begehung mittels eines hinterlistigen Überfalls unter 
Strafe. Hiervon sind Fälle erfasst, bei denen der Täter gezielt die Ahnungslosig- 
keit eines Opfers ausnutzt, um diesem die Abwehr gegen den Angriff zu er- 
schweren. '® 


Modalität 4 erfasst die gemeinschaftliche Begehungsweise. Dies setzt ein einver- 
ständliches Zusammenwirken von jedenfalls zwei Personen bei Begehung der 
Tat voraus.'”° Neben einer physischen Förderung der Tat, kann der Tatbeitrag 
auch in einer psychischen Unterstützung liegen, sofern hieraus eine Eingriffsbe- 
reitschaft erkennbar wird.'” Eine lediglich passive Anwesenheit genügt nicht für 
die Begründung einer qualifikationsspezifischen Gefahrsteigerung.'” Eine ge- 
meinschaftliche Begehungsweise wurde in der gerichtlichen Praxis bspw. in 
einem Fall angenommen, in dem der Stiefvater seine Stieftochter mehrfach im 
Wohnzimmer schlug, sie gegen Möbel Türrahmen und Wände stieß und sie am 
Boden liegend trat. Die Mutter des Kindes war während der Tatausführung an- 
wesend und machte sich, indem sie ihrer Tochter abschließend einen Schlag auf 
die Nase versetzte, die Tat zu eigen.'” 


Tatmodalität Nr. 5 des $ 224 I StGB knüpft die erhöhte Strafandrohung an eine 
lebensgefährdende Begehungsweise. Erforderlich ist dabei nach herrschender 
Meinung, dass die „Art der Behandlung durch den Täter nach den Umständen 
des Einzelfalls generell geeignet ist, das Leben des Opfers zu gefährden; einer 
konkreten Gefährdung bedarf es nicht“''”. Als lebensgefährdende Behandlung 





!%%* Rengier 2018, $ 14 Rn. 39. Eine solche Handhabung sei auch vom Werkezugbegriff gedeckt, 
Rengier 2018, $ 14 Rn. 39; siehe auch Eckstein 2008 S. 127 mit Verweis auf die reichsgerichtliche 
Rechtsprechung. 

'S Vgl. statt vieler Rengier 2018, $ 14 Rn. 44 f. mit Beispielen aus der Rechtsprechung. 

1%6 Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 224 Rn. 36 m. w.N. 

197 Fischer 2018, StGB, Rn. 24 mit Beispielen aus der Rechtsprechung. 

!® Fischer 2018, StGB, $ 224 Rn. 24 m. w. N.; Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 
224 Rn. 38; Paeffgen/Böse, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen 2017, StGB, $ 224 Rn. 26. 

'9 LG Aachen Urt. v. 15.12.2003 - 65 KLs/27 Js 430/01, BeckRS 2009, 22210, Abschnitt IV 2 b). 

"0 BGH NStZ-RR 2010, S. 176, 177 (mit Verweis auf die ständige Rechtsprechung). Vgl. dazu aus 
der Literatur: Fischer 2018, StGB, $ 224 Rn. 27; Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 
224 Rn. 42; Hardtung 2008b S. 965; Kühl, in: Zackner/Kühl 2018, StGB, $ 224 Rn. 8; Rengier 2018, 
$ 14 Rn. 50; Rengier 1999, S. 11 mit Verweis auf die Entstehungsgeschichte der Norm. A. A. bspw. 
Arzt/Weber/Heinrich u. a. 2015, S. 182. 
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gegenüber Kindern erachtet wurden in der Rechtsprechung z. B. das Knien eines 
massigen Täters auf dem Brustkorb eines siebenjährigen Kindes, sodass dieses 
keine Luft mehr bekam und in der Folge blau und rot anlief,''' das Werfen zwei- 
er 7- und 9-jähriger Kinder in einen eiskalten Fluss,''” oder Faustschläge gegen 
den Kopf eines Säuglings''”. Aufgrund der gravierenden Folgen eines heftigen 
Schüttelns von Säuglingen''* ist in diesen Fällen grundsätzlich eine lebensge- 
fährdende Behandlung anzunehmen, häufig liegt aber aufgrund der erforderli- 
chen Intensität bei der Schüttelhandlung bzw. wegen der oft tödlich verlaufenden 
Konsequenzen zugleich $ 225 I, 2. Var, III StGB (Misshandlung von Schutzbe- 
fohlenen) oder $ 227 StGB (Körperverletzung mit Todesfolge) vor.''” Weitere 
lebensgefährdende Handlungen sind bspw. Würgen mit erheblicher Unterbre- 
chung der Luftzufuhr, Schlagen des Kopfes gegen Wand, Boden oder einen 
festen Gegenstand sowie ein Stoß aus einem hoch gelegenen Fenster.!'° Lebens- 
gefährdend kann auch die nicht ausreichende Versorgung eines Kleinkindes mit 
Nahrung sein.!!” 


2.2.3 Schwere Körperverletzung, $ 226 StGB 


Die Vorschrift des $ 226 I StGB sieht einen erhöhten Strafrahmen (ein Jahr bis 
zu zehn Jahre)''* für Fälle vor, bei denen es durch die Körperverletzung zu dau- 
erhaften, körperlichen Beeinträchtigungen kommt. Das Grunddelikt, eine Kör- 
perverletzung i.S.d. $ 223 StGB, muss dabei vorsätzlich und die besondere 
Tatfolge muss gemäß $ 18 StGB wenigstens fahrlässig verursacht werden. Dabei 
muss die spezifische Gefährlichkeit gerade in der Handlung veranlagt sein.'' 
Absatz 2 des $ 226 StGB sieht eine Erhöhung des Strafrahmens für Fälle vor, in 
denen der Täter eine besondere Folge zumindest wissentlich verursacht. 





"| BGH, Urteil vom 13. Januar 2006 - 2 StR 463/05 —, juris Rn. 25. 

IP LG Saarbrücken NStZ 1983, S. 414. 

"3 BGH Urt. v. 06.06.2007 - 2 StR 105/07 -, juris, Rn. 5. 

4 Vgl. Herrmann 2005, S. 256 ff., 260 f. 

!5 Vgl. nur BGH NStZ-RR 2018, 209, 210 mit Anmerkung Tauber, FD-StrafR 2018, 405606; BGH 
NStZ 2004, 201 mit Anmerkung Schneider. 

"6° Vgl. Fischer 2018, StGB, $ 224 Rn. 30 f.; Paeffgen/Böse, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen 
2017, StGB, Rn. 29 ff.; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 224 Rn. 12a; 
jeweils mit weiteren Beispielen aus der Rechtsprechung. 

!"7 Fischer 2018, StGB, $ 224 Rn. 29. Ein konkretes Beispiel aus der Rechtsprechung ist zudem das 
mehrtägige Fesseln eines Kindes ohne ausreichende Versorgung mit Nahrung und Flüssigkeit, BGH 
Urt. v. 21.09.1993 — 5 StR 411/93 -, juris, Rn. 15. 

"8 Damit handelt es sich gemäß $ 12 1 StGB um einen Verbrechenstatbestand. 

!P Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 226 Rn. 1m. w.N. 
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8 2261 Nr. 1 StGB beschreibt dauerhafte, körperliche Funktionsbeeinträchtigun- 
gen des Sehvermögens, des Gehörs, des Sprechvermögens oder der Fortpflan- 
zungsfähigkeit. In Rechnung zu stellen sind dabei Wiederherstellungsmöglich- 
keiten durch ärztliche Heileingriffe,'”° nicht jedoch der Einsatz von Hilfsmit- 
teln'”!. 8226 I Nr. 2 StGB erfasst den Verlust oder die dauernde Unbrauchbar- 
keit eines wichtigen Glieds. Neben Gliedmaßen, die über Gelenke mit dem Kör- 
per verbunden sind wie Arme oder Beine fallen unter den Begriff des wichtigen 
Glieds auch alle anderen nach außen hervortretenden Körperteile, wie z. B. die 
Nase.'”” $226I Nr. 3 StGB erfasst das Verursachen dauerhafter Entstellungen 
sowie das Verursachen von Siechtum, Lähmung oder geistiger Krankheit oder 
Behinderung. Bezüglich Gewalt gegen Kinder nahm der BGH bspw. in einem 
Fall das Vorliegen einer schweren Körperverletzung an, bei dem es infolge lang- 
jähriger mangelhafter Ernährung zu einer Lähmung der Beine kam.'”* Dauerhaf- 
te geistige Erkrankungen oder Behinderungen können bspw. aus Schütteltrauma- 
ta resultieren. '”* 


2.2.4 Misshandlung von Schutzbefohlenen, $ 225 StGB 


Unter der Misshandlung von Schutzbefohlenen wird oftmals die Kindesmiss- 
handlung besonders hervorgehoben, '”” 8 225 StGB bezweckt gleichwohl den 
Schutz der körperlichen und geistigen Integrität aller in Abs. 1 benannten 
schutzbefohlenen Personen.'” Für kindliche Opfer werden insbesondere die in 
den Nrn. 1 bis 3 normierten Schutzverhältnisse relevant. $ 2251 Nr. 1 StGB 
bezieht sich auf Obhuts- und Fürsorgeverhältnisse, die auf unterschiedliche Wei- 
se begründet werden, z. B. durch Gesetz aber auch durch vertragliche oder fakti- 
sche Übernahme.'?”’” Während die Obhut meist eine kurzfristige Übernahme von 





'?0 Rengier 2018, $ 15 Rn. 6; Hardtung verweist auf eine „Restfähigkeit, [die] praktisch wertlos ist“, 
Hardtung 2008a, S. 1062. Siehe auch Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 226 
Rn. 19; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 226 Rn. la. 

"?! BGH Beschl. vom 08.12.2010 - 5 StR 516/10 (Hörgerät); BayObLG NStZ-RR 2004, S. 264 f. 
(Sehhilfen). 

!2 Vgl. statt vieler Fischer 2018, StGB, $ 226 Rn. 6 m. w.N. 

3 BGH, Urt. v. 12.07.2005 - 1 StR 65/05 -, juris, Rn. 9; sowie Rn. 15-17 zur Frage der Wissent- 
lichkeit bzgl. der schweren Folge. 

124 BGH Beschl. v. 28.02.2007-5 StR 44/07 -, juris, Rn. 4-5. 

135 Arzt/Weber/Heinrich u. a. 2015, Rn. 83. 

"6 Fischer 2018, StGB, $ 225 Rn. 2; Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 225 Rn. 1. 
17 Vgl. zu den verschiedenen Begründungsformen Fischer 2018, StGB, $ 225 Rn. 4. 
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körperlichen Schutzpflichten beschreibt,'”®* umfasst das Fürsorgeverhältnis dau- 
erhafte Sorgepflichten'””, wie etwa die elterliche Pflicht zur Personensorge aus 
$$ 1626 I, Il und 1631 I BGB’. 


8 2251 Nr. 2 StGB bezieht sich auf Opfer, die dem Hausstand des Täters ange- 
hören. Die Norm schützt dabei insbesondere solche Personen, die ihren Lebens- 
mittelpunkt im Haushalt des Täters haben, wie beispielsweise Kinder oder Stief- 
kinder.'”' 8225 I Nr. 3 StGB bezieht sich auf Konstellationen, in denen Fürsor- 
gepflichtige ihre Kinder anderen Menschen zur verantwortlichen Beaufsichti- 
gung übergeben. Dies kann langfristige Schutzverhältnisse umfassen wie bspw., 
wenn Kinder in eine Pflegefamilie gegeben werden, es fallen aber auch kurzzei- 
tige Beaufsichtigungen hierunter wie bspw. beim Babysitten. '”” 


Liegt ein Schutzverhältnis vor, kann der Tatbestand durch verschiedene Tatvari- 
anten erfüllt werden, namentlich durch Quälen (körperlich oder seelisch), rohe 
Misshandlung oder Gesundheitsschädigung infolge böswilliger Vernachlässi- 
gung der Sorgepflicht. Nach herrschender Meinung werden das körperliche Quä- 
len, das rohe Misshandeln und die Gesundheitsschädigung durch böswillige 
Vernachlässigung als Qualifikation zu $ 223 StGB beschrieben, während das 
psychische Quälen ein Delikt eigener Art (delictum sui generis) darstellt.'** Mit 
dem Schutz der psychischen Unversehrtheit geht $ 225 StGB über den Schutzbe- 
reich der anderen Körperverletzungsdelikte hinaus (vgl. Kapitel 2.2.1), zugleich 
schränken die in $ 225 I StGB beschriebenen Tatvarianten den Anwendungsbe- 
reich der Norm auf bestimmte Tathandlungen ein. 


Unter Quälen in Variante 1 versteht man das „Verursachen länger dauernder 
oder sich wiederholender (erheblicher) Schmerzen oder Leiden körperlicher oder 





1 Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 225 Rn. 6; Stree/Sternberg-Lieben, in: 
Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 225 Rn. 7; jeweils m. w. N. Hardtung 2008a, S. 1060 spricht inso- 
fern von einer Beschützergarantenstellung. 

'? Umfasst ist dabei neben dem Schutz auch die Förderung des Kindes, Hardtung, in: 
Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 225 Rn. 6. 

"0 Fischer 2018, StGB, $ 225 Rn. 4; Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB Rn. 6; 
Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 225 Rn. 6. Siehe auch Paeffgen/Böse, 
in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen 2017, StGB, $ 225 Rn. 5 mit verschiedenen Beispielen. 

al Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 225 Rn. 7; Paeffgen/Böse, in: 
Kindhäuser/Neumann/Paeffgen 2017, StGB, 2017 $ 225 Rn. 6; Stree/Sternberg-Lieben, in: 
Schönke/Schröder 2014, StGB $ 225 Rn. 8; jeweils mit weiteren Beispielen. 

12 Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, Rn. 8 m. w. N.; Hardtung 2008a S. 1060. 

13 Fischer 2018, StGB, & 225 Rn. 2; Rengier 2015, $ 17 Rn. 1; Stree/Sternberg-Lieben, in: 
Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 225 Rn. 1/2. A. A. Arzt/Weber/Heinrich u. a. 2015, $ 6 Rn. 84. 
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seelischer Art“'’*. Der Tatbestand wird typischerweise durch mehrere zeitlich 
aufeinanderfolgende Handlungen erfüllt.'”” So wurden bspw. die für den Zeit- 
raum eines Monats täglich zugefügten, schweren körperlichen Misshandlungen 
eines Vaters gegenüber seiner sechsjährigen Tochter, u. a. in Form von schweren 
Schlägen mit Gegenständen, die zum Aufplatzen der Haut führten, sowie ver- 
schiedenen Sanktionierungsmaßnahmen (z.B. Balancieren eines Gefäßes mit 
heißer Flüssigkeit auf dem Kopf, sodass das darunter befindliche Hautgewebe 
abstarb, zudem wurde das Opfer bei kalter Witterung frisch abgeduscht und 
nackt für 30 Minuten auf den Balkon gesperrt) zu einer tatbestandlichen Hand- 
lungseinheit zusammengefasst.'” Über die Zusammenfassung zu einer Hand- 
lungseinheit können auch mehrere einzelne Körperverletzungshandlungen, die 
jeweils selbst nicht die tatbestandlichen Voraussetzungen des $ 225 I StGB erfül- 
len, in der Summe als ein Quälen i. S. d. $ 225 I StGB zu bewerten sein.” 


Das Tatbestandsmerkmal Quälen kann auch durch Zufügung seelischer Leiden 
erfüllt werden. So wurde ein Quälen in Fällen bejaht, in denen Kinder durch eine 
Handlung des Täters Todesangst erlitten, wie bspw. in einem Fall, in dem der 
Täter einen Gashahn aufdrehte und seiner sechsjährigen Tochter gegenüber mit- 
teilte, dass sie nun gemeinsam sterben wollen'”*. Die geringe Dauer der Tat wur- 
de dabei durch die hohe Intensität der seelischen Empfindung kompensiert.'” 
Verneint wurde die Erzeugung von Todesangst hingegen in einem Fall, bei dem 
ein 14-monatiges Kleinkind aus dem Fenster gehalten wurde, das ca. zwei bis 
drei Meter über dem Erdboden war, da dieses die Situation noch nicht als Todes- 
gefahr wahrnehmen könne. '* 





134 BGH NStZ 2016, S. 472. Siehe auch BGH, Beschluss vom 20.03.2012 - BGH Aktenzeichen 4 StR 
561/11, BeckRS 2012, 10713 Rn. 27 m.w.N aus der Rechtsprechung des BGH; Hardtung, in: 
Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 225 Rn. 11; Paeffgen/Böse, in: Kindhäuser/Neumann/ 
Paeffgen 2017, StGB, $ 225 Rn. 13; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 
225 Rn. 12; jeweils m. w.N. 

"5 BGH NStZ RR 2007, S. 304, 306; Fischer 2018, $ 225 Rn. 8a. 

36 BGH NStZ RR 2007, S. 304, 306. Siehe zur Zusammenfassung zu einer Handlungseinheit auch 
BGH NJW 1995, S. 2045 f. Keine Handlungseinheit wurde hingegen in einem Fall angenommen, in 
dem sich insgesamt acht Vorfälle auf einen Zeitraum von fünf Jahren erstreckten und das Geschehen 
auch nicht aufgrund anderer Umstände als geschlossene Einheit zu verstehen war, BGH Beschl. v. 
20.3.2012 - 4 StR 561/11, BeckRS 2012, 10713 Rn. 29. 

"7 BGH NStZ 2016, S. 472; NStZ 2013, S. 466, 467; BGH Beschl. v. 20.3.2012 — 4 StR 561/11, 
BeckRS 2012, 10713 Rn. 27. 

"8 BGH Urt. v. 21.10.1954 — 4 StR 460/54, BeckRS 1954, 31193425. 

"9 BGH Urt. v. 21.10.1954 — 4 StR 460/54, BeckRS 1954, 31193425. 

140 OLG Hamm Beschl. v. 28.7.2008 - 3 Ss 235/08, BeckRS 2008, 20337. 
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Ein Quälen kann auch durch Unterlassen begangen werden. Dies trifft insbeson- 
dere zu, wenn ein Elternteil nicht gegen die wiederholten, gravierenden Miss- 
handlungen des anderen Elternteils eingreift, wenn Eltern keinen Arzt aufsuchen, 
obwohl dies zur Schmerzlinderung erforderlich wäre, oder wenn sie es unterlas- 
sen, Unterstützung durch öffentliche Stellen zu suchen.'*' Letzteres wurde bspw. 
in einem Fall festgestellt, in dem die Kindesmutter dem Kind über einen Zeit- 
raum von fünf Monaten durch Schläge mit Gegenständen und Tritten Verletzun- 
gen zufügte, die auch Knochenbrüche umfassten.'*” Hier hatte der Vater die 
Mutter lediglich mehrfach aufgefordert, das dreijährige Kind in Ruhe zu lassen. 
In seiner Entscheidung führte der BGH aus, dass es dem Vater trotz der Belas- 
tungen für die Familie zumutbar gewesen wäre, das Jugendamt oder die Polizei 
zu informieren, damit das Kind von der Mutter sicher getrennt worden wäre.” 


Variante 2 des $ 2251 StGB stellt rohe Misshandlungen unter Strafe. Die Roh- 
heit bezieht sich dabei sowohl auf die Handlungsausführung als auch die innere 
Einstellung des Täters zum Zeitpunkt der Handlung. Roh ist eine Misshandlung, 
wenn sie „aus einer gefühllosen, gegenüber den Leiden des Opfers gleichgülti- 
gen Gesinnung heraus erfolgt“'**. Eine rohe Misshandlung wurde bspw. bejaht 
bei der Beibringung mehrfacher Knochenfrakturen bei gleichzeitiger Zufügung 
von Verletzungen im Anal- und Genitalbereich gegenüber einem Säugling, '” bei 
wiederholten, wahllosen Schlägen mit Bambus- und Holzstöcken gegen Körper 
und Kopf zweier 8- und 10-jähriger Kinder,'* sowie einem Fall, in dem der 
Täter einem Kind einen Nagel teilweise in den Handrücken schlug und dabei in 
Aussicht stellte, er werde die Hand des Kindes am Tisch festnageln'”. Auch ein 
Schütteln eines Kleinkindes kann den Tatbestand der rohen Misshandlung erfül- 
len, sofern die Handlung auf einer gefühllosen Gesinnung beruht.'** Auch die 
rohe Misshandlung kann durch pflichtwidriges Unterlassen begangen werden. '” 


Variante 3 beschreibt eine böswillige Vernachlässigung der Sorgepflicht, 
wodurch das Opfer an der Gesundheit geschädigt wird. Hierbei handelt es sich 





a Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 225 Rn. 15 m. w.N. 

2 BGH NJW 1995, S. 2045, 2046. 

3 BGH NJW 1995, S. 2045, 2046. 

\# Paeffgen/Böse, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen 2017, StGB, $ 225 Rn. 16 m. w.N. 

5 BGH Urt. v. 3.7.2003 — 4 StR 190/03, BeckRS 2003, 6223. Angesichts der Intensität und der 
Vielzahl der wiederholt beigebrachten Verletzungen bedurfte es hier keiner vertieften Begründung 
für die Annahme einer rohen Misshandlung. 

1# LG Berlin, Urteil vom 30.05.2005 - (509) 7 Ju Js 2606/04 KLs (5/05) BeckRS 2011, 09050. 

“7 LG Aachen, Urt. v. 15.12.2003 - 65 KLs 27 Js 430/01, 65 KLs / 27 Js 430/01 -, juris Rn. 444. 

# Vgl. BGH NStZ 2007, S. 405. 

1# Siehe Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 225 Rn. 17 m. w.N. 
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um ein echtes Unterlassungsdelikt.'”” Böswilligkeit liegt vor, wenn die Vernach- 
lässigung der Sorgepflicht „aus einem besonders verwerflichen Beweggrund“'*' 
geschieht. Genannt werden in diesem Zusammenhang regelmäßig feindselige 
Motive wie Eigensucht, Bosheit, Sadismus und Hass.'” Gleichgültigkeit und 
Desinteresse gegenüber dem Kind vermögen hingegen nach der Rechtsprechung 
keine Böswilligkeit zu begründen.'”” Auch bspw. die Angst, dass bei Hinzuzie- 
hung ärztlicher Hilfe das Kind weggenommen werde, oder das Motiv, dass der 
Lebensgefährte geschützt werden soll, wurden nicht als Böswilligkeit betrach- 
tet.'”* Zugleich kommt aber ein Quälen durch Unterlassen in Betracht. '° 


8 225 III StGB beinhaltet Qualifikationstatbestände zu $ 2251 StGB, die eine 
Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr vorsehen, die also gemäß $ 12 I StGB als 
Verbrechen kategorisiert werden, sofern der Täter die schutzbefohlene Person 
durch die Tat in die Gefahr des Todes, einer schweren Gesundheitsschädigung 
oder einer erheblichen Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwicklung 
bringt. Dabei muss eine solche Gefahr konkret eingetreten sein.'”° So wurde eine 
konkrete Todesgefahr in einem Fall bejaht, in dem der Täter einen sechsjährigen 
Jungen neben der Zufügung mehrerer wuchtiger Faustschläge gegen den Kopf 
wiederholt für mehrere Sekunden massiv würgte, sodass der Junge Atemnot 
erlitt. 


In minder schweren Fällen können die Strafrahmen des $ 225 I StGB und des 
8 225 III StGB gemildert werden ($ 225 IV StGB). Ein minder schwerer Fall 
wird dann angenommen, wenn bei Abwägung aller belastenden und entlastenden 
Umstände der Tat sich der Fall derart positiv von den erfahrungsgemäß vor- 
kommenden Fällen dieser Art abweicht, dass der normale Strafrahmen zu hart 
wäre. 





150 Fischer 2018, StGB, $ 225 Rn. 10; Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 225 Rn. 
23; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB $ 225 Rn. 11. 

'5! Paeffgen/Böse, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen 2017, StGB, $ 225 Rn. 17. 

12 BGH NStZ-RR 2015, S. 369, 371; Fischer 2018, StGB $ 225 Rn. 11; Kühl, in: Zackner/Kühl 
2018, StGB, $ 225 Rn. 6; Paeffgen/Böse, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen 2017, StGB, $ 225 
Rn. 17; Rengier 2018, $ 17 Rn. 17; Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 225 
Rn. 14; 

1% BGH, Urteil vom 06. Dezember 1995 - 2 StR 465/95 -, juris Rn. 4, BGH NStZ 1991, 234. 

SI NStZ-RR 2015, S. 369, 371. 

155 Fischer 2018, $ 225 Rn. 11. 

5° Fischer 2018, $ 225 Rn. 17; Rengier 2018, $ 17, Rn. 9. 

157 KG Beschl. v. 25.6.2012 - (4) 121 Ss 106/12 (143/12), BeckRS 2013, 01151. 

158 LG Hamburg Urt. v. 15.3.2017 - 710 Ns 4/17, BeckRS 2017, 105148. 
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2.2.5 Versuchte Tötung 


Bei schweren Formen von vollendeten Körperverletzungen können auch ver- 
suchte Tötungen vorliegen. Im Mittelpunkt der Straftaten gegen das Leben ste- 
hen die Straftatbestände des Totschlags ($ 212 StGB) und des Mordes ($ 211 
StGB).'” Einen Totschlag begeht, „wer einen anderen Menschen tötet, ohne 
Mörder zu sein“ ($ 212 I StGB). Mörder ist, wer bei der Tötung eines anderen 
Menschen eines der in $2111I StGB benannten Mordmerkmale erfüllt. Den 
unter den Mordtatbestand gefassten Fällen muss dabei eine besondere Verwerf- 
lichkeit innewohnen.'® Die Mordmerkmale beziehen sich auf Beweggründe 
(Mordlust, Tötung zur Befriedigung des Geschlechtstriebs, Habgier oder sonsti- 
ge niedrige Beweggründe), Begehungsweisen (heimtückisch, grausam, mit ge- 
meingefährlichen Mitteln) oder die Ermöglichung verwerflicher Zwecke (Er- 
möglichung oder Verdeckung einer anderen Straftat).'°' Im Folgenden wird auf 
die Mordmerkmale der niedrigen Beweggründe, Heimtücke und Verdeckungsab- 
sicht eingegangen, da diese bei Tötungsdelikten an Kindern besonders häufig 


vorkommen’. 


Bei Tötungen an Kindern hatten Gerichte insbesondere über Tötungen aus nied- 
rigen Beweggründen zu urteilen. Niedrig sind Beweggründe dann, wenn sie bei 
Gesamtwürdigung aller Umstände „nach allgemeiner sittlicher Wertung auf 
tiefster Stufe stehen und deshalb besonders verachtenswert sind“'®. Niedrige 
Beweggründe im Zusammenhang mit Taten z. N. von Kindern wurden bspw. 
angenommen, wenn der Täter das Opfer tötete, um dadurch seine frustrationsbe- 
dingten Aggressionen abzubauen, zu denen das neun Monate alte Opfer keinen 
Anlass gab,'°* wenn die Tat aus krasser Selbstsucht begangen wurde, z. B. weil 
das Kind als „Störfaktor“ beseitigt werden sollte, um das eigene Leben ungestört 
fortsetzen zu können,‘ sowie wenn ein krasses Missverhältnis zwischen Anlass 
und Tat bestand, z. B. wenn ein Säugling getötet wurde, weil er sich erbrach 


während der Täter ungestört fernsehen wollte'°. 





15% Während in der strafrechtlichen Literatur Einigkeit besteht, dass der Tatbestand des Mordes eine 
Qualifikation zum Straftatbestand des Totschlags ist, betrachtet die Rechtsprechung beide Straftatbe- 
stände als eigenständig, vgl. statt vieler Rengier 2018, $ 4 Rn. 1,2. 

160 Rengier 2018, 8 4 Rn. 3, 4. 

161 Vgl. Rengier 2018, $ 4 Rn. 6. 

!% Vgl. Höynck/Behnsen/Haug 2014, S. 105 f. 

1 BGH NStZ-RR 2015, S. 308, 309 (ständige Rspr.). 

'% BGH NStZ-RR 2015, S. 690, 691 £. 

1% BGH NStZ 2009, S. 210. 

166 BGH Beschl. v. 8.7.2014 — 2 StR 195/14, BeckRS 2014, 15318. 
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Das Mordmerkmal der Heimtücke bezieht sich auf die Art der Tatausführung. 
Heimtückisch handelt, wer „eine zum Zeitpunkt des Angriffs bestehende Arg- 
und Wehrlosigkeit des Opfers bewusst zur Tat ausnutzt“!°”. Anders als bei der 
Hinterlist in $ 2241 Nr. 3 StGB wird hier kein planmäßiges Vorgehen verlangt 
(vgl. Kapitel 2.2.2), es genügt vielmehr eine bewusste Ausnutzung einer solchen 
Lage. Arglos ist, „wer sich zum Zeitpunkt der Tat [...] keines Angriffs durch den 
Täter versieht“'°®. Wehrlos ist, wer „aufgrund der Arglosigkeit [...] keine oder 
nur eine reduzierte Möglichkeit zur Verteidigung besitz[t]“'®. Eine Fähigkeit, 
Argwohn zu bilden, also Angriffe als solche auch wahrzunehmen, wird ab einem 
Alter von ca. drei Jahren angenommen.'”” Für jüngere Kinder kann demnach 
keine Ausnutzung ihrer Arglosigkeit als qualifizierendes Merkmal der Tatbege- 
hung gewürdigt werden. Das Mordmerkmal der Heimtücke kann aber durchaus 
erfüllt sein, wenn bei der Tötung die Arg- und Wehrlosigkeit schutzbereiter Drit- 
ter ausgenutzt wird. So wurde Heimtücke bspw. in einem Fall bejaht, in dem die 
Mutter ihren Säugling tötete, nachdem der Vater, der ihn zuvor hütete, sich 
schlafen legte.'”' In einem anderen Fall nutzte der Vater eines acht Monate alten 
Kindes den Moment aus, nachdem er die Mutter des Kindes durch Faustschläge 
zur Benommenheit geschlagen hatte, um das Kind von einem über zehn Meter 
hohen Balkon zu werfen; das Kind überlebte mit erheblichen Verletzungen.'’” In 
Fällen von erweiterten Suiziden, wenn der Täter aus Liebe vermeintlich nur zum 
Wohle des Opfers handelt, etwa weil das Kind nicht ohne seine Bezugsperson 
zurückbleiben soll, wird mit Verweis darauf, dass die Handlung eine feindselige 
Willensrichtung beinhalten müsse, das Mordmerkmal der Heimtücke einge- 
schränkt.'’° 


Mit Verdeckungsabsicht handelt, wer einen anderen Menschen tötet, um die 
Aufdeckung einer vorangegangenen Straftat zu verhindern.'’* Ein (versuchter) 
Mord mit Verdeckungsabsicht wurde etwa in Fällen des Unterlassens angenom- 
men, wenn Kinder über einen langen Zeitraum nur unzureichend versorgt wur- 
den und, wenn schließlich der Zustand als lebensbedrohlich erkannt wurde, keine 





167 Fischer 2018, $ 211 Rn. 34 mit Verweis auf die ständige Rechtsprechung. 

168 Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 211 Rn. 24 m. w. N. Zu Normativie- 
rungstendenzen bei der Beurteilung der Arglosigkeit, vgl. Schneider, in: Joecks/Miebach 2017, 
Müko-StGB, $ 211 Rn. 159-169. 

!® Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 211 Rn. 24b m. w.N. 

170 Rengier 2018, $ 4 Rn. 27. 

'"! BGH NStZ 2013, S. 158 £. 

'? BGH NStZ-RR 2006, S. 43. 

|? Rengier 2018, & 4 Rn. 36, 37. 

I Fischer 2018, 8 211 Rn. 68; Rengier 2018, $ 4 Rn. 53. 
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Rettungsbemühungen unternommen wurden, um damit eine Aufdeckung der 
vorangegangenen Vernachlässigungen zu verhindern. '” 


Einen Totschlag versucht, wer zur Tötung eines anderen Menschen unmittelbar 
ansetzt ($8 212 I, 22, 23 I StGB).'’”° Unmittelbares Ansetzen bezieht sich auf 
solche Handlungen des Täters, „die nach dem Tatplan der Verwirklichung eines 
Tatbestandsmerkmals unmittelbar vorgelagert sind und im Falle ungestörten 
Fortgangs ohne Zwischenakte in die Tatbestandshandlung unmittelbar einmün- 
den sollen“'”’. Unproblematisch zu bejahen ist ein unmittelbares Ansetzen z. B., 
wenn die Tathandlungen ausgeführt wurden und nur der Erfolg nicht eintrat, wie 
bei dem oben benannten Fall, in dem der Täter sein acht Monate altes Kind vom 
Balkon wirft, dieses aber überlebt. Beim Versuch muss sich der Vorsatz auf alle 
objektiven Tatbestandsmerkmale beziehen und auch ggf. subjektive Tatbe- 
standsmerkmale umfassen. Letzteres wird z. B. beim versuchten Mord bei den 
Mordmerkmalen der ersten und der dritten Gruppe relevant. 


Ein Rücktritt vom Versuch ist in den Grenzen des $ 24 StGB möglich. Wird die 
Tat durch einen Einzeltäter begangen, kann der Täter von einem unbeendeten 
Versuch, wenn er also noch nicht alles nach seiner Vorstellung für die Vollen- 
dung der Tat Erforderliche getan hat,'”* von der Tat strafbefreiend zurücktreten, 
indem er die weitere Ausführung der Tat aufgibt ($ 241.1, 1. Var. StGB). Ist 
der Versuch bereits vollendet, hat er also nach seiner Vorstellung alles für die 
Vollendung der Tat Erforderliche getan,'”” muss er für einen strafbefreienden 
Rücktritt die Vollendung der Tat verhindern ($ 24 IS. 1,2. Var. StGB). 


2.3 Strafverfolgung bei körperlicher Gewalt gegen Kinder 


Die Durchsetzung des materiellen Rechts bedarf gesetzlicher Regelungen. Das 
Strafverfahrensrecht legt fest, unter welchen Voraussetzungen Strafverfolgungs- 
organe in die Rechte des Beschuldigten eingreifen dürfen. In einzelnen Konflikt- 
fällen kann der Schutz der Grundrechte des Beschuldigten über eine lückenlose 





"5 BGH NStZ 2015, S. 639, 640; BGH NJW 1370, S. 1371. 

'7 Beim versuchten Mord muss zusätzlich zur Verwirklichung der objektiven Mordmerkmale unmit- 
telbar angesetzt werden, die subjektiven Mordmerkmale müssen vom (entsprechenden) Vorsatz 
getragen sein. 

177 Fischer 2018, StGB, $ 22 Rn. 10 mit Verweis auf die ständige Rechtsprechung des BGH. Es muss 
also subjektiv die sog. Schwelle zum „jetzt-geht’s-los‘“ überschritten sein und objektiv das angegrif- 
fene Rechtsgut konkret gefährdet sein, siehe ebd. mit Verweis auf die Rechtsprechung. 

\$ Fischer 2018, StGB, $ 24 Rn. 14m. w.N. 

I? Fischer 2018, StGB, $ 24 Rn. 14m. w.N. 


2.3 Strafverfolgung bei körperlicher Gewalt gegen Kinder 29 





Aufklärung des Sachverhalts gestellt sein.'*” Das Strafverfahren unterteilt sich in 
das Erkenntnisverfahren und das Vollstreckungsverfahren. Das für die vorlie- 
gende Arbeit relevante Erkenntnisverfahren besteht aus drei wesentlichen Ab- 
schnitten: dem Ermittlungsverfahren, dem Zwischenverfahren und dem Haupt- 
verfahren (vgl. Abbildung 1). Dabei endet nicht jedes Verfahren zwingend mit 
einem Urteil nach einer Hauptverhandlung. Die verschiedenen Verfahrensab- 
schnitte sehen teilweise zwingende Einstellungen bei Vorliegen bestimmter Vo- 
raussetzungen vor, so Z.B. die Einstellung nach $ 170 II StPO, die erfolgen 
muss, wenn kein hinreichender Tatverdacht begründet vorliegt. Das Legalitäts- 
prinzip, wonach einem Tatverdacht grundsätzlich nachzugehen ist und Anklage 
zu erheben ist, wenn sich dieser bestätigt,'*' wurde seit Inkrafttreten der StPO im 
Jahr 1879 durch verschiedene Reformgesetze zunehmend eingeschränkt'*”. Heu- 
te existieren in allen Verfahrensabschnitten Möglichkeiten, das Strafverfahren 
bei Vorliegen entsprechender Voraussetzungen (Opportunitätsgründe) nach 
pflichtgemäßem Ermessen mit oder ohne Folgen einzustellen. 


In den folgenden Kapiteln werden wesentliche rechtliche Strukturen des Straf- 
prozessrechts dargestellt. Dabei werden Besonderheiten aufgezeigt, die sich aus 
der Strafverfolgung von Gewalt gegen Kinder ergeben. Wie sich im empirischen 
Teil zeigen wird, liegt der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit auf dem Fall- 
spektrum und dem Handeln von Polizei und Staatsanwaltschaft. Beide Institutio- 
nen haben in konkreten Fällen viele Entscheidungen zu treffen, die das weitere 
Verfahren bestimmen können. Im empirischen Teil der Arbeit wird sich zeigen, 
dass es in der Mehrzahl der Fälle gar nicht zu einer Anklageerhebung kommt. 
Für Fälle mit einer Anklageerhebung ist natürlich auch der Fortgang des Verfah- 
rens von Interesse. Daher werden im Folgenden das Zwischenverfahren und das 
Hauptverfahren in Grundzügen dargestellt. 





180 Heinz 2004, S.1. 

!8! Roxin/Schünemann 2017, $ 14 Rn. 1; A. Hartmann/Schmidt 2018, Rn. 86. 

in Vgl. zu den einzelnen Reformgesetzen Heinz 2004, S. 32 ff, sowie auch Rieß 1981, S. 3, der die 
bis dahin in Kraft getretenen Reformgesetze abbildet. 
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Tat im prozessualen Sinne 





einfacher Anfangsverdacht ) 





Ermittlungsverfahren (88 158-177 StPO) 
Erforschung des Sachverhalts zur Entschließung der Staatsanwaltschaft, ob die öffentliche Klage ($ 170 
| StPO) zu erheben oder das Verfahren informell durch Einstellung aus Opportunitätsgründen (88 153 
StPO) zu erledigen ist 


J J J J 


Einstellung Anklage gem. & 1701| Antrag auf Erlass Antrag auf Entschei- 
« mangels hinreichen- StPO durch eines Strafbefehls dung im beschleunig- 
den Tatverdachts Übersenden einer gem. 88 407 StPO ten Verfahren gem. 
(8 170 II StPO) Anklageschrift mit dem | (zulässig nur bei 88 417 StPO 
« aus Opportunitäts- Antrag, das Vergehen) 


gründen (88 153 ff. Hauptverfahren zu 
StPO) eröffnen 





« mangels öffentlichen 
Interesses bei Privat- 
klagedelikten (88 374, 
376 StPO) 








J 





Zwischenverfahren ($$ 199-211 StPO) 
Prüfung und Entscheidung durch das Gericht, ob das Hauptverfahren zu eröffnen ist 


J J J J 


Einstellung aus Vorläufige Einstellung | Eröffnungsbeschluss | Nichteröffnungsbe- 
Opportunitätsgründen gem. $ 205 StPO ($ 203 StPO) schluss ($ 204 StPO) 


(88 153 StPO) 


Hauptverfahren mit Hauptverhandlung ($8$ 213-295 StPO) 
Das Gericht prüft, ob der Angeklagte schuldig ist. Die Entscheidung kann bestehen in einer 
Verfahrenseinstellung (insbesondere aus Opportunitätsgründen oder wegen Vorliegens eines 
Prozesshindernisses) oder in einem Urteil (Freispruch oder Verurteilung) 

















Wenn keine Einstellung durch Beschluss | 





Urteil ($ 260 StPO) 
Rechtskraft des Urteils oder Rechtsmittel (Berufung, Revision) 





Abbildung 1: Übersicht über das Erkenntnisverfahren. 
Quelle: Heinz 2004, S. 4. 
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2.3.1 Ermittlungsverfahren 


Die Staatsanwaltschaft ist Herrin des Ermittlungsverfahrens.'”” Sie hat die 
Pflicht, „wegen aller verfolgbaren Straftaten einzuschreiten, sofern zureichende 
tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen“ ($ 152 II StPO, Legalitätsprinzip). Sie hat 
„zu ihrer Entschließung darüber, ob die öffentliche Klage zu erheben ist, den 
Sachverhalt zu erforschen“ ($ 160 I StPO). Die Staatsanwaltschaft selbst hat 
keine ausführenden Mitarbeiter,'** sie kann zur Erfüllung ihrer Ermittlungsauf- 
gaben insbesondere die Dienste der Polizei in Anspruch nehmen." Die Polizei- 
beamten, die organisatorisch dem Landesinnenministerium unterstehen, sind 
dabei für den Bereich der Straftataufklärung verpflichtet, den Anordnungen der 
Staatsanwaltschaft zu entsprechen ($ 161 I StPO, $ 152 GVG). 


2.3.1.1 Einleitung des Ermittlungsverfahrens 


2.3.1.1.1 Anzeige und Strafantrag 


Voraussetzung für eine Sachverhaltserforschung durch die Ermittlungsbehörden 
ist zunächst die Kenntniserlangung über strafrechtlich relevante Sachverhalte. 
Dies kann im Wege einer Anzeige oder auf andere Weise geschehen ($ 1601 
StPO). Unter Anzeigen werden Strafanzeigen und Strafanträge gefasst.'° Wäh- 
rend Strafanzeigen lediglich Mitteilungen über ein möglicherweise strafbares 
Geschehen beinhalten, begehrt der Steller eines Strafantrags ausdrücklich die 
Verfolgung des benannten Geschehens. '*” 


Bei Anzeigen ist allen Mitteilungen nachzugehen, z. B. auch solchen durch 
handlungsunfähige Personen oder anonymen Hinweisen (Nr. 8 RiStBV), es sei 
denn die Mitteilungen sind offensichtlich unbegründet.'”® Die Mitteilungen 
selbst müssen keinen bestimmten Formerfordernissen entsprechen. Mündliche 
Anzeigen sind gemäß $ 1581 S.2 StPO zu dokumentieren, z. B. durch Unter- 





18 Beulke/Swoboda 2018, $ 5 Rn. 79. 

'# Roxin/Schünemann 2017,89 Rn. 6. 

'5 Daneben können bspw. auch ermittlungsrichterliche Vernehmungen oder Berichte der Gerichtshil- 
fe angefordert werden. 

'%° Sackreuther, in: Graf 2018, BeckOK StPO, $ 160 Rn. 1; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, 
StPO, $ 160 Rn. 9. 

187 Kölbel, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 158 Rn. 9; Schmitt, in: Meyer- 
Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 158 Rn. 2, 4; jeweils m. w. N. 

'$ Schmitt verweist in diesem Zusammenhang auf Anzeigen durch offensichtliche Querulanten, 
siehe Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 158 Rn. 12 m. w.N. 
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zeichnung eines entsprechenden Schriftstücks'*”. Eine Anzeigepflicht gibt es in 
der BRD nicht.'” 


Strafantrag kann gemäß $ 77 I StGB grundsätzlich nur der Verletzte stellen. Ist 
der Verletzte beschränkt geschäftsfähig oder geschäftsunfähig (z. B. Kinder 
unter sieben Jahren, $ 104 Nr. 1 BGB), können die gesetzlichen Vertreter einen 
entsprechenden Antrag stellen ($ 77 III StGB). Dies sind bei Kindern i. d. R. die 
Eltern ($ 1626 BGB). Sofern diese den Antrag nicht stellen können, ist ein Pfle- 
ger zu bestellen.'”' Strafanträge müssen schriftlich oder zu Protokoll angebracht 
werden ($ 158 II StPO). 


Im Kanon des StGB sind einige Straftatbestände geregelt, die nur auf Antrag 
verfolgt werden. Im Rahmen der intentionalen Körperverletzungsdelikte werden 
Körperverletzungen nach $ 223 StGB (siehe dazu Kapitel 2.2.1) gemäß $ 230 1 
S. 1 StGB nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, die zuständige Strafverfolgungs- 
behörde hält ein Einschreiten von Amts wegen aufgrund des besonderen öffent- 
lichen Interesses für geboten. Wegen dieser Ausnahme vom Strafantragserfor- 
dernis für den Fall eines besonderen öffentlichen Interesses, handelt es sich um 
ein sog. relatives Antragsdelikt.'”” Der Strafantrag ist damit Verfolgungsvoraus- 
setzung für den Fall, dass die Staatsanwaltschaft ein Einschreiten von Amts we- 
gen aufgrund des besonderen öffentlichen Interesses nicht für geboten hält.'” 
Die Bejahung eines besonderen öffentlichen Interesses ohne Strafantrag soll 
jedoch auf Ausnahmefälle beschränkt bleiben.'”* Wann ein besonderes öffentli- 
ches Interesse anzunehmen sein wird, beschreibt Nr. 234 RiStBV. Dies ist bspw. 
der Fall, wenn der Täter einschlägig vorbestraft ist, er besonders leichtfertig oder 
aus menschenverachtenden Beweggründen gehandelt hat, er durch die Tat eine 
erhebliche Verletzung verursacht hat, oder dem Opfer aufgrund seiner persönli- 
chen Beziehung zum Täter die Stellung eines Strafantrags nicht zugemutet wer- 
den kann. 

Für Fälle von körperlicher Gewalt gegen Kinder beinhaltet Nr. 235 II RiStBV 
eine besondere Regelung. Danach ist bei einer Kindesmisshandlung das beson- 
dere öffentliche Interesse an der Strafverfolgung gemäß $ 2301 S. 1 StGB 
grundsätzlich zu bejahen. Kindesmisshandlungen sind hier aufgrund der syste- 





'9 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 158 Rn. 10. 

90 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 158 Rn. 6m. w.N. 
91 Fischer 2018, StGB, $ 77 Rn. 9. 

2 Roxin/Schünemann 2017,$ 12 Rn. 11. 

I Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 230 Rn. 9. 

19% Stree/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder 2014, StGB, $ 230 Rn. 6. 
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matischen Stellung als Körperverletzungen zu verstehen.'” Hierfür spricht auch, 
dass Nr. 235 II RiStBV explizit auf $ 230 I StGB (Strafantragserfordernis Kör- 
perverletzung nach $ 223 StGB) Bezug nimmt. Hardtung bezieht diese Vor- 
schrift auf Körperverletzungen zum Nachteil von Personen unter 14 Jahren, die 
im Rahmen eines Fürsorgeverhältnisses begangen werden. '” 


2.3.1.1.2  Anfangsverdacht 


Das Ermittlungsverfahren ist zu eröffnen, sofern ein Anfangsverdacht vorliegt. 
Ein Anfangsverdacht besteht, „wenn tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die 
nach kriminalistischen Erfahrungen die Beteiligung des Betroffenen an einer 
verfolgbaren Straftat als möglich erscheinen lassen“'””. Nur bei Anhaltspunkten 
für eine Straftat kann die Durchführung von Ermittlungen gerechtfertigt werden, 
Ermittlungen aufgrund bloßer Vermutungen reichen dafür nicht aus.'”* 


2.3.1.2 Ermittlungsgrundsatz und Ermittlungshandlungen 


Gemäß $ 160 II StPO müssen im Ermittlungsverfahren alle belastenden und 
entlastenden Aspekte zusammengetragen werden, zugleich müssen diejenigen 
Beweise erhoben werden, bezüglich derer die Gefahr besteht, dass sie später 
nicht mehr erhoben werden können. Umfang und Durchführung sind dabei am 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu orientieren (Nr. 4 RiStBV). Gemäß Nr. 5 1 
RiStBV sind die Ermittlungen zunächst auf das notwendige Maß zu beschrän- 
ken, um eine Entscheidung über die Erhebung der öffentlichen Klage treffen zu 
können. So kann die Polizei bspw. ihre Ermittlungen nach der Sicherung der 
erforderlichen Beweise erst mal beenden, wenn sie mit einer Einstellung des 





5 Nr. 235 ist im 6. Abschnitt der RiStBV unter dem Titel „Körperverletzungen“ geregelt, vgl. Hard- 
tung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 230 Rn. 34. 

"9% Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 230 Rn. 34. Mit dieser eingrenzenden Ausle- 
gung sollen widersprüchliche Ergebnisse, die etwa durch „Freizeitprügeleien“ zwischen Kindern im 
Vergleich zu Jugendlichen entstehen würden, vermieden werden. Nach Hardtung geht allerdings eine 
Eingrenzung des Personenkreises auf das Eltern-Kind-Verhältnis aus systematischen Gründen im 
Hinblick auf das in Nr. 234 1S. 1 RiStBV erfasste, enge Personenverhältnis zu weit, Hardtung, in: 
Joecks/Miebach 2017, MüKoStGB, $ 230 Rn. 34. A. A. Kreiner, der den Anwendungsbereich der 
Nr. 235 RiStBV unabhängig von einem solchen Näheverhältnis für Körperverletzungen an Personen 
unter 18 Jahren eröffnet sieht, Kreiner, in: Graf 2018, BeckOK StPO, Nr. 235 RiStBV Rn. 1 und 2. 
197 Beulke/Swoboda 2018, $ 15 Rn. 311. Siehe dazu auch Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, 
StPO, $ 152 Rn. 4 m. w.N. 

8 Beulke/Swoboda 2018, $ 15 Rn. 311; Kindhäuser 2016, $ 4 Rn. 10 m. w. N.; Kröpil 2013, S. 833, 
der darauf hinweist, dass dies Zweifel an der Richtigkeit des Vorwurfs nicht völlig ausschließt. 
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Verfahrens wegen Geringfügigkeit durch die Staatsanwaltschaft rechnet.'” 
Wenn eine Verfahrenseinstellung nicht zu erwarten ist, dann sind die Ermittlun- 
gen auch auf strafzumessungsrelevante Umstände zu erstrecken.’ Dies sind 
z.B. die wirtschaftlichen Verhältnisse des Beschuldigten (Nr. 14 RiStBV) oder 
gemäß Nr. 15 RiStBV die in 84611 S. 2 StGB benannten strafzumessungsrele- 
vanten Aspekte, wie etwa die Beweggründe des Täters, Ausführung und Aus- 
wirkungen der Tat, das Vorleben des Täters oder sein Verhalten nach der Tat. 
Ziel ist es, den Sachverhalt und die strafzumessungsrelevanten Aspekte so 
gründlich aufzuklären, dass eine Hauptverhandlung reibungslos durchgeführt 
werden kann (Nr. 5 III RiStBV). 


Zu diesem Zweck kann die Staatsanwaltschaft Ermittlungen jeder Art vorneh- 
men ($ 1611S. 1 StPO - „Grundsatz der freien Gestaltung des Ermittlungsver- 
fahrens“”°'). Dabei werden die verschiedenen erforderlichen Ermittlungshand- 
lungen durchaus parallel durchgeführt (Nr. 5 II und Nr. 12 RiStBV). Die Staats- 
anwaltschaft kann dabei die Ermittlungshandlungen durch die Polizei vornehmen 
lassen ($ 1611 S.1 StPO). Die Polizei muss aber nicht auf Aufträge durch die 
Staatsanwaltschaft warten, ihre Beamten sind gemäß $ 163 I StPO selbst zur 
Sachverhaltserforschung berechtigt und verpflichtet.” Auch wenn die Polizei 
selbstständig Ermittlungen durchführt, so sind die Ermittlungshandlungen von 
Polizei und Staatsanwaltschaft stets als Einheit zu betrachten.” Das Bundesver- 
fassungsgericht spricht insofern auch vom „verlängerte[n] Arm der StA“”%, 


Zur Sachverhaltserforschung können verschiedene Ermittlungshandlungen ge- 
nutzt werden, die verschieden stark in die Rechte der Beteiligten eingreifen. Eine 
verpflichtende Ermittlungshandlung ist die Vernehmung des Beschuldigten 
($ 163a StPO). Danach muss dem Beschuldigten bis zum Ende des Ermittlungs- 
verfahrens rechtliches Gehör gewährt werden. Beschuldigter i. S.d. StPO ist 
„nur der Tatverdächtige, gegen den das Verfahren als Beschuldigten betrieben 
wird“, Die Vernehmung, die auch der Gewährleistung des Justizgrundrechts 





19 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 153 Rn. 9. 

200 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 160 Rn. 11. Mit dieser Zweistufung wird zu- 
gleich dem Persönlichkeitsrecht des Beschuldigten Rechnung getragen, siehe ders. in $ 160 Rn. 19. 
201 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 161 Rn. 7 m. w.N. 

2% Vgl. Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 163 Rn. 1. 

2% Griesbaum, in: Hannich 2013, KK-StPO, $ 163 Rn. 1; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, 
StPO, $ 163 Rn. 1. 

>04 BVerfGE NJW 1975, 8. 893, 894. 

205 Schmitt, in: Mevyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, Einl. Rn. 76 m. w. N.; siehe auch Kudlich, in: 
Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-StPO, Einl. Rn. 280 m. w. N. Damit wird ein Beschuldig- 
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auf rechtliches Gehör dient (Art. 103 I GG), kann durch die Polizei sowie durch 
die Staatsanwaltschaft durchgeführt werden. Nur bei Letzterer kann das Erschei- 
nen des Beschuldigten erzwungen werden.’ Eine Ausnahme von der Verneh- 
mungspflicht des Beschuldigten besteht dann, wenn das Verfahren auf eine Ein- 
stellung hinausläuft ($ 163a1 S. 1 StPO). Bei einfachen Sachen genügt die Mög- 
lichkeit zur schriftlichen Äußerung ($ 163a 1 S. 3 StPO). 


Zur Erforschung des Sachverhalts können Zeugen vernommen werden. Zeuge 
ist, wer selbst nicht der Straftat verdächtig ist und über wahrgenommene Tatsa- 
chen berichtet.””” Bei Vernehmungen durch die Staatsanwaltschaft besteht ge- 
mäß $ 16laI StPO eine Erscheinens- und Aussagepflicht für Zeugen.” Seit 
dem 17.08.2017 besteht eine Erscheinens- und Aussagepflicht gemäß $ 163 III 
S. 1 StPO auch für polizeiliche Vernehmungen, sofern die Ladung durch die 
Staatsanwaltschaft in Auftrag gegeben wurde.” Zeugnisfähig sind alle Perso- 
nen, die ihre Wahrnehmungen über Lebensvorgänge wiedergeben können, auch 
Kinder.’'” Von der Zeugnisfähigkeit muss sich der Richter im Einzelfall über- 
zeugen.”'' Bei der Beurteilung ist an die individuelle Entwicklung anzuknüpfen. 
Von sehr jungen Kindern werden aufschlussreiche Aussagen nicht erwartet. ”' 
Werden Kinder vernommen, sind wiederholte Vernehmungen von Kindern zu 
ihrem Schutz zu vermeiden (Nr. 19 I RiStBV). So kann bspw. in Verfahren, die 
eine Misshandlung von Schutzbefohlenen zum Gegenstand haben ($ 225 StGB, 
siehe Kapitel 2.2.4) die Vernehmung eines Opfers durch eine Bild-Ton- 





tenbegriff beschrieben, der sich aus materiellen und formellen Kriterien zusammensetzt. Vgl. zum 
rein formellen und rein materiellen Beschuldigtenbegriff: Hartmann/Schmidt 2018, Rn. 216 ff. 

206 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 163a Rn. 17 m. w.N. 

207 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, Vor $ 48 Rn. 1m. w. N. 

2% Für gerichtliche Vernehmungen ergibt sich eine Erscheinens- und Aussagepflicht aus $ 48 I StPO. 
?® Änderungen eingeführt mit dem „Gesetz zur effektiveren und praxistauglicheren Ausgestaltung 
des Strafverfahrens“ vom 17.08.2017, BGBl. I, S. 3202. Damit soll die bisherige Praxis vermieden 
werden, wonach staatsanwaltschaftliche Vernehmung unabhängig von sachlichen Gründen immer 
dann durchgeführt werden mussten, wenn die Zeugen nicht zur polizeilichen Vernehmung erschie- 
nen. Dies band Ressourcen der Staatsanwaltschaft erheblich und führte zu Verfahrensverzögerungen, 
vgl. BT-Drucks. 18/11277, S. 30. Für die empirische Untersuchung der vorliegenden Arbeit ist diese 
Regelung jedoch irrelevant, weil die analysierten Verfahren bereits früher durchgeführt worden 
waren. 

210 Schmitt, in: Mevyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, Vor $ 48 Rn. 13; Senge, in: Hannich 2013, KK- 
StPO, Vor $ 48 Rn. 5; jeweils m. w. N. 

2!! Senge, in: Hannich 2013, KK-StPO, Vor $ 48 Rn. 5. 

212 Erwartet werden können aufschlussreiche von Kindern ab einem Alter von ca. 4,5 Jahren, siehe 
Arntzen 1976, S. 20. Hussels (1995) hält diese Grenze aufgrund seiner eigenen Erfahrung für zu 
niedrig angesetzt, siehe Hussels 1995, S. 1877. 
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Aufzeichnung gesichert werden, um damit das Opfer vor wiederholten, belasten- 
den Vernehmungen zu schützen ($ 58a1S.2i. V.m. $ 255a II StPO). 


Insbesondere Verlobte, (ehemalige) Ehegatten und Kinder des Beschuldigten 
haben gemäß $ 521 StPO ein Recht zur Zeugnisverweigerung. Sie müssen also 
gar nicht zur Sache aussagen, wenn sie dies nicht möchten. Damit sollen Zeugen 
vor Konfliktlagen geschützt werden, die eine Aussage über Tatsachen, die nahe 
Angehörige betreffen, mit sich bringen können.”'” Die Zeugnisverweigerung 
muss dabei ausdrücklich erklärt werden, sie kann sich auch nur auf einen Teil der 
Aussage beziehen sowie auch erst im Lauf der Vernehmung erklärt werden.”'* 
Minderjährige sind selbst befugt, von ihrem Zeugnisverweigerungsrecht Ge- 
brauch zu machen, sofern sie sich genügend Vorstellung vom Unrecht der Tat 
und von den möglichen Folgen des Prozesses machen können, an dem sie mit 
ihrer Aussage möglicherweise beteiligt werden.”'° Anderenfalls hat der gesetzli- 
che Vertreter — bei Minderjährigen i. d. R. die Eltern — über die Ausübung des 
Zeugnisverweigerungsrechts zu entscheiden. Sofern der gesetzliche Vertreter 
selbst Beschuldigter ist, muss ein Ergänzungspfleger ($ 1909 IS. 1 BGB) für die 
Frage der Ausübung des Zeugnisverweigerungsrechts bestellt werden.”'° Gemäß 
8$52I1S. 2, 2. HS StPO ist auch der nicht beschuldigte Elternteil von der Ent- 
scheidung über die Ausübung des Zeugnisverweigerungsrechts des Kindes aus- 
geschlossen, wenn beiden Elternteilen die gesetzliche Vertretung gemeinsam 
zusteht. Für alle Zeugen besteht gemäß $ 55 StPO ein Verweigerungsrecht für 
solche Aussagen, die ihn selbst oder einen nahen Angehörigen i.S.d. $521 
StPO in die Gefahr einer Strafverfolgung bringen. ”'” 


Zur Sachverhaltsaufklärung können auch Sachverständige herangezogen werden. 
Dabei geht es i. d. R. um die Beurteilung eines Sachverhalts auf der Basis ihres 





?3 Huber, in: Graf 2018, BeckOK StPO, $ 52 Rn. 1; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, 
$ 52 Rn. 1; Senge, in: Hannich 2013, KK-StPO, $ 52 Rn. 1; jeweils m. w. N. 

214 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 52 Rn. 15. 

25 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 52 Rn. 17m. w.N. 

>16 Vgl. zur Antragsstellung Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 52 Rn. 20. 

217 Damit wird dem Grundsatz Rechnung getragen, dass niemand sich selbst belasten muss, zugleich 
sollen dem Zeugen ebenfalls Zwangslagen durch eine mögliche Belastung naher Angehöriger erspart 
werden, siehe Senge, in: Hannich 2013, KK-StPO, $ 55 Rn. 1. Für den Fall, dass ein naher Angehö- 
riger nach $ 52 StPO sowie nach $ 55 StPO zur Verweigerung der Aussage berechtigt ist, kann er 
auswählen, ob er sich auf das Zeugnisverweigerungsrecht oder das Aussageverweigerungsrecht 
berufen möchte, Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 55 Rn. 1; Senge, in: Hannich 
2013, KK-StPO, $ 55 Rn. 11. 
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Fachwissens, oft in Form von Gutachten.”'® Aufgrund der bei sehr jungen Kin- 
dern wohl nur selten bestehenden Zeugnisfähigkeit (s. 0.), kommt bei diesen 
Fällen der Spurensicherung am Körper besondere Bedeutung zu.”'” In Sachver- 
ständigengutachten geht es z.B. rechtsmedizinisch um Fragen, ob bestimmte 
Verletzungen auf eine Misshandlung schließen lassen oder ob Alternativerklä- 
rungen für Verletzungen plausibel erscheinen,” psychologisch um Fragen der 
Persönlichkeit des Beschuldigten” oder zur Glaubwürdigkeit”, sowie psychiat- 


risch um Fragen der Schuldfähigkeit””. 


Weitere, mit Eingriffen in Rechte Einzelner verbundene Ermittlungshandlungen 
sind z. B. die körperliche Untersuchung des Beschuldigten nach $ 81a StPO. 
Hierunter fallen gemäß $ 81al S. 2 StPO auch zwangsweise Blutentnahmen zur 
Feststellung der Blutalkoholkonzentration oder einer Drogenintoxikation zum 
Tatzeitpunkt. Hiermit ist zwangsläufig ein erheblicher Eingriff in die körperliche 
Integrität des Beschuldigten verbunden. Weitere Ermittlungshandlungen sind 
etwa Durchsuchungen. Sie können beim Beschuldigten ($ 102 StPO) sowie bei 
anderen Personen ($ 103 StPO) durchgeführt werden. Hierunter fallen bspw. 
Hausdurchsuchungen, die in das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Art. 13 GG) eingreifen. Beim Verdächtigen dürfen Hausdurchsuchungen zum 
Zweck seiner Ergreifung sowie dann durchgeführt werden, wenn vermutet wird, 
dass sich in den Räumen Beweisgegenstände befinden ($ 102 StPO). Hausdurch- 
suchungen bei anderen Personen können neben dem Zweck der Ergreifung des 
Beschuldigten nur dann durchgeführt werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass sich ein bestimmter Gegenstand in den Räumen befindet. ””* 
Auch können Gegenstände, die als Beweismittel für das Verfahren bedeutsam 
werden können, sichergestellt, d. h. in amtliche Obhut verbracht” werden. Dies 
kann durch freiwillige Herausgabe geschehen ($ 94 I StPO) sowie durch Be- 
schlagnahme der Sache ($ 94 II StPO). Die beschriebenen Ermittlungshandlun- 





218 Schmitt, in: Mevyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, Vor $ 72 Rn. 7; Senge, in: Hannich 2013, KK- 
StPO, Vorbemerkungen vor $ 72 Rn. 3. 

29 Vgl. Müller 2009, S. 563. 

0 Vgl. bspw. LG Kaiserslautern, Urteil vom 03. November 2006 - 6035 Js 24719/05 - 4 Ks -, juris 
Rn. 54 ff.; LG Offenburg, Urteil vom 03. Mai 2005 — 1 Ks 2 Js 8716/03 1 AK 24/03 -, juris Rn. 64 
ff. 

°?! LG Kaiserslautern, Urteil vom 03. November 2006 - 6035 Js 24719/05 - 4 Ks —, juris Rn. 94. 

2 BGH, Urteil vom 02. Mai 1985 - 4 StR 142/85 -, juris. 

3 Vgl. bspw. LG Hamburg, Urteil vom 10. November 2011 - 604 Ks 15/11 -, juris Rn. 96 ff. LG 
Mainz, Urteil vom 12. Oktober 2004 — 3214 Js 10076/04 - 1 Ks —, juris Rn. 65. 

4 Vgl. vertiefend zur Hausdurchsuchung Roxin/Schünemann 2017, Rn. 4-16. 

5 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 94 Rn. 14. 
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gen der körperlichen Untersuchung, Durchsuchung und Beschlagnahmen unter- 
liegen wegen ihres erheblichen Eingriffs in Grundrechte der richterlichen An- 
ordnung (vgl. $$ 81 all, 105 1, 981 S. 1 StPO). Nur bei Gefahr im Verzug kön- 
nen auch die Staatsanwaltschaft sowie ihre Ermittlungspersonen eine solche 
Maßnahme anordnen. 


Die Durchführung des Verfahrens kann auch freiheitsbeschränkende Maßnah- 
men erfordern. So sind vorläufige Festnahmen nach $ 127 1S. 1 StPO etwa dann 
möglich, wenn ein Täter auf frischer Tat betroffen wird. Die Befugnis zur Fest- 
nahme steht dabei jedermann, d. h. auch Privatpersonen zu. Staatsanwälte und 
Mitarbeiter des Polizeidienstes haben darüber hinaus die Befugnis, eine verdäch- 
tige Person zum Zweck der Identitätsfeststellung vorläufig festzunehmen 
(8 1271S.2 1. V.m. $ 163b StPO) sowie dann eine Person vorläufig festzuneh- 
men, wenn die Voraussetzungen eines Haft- oder Unterbringungsbefehls vorlie- 
gen ($ 127 II StPO). Ein Haftbefehl selbst kann hingegen nur durch schriftliche 
Anordnung eines Richters ($ 114 I StPO) veranlasst werden. Die Voraussetzun- 
gen unterliegen erhöhten Anforderungen. Der Beschuldigte muss zunächst der 
Tat dringend verdächtig sein, d. h. es muss eine hohe Wahrscheinlichkeit beste- 
hen, dass der Beschuldigte eine Straftat begangen hat.” Ferner muss ein be- 
stimmter Haftgrund vorliegen, wie z. B. Fluchtgefahr ($ 112 II Nr. 2 StPO) oder 
Verdunklungsgefahr ($ 112 II Nr. 3 StPO). 


Neben den speziellen Ermächtigungsgrundlagen sind Staatsanwaltschaft und 
Polizei gemäß $$ 161 I, 163 I StPO zur Durchführung weiterer Ermittlungshand- 
lungen ermächtigt, sofern diese nicht mit erheblichen Eingriffen in Grundrechte 
verbunden sind.” Die mit dem StVÄG 1999°°® eingeführte sog. Ermittlungsge- 
neralklausel soll eine gewisse Flexibilität bei der Ergreifung von Ermittlungs- 
handlungen ermöglichen und dazu eine rechtliche Grundlage für weniger inten- 
sive Ermittlungshandlungen schaffen.”” Solche Ermittlungshandlungen sind 
bspw. Befragungen in der Nachbarschaft, Inaugenscheinnahmen oder Erkundi- 
gungen (nicht jedoch Auskunftseinholungen bei Behörden). 





26 Graf, in: Hannich 2013, KK-StPO, $ 112 Rn. 3; Krauß, in: Graf 2018, BeckOK, 

$ 112 Rn. 9; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 112 Rn. 5; jeweils m. w.N. 

> Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 161 Rn. 1. 

8 Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Strafverfahrensrechts — Strafverfahrensänderungsgesetz 
1999 (StVÄG 1999) vom 01.08.2000, BGBl. I, S. 1253, 1255. 

”® BT-Drucks. 14/1484, S. 23. Hilger 2000, S. 563 f. 

#0 Hilger 2000, S. 654; Kölbel, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 161 Rn. 10-11; 
Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 161 Rn. 1. 


2.3 Strafverfolgung bei körperlicher Gewalt gegen Kinder 39 





2.3.1.3 Exkurs: Gefahrenabwehr als polizeiliche Aufgabe 


In einigen Situationen können sich polizeiliche Ermittlungshandlungen mit 
Handlungen zur Gefahrenabwehr vermischen oder aus letzteren auch Hinweise 
für ein Ermittlungsverfahren ergeben. Solche Überschneidungen treten im empi- 
rischen Teil der vorliegenden Arbeit beispielsweise bei gewalttätigen Auseinan- 
dersetzungen in Familien auf. Um das Handeln der Polizei in konkreten Fällen 
besser einordnen zu können, werden im Folgenden Rechte der Polizei bei der 
Gefahrenabwehr skizziert. 


Polizeibehörden haben gemeinsam mit Verwaltungs- und Ordnungsbehörden die 
Aufgabe, Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. 
Dies ergibt sich aus $ 11S. 1 Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung (HSOG). Die Polizeibehörden haben gemäß $ 1 III HSOG auch für 
den Schutz privater Rechtsgüter zu sorgen, wenn gerichtlicher Rechtsschutz 
nicht rechtzeitig erlangt werden kann und ohne die polizeiliche Unterstützung die 
Verwirklichung des Rechts gefährdet ist. Eine Gefahr liegt vor, „wenn eine 
Sachlage oder ein Verhalten bei ungehindertem Ablauf des zu erwartenden Ge- 
schehens mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein polizeilich geschütztes 
Rechtsgut schädigen wird“. Gefahrenabwehrmaßnahmen können danach auch 
bei Fällen von Vernachlässigung oder Misshandlung von Kindern sowie bei 
Fällen von häuslicher Gewalt erforderlich werden.” 


Das HSOG normiert verschiedene Befugnisse, die in solchen Fällen relevant 
werden können. Neben einfachen Befragungen von Personen, von denen sach- 
dienliche Angaben zur Aufklärung des Sachverhalts zu erwarten sind ($ 121 
HSOG), sieht das HSOG auch Polizeimaßnahmen vor, die aus der StPO bekannt 
sind, wie bspw. Durchsuchungen von Personen oder Wohnungen ($ 36 und $ 38 
HSOG), Untersuchungen von Personen ($ 36 HSOG) oder Sicherstellungen von 
Gegenständen ($ 40 HSOG) zum Zweck der Gefahrenabwehr. Für den Bereich 
der Gewalt gegen Kinder werden insbesondere auch Möglichkeiten der Inge- 
wahrsamnahme des Kindes zu seinem Schutz relevant, wenn von Personen aus 
dem häuslichen Umfeld eine Fortsetzung der Gewalthandlungen gegen das Kind 
zu befürchten ist ($ 32 I Nr. 2 HSOG)”, sowie Möglichkeiten, die gefährdende 
Person für einen gewissen Zeitraum aus der gemeinsamen Wohnung zu verwei- 





®! Pieroth/Schlink/Kniesel 2016, 8 4 Rn. 2. 
#2 Vgl. Becker/Michelmann 2011, S. 214 f.; Hermann 2002, S. 3062 f.; Müller 2009, S. 561 f. 
23 Ausführlich dazu Müller 2009, S. 451 f. 
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sen ($ 31 II HSOG). Insgesamt sind die polizeilichen Gefahrenabwehrmaßnah- 
men geprägt durch direktes, schnelles und formloses Handeln.” 


Eine klare Trennung zwischen Gefahrenabwehr und Strafverfolgung ist dabei 
nicht immer möglich. Dieselbe Handlung kann sowohl der Gefahrenabwehr als 
auch der Strafverfolgung dienen (sog. doppelfunktionale Polizeimaßnahme, z. B. 
bei der Sicherstellung eines Messers, mit dem der Täter seine Familie bedrohte). 
Ob es sich um eine Maßnahme zur Gefahrenabwehr oder der Strafverfolgung 
handelte, kann für den Rechtsschutz relevant werden, insofern wird auf den 
Schwerpunkt der Maßnahme abgestellt.” 


2.3.1.4 Beendigung Ermittlungsverfahren 


Am Ende der Ermittlungen muss die Staatsanwaltschaft aufgrund der zusam- 
mengetragenen Tatsachen entscheiden, ob sie Anklage erhebt oder das Verfahren 
einstellt. Ist der Beschuldigte der Tat hinreichend verdächtig, muss die Staatsan- 
waltschaft Anklage erheben ($ 170 I StPO). Dies folgt aus dem Legalitätsprinzip, 
wonach die Staatsanwaltschaft jeden Anfangsverdacht verfolgen und bei Erhär- 
tung zu einem hinreichenden Tatverdacht grundsätzlich Anklage zu erheben hat 
(8$ 152 II, 160, 170 I StPO). Alternativ zu einer Anklageerhebung kann die 
Staatsanwaltschaft bei Vorliegen entsprechender Voraussetzungen einen Strafbe- 
fehlsantrag beim zuständigen Gericht stellen ($$ 407, 409 StPO). Handelt es sich 
um eine der in $ 374 1 StPO genannten Katalogstraftaten (z. B. Körperverletzung 
gemäß $ 223 StGB) wird die öffentliche Klage aber nur dann verfolgt, wenn ein 
öffentliches Interesse an der Verfolgung der Straftat besteht ($ 376 StPO). An- 
dernfalls verweist die Staatsanwaltschaft den Verletzten auf den Weg der Privat- 
klage. Hierbei handelt es sich um eine Ausnahme vom Strafverfolgungs- und 
Anklagemonopol des Staates (Offizialprinzip). 


Eine Ausnahme vom Verfolgungszwang (Legalitätsprinzip) ergibt sich durch die 
Einstellungsmöglichkeiten aus Opportunitätsgründen (88 153 ff. StPO). Hier- 
nach kann die Staatsanwaltschaft das Strafverfahren nach ihrem Ermessen ein- 
stellen. Dabei werden Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkte relevant, insbesonde- 
re die Geringfügigkeit der Straftat oder eine geringe Schuld.” Besteht hingegen 
kein hinreichender Tatverdacht oder liegt ein Verfahrenshindernis vor, hat die 
Staatsanwaltschaft das Verfahren gemäß $ 170 II S. 1 StPO einzustellen. 





>4 Pjeroth/Schlink/Kniesel 2016, $ 2 Rn. 24. 
5 Ehlers/Schneider, in: Schoch/Schneider/Bier 2018, VwGO, $ 40 Rn. 606. 
26 Hartmann/Schmidt 2018, Rn. 94 ff. 
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2.3.1.4.1  Anklageerhebung 


Das Monopol zur Anklage liegt - mit Ausnahme der Privatklagedelikte — bei der 
Staatsanwaltschaft.””’ Sie hat gemäß $ 170 I StPO grundsätzlich öffentliche Kla- 
ge zu erheben, wenn die Ermittlungen hierzu genügenden Anlass bieten (Ankla- 
gezwang). Genügend Anlass besteht, wenn ein hinreichender Tatverdacht vor- 
liegt, also nach dem Stand der Ermittlungen eine spätere Verurteilung mit hinrei- 
chender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist.”°® Die Erhebung erfolgt durch Ein- 
reichung einer Anklageschrift beim zuständigen Gericht. 


2.3.1.4.2 Antrag auf Strafbefehl 


Alternativ zu einer Anklage stellt die Staatsanwaltschaft in Fällen, die in die 
Zuständigkeit des Amtsgerichts fallen und ein Vergehen zum Gegenstand haben, 
Antrag auf Erlass eines Strafbefehls, wenn sie die Durchführung einer Hauptver- 
handlung für entbehrlich hält ($ 40712 StPO). Als Rechtsfolgen dürfen bspw. 
Geldstrafen oder Verwarnungen mit Strafvorbehalt festgesetzt werden. Für den 
Fall, dass der Beschuldigte einen Verteidiger hat, dürfen auch Freiheitsstrafen 
bis zu einem Jahr festgesetzt werden, sofern deren Vollstreckung zur Bewährung 
ausgesetzt wird ($ 407 II S. 2 StPO). Der zuständige Richter gibt dem Antrag 
statt, sofern er keine Bedenken gegen den Erlass des Strafbefehls hat ($ 408 III 
S. 1 StPO). Die Rechtsfolgen werden damit auf Basis eines hinreichenden Tat- 
verdachts festgesetzt. Der Beschuldigte kann innerhalb von zwei Wochen Ein- 
spruch gegen den Strafbefehl einlegen ($ 4101 StPO). Wird kein Einspruch 
erhoben, entspricht der Strafbefehl in seiner Wirkung einem rechtskräftigen 
Urteil ($ 410 III StPO). 


2.3.1.4.3 Einstellungen nach $ 170 II StPO 


Besteht hingegen ein Verfahrenshindernis oder liegt hingegen kein hinreichender 
Tatverdacht vor, ist das Verfahren nach $ 170 II S. 1 StPO einzustellen.” Ver- 
fahrenshindernisse bestehen bspw. bei Verfolgungsverjährung ($ 78 StGB), bei 
Fehlen eines Strafantrags ohne Bejahung des besonderen öffentlichen Interesses 
an der Strafverfolgung, bei Strafunmündigkeit des Beschuldigten aufgrund sei- 





#7 Roxin/Schünemann 2017, $ 13 Rn. 7; Heinz 2004, S. 9. 

28 Gorf, in: Graf 2018, BeckOK, $ 170 Rn. 2; Kölbel, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo- 
StPO, $ 170 Rn. 14-17; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 170 Rn. 1; jeweils 
m.w.N. 

29 Beulke/Swoboda 2018, Rn. 320; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 170 Rn. 6. 
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nes Alters (unter 14 Jahren, $ 19 StGB) oder bei Tod des Beschuldigten.’* Kein 
hinreichender Tatverdacht besteht, wenn dem Beschuldigten ein strafbares Ver- 
halten nicht mit der für eine Anklage erforderlichen Sicherheit nachgewiesen 
werden kann oder durch das Ermittlungsverfahren sogar Entlastungsbeweise 
geführt wurden.”*' Von dieser Entscheidung sind sowohl die als Beschuldigten 
vernommenen Personen als auch Antragssteller (diese unter Angabe von Grün- 
den) in Kenntnis zu setzen ($ 17011 S.2, 8 171 S. 1 StPO). Bei Beendigungen 
nach $ 170 IIS. 1 StPO kommt es zu keinem Strafklageverbrauch, das Verfahren 
kann bei gegebenem Anlass jederzeit wieder aufgenommen werden.”* 


2.3.1.4.4 Verweis auf den Weg der Privatklage 


Für gewisse leichtere Vergehen, die die Allgemeinheit typischerweise nicht so 
sehr berühren, sieht die StPO eine Durchbrechung des Offizialprinzips vor.”* 
Die in $ 3741 Nr. 1-8 StPO aufgeführten Katalogtaten, darunter auch die Kör- 
perverletzungen gemäß $ 223 StGB (siehe dazu Kapitel 2.2.1), werden grund- 
sätzlich nur auf eine private Klageerhebung hin verfolgt. Öffentliche Klage wird 
aber dann erhoben, wenn dies im öffentlichen Interesse liegt ($ 376 StPO). 


Der Begriff des öffentlichen Interesses ist in Nr. 86 II RiStBV beschrieben. Ein 
öffentliches Interesse liegt danach i. d. R. vor, „wenn der Rechtsfrieden über den 
Lebenskreis des Verletzten hinaus gestört und die Strafverfolgung ein gegenwär- 
tiges Anliegen der Allgemeinheit ist“. Wird durch die Tat nur der Lebenskreis 
des Verletzten berührt, so kann ein öffentliches Interesse auch dann vorliegen, 
wenn dem Verletzten aufgrund seines Näheverhältnisses zum Täter eine Verfol- 
gung der Tat im Weg der Privatklage nicht zugemutet werden kann und die 
Strafverfolgung gleichzeitig ein Anliegen der Allgemeinheit ist (Nr. 86 II S. 2 
RiStBV). Die Strafverfolgung ist dann ein gegenwärtiges Anliegen der Allge- 
meinheit, wenn die Tat bspw. zu schweren Rechtsverletzungen führt, die Tat in 
gefährlicher Weise begangen wurde oder die Tat menschenverachtende Motive 
erkennen lässt (Nr. 86 II S. 1 RiStBV).”* 





240 Gorf, in: Graf 2018, BeckOK-StPO, $ 170 Rn. 4.1 mit weiteren Beispielen. 

>41 Gorf, in: Graf 2018, BeckOK-StPO, $ 170 Rn. 15; Roxin/Schünemann 2017, $ 40 Rn. 2. 

2 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 170 Rn. 9 m. w.N.; Beulke/Swoboda 2018, 
Rn. 320. 

> Hartmann/Schmidt 2018, Rn. 1307; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, Vor $ 374 
Rn. la. 

2# Vgl. Kreiner, in: Graf 2018, BeckOK StPO, Nr. 86 RiStBV Rn. 6. 
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In Fällen von Körperverletzungen an Kindern ist gemäß Nr. 235 II S. 1 RiStBV 
das besondere öffentliche Interesse an der Verfolgung grundsätzlich zu bejahen 
(vgl. dazu Kapitel 2.3.1.1.1). Da der Begriff des „öffentlichen Interesses“ weiter 
ist als der Begriff des „besonderen öffentlichen Interesses“ in $ 230 I StGB, liegt 
in der Bejahung des besonderen öffentlichen Interesses stets auch eine Bejahung 
des öffentlichen Interesses nach $ 376 StPO.’* Danach sind in solchen Fällen 
Verweise auf den Privatklageweg grundsätzlich ausgeschlossen. Unterstreichend 
wird in Nr. 235 II S. 2 RiStBV explizit festgehalten, dass in Fällen der Kindes- 
misshandlung eine Verweisung auf den Weg der Privatklage i. d. R. nicht ange- 
zeigt ist. Ausnahmen von der Bejahung des öffentlichen Interesses an der Straf- 
verfolgung können aber dann gemacht werden, wenn in der Familie erfolgver- 
sprechende soziale Unterstützungsmaßnahmen eingeleitet wurden (Nr. 235 III 
RiStBV). Dies ist insbesondere der Fall, wenn durch Unterstützung weitere 
Misshandlungen eher verhindert werden können, und Strafverfolgung solche 
Maßnahmen behindern könnte.”* 


2.3.1.4.5  Opportunitätsentscheidungen 


Einstellungen aus Opportunitätsgründen kommen insbesondere in Betracht bei 
Geringfügigkeit ($ 153 I StPO), wenn Auflagen oder Weisungen genügen, um 
das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zu beseitigen ($ 153a I StPO), 
oder wenn einzelne Tatvorwürfe neben anderen Taten nicht ins Gewicht fallen 
($ 154 I StPO). 


2.3.1.4.5.1  Absehen von Verfolgung wegen Geringfügigkeit, $ 153 I StPO 


Eine Einstellung nach $ 153 I StPO kommt nur für Vergehen in Betracht. Verge- 
hen sind gemäß $ 12 II StGB Delikte, deren Strafrahmen im unteren Bereich 
eine Freiheitsstrafe von weniger als einem Jahr vorsieht. Weitere Voraussetzung 
ist, dass die Schuld des Täters als gering anzusehen wäre. Dies ist der Fall, 
„wenn sie bei Vergleich mit Vergehen gleicher Art nicht unerheblich unter dem 
Durchschnitt liegt“. Hierzu hat die Staatsanwaltschaft unter Berücksichtigung 
der Strafzumessungsgesichtspunkte aus $ 46 II StGB aufgrund der Ermittlungs- 
ergebnisse eine hypothetische Prüfung anzustellen.”* Aus der Formulierung 





25 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 376 Rn. 3. 

6 Vgl. Kreiner, in: Graf 2018, BeckOK-StPO, Nr. 235 RiStBV Rn. 7. 

247 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 153 Rn. 4 m. w.N. 

#8 Beukelmann in: Graf 2018, BeckOK-StPO, $ 153 Rn. 13; Peters, in: Knauer/Kudlich/Schneider 
2016, MüKo-StPO, $ 153 Rn. 18; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 153 Rn. 4; 
jeweils m. w.N. 
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„wenn die Schuld [...] als gering anzusehen wäre“ in $ 1531S. 1 StPO ergibt 
sich, dass der Sachverhalt hierfür nicht vollständig aufgeklärt sein muss. Viel- 
mehr genügt die Ermittlung derjenigen Fakten, die für die hypothetische Beurtei- 
lung der Schuld relevant sind.” 


Zudem darf kein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung bestehen. Ein 
solches wird etwa angenommen, wenn spezial- oder generalpräventive Gründe 
eine Fortsetzung des Verfahrens gebieten, so beispielsweise wenn der Beschul- 
digte schon mehrfach einschlägig vorbelastet ist, aus der Tat eine gesellschafts- 
feindliche Gesinnung hervorgeht, oder die Tat mit gravierenden Folgen für das 
Opfer verbunden ist.” Bei Fällen von körperlicher Gewalt gegen Kinder ist die 
oben bereits erwähnte Vorschrift Nr. 235 III RiStBV zu berücksichtigen, wonach 
ein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung entfallen kann, wenn in der 
betroffenen Familie erfolgversprechende Unterstützungsmaßnahmen eingeleitet 
wurden. 


Einstellungen wegen Geringfügigkeit erfordern grundsätzlich die Zustimmung 
des zuständigen Gerichts ($ 153 1 S. 1 StPO).”°' Ohne richterliche Zustimmung 
kann das Verfahren gemäß $ 1531 S.2 StPO nur eingestellt werden, wenn das 
verfahrensgegenständliche Vergehen nicht mit einer im Mindestmaß erhöhten 
Strafe bedroht ist und die Folgen der Tat gering sind. Eine Freiheitsstrafe ist im 
Mindestmaß erhöht, wenn der Strafrahmen des Delikts eine Strafe von mehr als 
einem Monat vorsieht ($ 38 II StGB), Geldstrafen sind im Mindestmaß erhöht, 
wenn der Strafrahmen mehr als fünf Tagessätze vorsieht ($ 40 1S. 2 StGB). Von 
den für die vorliegende Arbeit relevanten Körperverletzungstatbeständen hat nur 
8 223 StGB einen Strafrahmen, der nicht im Mindestmaß erhöht ist. Ob die Fol- 
gen gering sind, ist bei Delikten gegen die Person im Einzelfall zu bestimmen.” 
Hierzu liegen — soweit ersichtlich — keine verallgemeinerten Maßstäbe vor. Mit 
der staatsanwaltschaftlichen Entscheidung nach $ 153 I StPO tritt kein Strafkla- 
geverbrauch ein.” 





2® Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 153 Rn. 3 m. w.N. 

20 Diemer, in: Hannich 2013, KK-StPO, $ 153 Rn. 14; Peters, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, 
MükKo-StPO, $ 153, Rn. 30, 31, mit weitern Beispielen. 

1 Damit soll „die Ausnahme vom Legalitätsprinzip [...] grundsätzlich vom Gericht mitverantwortet 
werden“, Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 153 Rn. 10. 

>? Diemer, in: Hannich 2013, KK-StPO, $ 153 Rn. 22. 

23 Beulke/Swoboda 2018, Rn. 334; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 153 Rn. 37. 
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2.3.1.4.5.2  Absehen von der Verfolgung unter Auflagen und Weisungen, 
$ 153a [StPO 


In $ 153a I StPO sieht der Gesetzgeber die Wiederherstellung des Rechtsfriedens 
durch die Erfüllung von Auflagen und Weisungen statt Strafe vor. Anders als 
8 153 I StPO setzt $ 153a I StPO eine umfassende Ausermittlung des Sachver- 
halts voraus, sodass bei Nichterfüllung der Auflagen innerhalb der gesetzten 
Frist Anklage erhoben werden kann. Dieser Paragraf kann ebenfalls nur bei Ver- 
gehen zur Anwendung kommen, jedoch besteht bei dieser Einstellungsnorm kein 
Erfordernis einer geringen Schuld. Die auferlegten Auflagen oder Weisungen 
müssen geeignet sein, ein bestehendes öffentliches Interesse (vgl. dazu Kapitel 
2.3.1.4.5.1) an der Strafverfolgung zu beseitigen. In Betracht kommen hierfür 
nach $ 153a 1 S. 2 StPO bspw. Wiedergutmachungsleistungen,”°* Geldleistungen 
an eine gemeinnützige Einrichtung oder die Teilnahme an einem sozialen Trai- 
ningskurs. Ob eine Auflage oder Weisung zur Beseitigung des öffentlichen Inte- 
resses an der Strafverfolgung geeignet ist, ist unter Berücksichtigung der jeweili- 
gen Umstände im Einzelfall zu bewerten.” Ungeeignet ist eine Erteilung von 
Auflagen oder Weisungen z. B. eher, wenn der Beschuldigte bereits wegen einer 
ähnlichen Straftat auffällig wurde.” 


Ferner darf die Schwere der Schuld nicht einer Einstellung gegen Auflagen ent- 
gegenstehen. Diese Formulierung gibt zu verstehen, dass $ 153a I StPO auch für 
den über den leichten Bereich hinausgehenden Kriminalitätsbereich in Betracht 
kommt.”°’ Da zu diesem Zeitpunkt des Verfahrens die Schuldfrage noch nicht 
abschließend geklärt wurde, ist der Schweregrad der Schuld aufgrund des hinrei- 
chenden Tatverdachts zu bestimmen. Die Schuld wird etwa dann nicht mehr für 
gering erachtet, wenn die Rechtsfolge nicht mehr zur Bewährung ausgesetzt 
werden kann. ”* 


Die Staatsanwaltschaft setzt dem Beschuldigten gemäß $ 153a 1 S. 3 StPO eine 
Frist von maximal einem Jahr, innerhalb dieser er die Auflage oder Weisung zu 





> Siehe Beulke/Theerkorn (1995) zur Teilnahme an Beratungsstunden mit dem Ziel der Verbesse- 
rung der Familiensituation als Wiedergutmachung i. S.d. $ 153a1S. 2 Nr. 1 StPO, Beulke/Theerkorn 
1995, S. 476. 

25 Beukelmann, in: Graf 2018, BeckOK-StPO, $ 153a Rn. 16. 

26 Peters, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 153a Rn. 10; Schmitt, in: Meyer- 
Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 153a Rn. 13; jeweils m. w. N. 

7 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 153a Rn. 7; Peters, in: Knauer/Kudlich/ 
Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 153a Rn. 12; Beulke/Swoboda 2018, Rn. 337a. So auch die Intention 
des Gesetzgebers, siehe BT Drucks. 12/1217, S. 34. 

>58 Peters, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 153a Rn. 12 m. w. N. 
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erfüllen hat. Das zuständige Gericht und der Beschuldigte müssen den Auflagen 
zustimmen. Gemäß $ 153al S.4 StPO sind nachträgliche Aufhebungen oder 
Verlängerungen möglich, inhaltliche Änderungen sind an die Zustimmung des 
Beschuldigten gebunden. Werden die Auflagen oder Weisungen erfüllt, so kann 
die Tat gemäß $ 153a1 S. 5 StPO nicht mehr als Vergehen verfolgt werden. Eine 
Verfolgung kommt dann nur in Betracht, wenn Umstände die Annahme eines 
Verbrechenstatbestandes rechtfertigen.” 


2.3.1.4.5.3  Teileinstellung bei mehreren Taten, $ 154 I StPO 


Mit einem teilweisen Verzicht auf Strafverfolgung soll das Verfahren bei mehre- 
ren Tatvorwürfen beschleunigt werden.” Nach $ 1541 Nr. 1 StPO kann das 
Verfahren eingestellt werden, wenn die für die verfolgte Tat zu erwartenden 
Sanktionen neben den Sanktionen wegen einer anderen Tat (Bezugstat)”° nicht 
beträchtlich ins Gewicht fallen und es sich dabei um mehrere selbstständige 
Taten im prozessualen Sinn handelt. Die Sanktionen der Bezugstat können dabei 
bereits verhängt sein oder noch ausstehen. Noch nicht verhängte Sanktionen sind 
wie die zu erwartende Sanktion der verfolgten Tat hypothetisch zu ermitteln.” 
Die Frage der Beträchtlichkeit ist im Einzelfall unter Berücksichtigung von 
Strafzwecken sowie tat- und täterbezogenen Aspekten zu beurteilen.” Verbind- 
liche Maßstäbe existieren nicht, ein nur unbeträchtliches „Ins-Gewicht-Fallen“ 
ist aber wohl dann anzunehmen, wenn sich bei einer möglichen Gesamtstrafen- 
bildung bei mehreren Taten die Gesamtstrafe durch die verfolgte Tat nicht we- 
sentlich erhöhen würde.”°* 


Nach $ 154 INr. 2 StPO ist eine Teileinstellung möglich, wenn ein Urteil wegen 
der verfolgten Tat zu erwarten ist, das Verfahren aber unverhältnismäßig lange 
dauern würde und ein Urteil wegen einer anderen Tat zur Einwirkung auf den 
Täter oder zur Verteidigung der Rechtsordnung für ausreichend erachtet wird. 
Eine Beträchtlichkeitsprüfung entfällt in dieser Variante. Ob eine Verfahrens- 





9 Beukelmann, in: Graf 2018, BeckOK-StPO $ 153a Rn. 58. 

260 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 154 Rn. 1; Teßmer, in: 
Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 154 Rn. 2. 

a! Begriff übernommen von Teßmer, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 154 Rn. 
32. 

2% Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, $ 154 Rn. 13, 14; Teßmer, in: Knauer/Kudlich/ 
Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 154 Rn. 45; Diemer, in: Hannich 2013, KK-StPO, $ 154 Rn. 12. 

2 Diemer, in: Hannich 2013, KK-StPO $ 154 Rn. 7; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, 
StPO, $ 154 Rn. 7; Teßmer, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 154 Rn. 40; jeweils 
m.w.N. 

264 Teßmer, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-StPO, StPO $ 154 Rn. 40 m. w.N. 
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dauer unangemessen lang ist, ist anhand vergleichbarer Verfahren zu bestim- 
men.’® Bezüglich der Frage, ob die Sanktion der Bezugstat zur Einwirkung auf 
den Täter oder zur Verteidigung der Rechtsordnung ausreicht, sind spezial- 
sowie generalpräventive Aspekte zur Geltung zu bringen. 


Gemäß Nr. 101 I RiStBV soll die Staatsanwaltschaft möglichst früh die Mög- 
lichkeit einer Einstellung nach $ 154 I StPO prüfen. Die Verfahrenseinstellung 
kann von der Staatsanwaltschaft autonom beschlossen werden. Die Verfahrens- 
einstellung nach $ 1541 StPO ist dabei nur vorläufig. Die Staatsanwaltschaft 
kann das Verfahren bis zur Verjährung der Tat unter Berücksichtigung der Inhal- 
te der Absätze 3 und 4 des $ 154 StPO wieder aufnehmen.’ Wird wegen der zu 
erwartenden Sanktion einer Bezugstat das Verfahren vorläufig eingestellt, prüft 
die Staatsanwaltschaft gemäß Nr. 101 II RiStBV nach Abschluss des Verfahrens 
der Bezugstat direkt, ob es bei der Einstellung bleibt. 


2.3.1.4.5.4  Einstellungsmöglichkeiten nach dem Jugendstrafrecht 


Für jugendliche Beschuldigte oder heranwachsende Beschuldigte, die nach dem 
Jugendstrafrecht beurteilt werden ($ 105 I JGG), sieht das JGG Einstellungsmög- 
lichkeiten im Wege der Diversion vor. Nach $ 45 I JGG kann die Staatsanwalt- 
schaft ohne Zustimmung des Richters das Verfahren folgenlos einstellen, wenn 
die Voraussetzungen des $ 153 StPO vorliegen (vgl. dazu Kapitel 2.3.1.4.5.1). 
Nach $45 II JGG kann der Staatsanwalt von der Verfolgung absehen, wenn 
erzieherische Maßnahmen durchgeführt werden. Die Staatsanwaltschaft kann 
gemäß $ 45 III JGG auch die Durchführung erzieherischer Maßnahmen beim 
Jugendrichter anregen, wenn sie zwar die richterliche Anordnung dieser Maß- 
nahmen für geboten hält, nicht jedoch die Erhebung der Anklage. 


2.3.2. Zwischenverfahren 


Mit der Anklageschrift überreicht die Staatsanwaltschaft dem zuständigen Ge- 
richt zugleich die Verfahrensakten.”°” Mit Eingang der Klageschrift beim zustän- 
digen Gericht beginnt das Zwischenverfahren, in dem das Gericht entscheidet, 
ob es das Hauptverfahren eröffnet oder nicht. Damit wird in einer weiteren In- 
stanz geprüft, ob die weitere Verfolgung der Straftat zulässig und erforderlich 





265 Teßmer, in: Knauer/Kudlich/Schneider 2016, MüKo-tPO, StPO $ 154 Rn. 44 spricht insofern von 
einem „verfahrenstypischen Vergleichsfall“; siehe auch Diemer, in: Hannich 2013, KK-StPO, $ 154 
Rn. 11-14. 

266 Vgl. Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 170 Rn. 2lam. w.N. 

267 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 199 Rn. 2. 
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ist.’°® Grundlage der Entscheidung sind im Wesentlichen die Inhalte der Akte, 


also alle bis dahin dokumentierten, entscheidungserheblichen Aspekte.” Für 
seine Entscheidung kann das Gericht aber auch zusätzliche Beweiserhebungen 
durchführen ($ 202 StPO) oder den Verfahrensstand mit den Beteiligten erörtern 
($ 202a StPO). 


Das Gericht kann in jeder Phase des Verfahrens, also sowohl im Zwischenver- 
fahren als auch später im Hauptverfahren, das Strafverfahren aus Opportunitäts- 
gründen einstellen. Die unter Kapitel 2.3.1.4.5 benannten Opportunitätseinstel- 
lungen sehen Möglichkeiten vor, das Verfahren auch nach einer Klageerhebung 
einzustellen (vgl. nur $$ 153 II, $ 153a II, $ 154 II StPO). Liegt ein vorüberge- 
hendes, aber länger dauerndes Verfahrenshindernis vor, so etwa, wenn der Ange- 
schuldigte””” aufgrund einer Erkrankung verhandlungsunfähig ist," wird das 
Verfahren vorläufig eingestellt ($ 205 StPO). Nach Wegfall des Hindernisses ist 
das Verfahren fortzusetzen. 


Ein Eröffnungsbeschluss ergeht, wenn kein Einstellungsgrund vorliegt und wenn 
der Angeschuldigte einer Straftat hinreichend verdächtig ist ($ 203 StPO). Wie 
bei der Frage der Anklageerhebung (vgl. Kapitel 2.3.1.4.1) ist der Angeschuldig- 
te dann hinreichend verdächtig, wenn eine spätere Verurteilung wahrscheinlich 
ist.” Entscheidet das Gericht, dass das Hauptverfahren zu eröffnen ist, so muss 
die Hauptverhandlung vorbereitet und durchgeführt werden. Stehen einer späte- 
ren Verurteilung sachliche (kein hinreichender Tatverdacht) oder rechtliche 
Gründe (z. B. Verfahrenshindernisse) entgegen, ergeht ein Nichteröffnungsbe- 
schluss ($ 204 StPO).”” Die Klage kann danach nur aufgrund von neuen Tatsa- 
chen oder Beweismitteln wieder aufgenommen werden ($ 211 StPO). 





268 Roxin/Schünemann 2017, $ 42 Rn.2. So auch Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, 
Zweites Buch 4. Abschnitt, Vorbemerkungen Rn. 2. 

26 Schmitt, in: Mevyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 203 Rn. 1; Wenske, in: Knauer/Kudlich/ 
Schneider 2016, MüKo-StPO, $ 203 Rn. 7. 

270 Mit Erhebung der öffentlichen Klage beim zuständigen Gericht wird der Beschuldigte zum Ange- 
schuldigten, $ 157 StPO. 

?7! Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 205 Rn. 1. 

27 Ritscher, in: Graf 2018, BeckOK-StPO, $ 203 Rn. 4; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, 
StPO, $ 203 Rn. 2; jeweils m. w. N. 

3 Siehe ausführlicher zu möglichen sachlichen und rechtlichen Gründen, Schmitt, in: Meyer- 
Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 204 Rn. 2,3. 
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2.3.3 Hauptverfahren 


Das Hauptverfahren beinhaltet die Vorbereitung und Durchführung der Haupt- 
verhandlung.”’”* Die Vorbereitung der Hauptverhandlung beinhaltet bspw. die 
Bestimmung des Termins ($ 212 StPO), die Ladung der beteiligten Personen wie 
z.B. Angeklagte,”’° Verteidiger, Zeugen oder Sachverständige ($$ 214, 216, 218 
StPO). Auch in dieser Phase des Verfahrens kann das zuständige Gericht mit den 
Beteiligten den Verfahrensstand erörtern ($ 212 StPO). 


Erst in der Hauptverhandlung selbst wird dann ein Urteil über Schuld oder Un- 
schuld des Angeklagten gefällt. In der grundsätzlich öffentlichen Hauptverhand- 
lung werden noch einmal alle relevanten Beweise erhoben ($ 244 II StPO). Der 
Angeklagte ist persönlich zu vernehmen, er hat das Recht Beweisanträge zu 
stellen und ihm gebührt gemäß $ 258 II, 2. HS StPO das letzte Wort. Zeugen 
sind grundsätzlich persönlich zu vernehmen ($ 250 StPO). In Verfahren mit 
kindlichen Opferzeugen gelten Besonderheiten. So soll bspw. gemäß $ 171b II 
GVG die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden, wenn Minderjährige als Zeugen 
in einem Strafverfahren wegen Misshandlung von Schutzbefohlenen (vgl. Kapi- 
tel 2.2.4) vernommen werden. Auch kann bspw. die unmittelbare Vernehmung in 
der Hauptverhandlung durch die Vorführung einer erstellten Bild-Ton- 
Aufzeichnung (vgl. Kapitel 2.3.1.2) ersetzt werden ($ 255a I StPO). 


Die Hauptverhandlung endet mit der Verkündung des Urteils ($ 260 I StPO). 
Das Gericht entscheidet bei der Urteilsfindung allein aufgrund des Inhalts der 
Verhandlung nach seiner freien Überzeugung ($ 261 StPO). Dabei geht es zu- 
nächst um die Frage, ob sich der Angeklagte bezüglich der ihm vorgeworfenen 
Tat schuldig gemacht hat. Für die Überzeugung von der Schuld muss keine abso- 
lute Gewissheit erreicht werden, vielmehr genügt „ein nach der Lebenserfahrung 
ausreichendes Maß an Sicherheit, demgegenüber vernünftige Zweifel und nicht 
bloß auf denktheoretische Möglichkeiten gegründete Zweifel nicht mehr auf- 
kommen“”’°, Darüber hinaus muss das Gericht über die Rechtsfolgen der Tat 
entscheiden. Hierzu hat es innerhalb des durch den verwirklichten Straftatbe- 
stand eröffneten Strafrahmens ein konkretes Strafmaß festzulegen. Dies ge- 
schieht in Rahmen der Strafzumessung. Hierbei ist eine Abwägung aller für und 
gegen den Angeklagten sprechenden Gründe vorzunehmen ($461I S.1 





24 Vgl. auch Heinz 2004, S. 12. 

?7 Mit dem Eröffnungsbeschluss wird der Angeschuldigte zum Angeklagten, $ 157 StPO. 

?76 Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 261 Rn. 2 mit Verweis auf die ständige Recht- 
sprechung des BGH. 
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StGB).””’ Gemäß $ 46 II S.2 StGB sind dabei bspw. die Beweggründe des Tä- 
ters, das Maß der Pflichtwidrigkeit und die Art der Tatausführung sowie das 
Vorleben des Täters und sein Nachtatverhalten in die Abwägung einzubeziehen. 
Bei der Bemessung der Strafe sind zudem deren Auswirkungen auf den Täter in 
die Erwägungen einzubeziehen ($ 46 1 S.2 StGB). Wurden mehrere Straftaten 
begangen, hat das Gericht unter Berücksichtigung der Vorgaben in $ 54 StGB 
eine Gesamtstrafe zu bilden. 


2.3.4 Austausch mit der Kinder- und Jugendhilfe 


In Strafverfahren wegen körperlicher Gewalt gegen Kinder können Informatio- 
nen bekannt werden, die für die Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe zum Schutz 
der betroffenen Kinder von Bedeutung sein können. In diesen Fällen kann das 
Schutzinteresse des Kindes den Schutz vor Weitergabe personenbezogener Daten 
überwiegen. Für die Polizeibehörden sieht $ 221S. 3 HSOG vor, dass sie perso- 
nenbezogene Daten an andere für Gefahrenabwehr zuständige öffentliche Stellen 
übermitteln können, „soweit die Kenntnis dieser Daten zur Erfüllung der Aufga- 
ben der empfangenden Stelle erforderlich erscheint“. Daraus ergibt sich eine 
grundsätzliche Mitteilungsbefugnis personenbezogener Daten an das Jugendamt 
als öffentliche Stelle für Fälle, in denen Hinweise auf eine Kindeswohlgefähr- 
dung vorliegen. Wann die Polizei das Jugendamt unterrichtet, bestimmt sich 
dabei nach der Dringlichkeit.’”’® Gemäß der Polizeidienstvorschrift (PDV) 382 
zur „Bearbeitung von Jugendsachen“ sind Mitteilungen an das Jugendamt oder 
sonst zuständige Behörden zu machen, sobald im Lauf der Ermittlungen ersicht- 
lich wird, dass Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe zweckmäßig wären 
(Nr. 3.2.71 PDV 382). Bei Gefährdungen minderjähriger Personen wird das 
Jugendamt spätestens mit der Abgabe des Falles an die Staatsanwaltschaft unter- 
richtet (Nr. 3.2.7 II PDV 382). Eine Gefährdung Minderjähriger besteht bspw. 
gemäß Nr. 2.2.4 1 PDV 382, „wenn ihnen in der häuslichen Gemeinschaft durch 
Vernachlässigung oder Mißbrauch [sic] der Personensorge eine unmittelbare 
Beeinträchtigung für ihr körperliches, geistiges oder seelisches Wohl droht“. 
Dies ist i. d. R. der Fall, wenn es zu tätlichen Auseinandersetzungen im Rahmen 
von Familienstreitigkeiten kommt (Nr. 2.2.4 II PDV 382). 


Eine Mitteilungsbefugnis der Gerichte und Staatsanwaltschaften an das Jugend- 
amt ergibt sich aus $$ 13 II, 17 Nr. 5 EGGVG für Tatsachen, die zur Abwehr 
von erheblichen Gefährdungen von Minderjährigen relevant werden. Diese Be- 





?7’ Vgl. zum Strafzumessungsvorgang ausführlich Meier 2014, S. 141 ff. 
2% Müller 2009, S. 564. 
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fugnis wird in Nr. 35 der Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) 
konkretisiert. Nach Nr. 35 I Nr. 1 MiStra ist eine Mitteilung an das Jugendamt 
insbesondere dann zu machen, wenn eine Misshandlung von Schutzbefohlenen 
gemäß $ 225 StGB (siehe Kapitel 2.2.4) z. N. eines minderjährigen Opfers ver- 
folgt wird. Welche Informationen übermittelt werden, ist im Einzelfall unter 
Abwägung der betroffenen Interessen zu entscheiden.” In Betracht kommen 
hierzu bspw. einfache schriftliche Mitteilungen über die wesentlichen Tatsachen, 
aber auch die Übersendung von Akteninhalten.”” Dafür sollen Kopien oder 
standardisierte Formulare verwendet werden (Nr. 9 MiStra). 


Insgesamt erscheinen frühe Mitteilungen an das Jugendamt in Fällen von leichter 
elterlicher Gewalt politisch gewollt. So hat der Gesetzgeber bei Einführung des 
Gewaltverbots betont, in weniger schwerwiegenden Fällen, die Möglichkeiten 
des Kinder- und Jugendhilfesystems möglichst früh zur Anwendung zu bringen, 
um damit dem Prinzip „Hilfe statt Strafe“ Rechnung zu tragen.” 


Erkenntnisse des Jugendamts können aber auch für die polizeiliche Tataufklä- 
rung relevant werden.’® Mitteilungen des Jugendamts zu durchgeführten Maß- 
nahmen sind z. B. für die Frage von Interesse, ob ein öffentliches Interesse be- 
steht (Nr. 235 III RiStBV, siehe Kapitel 2.3.1.4.5.1). Da Vertrauensschutz für die 
Soziale Arbeit von großer Bedeutung ist,” unterliegt die Übermittlung perso- 
nenbezogener Daten strengen Voraussetzungen. Die Weitergabe von harten 
Daten wie etwa Name, Geburtsdatum, Anschrift der betroffenen Person auf Er- 
mittlungsersuchen von Polizei, Staatsanwaltschaft oder Gericht ist gemäß $ 58 
SGB X möglich, sofern der Mitteilung keine schutzwürdigen Interessen der 
betroffenen Person entgegenstehen. Mitteilungen zu Inhalten der Kinder- und 
Jugendhilfe sind innerhalb der Grenzen der $$ 61, 64, 65 SGB VII i. V. m. $ 69 
SGB X möglich. Die Bindung der Übermittlung von Daten an die Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie der Ausschluss einer Gefährdung des Erfolgs der 
eigenen Maßnahmen durch diese Übermittlung stellen dabei aber erhebliche 
Einschränkungen dar.” 





2?” Bosch, in: Graf 2018, BeckOK-StPO, Nr. 35 MiStra Rn. 18. 

>%0 Bosch, in: Graf 2018, BeckOK-StPO, Nr. 35 MiStra Rn. 18. 

I BT-Drucks. 14/1247, S. 6. 

282 Falterbaum 2004, S. 108. 

> Vgl. v. Bieresborn, in: Wulffen/Schütze 2014, SGB X, & 69 Rn. 22b; Falterbaum 2004, S. 111. 
#4 Vgl. Mörsberger, in: Wiesner 2015, SGB VII, $ 64 Rn. 14-18. 
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3 Der rechtliche Rahmen in Zahlen 


Eine erste Annäherung an das Phänomen der körperlichen Gewalt gegen Kinder 
und das staatliche Strafverfolgungshandeln kann über offizielle Statistiken un- 
ternommen werden, die Antworten auf Fragen nach der quantitativen Relevanz, 
der behördlichen Arbeit und deren Entwicklung im Zeitverlauf geben können. 
Angaben dazu, wie häufig Strafverfolgungsorgane die unter Kapitel 2.2 be- 
schriebenen Delikte bearbeiten, und wie sich das Fallaufkommen und die Bear- 
beitungspraxis im zeitlichen Verlauf entwickelt haben, beinhalten die Polizeili- 
che Kriminalstatistik (PKS) sowie die Strafverfolgungsstatistik.’”° 


3.1 Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 


Die PKS ist eine reine Verdachtsstatistik. Das bedeutet zunächst, dass nur Fälle 
aufgeführt werden, in denen für die Polizei ein Straftatverdacht vorlag, eine 
Anzeige führt also noch nicht zwingend zu einer Registrierung in der PKS. Zu- 
dem werden die Daten nicht dem Ausgang des justiziellen Verfahrens angepasst. 
Die PKS enthält also keine Informationen zur strafjustiziellen Einschätzung oder 
zum Ausgang des Strafverfahrens. Die PKS wird als sog. Ausgangsstatistik ge- 
führt, d.h. die statistischen Daten werden nach Beendigung des polizeilichen 
Ermittlungsverfahrens bei Abgabe der Akten an die Staatsanwaltschaft erho- 
ben.”®° Die Erfassungszeit entspricht damit nicht der Tatzeit, nicht der Berichts- 
zeit bei Strafanzeige und auch nicht dem Zeitpunkt der Beendigung des justiziel- 
len Verfahrens. Wenn Tatvorwürfe aus verschiedenen Jahren der Polizei in ei- 
nem Vorgang bekannt werden, dann zählen bei Vorliegen eines Verdachts alle 
Vorfälle in diesem Jahr in die PKS mit hinein’. Die PKS beschreibt also - an- 
ders als es die Verwendung der PKS-Daten in der öffentlichen Debatte suggerie- 
ren mag — die Kriminalitätswirklichkeit nur indirekt, nämlich als Abbild der 


Aktivitäten der Polizei”. 





255° Im Folgenden werden Werte aus der Polizeilichen Kriminalstatistik oder aus den Fachserien des 
Statistischen Bundesamtes aus vielen verschiedenen Jahrgängen herangezogen. Die jeweiligen Fund- 
stellen werden mit den konkreten Tabellen und den einbezogenen Jahrgängen bezeichnet, die Quellen 
werden aber nicht als Literaturangaben in Fußnoten aufgeführt. 

286 Bundeskriminalamt 2017, S. 5. 

#7 Dies fällt insbesondere bei Straftaten ins Gewicht, bei denen es nur wenige erfasste Fälle gibt. 
Vgl. dazu das bei Höynck et al. (2015) benannte Beispiel, bei dem die in einem Fall neun getötete 
Neugeborene aufgefundenen wurden und dies zu einer Verzerrung der Zahlen führte, 
Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 16. 

288 Bundeskriminalamt 2017, S. 7. 


© Der/die Herausgeber bzw. der/die Autor(en), exklusiv lizenziert durch 
Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2020 
M. Haug, Körperverletzungsdelikte an Kindern unter 6 Jahren, 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-31346-3_3 
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Die in der PKS erfassten Straftaten gliedern sich nach den Straftatbeständen des 
StGB.” Eine genauere Beschreibung der Tatvorwürfe wird nicht gegeben. So 
fallen beispielsweise eine einfache Ohrfeige ohne große Folgen und eine hän- 
disch ausgeführte Tracht Prügel, die zu erheblichen blauen Flecken führt, statis- 
tisch beide in dieselbe Kategorie der „einfachen Körperverletzung“. Neben 
den Deliktsformen weist die PKS weitere Daten bspw. zu Tatverdächtigen und 
Opfern der erfassten Vorgänge aus, dabei sind die verschiedenen Merkmale aber 
nicht aufeinander bezogen. Aus Tabelle 91 der PKS („Opfer nach Alter und 
Geschlecht“) kann die Anzahl der Opfer nach Altersgruppen und Straftatbestän- 
den entnommen werden. So lassen sich Häufigkeiten zur Opferwerdung von 
Jungen und Mädchen unter 6 Jahren zu verschiedenen Delikten ablesen, weitere 
Merkmale können aber für diese Altersgruppe nicht spezifisch ausgewertet wer- 
den. 


Rückschlüsse von der PKS auf die tatsächliche Kriminalität unterliegen gewissen 
Schwierigkeiten. Einerseits beinhaltet sie nicht die Fälle von Kriminalität, die 
der Polizei nicht bekannt geworden sind (Dunkelfeld). Hier muss beachtet wer- 
den, dass die abgebildeten Daten unter anderem vom Anzeigeverhalten der Be- 
völkerung und von Schwerpunktsetzungen der Polizei abhängig sind.””' Dabei 
wird insbesondere bedeutsam, ob bestimmte Sachverhalte in der öffentlichen 
Wahrnehmung als strafwürdiges Unrecht verstanden werden. Andererseits bein- 
haltet die PKS auch solche Verdachtsfälle, bei denen der Verdacht später ausge- 
räumt oder zumindest nicht erhärtet werden konnte. Die Fallzahlen der PKS 
können die Fallzahlen der Realität also sowohl unter- als auch überschätzen. Bei 
den abgebildeten Fällen ist zudem die Frage nach ihrer passenden Einordnung zu 
stellen. Unter Berücksichtigung der Überbewertungstendenz”” der Polizei 
scheint die PKS als Abbild der tatsächlichen Kriminalität hier zusätzlich verzerrt. 
Unter diesen Einschränkungen bietet die PKS breite, vollständige und einheitli- 
che Daten mit juristischer Systematik. Durch die Einheitlichkeit der Erhebungen 
in verschiedenen Jahren lassen sich zudem zeitliche Entwicklungen gut abbilden. 





28 Bundeskriminalamt 2017, S. 5. 

0 Unter „einfachen Körperverletzungen“ werden in diesem und in den folgenden Kapiteln Körper- 
verletzungen i. S. d. $ 223 StGB verstanden. Diese werden in der PKS als (vorsätzliche leichte) 
Körperverletzungen bezeichnet. Auf den Begriff „leicht“ soll hier aber verzichtet werden, weil er an 
späterer Stelle in anderer Bedeutung auftaucht. Mit dem Begriff „einfache Körperverletzung“ soll die 
Abgrenzung zu den Qualifikationstatbeständen der $$ 224 und 226 StGB erleichtert werden. 

1 Meier 2016, S. 126. 

®2 Vgl. Eisenberg/Kölbel 2017, S. 376 m. w. N. Siehe konkret zum Beispiel der Einordnung einfa- 
cher Körperverletzungen als Misshandlungen von Schutzbefohlenen Bachmann/Püschel/Sonnen 
2011, S. 699 £. 
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3.2 Die Strafverfolgungsstatistik 


Die Strafverfolgungsstatistik enthält Informationen zu Personen, die sich vor 
ordentlichen Gerichten für Straftaten nach dem Strafgesetzbuch verantworten 
mussten.” Die Statistik enthält insbesondere differenzierte Informationen zu 
abgeurteilten und verurteilten Personen, der Art der gerichtlichen Beendigung 
sowie zur Art der Sanktion. Wie viele Personen wegen einer Straftat zum Nach- 
teil von Kindern unter 14 Jahren abgeurteilt oder verurteilt wurden, wird in der 
Statistik nach Straftatbeständen differenziert ausgewiesen. Spezifische Angaben 
für die Gruppe der unter sechsjährigen Kinder werden aber nicht gemacht. 


Die Begriffe „Verurteilte‘“ und „Abgeurteilte‘“ beziehen sich auf Personen, gegen 
die ein Hauptverfahren eröffnet wurde. „Verurteilte“ umfassen dabei solche 
Angeklagten, bei denen das Verfahren nach einer Hauptverhandlung mit einer 
strafrechtlichen Sanktion beendet wurde.” Der Begriff der „Abgeurteilten‘“ ist 
weiter. Er erfasst neben den Verurteilten zusätzlich angeklagte Personen, gegen 
die ein Strafbefehl erlassen wurde oder bei denen das Verfahren nach der Eröff- 
nung des Hauptverfahrens eingestellt wurde.” Die Statistik orientiert sich an 
gesetzlichen Strafvorschriften, jedoch zumeist ohne dabei zwischen Versuch und 
Vollendung zu unterscheiden. 


3.3 Querschnittliche Betrachtungen 


Grundsätzlich liefern PKS und Strafverfolgungsstatistik verschiedene statistische 
Zahlen zu denselben Fällen, sodass die Werte aufeinander bezogen werden kön- 
nen. Dieser Vergleich unterliegt aber gewissen Schwierigkeiten.” Dies liegt 
zunächst an unterschiedlichen Erfassungsmodalitäten. Während die PKS z. B. in 
Tabelle 91 die Anzahl der Opfer zählt, enthält Tabelle 9 der Strafverfolgungssta- 
tistik die abgeurteilten und verurteilten Personen. Zudem wird in der Strafverfol- 
gungsstatistik anders als in der PKS nicht zwischen Vollendung und Versuch 
unterschieden. Weiter unterscheiden sich die Bewertungszeitpunkte im Verfah- 
ren. Die PKS bildet die rechtliche Einordnung der Polizei ab, die Strafverfol- 
gungsstatistik bildet die Bewertung der Tat zum Zeitpunkt der strafgerichtlichen 
Entscheidung ab, sodass die Erhebung des Tatverdachts durch die Polizei und 
die gerichtliche Entscheidung nicht zwangsläufig in dasselbe Erhebungsjahr 





3 Statistisches Bundesamt 2017, Vorbemerkungen S. 1. 

94 Statistisches Bundesamt 2017, Begriffsbestimmungen S. 3. 
95 Statistisches Bundesamt 2017, Begriffsbestimmungen S. 3. 
®° Vgl. dazu auch Bundeskriminalamt 2017, 8.8. 
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fallen. Durch rechtliche Umdefinitionen können sich zudem Verschiebungen 
zwischen Straftatbeständen ergeben. 


Trotz dieser Einschränkungen lassen sich an den Zahlen einige interessante Be- 
obachtungen machen. Über alle Deliktsbereiche hinweg ist eine Filterung er- 
kenntlich, durch die sich aus einer relativ hohen Zahl an registrierten Fällen 
letztlich eine recht geringe Zahl an verurteilten Personen ergibt. Abbildung 2 
zeigt, dass von der Gesamtzahl der polizeilich registrierten Fälle” nur gut die 


Hälfte aufgeklärt wird. Aufgeklärt ist ein Fall, wenn mindestens ein Tatverdäch- 
298 


tiger festgestellt wurde. 


Polizeilich 
registrierte Fälle 


aufgeklärte Fälle 


strafmündige 
Tatverdächtige (=100) 


Abgeurteilte 


Verurteilte 








zu ambulanten KONSTANZER 
Sanktionen Verurtellte 543.431 Pan INVENTAR 
SANKTIONSFORSCHUNG 
zu stationären 
Sanktionen Verurteilte 4.1 0 2 


Abbildung 2: Polizeilich registrierte Straftaten und ermittelte Tatverdächtige im der Prozess straf- 
rechtlichen Sozialkontrolle (Trichtermodell). Verbrechen und Vergehen insgesamt, ohne Straftaten 
im Straßenverkehr. Absolute Zahlen und Relation zu der Zahl der im selben Jahr registrierten straf- 
mündigen Tatverdächtigen. Deutschland 2015. 

Quelle: Heinz 2017, S. 6. 


Strafmündige Tatverdächtige sind Personen, die mindestens 14 Jahre alt sind und 
die aufgrund konkreter Tatsachen verdächtigt werden, eine Straftat begangen zu 





7 Ordnungswidrigkeiten, Staatsschutzdelikte und Straßenverkehrsdelikte sind nicht eingeschlossen, 
Heinz 2017, S. 7. 
8 Heinz 2017, 8.7. 
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haben.” Vergleicht man die Zahlen der ermittelten Tatverdächtigen mit den 
Zahlen der abgeurteilten Personen aus Abbildung 2, zeigt sich, dass nur etwa ein 
Drittel der Tatverdächtigen mit einer gerichtlichen Entscheidung belegt wird. Zu 
Sanktionen verurteilt wird etwa ein Viertel der ursprünglich Tatverdächtigen. 
Das Gros der Verurteilten wird dabei zu ambulanten Sanktionen, wie etwa Geld- 
strafen, zur Bewährung ausgesetzte Freiheits- oder Jugendstrafen oder Erzie- 
hungsmaßregeln”” verurteilt. Lediglich zwei von 100 Tatverdächtigen erhalten 
eine stationäre Sanktion, wie etwa eine unbedingte Freiheits- oder Jugendstrafe 
oder Jugendarrest.°"' 


Detailliertere Beschreibungen zum gerichtlichen Verfahren auf Basis amtlicher 
Daten finden sich bei Jehle (2015). Knapp die Hälfte (45 %) der gerichtlichen 
Verfahren wird danach durch Urteil, 3 % durch Strafbefehl (nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens), etwa ein Viertel durch Einstellungen mit und ohne Auflagen 
und etwa ein Viertel auf sonstige Weise (z. B. Verweisung an ein anderes Ge- 
richt oder Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens) beendet.” Als Sank- 
tionen werden ganz überwiegend Geldstrafen verhängt (83 % im Jahr 2013), 
Freiheitsstrafen mit Bewährung machten im Jahr 2013 insgesamt 12 % der Sank- 
tionen aus, Freiheitsstrafen ohne Bewährung beliefen sich auf 5 % der gericht- 
lich ausgesprochenen Sanktionen.” 


Die Betrachtung der Opferzahlen zu Körperverletzungsdelikten an Kindern unter 
14 Jahren zeigt vergleichsweise geringe Zahlen an Abgeurteilten und Verurteil- 
ten. Während bei Straftaten insgesamt die Zahl der Abgeurteilten bzw. Verurteil- 
ten etwas höher bzw. niedriger als 10 % der Zahl polizeibekannter Fälle ist, stan- 
den im Jahr 2012 den 30.986 in der PKS dokumentierten Opfern insgesamt 
1.264 Abgeurteilte und 835 Verurteilte gegenüber (vgl. Abbildung 3), was einem 
Anteil von 4 % bzw. weniger als 3 % entspricht.’ 





°® Heinz 2017, 8.7. 

’® Heinz 2017, 8.7. 

30! Heinz 2017, 8.7. 

°%? Jehle 2015, 8. 26 f. 

°® Jehle 2015, 8.33 £. 

304 Registrierte Fallzahlen können nicht immer mit registrierten Opferzahlen verglichen werden. 
Spätere Ergebnisse der Arbeit werden aber zeigen, dass pro Fall etwa 1,1 Opfer angenommen werden 
können. Für einen groben Vergleich können die Zahlen der Opfer und der Fälle hier also gleichge- 
setzt werden. Frühere Jahrgänge zeigten analoge Zahlenverhältnisse. 
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Abbildung 3: Anzahl Opfer von vollendeten Körperverletzungen unter 14 Jahren, Anzahl Abgeurteil- 
te und der Verurteilte wegen Körperverletzungen an Kindern unter 14 Jahren im Vergleich; Bezugs- 
jahr 2012. 

Quelle: PKS 2012 (Tabelle 91); Strafverfolgungsstatistik 2012 (Fachserie 10, Reihe 3, Tabelle 9); 
eigene Darstellung. 


3.4  Längsschnittliche Betrachtungen 


3.4.1 PKS allgemein 


Die Zahl aller in der PKS registrierten Fälle ist seit Mitte der 1960er Jahre stark 
gestiegen und hatte sich bis Mitte der 1990er Jahre mehr als verdreifacht.” 
Seitdem stagnieren die Zahlen und lagen mit leichten Schwankungen meist 
oberhalb von 6 Millionen Straftaten pro Jahr, dabei konnten stets vergleichbare 
Zahlenverhältnisse zwischen registrierten Fällen, aufgeklärten Fällen und ermit- 
telten Tatverdächtigen beobachtet werden.” 





°0 Heinz 2017, 8.24. 
306 Vgl. Bundeskriminalamt 2017, S. 14. 


3.4 Längsschnittliche Betrachtungen 59 





3.4.2 Körperliche Gewalt gegen Kinder in der Polizeilichen Kriminalstatistik 


3.4.2.1 Deutschlandweite Zahlen 


Die längsschnittliche Entwicklung der absoluten Zahlen zu vorsätzlichen, voll- 
endeten Körperverletzungen sowie der versuchten Tötungsdelikte an Kindern 
unter 6 Jahren ist in Abbildung 4 anhand der in der PKS registrierten Opferzah- 
len’ dargestellt (siehe Kapitel 2.2 zu den einzelnen Straftatbeständen). 
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Abbildung 4: Entwicklung der absoluten Zahlen zu vorsätzlichen, vollendeten Körperverletzungsde- 
likten und versuchten Tötungsdelikten an Kindern unter 6 Jahren in der BRD 1997 - 2017. 

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik (Bund) 1997-2017, jeweils Tabelle 91 (einbezogene Delikte 
$ 223 (Straftatenschlüssel 224000), Misshandlungen von Schutzbefohlenen gemäß $ 225 (Straftaten- 
schlüssel 223000), gefährliche und schwere Körperverletzungen zusammen (Straftatenschlüssel 
222000),°® versuchte Morde (Straftatenschlüssel 010000), versuchte Totschläge (Straftatenschlüssel 
020000));, eigene Darstellung. 





307 Tabelle 91: Anzahl der Opfer nach Alter und Geschlecht. 

?0® Dje unter dem Straftatenschlüssel 222000 zugleich erfasste Beteiligung an einer Schlägerei sowie 
der seit 2014 erfasste Straftatbestand der Genitalverstümmelung ($ 226a StGB) tauchten bei dieser 
Opfergruppe praktisch nicht auf. 
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Abbildung 4 zeigt einen Anstieg der Gesamtzahlen um 68 % zwischen 1997 und 
2017. Dabei haben sich die Zahlen zu den einzelnen Straftatbeständen unter- 
schiedlich entwickelt. Versuchte Morde und Totschläge zeigen — bei sehr gerin- 
gen Fallzahlen — eine rückläufige Tendenz. Gefährliche und schwere Körperver- 
letzungen sind zwischen 1997 und 2017 um 20 % gestiegen, einfache Körperver- 
letzungen sind um 60 % gestiegen, Misshandlungen von Schutzbefohlenen sind 
um insgesamt 120 % gestiegen. Mit den verschieden starken Anstiegen veränder- 
ten sich auch die Anteile der einzelnen Straftatbestände an den Gesamtzahlen. 
Versuchte Morde und versuchte Totschläge machten seit 1999 konstant jeweils 
weniger als 1 % der abgebildeten Gesamtzahlen aus. Einfache Körperverletzun- 
gen nahmen anteilig im Vergleich zwischen 1997 und 2017 um 3 Prozentpunkte 
von 55 % auf 52 % ab, gefährliche und schwere Körperverletzungen nahmen im 
Vergleich der beiden Jahrgänge um 5 Prozentpunkte auf anteilig 12 % ab, dage- 
gen nahm der Anteil der Misshandlungen von Schutzbefohlenen um 9 Prozent- 
punkte auf 35 % zu. 


Veränderungen der absoluten Zahlen könnten sich durch Schwankungen der 
Bevölkerungszahlen erklären. Daher wurden für die weitere Betrachtung Opfer- 
gefährdungszahlen gebildet, die die Anzahl an Opfern pro 100.000 unter sechs- 
jährigen Kindern in den jeweiligen Jahren darstellen. 


Die in Abbildung 5 dargestellten Opfergefährdungszahlen zeigen ein den absolu- 
ten Zahlen sehr ähnliches Bild. Aufgrund des Rückgangs der Bevölkerungszah- 
len in der Altersgruppe der unter sechsjährigen Kinder im untersuchten 20- 
Jahres-Zeitraum, fallen die Anstiege in den einzelnen Deliktsbereichen aber noch 
stärker aus. So liegt der Gesamtanstieg bei über 80 %, gefährliche und schwere 
Körperverletzungen sind um 30 %, einfache Körperverletzungen um über 70 % 
und Misshandlungen von Schutzbefohlenen sind um 140 % gestiegen. 
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Abbildung 5: Opfergefährdungszahlen zu vorsätzlichen, vollendeten Körperverletzungsdelikten und 
versuchten Tötungen an Kindern unter 6 Jahren in der BRD 1997 — 2017. 

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik (Bund) 1997-2017, jeweils Tabelle 91 (einbezogene Delikte 
$ 223 (Straftatenschlüssel 224000), Misshandlungen von Schutzbefohlenen gemäß $ 225 (Straftaten- 
schlüssel 223000), gefährliche und schwere Körperverletzungen zusammen (Straftatenschlüssel 
222000), versuchte Morde (Straftatenschlüssel 010000), versuchte Totschläge (Straftatenschlüssel 
020000)); Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsstatistik 1997-2017 (Bevölkerungsstand zum 01.01. 
des jeweiligen Berichtsjahres); eigene Berechnungen. 


Für gefährliche und schwere Körperverletzungen sowie für Misshandlungen von 
Schutzbefohlenen kann die Entwicklung der PKS-Daten für noch längere Zeit- 
räume abgebildet werden. Abbildung 6 zeigt einen Anstieg der Opfergefähr- 
dungszahlen der gefährlichen und schweren Körperverletzungen zwischen 1975 
und Anfang der 2000er Jahre. Nach einer Spitze im Jahr 2005 haben sich die 
Werte auf einem etwas niedrigeren Niveau von etwa 12 bis 15 Opfern pro 
100.000 unter sechsjährigen Kindern eingependelt. Die Misshandlungen von 
Schutzbefohlenen blieben zwischen 1975 und 1995 relativ stabil bei 15 Opfern 
pro 100.000 Kinder. Seit Mitte der 1990er stiegen die Zahlen stark an und ver- 
harren seit 2008 zwischen 40 und 45 Opfern pro 100.000 unter sechsjährigen 
Kindern pro Jahr. Das Verhältnis der beiden Deliktsgruppen hatte sich zwischen 
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1975 und 1995 deutlich angeglichen, in den 2000er Jahren haben sich die Fall- 
zahlen aber wieder deutlich auseinander bewegt. 
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Abbildung 6: Opfergefährdungszahlen zu gefährlichen/schweren Körperverletzungen (Straftaten- 
schlüssel 222000) sowie zu Misshandlungen von Schutzbefohlenen (Straftatenschlüssel 223000) an 
Kindern unter 6 Jahren in der BRD 1975 — 2017. 

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik (Bund) 1975-2017, jeweils Tabelle 91; Statistisches Bundesamt 
1975-2017, Bevölkerungsstatistik; bis einschließlich 1990 Westdeutschland, danach BRD; eigene 
Berechnungen. 

Der Straftatenschlüssel 222000 umfasste vor 1998 die Delikte $$ 223a, 224, 225, 227, 229 StGB a.F. 
und bezog sich damit auf Straftatbestände, die inhaltlich den seit 1998 hierunter gefassten Straftatbe- 
ständen der $$ 224, 226, 231 StGB weitgehend entsprechen. Entsprechendes gilt für den Straftaten- 
schlüssel 223000, der sich vor 1998 auf den Straftatbestand des $ 223b StGB, welcher dem heutigen 
$ 225 StGB im Wesentlichen entspricht. 
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3.4.2.2 Situation in Hessen 


Abbildung 7 zeigt die Entwicklung der absoluten Zahlen in der PKS zu unter 
sechsjährigen Opfern von vorsätzlichen, vollendeten Körperverletzungen”” für 
Hessen. 
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Abbildung 7: Entwicklung der absoluten Zahlen zu vorsätzlichen, vollendeten Körperverletzungsde- 
likten und versuchten Tötungsdelikten an Kindern unter 6 Jahren in Hessen 1997 — 2017. 

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik (Hessen) 1997-2017, jeweils Tabelle 91 (einbezogene Delikte 
$ 223 (Straftatenschlüssel 224000), Misshandlungen von Schutzbefohlenen gemäß $ 225 (Straftaten- 
schlüssel 223000), gefährliche und schwere Körperverletzungen zusammen (Straftatenschlüssel 
222000), versuchte Morde (Straftatenschlüssel 010000), versuchte Totschläge (Straftatenschlüssel 
020000)); eigene Darstellung. 


In Hessen zeigt sich bei einem Vergleich der Gesamtzahlen aus dem Jahr 1997 
mit den Gesamtzahlen aus dem Jahr 2017 ein Anstieg, der bei 33 % liegt und 
damit nur halb so hoch ist wie der Anstieg im Bundesgebiet. Während versuchte 





30 PKS Hessen, Tabelle 91: Aufgliederung der Opfer nach Alter und Geschlecht. 
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Tötungen, einfache Körperverletzungen und gefährliche/schwere Körperverlet- 
zungen für die Jahrgänge 1997 und 2017 jeweils ungefähr gleiche Fallzahlen 
ausweisen, sind die Misshandlungen von Schutzbefohlenen um ca. 170 % ge- 
stiegen, von 41 Opfern auf 110 Opfer. Der Anstieg der Gesamtzahlen ist damit 
auf den Anstieg bei den registrierten Misshandlungen von Schutzbefohlenen 
zurückzuführen. Zwischen 1997 und 2017 ist der Anteil der gefährli- 
chen/schweren Körperverletzungen von 27 % auf 20 % zurückgegangen, der 
Anteil der einfachen Körperverletzungen ist von 52 % auf 40 % zurückgegangen, 
der Anteil der Misshandlungen von Schutzbefohlenen ist um 20 Prozentpunkte 
auf 39 % gestiegen. 


Besonders auffällig ist der um die Jahrtausendwende einsetzende, starke Anstieg 
der Fallzahlen der einfachen und der gefährlichen/schweren Körperverletzungen. 
Für beide Deliktsgruppen zeigt sich von 2005 auf 2006 ein starker Rückgang. 
Die hessischen Daten unterscheiden sich mit diesem starken Anstieg und Rück- 
gang von den bundesweiten Daten, in denen sich dieses Phänomen nur in ganz 
schwacher Form zeigt (vgl. Abbildung 4), möglicherweise beeinflusst durch das 
hessische Phänomen. 


Womit dieser rasche Anstieg und Rückgang zusammenhängt, konnte letztlich 
auch nach Gesprächen mit Experten u. a. des LKA Hessen nicht aufgeklärt wer- 
den. Hinweise auf Änderungen oder Schwierigkeiten bei der statistischen Daten- 
erfassung gab es nicht. Schnelle, starke Anstiege und Rückgänge können gerade 
bei kleinen Gesamtzahlen prinzipiell damit zusammenhängen, dass in einem 
kurzen Zeitraum viele, in der Vergangenheit liegende Taten angezeigt werden, 
etwa wenn ein Missbrauchsskandal öffentlich bekannt wird und viele Opfer sich 
zur Anzeige ermutigt sehen. Ein entsprechendes Phänomen ist für die fragliche 
Zeit jedoch nicht bekannt. Bei sehr kleinen Fallzahlen kann ein starker Anstieg 
auch damit zu tun haben, dass in einem Jahr ein Tatverdächtiger ermittelt wird, 
dem eine Vielzahl von Delikten zugeschrieben wird und diese dann in das jewei- 
lige Erfassungsjahr (das Ergreifungsjahr) hineinzählen (vgl. dazu das Beispiel in 
Fußnote 287). Hiergegen sprechen jedoch die hohen absoluten Zahlen sowie die 
breite geografischen Streuung des Phänomens, das in verschiedenen hessischen 
Polizeibezirken beobachtet werden konnte. 
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Abbildung 8: Opfergefährdungszahlen zu vorsätzlichen, vollendeten Körperverletzungsdelikten und 
versuchten Tötungen an Kindern unter 6 Jahren in Hessen 1997 — 2017. 

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik (Hessen) 1997-2017, jeweils Tabelle 91 (einbezogene Delikte 
$ 223 (Straftatenschlüssel 224000), Misshandlungen von Schutzbefohlenen gemäß $ 225 (Straftaten- 
schlüssel 223000), gefährliche und schwere Körperverletzungen zusammen (Straftatenschlüssel 
222000), versuchte Morde (Straftatenschlüssel 010000), versuchte Totschläge (Straftatenschlüssel 
020000)); Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsstatistik 1997-2017 (Bevölkerungsstand zum 01.01. 
des jeweiligen Berichtsjahres in Hessen); eigene Berechnungen. 


Die in Abbildung 8 dargestellten Opfergefährdungszahlen zeigen auch für Hes- 
sen ein der Abbildung der absoluten Zahlen vergleichbares Bild. Aufgrund leicht 
rückläufiger Bevölkerungszahlen in der Altersgruppe der unter sechsjährigen 
Kinder sind die Anstiege in den Opfergefährdungsziffern etwas stärker als bei 
den absoluten Zahlen. So zeigt sich in den Opfergefährdungsziffern ein Gesamt- 
anstieg um 40 % im Jahr 2017 gegenüber dem Jahr 1997. Gefährliche/schwere 
Körperverletzungen sind um 5 %, einfache Körperverletzungen sind um 11 % 
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gestiegen. Misshandlungen von Schutzbefohlenen haben sich insgesamt fast 
verdreifacht (Anstieg um 193 %). 


3.4.3  Strafverfolgungsstatistik allgemein 


Seit Anfang der 1980er Jahre hat sich der Geschäftsanfall bei den Staatsanwalt- 
schaften über alle Deliktsbereiche hinweg auf etwa den eineinhalbfachen Wert 
erhöht.°'” Die zusätzlichen Verfahren wurden dabei insbesondere durch Einstel- 
lungen ohne Auflagen beendet, während sich die absoluten Werte der anderen 
Entscheidungsmöglichkeiten nur wenig verändert haben.’'' Im Verhältnis zu 
anderen Entscheidungsmöglichkeiten haben damit die Anklagen seit Beginn der 
1980er Jahre abgenommen, die Werte der Einstellungen ohne Auflagen sind 
anteilig gestiegen.” 


Das Verhältnis zwischen gerichtlichen Einstellungen aus Opportunitätsgründen, 
stationären und ambulanten Sanktionen durch die Gerichte ist seit Mitte der 
1970er Jahre relativ stabil geblieben.’'* Im Langzeitvergleich — seit Beginn der 
statistischen Aufzeichnung im Jahr 1882 bis 2013 - zeigt sich eine Zurückdrän- 
gung der freiheitsentziehenden Sanktionen zugunsten der ambulanten Sanktio- 
nen. 


3.4.4 Körperliche Gewalt gegen Kinder in der Strafverfolgungsstatistik 


Für einen Zeitvergleich wurde für die vorliegende Arbeit der Zeitraum zwischen 
2007 und 2016 abgebildet. Im Jahr 2007 wurde die Strafverfolgungsstatistik 
erstmals vollständig für das gesamte Bundesgebiet erfasst.°'” Zuvor bezogen sich 
die Daten nur auf das alte Bundesgebiet und unterlagen der Schwierigkeit, dass 
es in einzelnen Erfassungsjahren Ausfälle einzelner Bundesländer gab, verur- 
sacht bspw. durch Umstellungen im elektronischen Datenverarbeitungssystem, 
die zu Zuordnungsfehlern in den Daten führten. ”'° 





310 Siehe Heinz 2016, S. 185, der einen Anstieg auf den beinahe eineinhalbfachen Wert auf Basis der 
Staatsanwaltschaftsstatistik für das frühere Bundesgebiet ohne Berlin, Hessen und Schleswig- 
Holstein berichtet. 

°!! Heinz 2016, S. 185. 

312 Im Jahr 2013 machten Anklagen und Anträge auf Strafbefehle 23 % der Verfahrensbeendigungen 
aus, 1981 waren dies noch 38 %, Einstellungen ohne Auflagen beliefen sich im Jahr 2013 auf 23 %, 
im Jahr 1981 waren dies noch 8 % der Verfahrensbeendigungen, siehe Heinz 2016, S. 186. 

3B Heinz 2016, S. 191; Jehle 2015, S. 27. 

314 Byundesministerium des Innern und Bundesministerium der Justiz 2006, S. 556 f. 

915 Statistisches Bundesamt 2009, Vorbemerkungen. 

316 Vgl. Statistisches Bundesamt 2009, Vorbemerkungen. 
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Abbildung 9: Abgeurteilte und Verurteilte wegen Körperverletzungsdelikten an Kindern unter 14 
Jahren in der BRD ($$ 223, 224, 225, 226 StGB) 2007 — 2016. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Strafverfolgungsstatistik (Fachserie 10 Reihe 3) 2007-2016; jeweils 
Tabelle 9 (einbezogene Delikte: einfache Körperverletzung $ 223, gefährliche Körperverletzung 
$ 224, Misshandlung von Schutzbefohlenen $ 225, schwere Körperverletzung $ 226); eigene Berech- 
nungen. 


Abbildung 9 zeigt die Entwicklung der Anzahl der Abgeurteilten und der Verur- 
teilten wegen Körperverletzungen an Kindern unter 14 Jahren.°'” Für beide zeigt 
sich ein deutlicher Rückgang der Fallzahlen um 45 %, wobei der Anteil der Ver- 
urteilungen zwischen 61 % und 66 % recht stabil bleibt. Für die Darstellung 
wurden die Zahlen aus verschiedenen Körperverletzungstatbeständen zum 
Zweck der Übersichtlichkeit summiert, für die einzelnen Tatbestände zeigen sich 
jedoch unterschiedliche Entwicklungen. Die Anteile der Misshandlungen von 
Schutzbefohlenen schwankten sowohl bei den Abgeurteilten als auch bei den 
Verurteilten zwischen 5 % und 7 %. Schwere Körperverletzungen waren mit 
weniger als 10 Abgeurteilten pro Jahr statistisch unbedeutend. Die Zahlen zu 
gefährlichen Körperverletzungen sanken insgesamt um etwas mehr als 60 %. 





317 Aufgrund der nur geringen Fallzahlen (ca. 20 Abgeurteilte pro Jahr) wurden Tötungsdelikte nicht 
einbezogen. 
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Einfache Körperverletzungen sanken um 37 % bei den Abgeurteilten und 35 % 
bei den Verurteilten. Dadurch verschoben sich auch die Relationen. Während 
2007 die einfachen Körperverletzungen noch ca. 60 % der Fälle ausgemacht 
haben, stieg der jeweilige Anteil bis 2016 auf ca. 70 %. Der Anteil der gefährli- 
chen Körperverletzungen ging entsprechend jeweils um ca. 10 Prozentpunkte 
zurück. 


Es gab also über die letzten Jahre immer weniger Aburteilungen und Verurtei- 
lungen wegen Körperverletzungsdelikten an Kindern. Die Daten zeigen außer- 
dem, dass die Gerichte sich weniger mit schweren als mit leichten Fällen aus 
diesem Deliktsbereich beschäftigen mussten und der Anteil schwerer Fälle im 
zeitlichen Verlauf weiter abgenommen hat. 


3.4.5 Zusammenfassung 


Insgesamt kann über alle Delikte hinweg seit den 1960er Jahren ein Anstieg der 
registrierten Kriminalität beobachtet werden. Dieser Anstieg zeigt sich auch im 
staatsanwaltschaftlichen Fallaufkommen, jedoch nicht auf gerichtlicher Ebene. 
Die Zunahme der Fallzahlen wird damit durch staatsanwaltschaftliche Erledi- 
gungen aufgefangen, insbesondere bei folgenlosen Opportunitätseinstellungen 
konnte ein Zuwachs beobachtet werden. 


Unter Berücksichtigung der Erfassungsmodalitäten und der Aussagekraft der 
Daten ist festzuhalten, dass ein genaues Bild der Quantität und der Entwicklung 
der körperlichen Gewalt gegen Kinder unter sechs Jahren nicht gezeichnet wer- 
den kann. Jedoch sind — auch unter Berücksichtigung der beschränkten Aussage- 
kraft — gewisse Tendenzen ablesbar. Insgesamt kann ein Anstieg der Fallzahlen 
zu vorsätzlichen, vollendeten Körperverletzungsdelikten an Kindern unter sechs 
Jahren beobachtet werden. Der überwiegende Anteil der Verfahren wird dabei 
durch die Staatsanwaltschaft anders als mit einer Anklage erledigt. Gerichtliche 
Verfahrensbeendigungen nahmen über die Zeit ab. 


Die Daten der PKS zeigen Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen Hessen 
und der Bundesrepublik. Während 1997 beide noch ähnlich hohe Gefährdungs- 
ziffern aufwiesen, sind diese in der BRD deutlich stärker gestiegen als in Hessen. 
In beiden Fällen geht der Anstieg vor allem auf stark wachsende Zahlen zur 
Misshandlung von Schutzbefohlenen zurück, die seit 2008 einheitlich ca. 35 bis 
40 % der Fälle ausmachte. Ansonsten ist die Fallstruktur in Hessen von durch- 
gängig höheren Zahlen zur schweren und gefährlichen Körperverletzung geprägt, 
während in der BRD insgesamt mehr einfache Körperverletzungen registriert 
wurden. Inwieweit Hessen eine andere Struktur als die BRD insgesamt bei den 
tatsächlichen Fällen, der Kenntniserlangung oder der polizeilichen Einordnung 
hat, lässt sich nicht sagen. Auch die Hintergründe des langfristigen Anstiegs 


3.4 Längsschnittliche Betrachtungen 69 





insbesondere bei Fällen der Misshandlung von Schutzbefohlenen und der diesbe- 
züglichen Unterschiede zwischen Hessen und der BRD gesamt lassen sich aus 
den vorliegenden Daten nicht herauslesen. 


Der Anstieg der verschiedenen, in Hessen angezeigten Körperverletzungen seit 
Ende der 1990er Jahre könnte mit der Einführung des Gewaltverbots und den 
damit verbundenen bundesweiten Kampagnen in Zusammenhang stehen. Insge- 
samt gab es einen Einstellungswandel bezüglich der elterlichen Gewalt in der 
Erziehung (vgl. dazu das spätere Kapitel 4.2), der mit einer Sensibilisierung für 
das Thema und damit einem Anstieg von Anzeigen in diesem Bereich einherge- 
hen kann. Womit im Jahr 2006 das starke Absinken der polizeilich erfassten 
einfachen Körperverletzungen (auf etwa zwei Drittel des Vorjahreswertes) und 
der gefährlichen und schweren Körperverletzungen (auf etwa ein Drittel des 
Vorjahreswertes) zusammenhängt, ist schwer zu sagen. 
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4 Stand der empirischen Forschung 


Ebenso wie die Wahrnehmung von körperlicher Gewalt gegen Kinder als Un- 
recht ist auch die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit diesem Phänomen 
recht jung. Erste Abhandlungen zu diesem Thema stammen aus rechtsmedizini- 
scher Perspektive,’'® mittlerweile gibt es aber auch zahlreiche Untersuchungen 
zu Ursachen’'” und Erscheinungsformen®” von körperlichen Kindesmisshand- 
lungen aus verschiedenen wissenschaftlichen Perspektiven. Prägend für die In- 
halte sind immer auch aktuelle Diskurse. So war die Diskussion um die Abschaf- 
fung des elterlichen Züchtigungsrechts um die Jahrtausendwende von Untersu- 
chungen zu Häufigkeit, Formen und Folgen elterlicher Gewalt gegen Kinder 
begleitet. 


Ausgehend vom Forschungsinteresse der vorliegenden Arbeit werden im folgen- 
den Kapitel Erkenntnisse zum Phänomen körperliche Gewalt gegen Kinder, zur 
diesbezüglichen Einstellung der Bevölkerung und zur Strafverfolgung präsen- 
tiert. Entsprechend dem Ziel, die Situation in Deutschland weiter aufzuklären, 
bezieht sich die Darstellung des Forschungsstands weitgehend auf Deutschland. 
Insbesondere wo verallgemeinerbare Mechanismen erwartet werden können, wie 
z.B. bei den Risikofaktoren und teils auch bei den Folgen erstreckt sich der 
Blick auch auf verschiedene westliche Länder. 


4.1 Phänomen 


Gewalt gegen Kinder wird in sozialwissenschaftlichen Arbeiten oft in direkte 
körperliche Gewalt””', psychische Gewalt, Vernachlässigung und sexuellen 





318 Als Meilenstein gilt die C. H. Kempe veröffentlichte Arbeit mit dem Titel „The battered child“. 
Kempe, C.H.; JAMA 1962, 181(1): 17-24, zit.n. Fürniss 2005, S. 20. 

°® Vgl. dazu nur die Übersichten bei Albert 2008, S. 60 ff., 93 ff; Bender/Lösel 2005, S. 325 f.; 
Maywald 2003, S. 303; Trunk 2010. 

#0 Vgl. für den rechtsmedizinischen Bereich bspw. Jacobi 2010; Trube-Becker 1987. Zu den Er- 
scheinungsformen und zur Verbreitung von innerfamiliären Gewalterfahrung siehe beispielsweise die 
Befragungsstudien von (Bussmann 2000, S. 47 ff, Bussmann 2005c, S. 244 f. sowie . 
Bussmann/Erthal/Schroth 2008, S. 406 ff. mit einem internationalen Vergleich) sowie Hellmann 
2014, S. 81 ff.; Wetzels 1997b, S. 13 ff. 

?21 Die sozialwissenschaftliche Literatur spricht in der Regel von „körperlicher Gewalt“ ohne den 
Zusatz „direkt“ und bezieht sich damit auf aktive Gewalt gegen den Körper. Der Sprachgebrauch der 
vorliegenden Arbeit ist breiter und fasst auch psychische Gewalt mit körperlichen Folgen und Ver- 
nachlässigungen als körperliche Gewalt. 


© Der/die Herausgeber bzw. der/die Autor(en), exklusiv lizenziert durch 
Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2020 
M. Haug, Körperverletzungsdelikte an Kindern unter 6 Jahren, 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-31346-3_4 
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Missbrauch gegliedert.” Dabei kommt es zu Überschneidungen der unter- 
schiedlichen Formen.” Für das Ziel der vorliegenden Arbeit sind davon die 
direkte körperliche Gewalt, die Vernachlässigung und die psychische Gewalt, 
wenn sie körperliche Folgen hat, von Interesse.””* Während diese Gliederung 
sehr abstrakt ist, sind die Taten sehr konkret: Motive, Begehungsformen, Orte 
und Kontexte, Eigenschaften der beteiligten Personen, Tatfolgen und die Vorge- 
schichte der individuellen Tatentstehung liegen in jedem Einzelfall in kaum 
identisch wiederholter Form vor. Erforscht man diesen Phänomenbereich, erge- 
ben sich daher je nach Zweck der Betrachtung unterschiedliche Fokussierungen 
und Strukturierungen. Entsprechend ist die Literatur einerseits sehr vielfältig, 
anderseits wenig einheitlich strukturiert. Für den Zweck der Gliederung des 
Hellfelds werden im Folgenden Ansätze zur Beschreibung des Fallspektrums 
und Daten zur Prävalenz sowie deren Entwicklung dargestellt. 


4.1.1 Ansätze zur Gliederung von Gewalt gegen Kinder 


Für die vorliegende Arbeit soll das gesamte justizielle Hellfeld körperlicher Ge- 
walt gegen unter sechsjährige Kinder systematisch beschrieben werden. Existie- 
rende Untersuchungen, die das justizielle Hellfeld in den Blick nehmen, fokus- 
sieren bestimmte Phänomene körperlicher (nicht tödlich endender) Gewalt und 
sind teilweise geographisch eng begrenzt.” 


Für die Gliederung des justiziellen Hellfeldes in der vorliegenden Arbeit sollen 
verschiedene Dimensionen berücksichtigt werden, die für das behördliche Han- 
deln, aber auch für Aussagen zu Prävention und Intervention grundsätzlich rele- 
vant sind und zu denen Informationen in Strafverfahrensakten zu erwarten sind. 





? Vgl. bspw. Deegener 2012, S. 349 ff. m. w. N.; Engfer 2005, S. 3; Pillhofer/Ziegenhain/Nandi u. 
a. 2011, S. 66 ff. m. w. N.; Ziegenhain/Künster/Besier 2016, S. 44. 

3 Vgl. bspw. Deegener 2005, S. 50; Pillhofer/Ziegenhain/Nandi u. a. 2011, S. 68 m. w.N ff; 
Ziegenhain/Künster/Besier 2016, S. 44. 

’* Explorative Arbeiten erlauben eine Offenheit für eine Vielzahl von Aspekten. In der Aufarbeitung 
des Forschungsstandes für die vorliegende Arbeit wird inhaltlich den später dargestellten Befunden 
vorweggegriffen, um einen Vergleich der Ergebnisse mit anderen Arbeiten in diesem Feld zu erleich- 
tern. 

325 So bezieht sich die von Bachmann (2011) durchgeführte Untersuchung auf eine Analyse von 
staatsanwaltschaftlichen Verfahrensakten zu Fällen von Misshandlungen von Schutzbefohlenen ($ 
225) aus dem Bezirk Hamburg aus den Jahren 2002, 2004 und 2005, vgl. Bachmann 2011, S. 187 ff. 
Eine von Leitner und Troscheit (2008) durchgeführte Analyse von 27 Strafverfahrensakten wegen 
schwerer oder tödlich endender Misshandlungen oder Vernachlässigungen bezieht sich auf den 
Bezirk der Generalstaatsanwaltschaft Brandenburg zwischen 2000 und 2005, vgl. Leitner/Troscheit 
2008, S. 5. 
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Während die Beschreibung des Fallspektrums grundsätzlich die Berücksichti- 
gung vieler Dimensionen zulässt, ergibt sich aus der Literatur zum Strafverfah- 
ren, dass insbesondere die Frage, ob die Delikte innerhalb der Familie stattfin- 
den, und die Tatschwere für die Intensität der Ermittlungen von Bedeutung sind. 
Für Aussagen zu Prävention und Intervention ist insbesondere der Kontext der 
Tat von Bedeutung, der zumindest grob beschreibt, in welchen Situationen Kin- 
der laut der Akten Opfer körperlicher Gewalt wurden. Die folgenden Darstellun- 
gen beschränken sich daher auf Kriterien, die für eine Gliederung des Hellfelds 
unter den benannten Kriterien hilfreich sind. Arbeiten zum Dunkelfeld bzw. 
Gesamtfeld werden in die Betrachtungen aufgrund der wenigen und ausschnitt- 
haften Beschreibungen des Hellfelds einbezogen. 


4.1.1.1. Beschuldigten-Opfer-Verhältnis 


Elterliche Handlungen stehen bei der Beschreibung von körperlichen Gewalt- 
formen gegen Kinder sehr häufig im Mittelpunkt.””° Groß angelegte Befragungs- 
studien zu Gewalterfahrungen fokussieren elterliche Gewaltformen als besonde- 
res Merkmal.” Nichtelterliche Gewalt wird in diesen Studien nicht oder nur 
über allgemeine Gewalterfahrungen erfasst, die nicht explizit auf die Phase der 
Kindheit bezogen sind”. Allerdings üben auch andere Personen als die Eltern 
Gewalt gegen Kinder aus. Wetzels (1997) beschreibt bspw., dass Gewalt durch 
andere Kinder, insbesondere Geschwister, in diesem Zusammenhang kaum dis- 
kutiert wird.” Hier wird deutlich, dass nichtelterliche Gewalt auch im sozialen 
Nahfeld und sogar in der Familie stattfinden kann. Zudem ist auch mit Gewalt 
durch fremde Erwachsene zu rechnen. 





#6 Vgl. nur Deegener (2005) und Engfer (2005), die sich in ihren Übersichtsarbeiten zu Formen der 
Kindesmisshandlungen ausschließlich auf Handlungen durch Eltern oder Erziehungsberechtigte 
beziehen, Deegener 2005, S. 37 ff., Engfer 2005, S. 3. Siehe auch Wetzels (1997), der beschreibt, 
dass körperliche Gewalt, psychische Gewalt und Vernachlässigungen v. a.im Eltern-Kind-Verhältnis 
untersucht werden, Wetzels 1997a, S. 61. 

#7 So bspw. die Arbeiten von Bussmann zu Gewalterfahrungen in der Familie, die sich auf elterliches 
Erziehungsverhalten beziehen, vgl. nur. Bussmann/Erthal/Schroth 2008, S. 406 ff.;. Bussmann 2000, 
S. 47 ff. Auch im KFN-Viktimsurvey wird elterliche Gewalt gegen Kinder als eigenes Merkmal 
erfasst, vgl. Hellmann 2014, S. 81 ff., 156 ff.; Wetzels 1997a, S. 145 ff. Zudem wird in den KFN- 
Schülerbefragungen erlebte, elterliche Gewalt als konkrete Kategorie abgefragt, vgl. nur 
Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 51 ff. 

8 Vgl. zu den KFN-Schülerbefragungen: Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 38 ff; 
Wilmers/Enzmann/Schaefer u. a. 2002, S. 31. Vgl. zum KFN-Viktimsurvey: Hellmann 2014, S. 65 ff. 
39 Wetzels 1997a, S. 61. 
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4.1.1.2 Schwere 


Verschiedene Befragungsstudien unterscheiden die Schwere nach der Art der 
Handlungen. So werden bei abgefragten elterlichen Gewaltformen etwa leichtere 
händische Gewalthandlungen wie Ohrfeigen, Klapse auf den Po oder hartes 
Anpacken zu leichter Gewalt zusammengefasst und härtere Gewalthandlungen 
wie etwa eine Tracht Prügel, Tritte oder die Verwendung eines Gegenstandes zu 
schweren Gewaltformen zusammengefasst.” Neben der Form der Tathandlung 
werden zur Erfassung der Schwere regelmäßig auch Häufigkeiten der Gewalter- 
fahrungen gewertet.” 


Neben der in Befragungsstudien als leicht und schwer klassifizierten Gewalt, 
stehen in manchen Arbeiten Gewaltformen im Fokus, die sehr schwer sind und 
z. B. prinzipiell tödlich enden können.” Hierzu zählen das Schütteln von Klein- 
kindern,” schwere Schläge gegen den Kopf von Kleinkindern,””* aber auch 
längerfristige schwere Vernachlässigungen und Misshandlungen””. Aufgrund 
der nicht selten im Affekt begangenen Taten erscheint gerade bei den einmaligen 
Vorfällen ein tödlicher Ausgang oft vom Zufall abhängig. 


Bei der Erfassung körperlicher Gewalt gegen Kinder wird außerdem auf die 
Folgen abgestellt, etwa auf sichtbare körperliche Schädigungen wie Hämato- 





330 Vgl. zu der Operationalisierung in den KFN-Schülerbefragungen nur Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 
2009, S. 51 f. und Wilmers/Enzmann/Schaefer u. a. 2002, S. 64; ebenso Dünkel/Geng 2003, S. 170, 
die für Ihre Befragung von Schülern auf Usedom Items aus der KFN-Schülerbefragung heranzogen. 
Die Schülerbefragungen um die Jahrtausendwende unterschieden dabei noch zwischen leichten und 
schweren Züchtigungen. Die Operationalisierung im KFN-Victimsurvey geht auf die Einteilung bei 
Wetzels 1997a, S. 145 zurück. Basierend auf dieser Einteilung, die vor der Einführung des elterlichen 
Gewaltverbots vorgenommen wurde, wird in dieser Trendstudie die Verwendung eines Gegenstands, 
wohl als früher erlaubte Züchtigungsmaßnahme, immer noch der leichten Gewalt zugeordnet, vgl. 
Hellmann 2014, S. 82. Für die Einteilung bei den Familiengewaltstudien bei Bussmann siehe 
Bussmann 2000, S. 48 f. 

3! Vgl. Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 51 f.; Wilmers/Enzmann/Schaefer u. a. 2002, S. 64 f. und 
S. 145. Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 289, addierten die Scores der jeweiligen Gewalter- 
fahrung von nie = 1 bis sehr häufig = 5 auf, um anschließend die Schwere daraus zu bemessen. 
Wetzels 1997a, S. 145 unterschieden zwischen seltenen und häufigeren Gewalthandlungen. 

#3? So untersuchten bspw. Leitner und Troscheit (2008) 27 staatsanwaltschaftliche Verfahrensakten 
zu sehr schwerer bzw. tödlich endender Gewalt gegen Kinder aus den Jahren 2000 bis 2005 in Bran- 
denburg, Leitner/Troscheit 2008. 

#3 Leitner/Troscheit 2008, S. 10. Angaben zur Letalität der Fälle bewegen sich zwischen etwa einem 
Achtel und gut einem Drittel der Fälle, vgl. Matschke/Herrmann/Sperhake u. a. 2009, S. 215; 
Herrmann 2005, S. 260. 

334 Teitner/Troscheit 2008, S. 10. 

335 Leitner/Troscheit 2008, S. 13 ff. 
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me.” Charakterisierungen der Folgen finden sich insbesondere in Untersuchun- 
gen zu Erscheinungsformen körperlicher Gewalt gegen Kinder aus dem rechts- 
medizinischen Bereich, die sich mit dem Gebiet der manifesten körperlichen 
Verletzungen befassen, die wiederum auf bestimmte Tathandlungen schließen 
lassen. Die Gruppierungen sind medizinisch geprägt und fokussieren insbesonde- 
re Fragen der Diagnostik. In diesen Untersuchungen werden insbesondere Unter- 
scheidungen nach verschiedenen Körpergegenden (z. B. Haut, Kopfbereich, 
Thorax, Knochen) und deren typischen Befunden vorgenommen” sowie den 
darauf zurückzuführenden Verletzungshandlungen (z. B. stumpfe Gewalt, ther- 
mische Verletzungshandlungen, Schütteln)*°*. Solche unterschiedlichen Beschaf- 
fenheiten von Verletzungen können ebenfalls geeignet sein, die Schwere einer 
Gewalttat einzuschätzen. 


4.1.1.3 Entstehung und Formen 


Untersuchungen zu körperlicher Gewalt gegen Kinder verdeutlichen unterschied- 
liche Entstehungskontexte. So untersuchte Bussmann Gewalt als Teil des Erzie- 
hungsverhaltens von Eltern.’ Wetzels (1997) bezog Gewalt von Eltern gegen- 
über Kindern auf Auseinandersetzungen.”" Engfer (2005) beschreibt, dass Miss- 
handlungen die Ergebnisse von maßlosen Reaktionen auf kindliches Verhalten 
sein können.”*' Auch für schwere Gewaltformen werden unterschiedliche Ent- 
stehungskontexte beschrieben. Beispielsweise können Überforderungssituationen 
zu Misshandlungen führen, ** zudem werden Fälle beschrieben, bei denen das als 
Störfaktor wahrgenommene Kind körperlich geschädigt oder vernachlässigt 
wird’. 

Fälle, in denen der Täter dem eigenen Leben ein Ende setzen möchte und er sein 
Kind mit in den Tod nehmen möchte, entstehen z.B. im Rahmen von Tren- 
nungskonflikten.”** Diese Gewaltform hebt sich in vielen Punkten von anderen 





336 Vgl. Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 10, die unter Verwendung der deutschen Version 
des Childhood Trauma Questionaires darauf abstellten, ob die Folgen sichtbar waren, jemandem 
aufgefallen sind oder ärztlich behandelt werden mussten. 

37 Siehe z. B. Herrmann/Dettmeyer/Banaschak u. a. 2008, Kapitel 3 bis 6. 

°® Siehe z. B. Jacobi 2010, S. 234 ff. 

39 Bussmann 2000, S. 41 ff. 

0 Wetzels 1997a, S. 121. 

9 Engfer 2005, 8.9 f. 

342 Leitner/Troscheit 2008, S. 7; Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 172. 

33 Geerds 1995, S. 131 £; siehe für den Bereich der tödlich endenden Gewalt 
Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 282, S. 316. 

34 Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 214; Haug/Zähringer 2017, S. 86. 
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Gewaltformen gegen Kinder ab. So sind die Täter selbst Opfer ihrer Tat und das 


Verhältnis zum Kind wird durchaus auch als fürsorglich beschrieben”. 


Gewalt gegen Kinder kann auch im Rahmen von Handlungen vorkommen, die 
sich innerhalb einer Familie hauptsächlich gegen andere Haushaltsmitglieder 
richten, z. B. gegen den Partner. Mönig (2012) gibt an, dass Kinder auch zufällig 
in Partnerschaftsgewalt verwickelt und Gewaltopfer werden können. °* Studien, 
die dieser Frage systematisch nachgehen, liegen nicht vor. 


Eine weitere Form der Gewalt ist die psychische Misshandlung, die sich schädi- 
gend auf die Entwicklung des Kindes auswirken kann.””’ Hierunter werden ins- 
besondere nichtkörperliche Akte, wie z. B. Beleidigungen, Erniedrigungen oder 
Bedrohungen gefasst.” Körperliche Schäden sind in solchen Fällen über psy- 
chosomatische Wirkungen grundsätzlich möglich. 


Weiter zu nennen ist die Vernachlässigung. Die Besonderheit dieser Gewaltform 
besteht darin, dass die Begehung in der Nichtvornahme erforderlicher Handlun- 
gen liegt. Vernachlässigungen liegen etwa in einer unzureichenden Versorgung 
mit Flüssigkeit oder Nahrung, aber bspw. auch in einer unzureichenden Pflege, 
Aufsicht oder Förderung des Kindes.’” Dabei wird oft zwischen körperlicher 
oder emotionaler Vernachlässigung unterschieden,” wobei für die vorliegende 
Arbeit solche Vernachlässigungen relevant sind, die körperliche Folgen nach 
sich ziehen. Vernachlässigungen sind schwierig festzustellen, da sie erst ein 


erhebliches Ausmaß annehmen müssen, bevor Folgen sichtbar werden". 


4.1.2 Prävalenz 


Das Hellfeld, das die amtliche Statistik zeichnet (siehe Kapitel 3), bildet nur 
einen spezifischen Ausschnitt der gesamten Kriminalität ab. Befragungsstudien 
können Rückschlüsse auf das Gesamtfeld erlauben. Sie fragen Sachverhalte 
retrospektiv ab und unterliegen damit allerdings möglicherweise Verfälschun- 
gen, z.B. durch fehlende Erinnerung. Teils wird nach erlebter Gewalt in der 
jüngeren Vergangenheit gefragt, sodass die frühe Kindheit gar nicht abgebildet 





°# Kroetsch 2011, 8. 68. 

346 Mönig 2012, 8.49. 

#7 Vgl. Deegener 2005, S. 38; Engfer 2005, S. 6. 

#8 Deegener 2005, S. 38. Für entsprechende Fragebogen-Items siehe z. B. die deutsche Version des 
Childhood-Trauma-Quastionaires bei Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 10. 

9 Deegener 2005, S. 37 f., Engfer 2005, S. 4. 

30 Vgl. Deegener 2005, S. 37., siehe auch Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 289. 

351 Herrmann/Dettmeyer/Banaschak u. a. 2008, S. 181. 
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werden kann, abgefragte Gewalt im nichtelterlichen Bereich wird zudem eher 


auf das Jugendalter bezogen”””. 


4.1.2.1 Angaben aus empirischen Arbeiten 


Die Befunde zur Prävalenz von Erfahrungen elterlicher Gewalt in der Kindheit in 
Deutschland variieren zwischen verschiedenen Arbeiten und beschreiben damit 
eher Bereiche als exakte Werte. Die ermittelten Anteile an Menschen, die kör- 
perliche Gewalt in der Erziehung erlebt haben bewegen sich zwischen 50 % und 
70 %. Dabei berichteten bei Baier et al. (2009) insgesamt 60 % der jugendlichen 
Befragten für den Zeitraum vor dem 12. Lebensjahr über Gewalterfahrungen, 
für den Zeitraum bis einschließlich des 18. Lebensjahres waren es bei Bussmann 
(2005) insgesamt 70 %””*. Etwa 50 % der Befragten im Alter zwischen 16 und 
40 Jahren berichteten bei Hellmann (2014) für den Zeitraum bis zum 16. Lebens- 
jahr über körperliche Gewalterfahrungen’””. 


Leichte elterliche Gewaltformen wie etwa Ohrfeigen, Stoßen oder Werfen mit 
einem Gegenstand belaufen sich unter Berichten von Jugendlichen auf Anteile 
zwischen 36 % und 50 %. Über alle Formen hinweg berichteten 43 % von be- 
fragten Jugendlichen aus den Jahren 2007 und 2008 für die Zeitspanne der Kind- 
heit (vor dem 12. Lebensjahr) über leichte Gewalt, bei Befragungen, die sich auf 
den Zeitraum vor dem 16. Lebensjahr beziehen, variieren die Anteile zwischen 
36% und 45 % für weibliche bzw. 50 % für männliche Befragte””’. Mit Blick 
auf konkrete Gewaltformen berichtet z. B. Bussmann, dass im Jahr 2005 etwa 
zwei Drittel der befragten Jugendlichen unter 18 Jahren angaben, mindestens 
einmal eine leichte Ohrfeige erhalten zu haben, über schallende Ohrfeigen be- 





352 Bspw. beziehen sich die Befunde der KFN-Schülerbefragungen zu allgemeinen körperlichen 
Gewalterfahrungen auf eine 12-Monatsprävalenz im Jugendalter; vgl. Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 
2009, S. 38 ff.; Wilmers/Enzmann/Schaefer u. a. 2002, S. 31. 

353 Vgl. Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 52, die beschreiben, dass insgesamt 42 % der Befragten 
gewaltfrei erzogen wurden. Baier et al. (2009) befragten hierzu zwischen 2007 und 2008 insgesamt 
44.610 Neuntklässler zu ihren Gewalterfahrungen, Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 31. 

354 Vgl], Bussmann 2005a, S. 49, der berichtet, dass etwa 30 % der in den Jahren 1995, 2002 und 2005 
anhand einer bundesweiten Stichprobe befragten Jugendlichen unter 18 Jahren körperstrafenfrei 
erzogen wurden. 

355 Vgl. Hellmann 2014, S. 82, die berichtet, dass 51 % der befragten Personen keine körperliche 
Gewalt in der Kindheit erlebte. Diese Zahlen bezogen auch Erfahrungen von älteren Personen mit 
ein. Für die Studie von Hellmann wurden im Jahr 2011 insgesamt 11.428 Personen im Alter zwi- 
schen 16 und 40 Jahren befragt, siehe Hellmann 2014, S. 49. 

>°° Hellmann 2014, S. 82. 

357 Stadler 2012, S. 429. Stadler bezieht sich dabei auf eine Quotenstichprobe deutschstämmiger 
Befragter aus dem KFN-Victimsurvey. 


78 4 Stand der empirischen Forschung 





richteten 17 % der befragten Jugendlichen.” Dagegen gab nur etwa die Hälfte 
der befragten Eltern an leichte Ohrfeigen in der Erziehung verwendet zu haben, 
die Verwendung schallender Ohrfeigen berichteten 8 %.°”” In der jüngeren Ar- 
beit von Hellmann gaben sogar nur etwa 20 % der im Jahr 2011 befragten Eltern 
an, leichte Gewalt in der Erziehung angewendet zu haben.” 


Ein Erleben schwerer, elterlicher Gewaltformen in der Kindheit wie z. B. Faust- 
schläge, Tritte oder eine Tracht Prügel, geben in verschiedenen Studien knapp 15 
% der Befragten an.” Befragte Eltern berichteten in etwa 1 % der Fälle, dass sie 
schwere Gewalt gegenüber ihren Kindern angewendet haben.’ Konkret bestäti- 
gen knapp 5 % der im Jahr 2005 von Bussmann befragten Jugendlichen Schläge 
mit einem Stock auf den Po, unter den Befragten Eltern gaben 2 % an, diese 
Gewaltform gegenüber ihren Kindern angewendet zu haben.” 


Untersuchungen zu schweren Gewaltformen zeigen, dass insbesondere sehr 
junge Kinder von sehr schwerer Gewalt betroffen sein können.“ Eine Schät- 
zung auf Basis von Studien aus dem angloamerikanischen Sprachraum geht z. B. 
von 100-200 Schütteltraumata pro Jahr für die BRD aus.’ Höynck et al. (2015) 
beschreiben 32 Tötungen an Kindern durch Schütteln für den von ihnen unter- 
suchten Zeitraum.” Eine Hochrechnung der unvollständigen Akten auf die 
Zahlen der PKS würde etwa 5 solche Opfer im Jahr erwarten lassen.’ Rechts- 
medizinische Angaben zur Letalität der Fälle bewegen sich zwischen etwa einem 





38 Bussmann 2005a, S. 48. 

359 Byussmann 2005a, S. 47. 

’® Hellmann 2014, S. 157. 

361 Hellmann 2014, S. 82 bezog sich auf die Phase vor dem 16. Lebensjahr und berichtete für ihre 
2011 durchgeführte Befragung einen Anteil von 13 %. Stadler 2012, S. 429 berichtete für die Quo- 
tenstichprobe deutschstämmiger Personen aus derselben Befragungsstudie Anteile von 11,6 % 
(männlich Befragte) und 12,8 % (weibliche Befragte). Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 52 berich- 
teten für die in den Jahren 2007 und 2008 befragten Jugendlichen einen Anteil von 15 % (KFN- 
Schülerbefragung). 

362 Hellmann 2014, S. 157. 

3% Byussmann 2005a, S. 47 f. 

364 So beschreiben Höynck et al. (2015) gerade für den Lebensanfang besonders hohe Fallzahlen zu 
Tötungsdelikten an Kindern, Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 48. Siehe auch Leitner und Tro- 
scheit (2008), die beschreiben, dass 17 der von ihnen untersuchten 27 Opfer jünger als sechs Monate 
waren, siehe Leitner/Troscheit 2008, S. 5. 

365 Matschke/Herrmann/Sperhake u. a. 2009, S. 212 £. 

366 Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 145. 

37 Höynck et al. (2015) beschreiben, dass sie insgesamt Akten zu etwa 60 % der in der PKS ausge- 
wiesenen Opfer erhalten haben, Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 44 f. 
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Achtel und gut einem Drittel der Fälle’, sodass hochgerechnet von 15 bis 40 


Fällen auszugehen wäre. Daher ist anzunehmen, dass die Schätzung von 100-200 
Schütteltraumata pro Jahr eher eine Überschätzung ist. Untersuchungen zu sehr 
schwerer Gewalt zeigen damit zudem, dass es sich insgesamt um seltene Phäno- 
mene handelt. 


Direkte körperliche Gewalterfahrungen, die nicht nur auf die Eltern-Kind- 
Beziehung bezogen sind, werden für das Jugendalter erfasst. So zeigen Baier et 
al. (2009), dass etwa ein Zehntel der 2007 und 2008 befragten Neuntklässler 
innerhalb eines 12-monatigen Zeitraums vor der Befragung Opfer einer leichten 
Körperverletzung wurden, 3 % der Befragten berichteten schwere Körperverlet- 


zungen.’ 


Die Abschätzung von Opferzahlen von unter sechsjährigen Kindern bei Partner- 
schaftsgewalt erfolgt mit großer Unschärfe. Mönig (2012) führt in ihren Studien 
zur häuslichen Gewalt neun Opfer unter sechs Jahren bei insgesamt 614 Opfern 
auf und beschreibt sowohl erzieherische Motive als auch eine eher zufällige 
Opferwerdung von Kindern im Rahmen von Partnerschaftsgewalt.””” Welche 
konkreten Gewalthandlungen dabei zum Nachteil von Kindern ausgeübt werden, 
lässt sich den Befunden nicht entnehmen. 


Das eigene Erleben körperlicher Vernachlässigungen bestätigen in Arbeiten von 
Stadler (2012) und Häuser et al. (2011) zwischen 20 % und 50 % der befragten 
Bevölkerung.”’' Diese Spanne kann darauf zurückzuführen sein, dass Stadler 
(2012) Befunde zu deutschstämmigen Personen zwischen 16 und 40 Jahren aus- 
weist,” während Häuser et al. (2011) Personen über 14 Jahre in ihre Untersu- 
chung einbezogen und damit die Befragten ein Durchschnittsalter von 49 Jahren 
hatten,” mithin also eher ältere und dazu nicht notwendigerweise in Deutsch- 
land geborene Menschen über körperliche Vernachlässigungen in der Kindheit 
berichten. Während Vernachlässigungen unter den Formen der Gewalt gegen 
Kinder auch international relativ verbreitet scheinen, ”* sind schwere Formen 





368 Herrmann 2005, S. 260; Matschke/Herrmann/Sperhake u. a. 2009, S. 215. 

>39 Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 39. 

»70 Mönig 2012, S. 25, 49, 55. 

37 Stadler 2012, S. 427 beschreibt 20 %; Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 289 beschreibt 
etwa 50 %. 

°? Stadler 2012, 8. 422. 

33 Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 288 £. 

?74° Deegener (2012) und Engfer (2005) beschreiben die Vernachlässigung darüber hinaus unter 
Verweis auf internationale Befunde als die häufigste Form von Gewalt gegen Kinder Deegener 2012, 
S. 356; Engfer 1992, S. 169 f., Engfer 2005, S. 5 m. w.N. 
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von Vernachlässigungen sehr selten. Unter den Tötungsdelikten an unter sechs- 
jährigen Kindern zwischen 1997 und 2006 machten die Vernachlässigungen 
einen Anteil von 3,7 % aus und beliefen sich damit auf 20 solcher Tötungen in 
dem untersuchten Zehn-Jahres-Zeitraum.””” Eine Hochrechnung unter Berück- 
sichtigung der Tatsache, dass Daten zu etwa 60 % aller Opfer beschrieben wer- 
den konnten, ”° lässt etwa drei Tötungen infolge einer Vernachlässigung an Kin- 
dern unter 6 Jahren für die BRD pro Jahr erwarten. 


Angaben zur Prävalenz von erweiterten Suiziden können ebenfalls der Untersu- 
chungen zu Tötungsdelikten an Kindern entnommen werden. Höynck et al. 
(2015) ermittelten, dass zwischen 1997 und 2006 mindestens 69 Kinder Opfer 
eines (versuchten)? erweiterten Suizids wurden, also 13 % der getöteten Kinder 
unter sechs Jahren.”’® Eine Hochrechnung der Fallzahlen auf die Zahlen der PKS 
würde etwa 10 solche Opfer im Jahr erwarten lassen. °”” Dabei zeigte sich eine 
heterogene Altersstruktur, sodass das Risiko, Opfer eines erweiterten Suizids zu 
werden, in keinem spezifischen Altersbereich besonders erhöht ist.” Diese 
Schätzung wird gestützt durch vergleichbare Gefährdungsziffern aus den Fall- 
zahlen von (versuchten) erweiterten Suiziden bei den von Haug und Zähringer 
(2017) untersuchten Tötungsdelikten an sechs- bis 13-jährigen Kindern zwischen 
1997 und 2012.” 


In Studien zur Häufigkeit von psychischen Misshandlungen geben zwischen 
15 % und 17 % der Befragten an, emotionalen Missbrauch in der Kindheit erfah- 
ren zu haben, die meisten berichteten dabei ein eher geringes Ausmaß.” Abge- 
fragt wurde diese Gewaltform mithilfe einer deutschen Version des Childhood 
Trauma Questionaires. Die Items beinhalteten Fragen wie: „Während meiner 
Kindheit und Jugend wurde ich von Familienmitgliedern als „dumm“, „faul“ 
oder „hässlich“ bezeichnet“ oder „Während meiner Kindheit und Jugend sagten 





375 Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 300. 

376 Höynck et al. (2015) beschreiben, dass sie insgesamt Akten zu etwa 60 % der in der PKS ausge- 
wiesenen Opfer erhalten haben, Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 44 f. 

377 Versucht war in dieser Untersuchung der erweiterte Suizid dann, wenn die Selbsttötung des Täters 
nicht gelang. Das kindliche Opfer wurde bei den Taten stets getötet. 

378 Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 194. 

39 Vgl. Fußnote 376. 

380 Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 194. 

?8! In dieser Untersuchung machten die (versuchten) erweiterten Suizide 51,6 % der Fälle aus, aller- 
dings bei deutlich niedrigeren Fallzahlen pro 100.000 Kinder, Haug/Zähringer 2017, S. 73. 

9%? Stadler 2012, S. 427 bezicht sich dabei auf eine deutschstämmige Quotenstichprobe von 16- bis 
40-jährigen aus dem 2011 durchgeführten KFN Victimsurvey. Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, 
S. 289 beziehen sich dabei auf eine Bevölkerungsstichprobe von Personen über 14 Jahren. 
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Familienangehörige verletzende oder beleidigende Dinge zu mir“.’® Psychisch 
wirksame Erziehungsmethoden scheinen hingegen verbreiteter zu sein. In den 
von Bussmann durchgeführten Familiengewaltstudien gaben im Jahr 2005 mehr 
als 45 % der befragten Eltern an, ihre Kinder mitunter auch niederzubrüllen.”* 
Zu erzieherischen Zwecken nicht mehr mit dem Kind zu reden, gab etwa ein 
Viertel der befragten Eltern an.” 


4.1.2.2 Abschätzung von Fallzahlen 


Um die Verhältnisse zwischen tödlicher und nichttödlicher Gewalt sowie zwi- 
schen dem Hellfeld und dem Dunkelfeld etwas zu beleuchten, bietet sich eine 
Zusammenführung verschiedener Arbeiten und Statistiken an. Empirische Arbei- 
ten unterscheiden sich allerdings bezüglich ihrer Methoden und der befragten 
Personen, z. B. hinsichtlich des Alters zum Zeitpunkt der erlebten Gewalt sowie 
auch bezüglich des Alters zum Zeitpunkt der Befragung. Die Ergebnisse der 
zudem aus verschiedenen Jahren stammenden Werke sind damit kaum ver- 
gleichbar. Um die Häufigkeiten der einzelnen Gewaltformen dennoch etwas 
besser vergleichbar zu machen, sollen hier daher auf Basis der obigen Angaben 
Abschätzungen angestellt werden, wissend, dass es sich bei den Ergebnissen um 
teils sehr vage Schätzwerte handelt. Dabei ist von einer Überschneidung vieler 
Formen auszugehen, wie sie sich beispielsweise oft bei körperlicher Misshand- 
lung und Vernachlässigung zeigt.’ 


Als Basis für die Abschätzung sollen Angaben zur recht gut erforschten schwe- 
ren elterlichen Gewalt gemacht werden. Zur Frage, wie häufig schwere Gewalt 
passiert, wird eine konservative Schätzung zugrunde gelegt. Die 12- bzw. 16- 
Jahres-Prävalenzen bei Baier (2009), Stadler (2012) und Hellmann (2014) erge- 
ben sich aus einer einmaligen Gewalterfahrung pro Person. Rechnet man mit 7 
Millionen unter sechsjährigen Kindern, ergeben sich ca. 5.000 bis 9.000 Fälle 
pro Jahr innerhalb der Gruppe der Kinder eines Jahrgangs. Für die sechs Jahr- 
gänge der unter sechsjährigen Kinder ergeben sich daraus Werte von 30.000 bis 





3% Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S.10. 

3% Bussmann 2005a, S. 47; dabei berichteten deutlich mehr Jugendliche — insgesamt zwei Drittel — 
über ein Niederbrüllen, siehe Bussmann 2005a, S. 48. 

985 Bussmann 2005a, S. 47. Die entsprechende Frage beantworteten 40 % der befragten Jugendlichen 
mit „ja“, siehe Bussmann 2005a, S. 48. 

386 Häuser et al. (2011) berichteten eine Korrelation zwischen emotionalem und körperlichem Miss- 
brauch von r = 0,67, siehe Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 289. Siehe zu Überschneidungen 
zwischen körperlicher Misshandlung und Vernachlässigung auch die weiteren Nachweise bei 
Deegener 2005, S. 46 f. 
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45.000 Fällen pro Jahr. Dieser Wert wird aber möglicherweise unterschätzt we- 
gen mehrfacher Vorkommnisse über die abgefragte Zeitspanne. Möglicherweise 
wird der Wert wegen einer ungleichen Verteilung der Fälle über die abgefragte 
Zeitspanne von 12 bzw. 16 Lebensjahren aber auch überschätzt. So sind Fallzah- 
len zu körperlicher Gewalt gegen 6- bis 13-jährige Kinder in der PKS sind deut- 
lich höher als die Fallzahlen für unter sechsjährige Kinder.” Eine weitere Un- 
schärfe ergibt sich daraus, dass Befragungsstudien Gewalterfahrungen in der 
frühen Kindheit aufgrund fehlender Erinnerung nicht verlässlich abbilden kön- 
nen. 


Die in Kapitel 4.1.2.1 dargestellten Studien zu körperlicher Gewalt durch Eltern 
beschreiben etwa 2,5- bis viermal so häufige Angaben zu leichter Gewalt wie 
Angaben zu schwerer Gewalt. Häufigkeiten zur erlebten körperlichen Vernach- 
lässigung sind etwa 1,5-mal so hoch wie für schwere Gewalt. Daraus ergibt sich 
für die leichte Gewalt ein Schätzwert von über 100.000 Fällen pro Jahr. Für die 
körperliche Vernachlässigung ergibt sich ein Schätzwert zwischen 45.000 und 
67.500 Fällen pro Jahr. 


Konkrete Zahlen zu unter sechsjährigen Gewaltopfern im Rahmen von Partner- 
schaftsgewalt liegen nicht vor, Mönig gibt allerdings an, es habe mehrere solche 
kindliche Opfer bei den 571 von ihr analysierten Akten (mit 614 Opfern) gege- 
ben. Bei insgesamt neun unter sechsjährigen Opfern in ihren beiden Studien, die 
auch andere Formen von Gewalt im Haushalt beinhalten, kann man schätzen, 
dass etwa in einem Prozent der Fälle von Partnerschaftsgewalt auch unter sechs- 
jährige Kinder betroffen werden. Bei etwa 100.000 polizeilich registrierten Fäl- 
len von Partnerschaftsgewalt pro Jahr””* kann man also ca. 1.000 kindliche Opfer 
im Rahmen von Partnerschaftsgewalt bereits im Hellfeld abschätzen. Im Ge- 
samtfeld ist diese Zahl deutlich höher anzunehmen. So wurde in einer 2014 ver- 
öffentlichen Studie der European Union Agency for Fundamental Rights ermit- 
telt, dass in Deutschland etwa 3 % aller Frauen im Alter von 18 bis 74 Jahren 
Partnerschaftsgewalt innerhalb der letzten 12 Monate erlebt haben.°"” Bei grob 
30 Millionen Frauen in dieser Altersspanne ergeben sich mindestens 900.000 
Betroffene im Jahr, die zudem auch mehrfach betroffen sein können. Plausibel 





#7 Vgl. dazu die Diskrepanz in den in Abbildung 3 und Abbildung 4 dargestellten Fallzahlen zu 
Körperverletzungsdelikten an unter 14-jährigen und unter sechsjährigen Kindern. 

388 Bundeskriminalamt 2015, S. 4. Die absoluten Zahlen zu einfachen und gefährlichen bzw. schwe- 
ren Körperverletzungen belaufen sich auf knapp 100.000 Opfer. 

389 FRA-European Union Agency for Fundamental Rights 2014, S. 34. Genau genommen wird hier 
sexuelle Gewalt mitgezählt, die Arbeit von Schröttle zeigt aber, dass der Unterschied der Zahlenwer- 
te von nicht-sexueller Gewalt und Gewalt insgesamt gering ist, Müller/Schröttle 2004 S. 28. 
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scheint daher ein Wert von mindestens einem Prozent, also jährlich ungefähr 
9.000 unter sechsjährigen Opfern im Rahmen von Partnerschaftsgewalt. 


Gewaltform Schätzwert Fälle pro Jahr 

















Leichte elterliche Gewalt > 100.000 
Schwere elterliche Gewalt 30.000 — 45.000 
Opfer im Rahmen von Partnerschafts- 

gewalt > 9.000 
Körperliche Vernachlässigung 45.000 - 67.500 





Tabelle 1: Abschätzungen von Häufigkeiten verschiedener Gewaltformen gegen unter sechsjährige 
Kinder in der BRD. 


Die Abschätzungen der Fallzahlen im Gesamtfeld sind in Tabelle 1 zusammen- 
getragen. Sie basiert auf teilweise sehr unsicheren Hilfskonstruktionen und er- 
zeugt daher keine präzisen Schätzwerte. Auch wenn die Zahlen nicht konkret 
bestimmt werden können, wird deutlich, dass die PKS mit ihren ca. 5.000 Fällen 
pro Jahr (vgl. Abbildung 4 zu den absoluten Fallzahlen) nur einen Teil der Ge- 
walt abbildet. Es wird weiterhin deutlich, dass tödliche Verläufe extrem selten 
sind. Die berichteten Werte lassen jährlich etwa drei bis vier tödliche Vernach- 
lässigungen für unter sechsjährige Kinder pro Jahr vermuten. Für Kinder tödlich 
endende erweiterte Suizide sind mit etwa 10 Fällen pro Jahr für die Altersgruppe 
der unter sechsjährigen Kinder ebenfalls ein vergleichsweise seltenes Ereignis. 
Daher kann auch angenommen werden, dass Beinahetötungen insgesamt seltene 
Ereignisse sind. Weiter lassen sich grobe Abstufungen erkennen, sodass in ab- 
steigender Häufigkeit leichte Gewalt, Vernachlässigungen, schwere Gewalt, 
sowie Opferwerdung im Rahmen von Partnerschaftsgewalt erwartet werden 
können. 


4.1.3 Entwicklung von Gewalt gegen Kinder 


Die Entwicklung der Prävalenzen von leichten und schweren elterlichen Gewalt- 
formen können mit verschiedenen Trend-Studien des KFN beschrieben werden. 
Ein Vergleich der Daten der KFN-Victimsurveys zeigt, dass der Anteil an erleb- 
ter, schwerer Gewalt unter den befragten deutschen Staatsangehörigen von 
15,3 % im Jahr 1992 auf 12,7 % im Jahr 2011 zurückgegangen ist, der Anteil an 
leichter Gewalt (ohne schwere Gewalt) ging in den entsprechenden Jahren von 
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58,3 % auf 35,9 % zurück.” Ein Vergleich der im Jahr 2011 befragten Kohorten 
für alle Befragten (unabhängig vom Migrationshintergrund), zeigt, dass gerade 
jüngere Befragte seltener über elterliche Gewalterfahrungen berichteten. So 
gaben nur 8,5 % der 16- bis 20-jährigen Befragten an, schwere elterliche Gewalt 
erlebt zu haben, 30 % berichteten über leichte elterliche Gewalt (ohne schwere 
Gewalt), in der Gruppe der 31- bis 40-Jährigen berichten hingegen 16 % schwere 
und 39 % leichte Gewalterfahrungen.°”' Diese Ergebnisse werden durch Befunde 
aus deutschlandweiten Repräsentativbefragungen des KFN gestützt, wonach 
Befragte aus jüngeren Geburtskohorten seltener über verschiedene Gewalterfah- 
rungen berichten als Befragte aus älteren Kohorten.”” Ein Vergleich von Daten 
aus der KFN-Schülerbefragung 1998 mit Daten aus 2005 für vier verschiedene 
Großstädte zeigt ebenfalls einen rückläufigen Trend.” 


Auch die Untersuchungen von Bussmann beschreiben einen Rückgang für leich- 
tere und schwerere körperliche Gewaltformen. Angaben zu erlebten leichten 
Ohrfeigen gingen von über 80 % bei der Befragung der Jugendlichen im Jahr 
1992 auf 65 % im Jahr 2005 zurück, leichte Ohrfeigen waren damit zu diesem 
Zeitpunkt immer noch sehr verbreitet.” Die Zahlen zu schallenden Ohrfeigen 
gingen von 43,6 % im Jahr 1992 auf 16,5 % im Jahr 2005 zurück, Zahlen zu 
schwereren Gewaltformen, insbesondere Formen wie „mit dem Stock kräftig auf 
den Po“ oder eine „Tracht Prügel mit Bluterguss““ sanken von über 30 % auf 
Angaben im unteren einstelligen Prozentbereich.’” 


Befragungsstudien beschreiben außerdem eine Abnahme von (emotionalen und 
körperlichen) Vernachlässigungen mit sinkendem Alter der Befragten, was auf 
einen Rückgang der Fälle über die Zeit hindeutet.””° Bezüglich tödlich endender 





® Hellmann 2014, S. 93. 

39! Hellmann 2014, S. 83. 

9? Vgl. Baier/Pfeiffer/Thoben 2013, S. 133, wo verschiedene Gewaltphänomene zusammengenom- 
men betrachtet werden, unterschieden nach den Kategorien „leicht selten“ und „leicht häufi- 
ger/schwere Gewalt“; Baier/Kemme/Hanslmaier u. a. 2011, S. 101, wo verschiedene Gewaltphäno- 
mene zusammengenommen betrachtet werden, unterschieden nach selten und häufig. 

u Baier/Pfeiffer/Thoben 2013, S. 130 f., hierbei wurde nach den Kategorien „leicht selten“ und 
„leicht häufiger/schwer“ unterschieden. 

3% Byssmann 2005a, S. 47. 

395 Byussmann 2005a, S. 47. 

396 Das gilt sowohl für leichte Formen sowie für schwere Formen der körperlichen Vernachlässigung, 
siehe Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 291 £. Stadler (2012) beschreibt einen Rückgang der 
emotionalen Vernachlässigung, Stadler 2012, S. 431, sowie der körperlichen Vernachlässigung, 
Stadler 2012, S. 433. 
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Vernachlässigungen sind die Fallzahlen im Zeitraum zwischen 1998 und 2006 
dagegen relativ gleichgeblieben.”” 


Hellmann (2014) beschreibt einen Rückgang häuslicher Gewalt insgesamt, so- 
wohl für leichte als auch für schwere Formen.””* Wie sich der Teilbereich der 
Partnerschaftsgewalt dabei entwickelt hat, ist unklar. Mönig stellte jedenfalls 
fest, dass der Anteil minderjähriger Betroffener in einem Vergleich der Jahre 
2003 und 2008 zurückging.”” Der Rückgang bezieht sich dabei aber auf eher 
geringe absolute Zahlen aus einem geografisch eng gefassten Gebiet.” Bezüg- 
lich der erweiterten Suizide sind die Fallzahlen zwischen 1998 und 2006 in etwa 
gleichgeblieben. 


4.14 Folgen 


Gewalt gegen Kinder kann verschiedene Folgen haben, dabei sind die Folgen 
oftmals nicht spezifisch für eine bestimmte Misshandlungsform, Überlagerungen 
von Misshandlungsformen erschweren hierbei eine klare Diagnostik.“ Unmit- 
telbare körperliche Verletzungsfolgen sind etwa Hautverletzungen (z. B. Häma- 
tome, Kratzer oder thermische Verletzungen), Knochenverletzungen (z. B. Frak- 
turen oder Kopfverletzungen), innere Verletzungen der Organe.” Im Rahmen 
der Diagnostik ist das rekonstruierte Geschehen ggf. gegen ein Unfallgeschehen 
abzugrenzen.” Körperliche Folgen von Vernachlässigungen können sich in 
Wachstums- und Entwicklungsverzögerungen zeigen.” 


Daneben werden für alle Gewaltformen kognitiv-emotionale Folgen wie bspw. 
Konzentrations- oder Sprachschwierigkeiten, psychosomatische Folgen, wie 
bspw. Ess- oder Schlafstörungen, sowie Folgen für das Sozialverhalten, wie 





#97 Haug/Höynck/Zähringer 2018, S. 694; Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 336. 

398 Hellmann 2014, S. 130 £. 

? In 2003 waren unter den insgesamt 274 Opfern 32 Minderjährige, was einem Anteil von 11,7% 
entspricht, siehe Mönig 2007, S. 55; im Jahr 2008 waren 25 von 340 Opfern minderjährig, was einem 
Anteil von 7,4 % entspricht, siehe Mönig 2012, S. 54 f. 

#0 Siehe zur methodischen Anlage der Untersuchungen Mönig 2012, S. 19 ff. 

“1 Haug/Höynck/Zähringer 2018, S. 694; Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 336. 

02 Deegener 2012, S. 362; siehe vertiefend zu den Folgen: Moggi 2005; Ziegenhain/Künster/Besier 
2016, S.47£. 

“9 Eine ausführliche Darstellung verschiedener körperlicher Folgen von körperlicher Kindesmiss- 
handlung findet sich bei Herrmann/Dettmeyer/Banaschak u. a. 2008, Kapitel 3 bis Kapitel 6. 

#4 Herrmann/Dettmeyer/Banaschak u. a. 2008, S. 19 f. Siehe zur Diagnostik auch: 
Böhm/Hirsch/Wutz u. a. 2006; Jacobi 2010, S. 232 ff.; Winter 2012, S. 449 ff. 

405 Herrmann/Dettmeyer/Banaschak u. a. 2008, S. 203. Vgl. auch Engfer 2005, S. 10 f.m. w.N. 
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bspw. aggressives Verhalten des Opfers, beschrieben. Schwierigkeiten beste- 
hen darin, dass diese Folgen nicht unbedingt direkt mit einer Misshandlung in 
Verbindung zu bringen sind und die Auswirkungen nicht zuletzt auch von 
Schutzfaktoren und den Ressourcen des Kindes abhängig sind.” Neben den 
unmittelbaren Folgen im Kindesalter können sich die Folgen von Kindesmiss- 
handlung bis ins Erwachsenenalter auswirken, etwa in Form von posttraumati- 
schen Belastungsstörungen oder psychosomatischen Symptomen. *”® 


4.1.5 Risikofaktoren für Gewalt gegen Kinder 


Neben Arbeiten zur Verbreitung und zu den Folgen von körperlicher Gewalt 
gegen Kinder gibt es mittlerweile eine Vielzahl von Untersuchungen zu Risiko- 
faktoren. Im Fokus steht dabei insbesondere Gewalt im innerfamiliären Bereich. 
Risikofaktoren basieren auf unterschiedlichen Annahmen über Ursachen und 
werden in unterschiedlichen Erklärungsmodellen auf unterschiedlichen Ebenen 
integriert. 


Bender und Lösel (2005) haben Befunde zu Risikofaktoren bei körperlicher 
Misshandlung durch Eltern zusammengetragen, die in der Literatur besonders 
klar belegt sind.” Die im Folgenden dargestellten Risikofaktoren sind für den 
Bereich der körperlichen Gewalt gegen Kinder an den bei Bender und Lösel 
(2005) zusammengefassten Befunden orientiert, beziehen aber auch weitere 
Literatur ein. Sie werden verschiedenen Ebenen (persönlich, sozial, situativ) 
zugerechnet. Die dargestellten Befunde stammen dabei aus Studien zum Hellfeld 
und zum Dunkelfeld. 


4.1.5.1 Opfer 


Die Befunde zum Opferalter sind uneinheitlich.*'” Während einige Studien plau- 
sible Häufigkeitsgipfel beschreiben (erstes Lebensjahr, Trotzphase, Pubertät), 
fanden andere Arbeiten keinen Zusammenhang zwischen dem Alter und der 





#06 Siehe Moggi 2005, S. 95. 

407 Siehe Deegener 2012, S. 362 ff. zu den Faktoren, die eine Diagnostik erschweren können. 

% Moggi 2005, S. 98. Zu den psychischen und physischen Folgen im Erwachsenenalter auch 
Plener/Ignatius/Huber-Lang u. a. 2017. 

9 Bender und Lösel beziehen sich auf konsistente Befunde von Studien mit besonders hoher Quali- 
tät, etwa durch repräsentative Stichproben oder Kontrollgruppendesigns bei klinischen Studien, siehe 
Bender/Lösel 2005, S. 320. 

#10 Bender/Lösel 2005, S. 327. 
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Häufigkeit von körperlichen Misshandlungen.*'' Allerdings scheint für sehr 
junge Kinder ein hohes Risiko für besonders schwere Verletzungen*'” sowie für 
Vernachlässigungen zu bestehen.*'” 


Befunde zum Geschlecht des Opfers sind nicht konsistent.*'* Während viele 
Studien keinen klaren Zusammenhang zwischen Geschlecht und körperlicher 
Misshandlung fanden,*'” beschreiben andere, dass deutlich mehr Jungen körper- 
liche Gewalt durch ihre Eltern erleben*'°. Bei emotionaler Vernachlässigung 
deutet sich teils ein höheres Risiko für Jungen an.*'’ Teils findet sich ein solcher 
Unterschied nicht.*'* 


Auch bezüglich der Herkunft sind die Befunde uneinheitlich. Während manche 
Untersuchungen für den Bereich der schweren körperlichen Misshandlung einen 
Zusammenhang mit nichtdeutscher Herkunft berichten,*'” kann dieser Zusam- 
menhang nicht immer bestätigt werden”. 


Bender und Lösel (2005) berichten in ihrer Arbeit, dass Zusammenhänge von 
erlebter körperlicher Gewalt zu physischen Auffälligkeiten, wie bspw. Mangel- 
geburt, Entwicklungsverzögerungen, gesundheitliche Probleme oder Behinde- 
rungen inkonsistent sind.””' Ein erhöhtes Misshandlungsrisiko besteht bei 
schwierigem Temperament des Kindes.” Entwicklungsverzögerungen werden 
auch für vernachlässigte Kinder beschrieben.” Hierbei wird besonders deutlich, 
dass bei Merkmalen wie Entwicklungsverzögerungen oder gesundheitlichen 
Problemen nicht eindeutig zwischen Risikofaktoren und Folgen differenziert 
werden kann. 





“! Bender/Lösel 2005, S.327 m. w.N. 

“2 Menzel 2013, 8. 32 £. Siehe dazu auch Fußnote 364. 

#13 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 727. 

“14 Bender/Lösel 2005, S. 327. 

#5 So auch nicht Stadler 2012, S. 432 f., die in ihrer Analyse der Substichprobe der Deutschstämmi- 
gen des KFN-Viktimsurveys 2011 mehr leichte Gewalt gegen Jungen findet und mehr schwere 
Gewalt gegen Mädchen, siehe Stadler 2012, S. 429. Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 291 
fand kein geschlechtsspezifisch erhöhtes Opferwerdungsrisiko. Scher/Forde/McOuaid u. a. 2004, S. 
174. 

#16 Bender/Lösel 2005, S. 327. So auch Hellmann (2014), die ein erhöhtes Risiko für Jungen sowohl 
für leichte als auch schwere körperliche Gewaltformen beschreibt, siehe Hellmann 2014, S. 86 ff. 

#17 Stadler 2012, S. 431 f. 

#8 Scher/Forde/McQuaid u. a. 2004, S. 174. 

#9 Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 291, Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 53 f. 

#20 Hellmann 2014, S. 86 ff. 

“! Bender/Lösel 2005, S. 327 £. 

“? Bender/Lösel 2005, S. 328. 

®3 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 727. 
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Die Erziehungssituation kann ebenfalls ein Prädiktor sein. So wurde für Kinder 
unter sechs Jahren ein erhöhtes Risiko körperlicher Vernachlässigungen ermit- 
telt, wenn sie bei einem leiblichen Elternteil allein bzw. in neuer Partnerschaft 
oder in Pflegefamilien aufwuchsen.*”* Die Daten sagen allerdings nichts darüber, 
ob die geänderte Haushaltssituation als Ursache der Vernachlässigung gesehen 
werden kann. Dong et al. (2004) beschrieben anhand einer großen Studie 
(N = 8.629) mit hoher Antwortrate einen hohen Zusammenhang familiärer Prob- 
leme mit verschiedenen Formen von Gewalt gegen Kinder (körperliche Gewalt, 
emotionaler Missbrauch, Körperliche und emotionale Vernachlässigung).*” 


Eine hohe Geschwisterzahl scheint auch mit Misshandlungen zusammenzuhän- 
gen. Bender und Lösel (2005) beschreiben, dass die Ergebnisse zur Anzahl an 
Kindern im Haushalt zwar nicht völlig einheitlich sind, jedoch bei geringer Bil- 
dung der Eltern das Misshandlungsrisiko mit der Geschwisterzahl steige.*”° 
Hellmann (2014) berichtete in ihrer neueren Arbeit einen signifikanten Zusam- 
menhang zwischen der Anzahl zu betreuender Kinder im Haushalt und einer 
mindestens einmaligen Anwendung von mindestens leichter Gewalt durch EI- 
tern.‘”” Auch für Vernachlässigungen wurde eine hohe Geschwisterzahl als Prä- 
diktor ermittelt.** 


Als weitere Risiken werden das Leben in deprivierten Wohngegenden, soziale 
Isolation und wenig Unterstützung von außen beschrieben.‘ Fehlende soziale 
Unterstützung wird auch als Prädiktor für Vernachlässigungen beschrieben. *”" 
Ein in Großstädten erhöhtes Risiko für elterliche Misshandlungen findet sich bei 
Baier et al. (2009)*', jedoch nicht bei Hellmann (2014)*”. 





®4 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 727; Stadler 2012, S. 432 f. 
®5 Dong et. al. 2004, S. 778. 

#26 Bender/Lösel 2005, S. 320 m. w.N. 

7 Hellmann 2014, S. 161 £. 

®8 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 727. 

#29 Bender/Lösel 2005, S. 330 f. 

#0 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 728. 

®1 Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 55 f. 

#2 Hellmann 2014, S. 86 ff. 
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4.1.5.2 Täter 


Auch auf der Täterseite gibt es Prädiktoren für körperliche Gewalt zulasten von 
Kindern. Bender und Lösel (2005) berichten ein umso höheres Risiko für Miss- 
handlungen je jünger die Mütter bei Geburt des Kindes waren.” 


Körperliche Gewalt gegen Kinder insgesamt (leicht bis schwer) scheint häufiger 
von Frauen ausgeübt zu werden.” Größere Studien beschreiben aber keinen 
Zusammenhang von Geschlecht und der Ausübung von schwerer körperlicher 
Gewalt durch Eltern.” 


Bezüglich der Herkunft der Täter zeigt sich kein konsistentes Bild. Während 
Häuser et al. (2011) einen Zusammenhang zwischen nichtdeutscher Herkunft der 
Täter und schweren, körperlichen Gewaltformen feststellten,*° kann Hellmann 
(2014) keinen Zusammenhang mit der Herkunft der Täter beschreiben.*” Dies 
mag möglicherweise mit der Operationalisierung im Zusammenhang stehen.””* 
Häuser et al. (2011) beschreiben zudem, dass die nichtdeutsche Herkunft mit der 
Vernachlässigung sowie der schweren psychischen Misshandlung positiv korre- 
liert ist.”” Dabei werden möglicherweise Ereignisse zugrunde gelegt, die vor 
einer Migration nach Deutschland stattgefunden haben. Inwieweit sich diese 
Zusammenhänge in Deutschland reproduzieren, ist nicht klar. 


Die Befunde zu Zusammenhängen von Bildungsniveau und körperlicher Miss- 
handlung sind nicht einheitlich.’ Allerdings wird eine niedrige Schulbildung 
der Täter als Prädiktor für Vernachlässigungen beschrieben.’ Verschiedene 
Studien zeigen zudem einen Zusammenhang zwischen niedriger Schichtzugehö- 





#3 Bender/Lösel 2005, S. 320. Menzel et al. (2013) berichten zudem ein erhöhtes Risiko für schwer- 
wiegende Verletzungen, siehe Menzel 2013, S. 32 £. 

#4 Hellmann 2014, S. 161 £. 

#5 Bender/Lösel 2005, S. 320. Auch jüngere Studien zeigten keinen geschlechtsspezifischen Zusam- 
menhang bei schweren körperlichen Gewaltformen, vgl. Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 53; 
Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 292. 

#6 Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 592. 

7 Hellmann 2014, S. 161 £. 

#8 Hellmann (2014) beschreibt Zusammenhänge für Fälle, bei denen mindestens einmal mindestens 
leichte Gewalt ausgeübt wurde, siehe Hellmann 2014, S. 160. Häuser (2011) hatte für die leichten 
körperlichen Gewaltformen keinen Zusammenhang mit der Herkunft ermittelt, siehe 
Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 291. 

#9 Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 291 £. 

“0 Bender/Lösel 2005, S. 320. 

#1 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 728. 
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rigkeit und Misshandlung*”, Vernachlässigungen’* 
formen“”“. 


und psychischen Gewalt- 


Studien zeigen außerdem einen Zusammenhang zwischen selbst erlebter elterli- 
cher Gewalt und der Anwendung von Gewalt gegenüber den eigenen Kindern.** 
Dieser Zusammenhang wird insbesondere mit lerntheoretischen Ansätzen er- 
klärt. Er wird auch bei Vernachlässigungen beschrieben." 


Die Befunde zur psychischen Disposition von Eltern sind nicht ganz einheitlich, 
es besteht aber ein Zusammenhang zwischen Depressionen der Täter und Miss- 
handlungen.“® Auch Persönlichkeitsmerkmale wie Reizbarkeit und geringe 
Frustrationstoleranz können sich negativ auf die Interaktion zwischen Eltern und 
Kindern auswirken.“ Zudem werden psychische Probleme als Prädiktor für 
Vernachlässigungen beschrieben.” 


Unter vernachlässigenden Eltern wurde häufiger Alkohol- und Drogenmiss- 
brauch festgestellt.*°' Als Prädiktor für Vernachlässigungen wurden auch voran- 





#2 Bender/Lösel 2005, S. 330 m. w. N. Auch in jüngeren Studien wird die Zugehörigkeit zu einer 
niedrigen sozialen Schicht bzw. eine Abhängigkeit von staatlichen Leistungen als relevanter Risiko- 
faktor für körperliche Misshandlungen ermittelt, vgl. Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 55; 
Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 291 £. 

#8 Bender/Lösel 2005, S. 330. So auch Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011 S. 291 f., wenngleich 
dabei zu beachten ist, dass das Merkmal Vernachlässigung in dieser Studie stark mit dem Alter der 
Befragten korreliert ist. Zudem wurde in dieser Studie der Schichtindex für den Zeitpunkt der Befra- 
gung gebildet und nicht für den Zeitpunkt des Erlebens der Gewaltform. Siehe auch 
Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 727 £. 

“# Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, 8.291 f. 

#5 Bender/Lösel 2005, S. 322 f. Auch Hellmann (2014) beschreibt einen solchen signifikanten Zu- 
sammenhang, siehe Hellmann 2014, S. 161. Berlin/Appleyard/ Dodge 2011, S. 168 f. fanden in einer 
prospektiven Längsschnittstudie mit 499 teilnehmenden Müttern und ihren neugeborenen Kindern 
einen signifikanten Zusammenhang zwischen eigener körperlicher Gewalterfahrung in der Kindheit 
und Anwendung von Gewalt gegenüber den eigenen Kindern, nicht jedoch zwischen erlebter Ver- 
nachlässigung und Misshandlung. Kim (2009) beschreiben einen solchen Zusammenhang auch 
aufgrund von Daten zu 2.977 jungen Eltern, siehe Kim 2009, S. 764. 

#6 Hellmann 2014, S. 10, Bender/Lösel 2005, S. 323 f. Siehe dazu auch den empirischen Theorien- 
vergleich bei Schulz/Eifler/Baier 2011, die eine Überlegenheit der Lerntheorie gegenüber der Selbst- 
kontrolltheorie beschreiben. 

#7 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 727. Kim (2009), siehe Fußnote 445, beschreiben einen 
Zusammenhang zwischen Vernachlässigung der eigenen Kinder und erlebter Vernachlässigung in der 
Kindheit, Kim 2009, S. 764. 

#8 Bender/Lösel 2005, S. 321. 

“9 Bender/Lösel 2005, S. 321. 

50 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 728. 

#1 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 727 £. 
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gegangene kriminelle Aktivitäten ermittelt.“”” Auch für Partnergewalt zwischen 


Eltern wird ein signifikanter Zusammenhang mit körperlicher Gewalt gegen 
Kinder beschrieben.” Elterliche Partnerschaftsgewalt ist darüber hinaus auch 
ein Risikofaktor für Vernachlässigungen (emotional und körperlich). ** 


Bei der Deutung der Befunde ist zu beachten, dass es kaum bestimmte Prä- 
diktoren gibt, die nur für ganz bestimmte Gewaltformen erklärend sind. Viel- 
mehr tauchen dieselben Faktoren wiederholt als Erklärungen für verschiedene 
Risiken auf. Dong et al. (2004) bestätigen verschiedene der hier angesprochenen 
Aspekte (kriminelle Aktivität, psychische Probleme, Alkohol- oder Drogenmiss- 
brauch sowie Partnergewalt) als Prädiktoren für verschiedene Gewaltformen 
(körperliche Gewalt, emotionaler Missbrauch, körperliche und emotionale Ver- 
nachlässigung).*” 


4.2 Einstellungen zu Gewalt gegen Kinder 


4.2.1 Gesellschaftliche Einstellungen zu Gewalt in der Erziehung 


Infolge der Einführung des Gewaltverbots im Jahr 2000 wurden in verschiede- 
nen Studien Einstellungen zur Gewalt in der Erziehung untersucht. 


Besonders hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die von Bussmann 
durchgeführten Befragungsstudien, mit denen Rezeption und Auswirkungen des 
eingeführten Gewaltverbots untersucht wurden.” Bezüglich der Kenntnis, was 
nach geltendem Recht erlaubt ist, konnte ein positiver Trend zwischen 1996 und 
2005 ausgemacht werden." Leichte Ohrfeigen und Klapse auf den Po wurden 
aber auch noch im Jahr 2005 von der Hälfte der befragten Eltern für erlaubt er- 
achtet, schwerere Züchtigungen hingegen fast gar nicht mehr.*”* Insgesamt stell- 
te sich eine gewaltfreie Erziehung unter den im Jahr 2005 befragten Eltern für 





#2 Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 728. 

#3 Hellmann (2014) beschreibt, dass Kinder, die öfter Gewalt zwischen ihren Eltern beobachten auch 
selbst mehr Gewalt erfahren, sowie, dass das Erleben von Gewalt durch den Partner mit der Aus- 
übung von körperlicher Gewalt in der Erziehung assoziiert ist, siehe Hellmann 2014, S. 86 ff. und 
161. Vgl. auch Stadler 2012, S. 432 £. Auch in älteren Untersuchungen wird ein erhöhtes Misshand- 
lungsrisiko bei beobachteter elterlicher Partnergewalt beschrieben, vgl. Wetzels 1997a, S. 184 f.; 
Wilmers/Enzmann/Schaefer u. a. 2002, S. 72 £. 

#4 Stadler 2012, S. 432; Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 728. 

#5 Dong et. al. 2004, S. 778. 

#6 Vgl. BMFSFJ 2003, S. 5; Bussmann 2005b, S. 3. 

#7 Bussmann 2005a, S. 23 f. 

#8 Bussmann 2005a, S. 23. 
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92% als Ideal dar, annähernd so hoch waren die Werte derjenigen Eltern, die 
eine entsprechende Erziehung anstrebten.”” Insgesamt 89 % der befragten Eltern 
gab an, dass Eltern zur Lösung von Konflikten lieber mit ihren Kindern reden 
sollten, immerhin 17 % der Eltern beschreiben Ohrfeigen (dennoch) als den 
schnellsten Weg, um Kindern klare Grenzen zu setzen.” Auch aus der Befra- 
gung von Luedtke in einer hinsichtlich des sozialen Status vermutlich nach oben 
verzerrten Stichprobe bevorzugten insgesamt 92 % der Befragten eine Lösung 
von Konflikten durch Gespräche, allerdings hielten 23 % der Befragten zugleich 
Ohrfeigen für effizienter." Bussmann zeigte zudem, dass verschiedene Formen 
von körperlichen Züchtigungen, so auch Ohrfeigen oder Klapse auf den Po, 
sowohl von Eltern als auch von den befragten Jugendlichen zunehmend als Ge- 
walt betrachtet werden.” 


Hierbei handelt es sich um einen nicht nur in der BRD zu beobachtenden Trend. 
Eine Vergleichsuntersuchung fünf europäischer Länder zeigte, dass auch in Län- 
dern ohne Verbotsgesetz ein positiver Trend hin zu einem gewaltfreien Erzie- 
hungsleitbild zu verzeichnen ist. So liegt beispielsweise der Anteil der eine ge- 
waltfreie Erziehung als Ideal befürwortenden Eltern auch in Frankreich, wo es 
weder ein Verbotsgesetz noch eine Aufklärungskampagne gab, bei über 80 %.** 


Auch in der KFN-Befragung zu Viktimisierungserfahrungen aus dem Jahr 2011 
wurde eine Bewertung der seit 2000 geltenden Rechtslage abgefragt. Hierbei 
zeigte sich, dass mehr als 70 % der Befragten die Abschaffung des elterlichen 
Züchtigungsrechts als positiv bewerten.“ Zudem konnte in einer Auswertung 
von drei verschiedenen Trenddesignstudien des KFN beschrieben werden, dass 
im Langzeitvergleich das Maß der elterlichen Zuwendung in der Kindheit ge- 
stiegen ist.*°° 





#9 Bussmann 2005a, S. 37. 

0 Bussmann 2005a, S. 39. 

“! Luedtke 2003, S. 175. 

42 Bussmann 2005a, S. 44 f. 

“9 Bussmann/Erthal/Schroth 2008, S. 415 £.; Bussmann/Erthal/Schroth 2011, S. 313. Über 80 % der 
französischen Eltern gaben an, dass Eltern lieber mit dem Kind reden sollten, vgl. 
Bussmann/Erthal/Schroth 2008, S. 417; Bussmann 2013, S. 126. 

“% Hellmann 2014, 8. 167. 

45 Baier/Pfeiffer/Thoben 2013, S. 130 ff. Als elterliche Zuwendung wurde z. B. Lob oder in den Arm 
nehmen erfasst. Siehe auf Grundlage der Daten der Victimsurveys auch Pfeiffer 2015, S. 13. 


4.2 Einstellungen zu Gewalt gegen Kinder 93 





4.2.2 Möglicher Einfluss von Gesetzesänderungen auf Einstellungen zur Ge- 
walt in der Erziehung 


Zwar zeigen die Ergebnisse der oben dargestellten internationalen Vergleichsun- 
tersuchung, dass der insgesamt positive Trend wohl nicht (nur) auf die Einfüh- 
rung eines Verbotsgesetzes zurückzuführen ist,*° tiefer gehende Analysen erge- 
ben jedoch ein differenzierteres Bild, mit dem positive Effekte des Gewaltver- 
bots belegt werden konnten. 


So wurde beispielsweise bei der Befragung von Bussmann in der BRD festge- 
stellt, dass bei Eltern, die Kenntnis von dem normierten Gewaltverbot hatten, die 
oben beschriebene positive Einstellung mit ca. 95 % der Befragten in dieser 
Gruppe besonders hoch ist.“ Durch den Vergleich mit den anderen untersuchten 
Ländern (mit/ohne Verbotsgesetz, mit/ohne Aufklärungskampagne) wurde ferner 
festgestellt, dass Befragte aus Ländern mit einem Gewaltverbot weniger häufig 
(schwere) Gewalt in der Erziehung anwenden“ und eine gewaltfreiere Einstel- 
lung zur Kindererziehung haben*”. Auch konnte festgestellt werden, dass Ver- 
botskenner den Begriff der Erziehungsgewalt breiter interpretieren,'’”° während 
unter anderen Befragten verschiedene körperliche Bestrafungsformen oft nicht 
als Gewalt betrachtet wurden®”'. Mit diesem Befund erklärt Bussmann die immer 
noch verbreitete Ausübung von Formen erzieherischer Gewalt.*’” Insofern leitet 
Bussmann aus dem Vergleich grundsätzlich positive Effekte eines entsprechen- 
den Verbotsgesetzes sowie auch aus der Medienkampagne und der damit ver- 
bundenen öffentlichen Diskussion her, wenngleich eine direkte Auswirkung auf 
das Erziehungsverhalten nicht belegt werden konnte.*’”° Für die Bewirkung tat- 





466 Vgl, dazu die Quellenangaben in Fußnote 463. 

497 Bussmann 2005a, S. 62 f. 

“08 Bussmann/Erthal/Schroth 2011, 8. 302 £.; Bussmann/Erthal/Schroth 2008, S. 406 £f. 

“9 Bussmann/Erthal/Schroth 2011, 8.312. 

#0 Bussmann/Erthal/Schroth 2011, S. 312 f., RdJB 2008, Bussmann/Erthal/Schroth 2008, S. 417 £.; 
auch bereits in einer früheren Untersuchung konnte Bussmann zeigen, dass Eltern, die Kenntnis von 
der Rechtsreform hatten, auch leichtere Gewaltformen als Gewalt definieren, vgl.. Bussmann 2005a, 
S.64f. 

1 Vgl. Bussmann 2005a, S. 43 f. 

#7? So stellte Bussmann 2005 fest, dass — auch bei einem Rückgang gegenüber den Zahlen aus 2001 - 
immer noch mehr als 50 % der Eltern leichte Ohrfeigen an ihre Kinder verteilten, mehr als 75 % der 
Befragten Klapse auf den Po gaben und immerhin knapp 20 % der Befragten auch mal kräftig den Po 
ihrer Kinder versohlt haben, vgl. Bussmann 2005a, S. 47. 

AB Bussmann 2005a, S. 74 f. 
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sächlicher Veränderungen im Rechtsbewusstsein brauche es jedoch mehr Zeit 
bei kontinuierlicher Thematisierung.”’* 


Auch Hellmann macht für den in der Viktimisierungsstudie festgestellten Rück- 
gang der tatsächlichen Gewalt, die Einführung des Gewaltverbots mitverantwort- 
lich.” Es zeigt sich, dass mehr als 70 % der Befragten die Abschaffung des 
elterlichen Züchtigungsrechts als positiv bewerten.*’° Dabei bewerten insbeson- 
dere jüngere Befragte die Abschaffung des elterlichen Züchtigungsrechts als 
positiv.’ Unter den befragten Eltern bewerten diejenigen, die selbst Gewalt 
anwenden, deutlich häufiger die Abschaffung des elterlichen Züchtigungsrechts 
als negativ.*”* 


4.3 Strafverfolgung 


Untersuchungen zu körperlichen Misshandlungen von Kindern, die Aspekte des 
Strafverfahrens mitthematisierten, wurden bereits Ende der 1960er Jahre und in 
den 1970er Jahren durchgeführt.*’”” Aufgrund des Alters der Untersuchungen und 
der seitdem vollzogenen gesellschaftlichen und rechtlichen Änderungen, sind 
diese Befunde kaum mehr auf die heutige Situation übertragbar und werden 
daher nicht in ihrer Breite rezipiert. Jüngere Untersuchungen zu körperlicher 
Gewalt gegen Kinder sind oft auf bestimmte, z. B. sehr schwere, Phänomene 
beschränkt oder beziehen sich etwa auf enge, geografische Gebiete. Da aus die- 
sen Untersuchungen nicht zu allen für die vorliegende Arbeit relevanten Fragen 
Befunde beschrieben werden können, werden auch Ergebnisse aus verwandten 
oder allgemeinen Deliktsbereichen dargestellt. Dabei reichen auch diese Befunde 
teilweise bis in die 1970er Jahre zurück. Damit wird immerhin ein ungefähres 
Bild skizziert, das zugleich den Bedarf nach aktuellen Ergebnissen verdeutlicht. 


4.3.1 Ingangsetzung des Verfahrens 


Voraussetzung für staatliches Handeln ist, dass der Fall zur Kenntnis von Straf- 
verfolgungsbehörden gelangt. Ganz überwiegend geht die Kenntniserlangung 
dabei auf eine private Strafanzeige zurück.“* Das Verhältnis zwischen erlebten 





#74 Bussmann/Erthal/Schroth 2008, S. 414 m. w. N. 

75 Hellmann 2014, S. 165. 

“76 Hellmann 2014, 8. 97 £. 

“77 Hellmann 2014, 8. 98 £. 

#78 Hellmann 2014, S. 166 f£. 

9 Vgl. nur bspw. Baumann/Fehervary 1979; Mende/Kirsch 1971; Bauer 1969. 

#0 Untersuchungen berichten dabei Anteile von über 90 %, vgl. Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 
120, Steffen 1976, S. 125 £., die sich auf eine Auswahl von überwiegend Eigentums- und Vermö- 
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Übergriffen und Meldungen an die Polizei variiert dabei nach Deliktsberei- 
chen.*®' Bei elterlicher Gewalt gegen Kinder deuten Befunde aus Befragungsstu- 
dien darauf hin, dass der Anteil der an die Polizei gemeldeten Vorfälle im nied- 
rigeren einstelligen Prozentbereich liegt.”” Ein Vergleich mit Strafanzeigen bei 
häuslicher Gewalt zeigt, dass Vorfälle von häuslicher Gewalt häufiger angezeigt 
werden.**° Bezüglich des Anzeigezeitpunkts wird beschrieben, dass die meisten 
Anzeigen zeitnah nach der Tat erstattet werden.** Bachmann (2011) beschreibt 
für die von ihm untersuchten Fälle von Kindesmisshandlungen, dass in mehr als 
der Hälfte der Fälle die Anzeige am Tattag oder am Folgetag erfolgte, in Einzel- 
fällen verging aber auch mehr als ein Jahr bis zur Anzeige." 


Untersuchungen zu verschiedenen Deliktsbereichen zeigen, dass Delikte, die von 
Tätern aus dem sozialen Nahraum begangen werden, seltener angezeigt werden 
als Delikte, die durch Fremde verübt werden.**° Neben der persönlichen Nähebe- 
ziehung scheinen auch kulturelle Nähebeziehungen prägend zu sein.“ Außer- 
dem werden Taten mit schweren Folgen eher angezeigt als Vorfälle mit leichten 
Folgen. 


Bezüglich konkreter Wege zeigt sich, dass bei Fällen von Gewalt gegen Kinder, 
in denen das Opfer selbst nicht in der Lage ist, den Vorfall zu melden, insbeson- 
dere Eltern, andere Familienmitglieder, Bekannte, Ärzte und Zufallszeugen als 
Anzeigeerstatter relevant werden.” Vereinzelt holen sich die anzeigeerstatten- 





gensdelikten beziehen. Oevermann und Schwind (2014) berichteten auf Basis von Informationen aus 
dem polizeilichen Vorgangsbearbeitungssystem (NIV ADIS) für die Polizeidirektion Osnabrück einen 
Anteil von über 80 % Oevermann/Schwind 2014, S. 637. 

#1 Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 42; Kilchling 1995, S. 214; Wilmers/Enzmann/Schaefer u. a. 
2002, S. 32. 

#2 Vgl. Bussmann 2005a, S. 55 f.; Hellmann 2014, S. 100. 

#3 Hellmann (2014) beschreibt, dass ca. 15 % der erlebten Vorfälle angezeigt wurden, siche 
Hellmann 2014, S. 123. Nie zeigten dabei männliche Gewaltopfer an, siehe Hellmann 2014, S. 124. 
#4 Kijlchling 1995, S. 219 beschreibt, dass in mehr als der Hälfte der von ihm untersuchten Fälle die 
Anzeige sofort nach der Tat erfolgte. Kilchling (1995) befragte in seiner Untersuchung bundesweit 
eine Zufallsauswahl von 2.180 Personen zu Opferwerdungserfahrungen. Siehe zum Untersuchungs- 
design und zur Methodik Kilchling 1995, S. 53 ff. 

“5 Bachmann 2011, S. 209 und 231. 

#6 Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 50; Kilchling 1995, S. 217. Vgl. auch Köllisch 2009, S. 45 auf 
Basis einer Befragung von N = 5.474 Schülern und Schülerinnen verschiedener Schulformen im 
Alter zwischen 13 und 16 Jahren aus Köln, Freiburg sowie aus ländlichen Gebieten um Freiburg. 

7 Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 45 f., Köllisch 2009, S. 45; Wilmers/Enzmann/Schaefer u. a. 
2002, S. 37. 

#8 Bqier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 48; Meier 2016, S.258 m. w.N. 

#9 Vgl. Bachmann 2011, S. 210, 232, Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 127, S. 177, S. 218, S. 
251,S. 286, S. 318. 
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den Personen vor einer Anzeige Rat durch Vertrauenspersonen oder professio- 

nelle Personen ein, selten erfolgt eine Anzeige nach einem erfolglosen privaten 
: 490 

Beilegungsversuch. 


Für die Frage, warum angezeigt wird, werden unterschiedliche Gründe und Mo- 
tive beschrieben. Bei Kontaktdelikten®”' und Fällen mit persönlich bekannten 
Tätern zeichnen sich nach Kilchling (1995) ähnliche Muster ab. So werden eher 
Hilfe, die Schwere der Tat, Prävention und die Bestrafung des Täters als Gründe 
für eine Anzeige angegeben.” Analysen zu den mit den Strafverfahren verbun- 
denen Erwartungen zeigen, dass sowohl bei Kontaktdelikten als auch bei Fällen 
mit bekannten Tätern eine Anklage und Verurteilung des Täters wichtigere Mo- 
tive sind als bei anderen Deliktsarten.*” Auch Dreißigacker (2016) beschreibt, 
dass es bei Körperverletzungsdelikten vielmehr um Täterbestrafung und Präven- 
tion als um Ersatz für entstandenen Schaden geht.””* Für den Bereich der Part- 
nerschaftsgewalt gegen ältere Frauen beschreiben Taefi et al. (2013), dass in 
diesen Fällen insbesondere der unmittelbare Schutz des Opfers und eine langfris- 
tige Unterbindung gewalttätiger Übergriffe im Vordergrund steht, seltener eine 
Strafverfolgung des Täters.” 


Weiter kann die Frage, ob eine Anzeige erstattet wird, auch davon abhängen, ob 
eine Handlung überhaupt als Straftat wahrgenommen wird. Insbesondere wenn 
körperliche Bestrafungen zum erzieherischen Alltag gehören, besteht die Gefahr, 
diese nicht als Straftat wahrzunehmen.” Bei Fällen von häuslicher Gewalt ist 
bekannt, dass das Opfer möglicherweise nach einer Strafanzeige kein Interesse 
mehr an Strafverfolgung hat.” 





®0 Kilchling 1995, S. 219. 

®1 Als Kontaktedelikte bezeichnet Kilchling solche Taten, bei denen es zu einer persönlichen Begeg- 
nung („Face-to-Face‘) zwischen Täter und Opfer kam, Kilchling 1995, S. 105 £. 

®2 Kilchling 1995, S. 222 ff. Bei Nichtkontaktdelikten hoben sich insbesondere die Versicherungsbe- 
dingungen als Anzeigegrund hervor. 

®3 Kilchling 1995, S. 237 ff. Bei Nichtkontaktdelikten hob sich insbesondere die Schadensdokumen- 
tation als Erwartung hervor, siehe Kilchling 1995, S. 232. Rosellen (1980) fand aufgrund von Inter- 
views mit 46 Anzeigeerstattern ähnliche Kategorien für alle Deliktsarten, hinzu kam eine Erwartung, 
dass die Strafverfolgung zur Wiederherstellung der Ordnung führt, siehe Rosellen 1980, S. 102 £. 
Insgesamt wurden in dieser Studie Interviews an einer Zufallsstichprobe von 98 über 18-Jährigen 
einer südwestdeutschen Großstadt durchgeführt. 

®4 Dreißigacker 2016, S. 27. 

®5 Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 47. 

#6 Bussmann 2000, S. 145. 

®7 Mönig 2012, S. 82 ff. 
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Strafanzeigen können aber auch andere Motive verfolgen. Teilweise werden sie 
als Mittel in privaten Konflikten eingesetzt, wie beispielsweise bei Streitigkeiten 
zwischen Nachbarn oder zwischen Ex-Partnern.” Teilweise stellen sich die 
Vorwürfe als strafrechtlich haltlos heraus.” 


4.3.2 Polizeiliches Handeln 


Rechtstatsächlich führt die Polizei für einen Großteil der Strafverfahren die Er- 
mittlungen eigenständig durch und übergibt das Verfahren erst nach Abschluss 
der Ermittlungen an die Staatsanwaltschaft.” Als Argumente für die eigenstän- 
digen Ermittlungen werden z. B. die bessere Ausstattung und die fachliche Qua- 
lifikation von Polizisten zur Verbrechensaufklärung genannt.” Da die Ab- 
schlussentscheidung der Staatsanwaltschaft im Wesentlichen auf den vorange- 
gangenen polizeilichen Ermittlungen basiert,” kommt der Arbeit der Polizei in 
diesem Zusammenhang erhebliche Bedeutung zu. Staatsanwaltschaftliche Er- 
mittlungshandlungen finden eher statt bei schweren Delikten außerhalb der Mas- 
senkriminalität oder beispielsweise bei Delikten von politischer oder gesell- 
schaftlicher Relevanz.” 


Eine Strafanzeige führt nicht zwangsläufig zur Eröffnung eines Ermittlungsver- 
fahrens. Voraussetzung für die Eröffnung eines Ermittlungsverfahrens ist, dass 
ein Anfangsverdacht für eine Straftat vorliegt (vgl. Kapitel 2.3.1.1.2). Untersu- 
chungen zeigen, dass bei Delikten im familiären Nahbereich seltener eine Anzei- 
ge dokumentiert wird und eher eine Beruhigung der Lage angestrebt wird.” 





®8 Bachmann/Püschel/Sonnen 2011, S. 701. Vgl. auch Eisenberg/Kölbel 2017, S. 332 f.m. w.N. 

#9 Bachmann/Püschel/Sonnen 2011, S. 700 £. 

>00 Vgl. Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 96 ff. für die Ermittlungstätigkeit bei Diebstahl, Betrug, 
Unterschlagung, Raub und Vergewaltigung sowie Dölling 1999, S. 47 f. für einen ähnlichen Delikts- 
bereich. Büchler spricht in diesem Zusammenhang „Aufklärungsmonopol“ der Polizei, Büchler 1992, 
S. 20. Schünemann wirft in diesem Zusammenhang die Frage auf, ob die Polizei aufgrund ihrer 
weitreichenden Befugnisse und Gestaltungsmöglichkeiten als „heimliche Herrin der Justiz“ zu ver- 
stehen ist, Schünemann 1999, S. 146 ff. 

>01 Vgl. Kühne 2015, S. 104; Schlachetzki 2003, S. 71 ff. 

50? Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 81 ff. 

5 Eisenberg/Kölbel 2017, 8.359 f.m. w.N. 

>04 Steffen und Polz (1991) beschreiben für insgesamt 2.074 landesweit in Bayern erfasste Familien- 
streitigkeiten aus zwei Monaten im Jahr 1988, dass es in insgesamt 27 % der Fälle zu einer Strafan- 
zeige kam, wobei es in mehr Fällen zu einer Strafanzeige hätte kommen können, Steffen/Polz 1991, 
S. 112. Dabei dominierten Anzeigen wegen Körperverletzungen. Auch Feest und Blankenburg 
(1972) beschrieben auf Basis der von ihnen durchgeführten teilnehmenden Beobachtung, dass sich 
die Polizei bei Familienstreitigkeiten eher auf die Beseitigung der Störung konzentriere und die 
Sache nicht weiter verfolgte, Feest/Blankenburg 1972, S. 88 f. Kürzinger (1980) beschreibt allge- 
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Zudem ist bekannt, dass sich die polizeiliche Ermittlungsarbeit an ökonomischen 
Faktoren orientiert und die Ermittlungsintensität mit der Aufklärungswahrschein- 
lichkeit und der Schwere des Delikts steigt.” Ein aus justizieller Sicht belastba- 
rer Tatnachweis kann insbesondere dann gelingen, wenn der Beschuldigte sich 
geständig zur Sache einlässt, das Opfer eine glaubhafte Aussage macht oder 
weitere belastende Beweismittel vorliegen.” Untersuchungen zeigen, dass sol- 
che Nachweise in Fällen von Kindesmisshandlungen aufgrund der engen Ver- 
bindung zwischen Opfer und Täter und des oft jungen Alters der Opfer nur 
schwer gelingen können.” 


Teilweise stellt die Staatsanwaltschaft Nachermittlungen an. Dies kommt insbe- 
sondere bei rechtlich schwierigen Sachverhalten oder bei bestimmten Deliktsbe- 
reichen, wie z. B. Wirtschaftsdelikten, vor.””® Bezüglich der rechtlichen Einord- 
nung der Delikte zeigen Untersuchungen eine Höherbewertungstendenz der 
Polizei gegenüber der staatsanwaltschaftlichen und der gerichtlichen Einord- 
nung.” Durch solche Umdefinitionen kommt es zu einer qualitativen Selektion 
im Rahmen des Strafverfolgungsprozesses, sodass Taten als Delikte einer ande- 
ren Art behandelt werden.°'” 


4.3.3  Staatsanwaltschaftliche Fallbearbeitung und Erledigungspraxis 


Die Staatsanwaltschaft trifft in einer Vielzahl der Fälle die letzte Entscheidung 
(vgl. dazu die Gegenüberstellung von polizeilich verfolgten und gerichtlich be- 
endeten Verfahren wegen Körperverletzungsdelikten an Kindern in Abbildung 
3). Empirische Untersuchungen zu Kindesmisshandlungen beschreiben Einstel- 
lungsquoten von mehr als 50 %.°1! Faktisch ist sie damit vielmehr „Einstellungs- 





mein aufgrund der von ihm im Jahr 1973 durchgeführten teilnehmenden Beobachtung von insgesamt 
100 Anzeigevorgängen in einer mittelgroßen südwestdeutschen Stadt und einer Befragung von 296 
Personen in dieser Gemeinde im Jahr 1975, dass die Polizei bei privaten Streitigkeiten im unteren 
Schwerebereich wenig Bereitschaft zeigte, die Vorgänge zu protokollieren, siehe Kürzinger 1980, S. 
122. 

>05 Dölling 1987b, S. 262 f. Siehe dazu auf Basis derselben Daten auch die kürzere Zusammenstel- 
lung bei Dölling 1999, S. 46 ff. Siehe auch Steffen 1976, S. 172 ff. 

°%% Meier 2016, S. 265 f. m. w. N. 

>07 Vgl. dazu Heide/Richter/Diers u. a. 2015, S. 915 mit Verweis auf Studien aus dem medizinischen 
Bereich. 

>08 Eisenberg 2005, S. 300. 

>®% Fisenberg/Kölbel 2017 S. 376 m. w.N. 

°!% Meier 2016, S. 270 f. 

>! Vgl. dazu die Zusammenstellung bei Heide et al. (2015), basierend auf verschiedenen medizini- 
schen Arbeiten, Heide/Richter/Diers u. a. 2015, S. 914. Auch Bachmann beschreibt für die von ihm 
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behörde‘“'” als Anklagebehörde. Da gegen Einstellungsentscheidungen nur sel- 
ten Beschwerde eingelegt wird”'* und erforderliche gerichtliche Zustimmungen 
sich in der Praxis häufig als bloße Gegenzeichnungsprozesse zeigen, wird in 
diesem Zusammenhang auch von der Staatsanwaltschaft als „Richter vor dem 
Richter“'* gesprochen. 


Der staatsanwaltschaftlichen Abschlussentscheidung liegt ein abwägender Ent- 
scheidungsprozess zugrunde, bei dem normative und sachliche Kriterien berück- 
sichtigt werden.°'” Deliktsübegreifend wurden in verschiedenen Untersuchungen 
insbesondere die Vorstrafenbelastung des Beschuldigten, die Geständnisbereit- 
schaft und die Deliktshäufigkeit als Indikator für eine Anklage herausgearbei- 
tet.°'° Es zeigt sich für Einstellungen wegen Geringfügigkeit, dass häufiger ein- 
gestellt wird, wenn Schaden und Schwere der Verletzung geringer sind,’ zu- 
gleich wird öfter eingestellt, wenn Täter und Opfer sich vor der Tat kannten". 
Untersuchungen zu verschiedenen Gewaltdelikten zeigen verschiedene Begrün- 
dungen für eine Einstellung auf. Dabei beziehen sich die Begründungen zu Ein- 
stellungen mangels hinreichenden Tatverdachts ($ 170 II StPO) insbesondere auf 
die Darstellung von Beweisschwierigkeiten. So z. B. sind die Taten nicht nach- 
weisbar, Geschädigte wirken nicht bei der Tataufklärung mit oder es gibt Zweifel 
an der Aussage der Geschädigten.°'” Von Bedeutung ist hierbei aber ein auch 
fehlendes öffentliches Interesse an der Strafverfolgung.” Bei Einstellungen 
wegen Geringfügigkeit nach $ 153 I StPO werden insbesondere ökonomische 
Gründe angegeben, wie z. B. geringe Schuld des Täters oder geringer Schaden, 





untersuchten Verfahren wegen Misshandlung von Schutzbefohlenen ($ 225 StGB) überwiegend 
Verfahrenseinstellungen, Bachmann 2011, S. 205 £. und S. 229 £. 

5 Heinz 2004, 8. 19. 

53 Siehe z. B. Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 107. 

>14 Heinz 2004, S. 23 ff. m. w.N. 

515 Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 241. 

> Vgl. Meier 2016, S. 269 f.; Eisenberg/Kölbel 2017, S. 394; jeweils m. w. N. Auch Baumann und 
Feherväry (1979) beschrieben die Vorstrafenbelastung bereits als erheblichen Prädiktor für eine 
Anklage bei Kindesmisshandlungen, siehe Baumann/Fehervary 1979, S. 356 £. 

517 Hertwig 1982, S. 165 und S. 176. 

318 Hertwig 1982, S. 244. Vgl. auch Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 125. 

> Vgl. Goedelt 2010, S. 140 f.; Oberlies 2005, S. 25. Siehe dazu auch die bei Taefi et al. (2013) für 
$ 170 Hund $ 153 I StPO zusammengefassten Gründe, Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 23 £. 

20 Oberlies 2005, S. 25. 
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keine Vorstrafen, mangelndes öffentliches Interesse oder aber auch mangelndes 
Interesse der Beteiligten an der Strafverfolgung.” 


Bezüglich der Dauer des Ermittlungsverfahrens beschreibt Bachmann (2011) 
eine Dauer von einigen Monaten, ein nicht unerheblicher Anteil der von ihm 
untersuchten Verfahren dauerte länger als ein Jahr.””” Kürzere Verfahrensdauern 
beschreibt Mönig (2012) für den Bereich der Partnerschaftsgewalt. Die von ihr 
untersuchten Verfahren dauerten überwiegend weniger als ein halbes Jahr.°” 


4.3.4  Gerichtliche Entscheidungspraxis 


Die Gerichte haben verschiedene Möglichkeiten zur Verfahrensbeendigung (vgl. 
Kapitel 2.3.3). Die gerichtliche Entscheidungspraxis ist bislang kaum erforscht, 
insbesondere liegt eine deliktsspezifische Analyse gerichtlicher Selektionspro- 
zesse nicht vor.” 


4.3.5 Kooperation mit der Kinder- und Jugendhilfe 


Empirische Arbeiten zum Handlungsspektrum und zur Praxis der deutschen 
Polizei im Kinderschutz gibt es kaum.” Turba (2018) leistet hier einen großen 
Beitrag, kann sich aber nur auf zwei Quellen stützen, die die polizeiliche Arbeit 
im Bereich des Kinderschutzes beschreiben.””° Bley (2012) führte eine explorati- 
ve Studie durch, in der Beschuldigtenvernehmungen objektiv hermeneutisch 
ausgewertet wurden.” Franzheld (2013) untersuchte die Sprachpraxis von Poli- 
zeibeamten in Gefährdungsmeldungen an das Jugendamt.”* Bezüglich der Poli- 
zeiarbeit im Spannungsfeld zwischen klassischer, repressiver Arbeit und Hilfe ist 
die Arbeit von Turba (2018) hervorzuheben. Er beschreibt, dass Kooperation 
zwischen Polizei und Sozialer Arbeit im Bereich des Kinderschutzes v. a. hin- 
sichtlich der Prävention stattfindet; diese Kooperation ist aber nicht selbstver- 
ständlich, da Polizei und Soziale Arbeit sich durchaus auch als Gegenspieler 





>21 Oberlies 2005, S. 31. Siehe dazu auch die bei Taefi et al. (2013) für $ 170 II und $ 153 I StPO 
zusammengefassten Gründe, Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 23 f; sowie die bei Hertwig (1982) 
für einen allgemeineren Deliktsbereich angegebenen Gründe, Hertwig 1982, S. 112 £. 

>? Vgl. Bachmann 2011, S. 212 und S. 233. 

>> Mönig 2012, S. 141 f. 

°# Meier 2016, S. 271. 

>35 Tyrba 2018, S. 117. 

> Turba 2018, 117 £. 

>77 Bley 2012. 

°# Franzheld 2013. 
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verstehen können.” Das polizeiliche Arbeitsspektrum reicht dabei von einem 
Dienst nach Vorschrift bis hin zu den Idealen eines zukunftsgerichteten, gemein- 
samen Austauschs, gemeinsamer Entscheidungsfindung oder Formen der Ar- 
beitsteilung.””° Dabei ist eine Kooperation eher zu erwarten bei Fällen mit gerin- 
ger krimineller Energie und geringen Folgen.” 





> Turba 2018, S. 371 £. 
0 Turba 2018, S. 259 £. 
31 Turba 2018, S. 355. 
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5  Zwischenfazit und Desiderate 


In den folgenden Abschnitten werden zu den zentralen vier Bereichen der Arbeit 
(Phänomen, Entstehung, Strafverfolgung, Kooperation mit dem Jugendamt) 
zunächst jeweils die wesentlichen Inhalte aus den Kapiteln 2 bis 4 zusammenge- 
tragen und daraus Forschungsdesiderate abgeleitet. 


5.1 Phänomen 


5.1.1 Zusammenfassung 


In Kapitel 2.2 wurde zunächst dargelegt, dass der Grundtatbestand des $ 223 1 
StGB offen hinsichtlich Begehungsform, Personenkreis sowie der Art der Schä- 
digung ist, solange es zu somatischen Folgen kommt. Seit der Abschaffung des 
elterlichen Züchtigungsrechts sind Eltern für erzieherische Handlungen, die den 
Tatbestand des $ 2231 StGB erfüllen, nicht mehr privilegiert. Der Tatbestand 
des Quälens in $ 225 I StGB kann zudem allein auch durch psychische Handlun- 
gen begangen werden, sofern der Täter in einem dort genannten Schutzverhältnis 
zum Opfer steht. Die PKS liefert zu diesen Straftatbeständen jährlich Zahlen, die 
sich auch bezüglich unter sechsjährigen Kindern auswerten lassen, wie in Kapitel 
3 dargestellt wurde. Eine Einschätzung dessen, was sich hinter den dazugehöri- 
gen Fallzahlen in der PKS verbirgt, ist aber schwer vorzunehmen. Der Kreis der 
zu untersuchenden Gewalt wird durch die Straftatbestände nur sehr grob katego- 
risiert. Schwierig ist dabei zudem, dass die Paragraphen sich nicht an Besonder- 
heiten des Kindes orientieren, also insbesondere nicht an der hohen Verletzlich- 
keit und Wehrlosigkeit infolge des Kräfteungleichgewichts von sehr jungen 
Opfern. So ist bspw. ein Fall, in dem ein Täter, der nicht in einem besonderen 
Schutzverhältnis zum Opfer steht, den Kopf eines vierjährigen Kindes gegen 
eine Wand schlägt und damit keine abstrakte Lebensgefahr begründet oder dau- 
erhafte Folgen hervorruft, grundsätzlich als einfache Körperverletzung i. S. d. 
8 223 I StGB einzuordnen. Die Fallzahlen in der PKS zu den einzelnen Straftat- 
beständen eignen sich allein daher schon nur bedingt als Grundlage für die Dis- 
kussion gesellschaftlicher Fragen und kriminologischer Erkenntnisse. 


Sozialwissenschaftliche Studien, die in Kapitel 4.1 dargestellt wurden, unter- 
scheiden verschiedene Gewaltformen gegen Kinder deutlich genauer mit z. T. 
unterschiedlichen Schweregraden. Die Studien zeigen eine hohe Standardisie- 
rung, sie beziehen sich auf bestimmte, abgefragte Inhalte und sind „blind“ für 
nicht operationalisierte Gewaltformen. Die Studien deuten darauf hin, dass ver- 
schiedene, insbesondere leichte, aber auch schwerere Gewaltphänomene deutlich 
verbreiteter sind, als dies die Zahlen der PKS vermuten lassen. Für Fälle mit 


© Der/die Herausgeber bzw. der/die Autor(en), exklusiv lizenziert durch 
Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2020 
M. Haug, Körperverletzungsdelikte an Kindern unter 6 Jahren, 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-31346-3_5 
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beinahe tödlichem Ausgang lassen sich aber nur sehr geringe Zahlen vermuten. 
Insgesamt zeigen sozialwissenschaftliche Studien einheitlich, dass langfristig 
betrachtet die verschiedenen Gewaltformen mit hohen Fallzahlen zurückgehen. 
Diese Entwicklung kann anhand der Fallzahlen in der PKS nicht bestätigt wer- 
den (vgl. Kapitel 3.4.2). Vor dem Hintergrund einer veränderten Haltung zu 
Gewalt in der Erziehung und veränderter Rechtsauffassungen (siehe Kapitel 4.2) 
deuten die Zahlen eher auf eine Ausweitung des Hellfeldes hin. Offen ist dabei, 
wie sich das Fallspektrum im Hellfeld entwickelt. 


5.1.2. Forschungsdesiderat 


Vor dem Hintergrund der Offenheit der strafrechtlichen Regelungen in den 
88 223 ff. StGB und des sozialwissenschaftlich an Einzelphänomenen festge- 
machten Forschungsstandes ergibt sich das Desiderat der Beschreibung und 
Systematisierung des Fallspektrums im justiziellen Hellfeld in seiner vollen 
Breite (Desiderat 1). Dabei sollen insbesondere juristisch handlungsweisende 
Kriterien wie die Schwere der Tathandlungen und der Tatfolgen berücksichtigt 
werden. Die Kategorien sollen Verbindungen zwischen der amtlichen Statistik 
und sozialwissenschaftlichen Arbeiten erlauben. Zur Einschätzung der empiri- 
schen Relevanz verschiedener Falltypen und zur Abschätzung der Relation des 
Hellfeldes zur Gesamtkriminalität sind außerdem möglichst repräsentative An- 
gaben zur Verteilung der behördlich bekannt gewordenen Fälle von Interesse. 
Daneben ergeben sich durch Veränderungen der gesellschaftlichen Rechtsauffas- 
sung Fragen nach Veränderungen des Hellfeldes im zeitlichen Verlauf, insbe- 
sondere mit Blick auf die unterschiedlichen Entwicklungen in der amtlichen 
Statistik und in Befragungsstudien. 


Die Ergebnisse zu diesem Desiderat soll dazu dienen, das justizielle Hellfeld der 
körperlichen Gewalt gegen Kinder zu beschreiben. Die Beschreibung soll eine 
Basis für weitere Fragen der Behördenarbeit allgemein sowie Fragen der Präven- 
tion bilden. Die Gegenüberstellung der Zahlenverhältnisse verschiedener Ge- 
waltformen im Hellfeld mit Ergebnissen aus Befragungsstudien soll zudem eine 
weitere Aufklärung der Hellfeld-Dunkelfeld-Relation ermöglichen. 


5.2 Entstehung der Taten 


5.2.1 Zusammenfassung 


Strafrecht beruht auf dem Verantwortungs- und Schuldprinzip. Täter- und Op- 
fermerkmale sowie weitere Aspekte der Tatentstehung sind etwa bei der Straf- 
zumessung nach $ 46 StGB zu beachten (vgl. Kapitel 2.3.3) sowie auch ggf. bei 
der Sozialprognose, wenn die Aussetzung einer Freiheitsstrafe zur Bewährung in 
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Betracht kommt. Auch bei Einstellungsentscheidungen, wie sie in Kapitel 2.3.1.4 
dargelegt wurden, ist die Betrachtung des weiteren Zusammenhangs veranlagt, 
so etwa bei der Frage, ob die Schuld des Täters als gering anzusehen wäre 
($ 153 I StPO). Für die materiell-rechtliche Einordnung einer Straftat (vgl. Kapi- 
tel 2.2) sind aber grundsätzlich viele Erklärungen der Tatentstehung irrelevant, 
insbesondere die meisten Prädiktoren von Gewalt aus sozialwissenschaftlichen 
Arbeiten (z. B. eigene Gewalterfahrungen in der Kindheit, soziale Schichtzuge- 
hörigkeit oder Geschlecht). 


5.2.2. Forschungsdesiderat 


Empirische Forschungsarbeiten, wie in Kapitel 4.1.5 dargestellt, fragen die Ent- 
stehungssituation von Taten oft nicht ab oder fokussieren nur bestimmte Kontex- 
te. Spezifische Aussagen über alle Formen körperlicher Gewalt gegen unter 
sechsjährige Kinder in Deutschland lassen sich kaum ableiten. Zudem ist nicht 
klar, inwieweit sich allgemeinere Prädiktoren von körperlicher Gewalt auch auf 
Gewalt gegen unter sechsjährige Kinder beziehen. Die wenig spezifischen Be- 
funde zu Eigenschaften und Lebenssituationen von Opfern und Beschuldigten 
sowie den Entstehungssituationen der Taten begründen genauere Beschreibun- 
gen des Feldes unter diesen Aspekten als Desiderat (Desiderat 2). 


Diese Beschreibungen sind für die Diskussion der rechtlichen Regelungen ge- 
nauso wichtig, wie für die weitere Prävention. Eine besondere Bedeutung haben 
außerdem Merkmale, die bei Entscheidungen zur Verfahrenseinstellung eine 
Rolle spielen können, weil so möglicherweise die geringe Zahl an Verurteilun- 
gen gemessen an den in der PKS registrierten Fällen erklärt werden kann. 


5.3 _ Strafverfolgungsbehördliches Handeln 


5.3.1 Ingangsetzung des Strafverfahrens — Zusammenfassung 


Voraussetzung für die Aufnahme von Ermittlungstätigkeiten ist zunächst die 
Kenntniserlangung der Strafverfolgungsbehörden über entsprechende Sachver- 
halte (vgl. Kapitel 2.3.1.1). Dabei genügen Mitteilungen jeder Art, sofern sie 
nicht abwegig sind, da bei Kindesmisshandlungen ein besonderes öffentliches 
Interesse an der Strafverfolgung grundsätzlich zu bejahen ist. Liegen konkrete 
Anhaltspunkte für die Begehung einer Straftat vor (Anfangsverdacht), muss also 
ein Ermittlungsverfahren eingeleitet werden. 


Die Zahlen zur Prävalenz von Gewalt gegen Kinder sind allerdings deutlich 
höher als die Fallzahlen der PKS, sodass anzunehmen ist, dass nur ein Teil der 
tatsächlichen Gewalt zur Anzeige gebracht wird. Sozialwissenschaftliche Studien 
zeigen, wie in Kapitel 4.3.1 dargelegt, dass in vielen Fällen nicht angezeigt wird, 
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insbesondere in Fällen von elterlicher Gewalt gegen Kinder und Partnerschafts- 
gewalt. Es wurde gezeigt, dass Strafanzeigen bei Delikten im sozialen Nahfeld 
und Kontaktdelikten auf bestimmten Motiven gründen können, etwa dem 
Wunsch nach konkreter Hilfe, Prävention oder Bestrafung. Auch wurde gezeigt, 
dass nicht alle Meldungen an die Polizei zur Einleitung eines Ermittlungsverfah- 
rens führen, also gerade bei Delikten im familiären Nahbereich ein Anfangsver- 
dacht öfter verneint wird. Die polizeiliche Arbeit scheint in solchen Fällen auf 
Deeskalation und Gefahrenabwehr gerichtet. 


Der nur sehr geringe Anteil an Anzeigen von elterlicher Gewalt gegen Kinder 
lässt subjektive Gründe gegen eine Anzeige in vielen Fällen vermuten, sodass 
anzunehmen ist, dass die Entscheidungen für oder gegen eine Anzeige in einem 
Spannungsfeld getroffen werden. Beispielsweise könnten Strafanzeigen als wei- 
tere Eskalation verstanden werden, die es zu verhindern gilt. Klare Erkenntnisse, 
welche Gründe bei Anzeigen von Körperverletzungsdelikten an Kindern eine 
Rolle spielen, fehlen aber. 


5.3.2 Ermittlungen — Zusammenfassung 


Wie in Kapitel 2.3.1 dargestellt, umfassen die Aufgaben der Polizeiarbeit sowohl 
Gefahrenabwehr als auch Strafverfolgung. In einzelnen Handlungen können sich 
beide Aufgabenbereiche vermischen. Entsprechend der rechtlichen Konstruktion 
arbeitet die Polizei bei der Strafverfolgung als verlängerter Arm der Staatsan- 
waltschaft, kann dabei aber eigenständig tätig werden und Ermittlungen durch- 
führen. Die Staatsanwaltschaft kann aber auch selbst Ermittlungen durchführen. 
Dabei gilt der Grundsatz der freien Gestaltung des Ermittlungsverfahrens, wo- 
nach die Ermittlungsbehörden alle Maßnahmen ergreifen können, die ihnen zur 
Sachverhaltsaufklärung zweckmäßig erscheinen. Jedoch sind die Ermittlungsbe- 
hörden an den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebunden, insbesondere bei 
eingriffsintensiveren Maßnahmen sind die spezifischen rechtlichen Vorgaben der 
StPO zu beachten. Verfahrensverzögerungen sind zu vermeiden (Beschleuni- 
gungsgebot), die Belastungen für die Beteiligten sind gering zu halten. Durch 
Zeugnisverweigerungsrechte wird der Schutz des Zeugen und seiner Familie 
über das Ziel der umfassenden Aufklärung des Sachverhalts gestellt. 


Studien zum Ermittlungsverfahren (vgl. Kapitel 4.3.2) zeigen, dass die Polizei 
bei Durchführung der Ermittlungen im Wesentlichen eigenständig arbeitet. Die 
Intensität der Ermittlungen ist dabei an ökonomischen Faktoren orientiert. 
Schwerere Fälle sowie Fälle mit einer erhöhten Erfolgserwartung werden um- 
fangreicher ermittelt. Bei Ermittlungen gerade im familiären Bereich ist das 
Spannungsfeld zwischen Gefahrenabwehr und Strafverfolgung bei der Polizeiar- 
beit deutlich spürbar. Hier kommt außerdem dem Schutz der Familie eine beson- 
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dere Bedeutung zu. Neben Ermittlungshandlungen, die stark in Rechte Einzelner 
eingreifen, gibt es vielfältige Möglichkeiten zu eingriffsarmen, formlosen Er- 
mittlungshandlungen. Welche Formen der polizeilichen Ermittlungshandlungen 
in verschiedenen Fällen genutzt werden und welchen Schwierigkeiten sie dabei 
insbesondere auch bei Ermittlungen im familiären Bereich unterliegen, ist aller- 
dings unbekannt. Genauso ist offen, woran sich Erfolgserwartungen (positiv wie 
negativ) im Kontext der Ermittlungen wegen Gewalt zulasten von Kindern fest- 
machen können. 


In Kapitel 4.3.2 wurde zudem dargelegt, dass aus sozialwissenschaftlichen Ar- 
beiten, eine Überbewertungstendenz der Polizei bekannt ist, die sich auch bei 
Gewalt gegen Kinder zeigen könnte. Für Rückschlüsse aus der PKS auf das 
Hellfeld fehlen derzeit Daten, die eine Einschätzung der Überbewertungstendenz 
bei Körperverletzungsdelikten an Kindern erlauben. 


5.3.3 Entscheidung Staatsanwaltschaft - Zusammenfassung 


Der Staatsanwaltschaft obliegt am Ende der Ermittlungen die Entscheidung über 
den Fortgang des Verfahrens (vgl. Kapitel 2.3.1.4). Dabei kommen, sofern ein 
hinreichender Tatverdacht vorliegt, insbesondere Anklageerhebungen oder An- 
träge auf Strafbefehl in Betracht. Liegt kein hinreichender Tatverdacht oder ein 
Verfahrenshindernis vor, wird das Verfahren gemäß $ 170 II S. 1 StPO einge- 
stellt. Bei Vorliegen entsprechender Voraussetzungen kann das Verfahren aber 
auch aus Opportunitätsgründen eingestellt werden. Auch das Gericht kann das 
Verfahren aus Opportunitätsgründen einstellen (vgl. Kapitel 2.3.2 und 2.3.3). 
Kommt es zu einer Verurteilung, so sind unter Abwägung strafzumessungsrele- 
vanter Gründe Art und Höhe der Sanktion zu bestimmen. 


Mithilfe der Daten aus der PKS und der Strafverfolgungsstatistik wurde in Kapi- 
tel 3 gezeigt, dass ein sehr großer Teil der Verfahren wegen Körperverletzungen 
an Kindern eingestellt und nicht angeklagt wird. Als Prädiktoren für eine Ankla- 
ge werden in bisherigen sozialwissenschaftlichen Arbeiten deliktsübergreifend 
insbesondere eine Geständnisbereitschaft des Beschuldigten, eine hohe Vorstra- 
fenbelastung sowie die Deliktshäufigkeit ermittelt. Als relevante Faktoren für 
Einstellungen insgesamt konnten auch die Interessen und Mitwirkung der Betei- 
ligten und die Tatschwere ermittelt werden. Etwa zwei Drittel der Aburteilungen 
bei Körperverletzungen an Kindern sind Verurteilungen, das ist verglichen mit 
der Quote bei allen Straftaten eher viel. Bei staatsanwaltschaftlichen und gericht- 
lichen Entscheidungsmöglichkeiten können auch positive Entwicklungen von 
Bedeutung sein. Gerade bei Sachverhalten im familiären Bereich kommt dem 
Spannungsfeld zwischen Hilfe und Strafe besondere Bedeutung zu, indem z.B. 
erfolgversprechende, soziale Unterstützungsmaßnahmen positiv in Entscheidun- 
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gen einbezogen werden können. Studien zeigen, dass die Interessen der Beteilig- 
ten und ihre Mitwirkungsbereitschaft für den Verfahrensausgang von Bedeutung 
sind. Aufgrund der geringen Zahl gerichtlicher Verfahren bei eher hohen Verur- 
teilungschancen könnte man vermuten, dass die vielen Einstellungen auf den 
Mitwirkungsinteressen der Opfer oder Zeugen basieren. Wie und mit welchen 
Argumenten Verfahren wegen Körperverletzungsdelikten an Kindern im Nahbe- 
reich und außerhalb des Nahbereichs beendet werden, ist aber unbekannt. 


Materiell-rechtlich gab es keine Änderungen im Untersuchungszeitraum. Kurz 
davor aber liegt die Einführung des Gewaltverbots, im Zuge dessen sich mög- 
licherweise länger andauernde Veränderungsprozesse im Bewusstsein und Han- 
deln der Bevölkerung und Strafverfolgungsbehörden ergeben haben. Die Fall- 
zahlen in der PKS zeigen einen Anstieg an Körperverletzungsdelikten an Kin- 
dern über die letzten Jahre. Analysen der amtlichen Daten zeigen zudem, dass 
die Staatsanwaltschaft im zeitlichen Verlauf über alle Straftaten hinweg mehr 
Strafverfahren zu bearbeiten hatte. Dabei machte die Staatsanwaltschaft zuneh- 
mend von Einstellungen ohne Auflagen Gebrauch, Fälle wurden seltener ange- 
klagt. So konnte insgesamt also ein Rückgang der gerichtlichen Verfahren wegen 
Körperverletzungsdelikten an Kindern beobachtet werden, das Verhältnis zwi- 
schen Abgeurteilten und Verurteilten blieb dabei stabil. Auch unspezifisch für 
Kinder zeigte sich ein stabiles Verhältnis von gerichtlichen Opportunitätseinstel- 
lungen zu Sanktionen seit Mitte der 1970er Jahre. Im Langzeitvergleich ist aller- 
dings der Anteil verhängter Freiheitsstrafen rückgängig. Diese Verschiebungen 
in den Zahlenverhältnissen werfen Fragen nach Veränderungen im Spektrum 
bekannt gewordener Fälle sowie im Handeln der Justizbehörden auf. 


Die Verfahren dauern durchschnittlich mehrere Monate. Als Ideal wird eine 
schnelle Intervention mit minimaler Belastung für das Opfer gesehen. Daher 
entsteht der Wunsch nach genaueren Analysen von Verfahrensabschnittsdauern 
für verschiedene Deliktsformen und Faktoren, die diese Dauern erklären können. 


5.3.4 Forschungsdesiderate 


Vor dem Hintergrund des Spannungsfeldes bei einer Entscheidung für oder ge- 
gen eine Strafanzeige interessieren die Prozesse, die zu einer Entscheidung für 
eine Anzeige führen (Desiderat 3a). 


Vor dem Hintergrund der niedrigen Verurteilungsquote sowie des rechtlichen 
Spielraums für formlose Ermittlungshandlungen und informelle Entscheidungen 
im Strafprozess sowie den in sozialwissenschaftlichen Studien gemachten Be- 
obachtungen, dass hiervon bei leichten Delikten und bei Delikten im sozialen 
Nahraum Gebrauch gemacht wird, ergibt sich die Beschreibung der Handlungen 
und Entscheidungen für den in der vorliegenden Arbeit untersuchten Deliktsbe- 
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reich als Desiderat. Dazu gehört auch die Verfahrensbeendigung einschließlich 
ihrer Begründung. Dabei soll insbesondere das Spannungsfeld zwischen Hilfe 
und Strafe, Schutz der Familie und frühzeitiger Intervention sowie elterlichem 
Erziehungsauftrag und kindlichem Recht auf Gewaltfreiheit betrachtet werden. 
Zugleich sollen die sich aus dem vorliegend untersuchten Deliktsbereich erge- 
benden Schwierigkeiten beschrieben werden (Desiderat 3b). 


Aufgrund veränderter Rechtsauffassungen interessieren zudem mögliche Ver- 
schiebungen der Bearbeitungspraxis im zeitlichen Verlauf. Mit Blick auf das 
Ziel, durch ein Strafverfahren Rechtsfrieden zu schaffen, und auf das Gebot zur 
Beschleunigung interessieren zudem Fragen zur Dauer des Verfahrens bzw. der 
Verfahrensabschnitte. Mit Blick auf Rückschlüsse aus den Akten auf die Realität 
und die Überbewertungstendenz der Polizei stellt sich zudem die Frage, inwie- 
weit die polizeiliche Einschätzung im Verfahrensverlauf durch die Staatsanwalt- 
schaft bestätigt wird und inwieweit sich überhaupt Hinweise auf das Vorliegen 
der Tat in den Akten finden lassen (Desiderat 3c). 


Die Ergebnisse zu den Desideraten sollen dazu dienen, die Kenntniserlangung 
und Tataufklärung im Bereich der Gewalt gegen Kinder besser zu verstehen. 
Dazu gehört sowohl, zu ermessen, ob es die vorgeworfene Tat tatsächlich gab, 
als auch die Schwierigkeiten bei der Tataufklärung zu beschreiben. Zudem soll 
die Ermittlungsarbeit beschrieben werden, um zunächst die Rolle des Span- 
nungsfelds zwischen Hilfe und Strafe besser zu verstehen und dann ggf. auch 
eine normative Diskussion über die Gestaltung der Arbeit von Polizei, Staatsan- 
waltschaft und Gerichten zu fundieren. Dazu gehört auch die genauere Kenntnis 
von Verfahrensdauern. 


5.4 Austausch mit Jugendamt 


5.4.1 Zusammenfassung 


Eine frühe Einbindung des Jugendamts ist in geeigneten Fällen politisch er- 
wünscht und war z. B. im Zuge der Einführung des Gewaltverbots explizit the- 
matisiert worden. Klare Richtlinien, wie eine Zusammenarbeit auszusehen hat, 
gibt es aber nicht. Rechtlich ist v. a. geregelt, unter welchen Umständen Institu- 
tionen Informationen an andere Institutionen weitergeben dürfen (vgl. Kapitel 
2.3.4). Die Organe der Strafverfolgung sind dabei im Wesentlichen befugt, In- 
formationen an das Jugendamt dann weiterzugeben, wenn sich aus ihnen Hin- 
weise auf Gefährdungen von Minderjährigen ergeben. Das Jugendamt darf die 
meisten Informationen nur sehr eingeschränkt weitergeben, insbesondere nur 
dann, wenn sichergestellt ist, dass die Zusammenarbeit mit der Familie dadurch 
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nicht gefährdet ist. Zeitpunkt und Umfang der Informationsweitergabe bestim- 
men die jeweiligen Institutionen. 


Wie Kapitel 4.3.5 dargelegt, zeigte Turba (2018), dass Polizei und Soziale Arbeit 
im Bereich des Kinderschutzes durchaus eng miteinander kooperieren können 
und die Polizei auch versucht, in Familien auf positive Veränderungen hinzuwir- 
ken. Als Ideal wird ein zukunftsgerichteter Austausch beschrieben, der der Ent- 
scheidungsfindung der jeweiligen Behörde dienen soll und ein abgestimmtes 
zukünftiges Handeln ermöglicht. Grundsätzlich unterschiedliche Aufträge und 
damit verbundene Handlungslogiken und Perspektiven bergen dabei Potenzial 
für Spannungen. Die Erkenntnisse zur Kooperation sind aber bisher exempla- 
risch, systematische Erhebungen in der Breite zu Art und Intensität der Koopera- 
tion liegen nicht vor. 


5.4.2. Forschungsdesiderat 


Vor dem Hintergrund der Beobachtung, dass Polizei und Soziale Arbeit zum 
Zweck des Kinderschutzes durchaus enger miteinander kooperieren können, 
ergibt sich die Beschreibung der Art und Intensität des Austauschs zwischen 
Polizei und der Kinder- und Jugendhilfe als Desiderat. Zudem stellt sich die 
Frage, inwieweit auch Austausch zwischen der Staatsanwaltschaft und der Kin- 
der- und Jugendhilfe stattfindet. Insbesondere soll herausgearbeitet werden, in- 
wiefern die in Kapitel 2.3.4 ausgeführten rechtlichen Bezüge zum Kinder- und 
Jugendhilfesystem in der Fallbearbeitungspraxis eine Rolle spielen (Desiderat 4). 


Die Ergebnisse zu diesem Desiderat sollen dazu dienen, den Austausch zwischen 
Strafverfolgung und Justiz mit der Kinder- und Jugendhilfe näher zu beschrei- 
ben. Zudem sollen sie dazu beitragen, das Spannungsfeld zwischen Hilfe und 
Strafe besser zu verstehen und dann ggf. auch eine normative Diskussion über 
die Gestaltung der Arbeit von Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichten zu fun- 
dieren. 


5.5 Zusammenhänge zwischen Fallvariablen 


5.5.1 Zusammenfassung 


In den vorhandenen Arbeiten werden Merkmale der Fälle häufig einzeln deskrip- 
tiv dargestellt. Die Beschreibung von Zusammenhängen zwischen diesen Merk- 
malen würde möglicherweise verbesserte Erklärungen für das behördliche Han- 
deln liefern. 


Ein erster Ansatz wird dafür die nach Fallgruppen getrennte statistische Darstel- 
lung der Merkmale sein. Sofern Merkmale in einzelnen Fallgruppen besonders 
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ausgeprägt sind, lassen sich bereits Erklärungen vermuten. Aber auch über Be- 
sonderheiten der Fallgruppen hinaus stellt sich in dieser explorativen Arbeit die 
Frage nach Zusammenhängen zwischen Merkmalen, die helfen, das Gesamtphä- 
nomen zu verstehen. 


5.5.2 Forschungsdesiderat 


Aufbauend auf den deskriptiven Darstellungen der Fallvariablen soll auch ihr 
statistischer Zusammenhang dargestellt und auf Erklärungen hin untersucht wer- 
den (Desiderat 5). 


Einzelne Zusammenhänge können dabei zu redundanten Erklärungen führen. 
Etwa könnten Zusammenhänge zwischen schwerer Gewalt, geringem Alter der 
Opfer und geringem Alter der Beschuldigten bestehen. In solchen Fällen stellt 
sich die Frage, ob sich die Schwere der Gewalt schon aus nur einem dieser 
Merkmale erklären ließe, oder ob dem Opferalter und dem Beschuldigtenalter 
jeweils eine eigenständige Erklärungskraft für die Tatschwere zukommt. Sofern 
möglich sollen daher Erklärungen unter gleichzeitiger Berücksichtigung mehre- 
rer Prädiktoren analysiert werden. 

Die Ergebnisse zu diesem Desiderat sollen statistisch basierte Erklärungsansätze 


für das behördliche Handeln bieten, die über Erklärungen mithilfe von einzelnen 
Merkmalen, Fallgruppen oder Einzelfallschilderungen hinausgehen. 
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6 Empirischer Teil 


Bevor die Forschungsdesiderate in konkrete Forschungsfragen überführt werden, 
müssen die Rahmenbedingungen kriminologischer Forschung aus methodischer 
Sicht zur Kenntnis genommen werden. Wie in der Einleitung ausgeführt wurde, 
bedient sich die vorliegende Arbeit der Analyse von Strafverfahrensakten und ist 
dadurch prinzipiell auf Erkenntnisse zum Hellfeld beschränkt. Bei genauerer 
Betrachtung ist nicht einmal anzunehmen, dass die in den Akten dargestellten 
Handlungen tatsächlich so geschehen sind.” Anstelle einer Untersuchung von 
Fällen, Opfern und Tätern kann also aufgrund methodischer Beschränkungen nur 
eine Untersuchung von vorgetragenen Fällen, als Geschädigte geführten und 
beschuldigten Personen treten. Sprachlich ist die Verwendung dieser Formulie- 
rungen im gesamten Verlauf der Arbeit wenig übersichtlich. Wissend, dass es 
sich meist um keine belegte Tatsache handelt, wird im Folgenden der Begriff 
Opfer verwendet, um diejenigen in den Akten als Geschädigte geführten Perso- 
nen zu beschreiben, die in die Untersuchungsgruppe der vorliegenden Arbeit 
fallen, sofern sich nicht aus dem Kontext etwas anderes ergibt. Der Begriff Be- 
schuldigter wird für alle Personen verwendet, die in den untersuchten Akten im 
Verdacht stehen, körperliche Gewalt z. N. des Opfers ausgeübt zu haben, unab- 
hängig von ihrer strafrechtlichen Verantwortlichkeit. 


Um die oben formulierten Desiderate genauer zu beleuchten, ist die Formulie- 
rung konkreter Forschungsfragen notwendig. Der Stand der Forschung und die 
Art der offenen Fragen erlaubt dabei keine Ableitung konkret zu prüfender Hy- 
pothesen. Die formulierten Fragen sind deutlich offener und damit explorativ. 


6.1 Fragestellungen 


Aus den Desideraten werden im Folgenden unter Berücksichtigung der methodi- 
schen Rahmenbedingung beantwortbare Fragestellungen abgeleitet. Dabei wird 
berücksichtigt, dass durch die Beantwortung von Forschungsfrage 1 für die wei- 
teren Forschungsfragen bereits eine Typisierung der Fälle vorliegen wird. 


6.1.1 Gliederung der Fälle 


Vor dem Hintergrund des Bedürfnisses, das Feld der angezeigten Körperverlet- 
zungen an Kindern umfassend und systematisch zu gliedern, sowie des Bedürf- 





5° Tatsächlich wurden einzelne Tatvorwürfe aus den Akten im Lauf der Ermittlungen positiv wider- 
legt. 
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nisses einer quantitativen und zeitlichen Einordnung (Desiderat 1) ergeben sich 
folgende Fragestellungen: 

1) Lässt sich das Fallspektrum hinsichtlich bestimmter Merkmale (z. B. Er- 
scheinungsformen) in einer Weise sinnvoll gliedern, dass Erklärungsan- 
sätze für behördliches Handeln und Prävention gefunden werden können? 

2) Wie verteilen sich die Fälle in Bezug auf die Gliederung zu Forschungs- 
frage 1? 

3) Gibt es Verschiebungen zwischen den Fallgruppen im zeitlichen Verlauf? 

4) Wie schwer sind die Sachverhalte bezüglich Handlungen und Folgen? 


6.1.2 Taten und ihre Entstehung 


Mit Blick auf Präventionsmöglichkeiten und Merkmale der beteiligten Personen 
und der Situation, die bei Entscheidungen zur Verfahrenseinstellung und der 
Strafzumessung eine Rolle spielen können (Desiderat 2), stellen sich die folgen- 
den Fragen: 
5) Beteiligte 
a) Welche Eigenschaften und Lebenssituationen lassen sich für die Op- 
fer beschreiben? 
b) Welche Eigenschaften und Lebenssituationen lassen sich für die Be- 
schuldigten beschreiben? 
6)  Tatentstehung 
Welche Entstehungszusammenhänge (insbesondere tatauslösende Aspek- 
te) lassen sich bei den verschiedenen Fällen beobachten? 


6.1.3 Strafverfolgung 


Vor dem Hintergrund des Spannungsfeldes, in dem sich Anzeigeerstatter für eine 
Anzeige entscheiden (Desiderat 3a) sowie vor dem Hintergrund der niedrigen 
Verurteilungsquote und unter Berücksichtigung des Spannungsfelds zwischen 
formellen und informellen Erledigungen, zwischen Hilfe und Strafe, Schutz der 
Familie und frühzeitiger Intervention sowie elterlichem Erziehungsauftrag und 
kindlichem Recht auf Gewaltfreiheit (Desiderat 3b), ergeben sich folgende Fra- 
gestellungen: 


7) Wie gelangen die Fälle zur Kenntnis der Ermittlungsbehörden? Lassen 
sich Faktoren erkennen, die eine Strafanzeige begünstigen? 

8) Welche Formen der Ermittlung nutzen die Ermittlungsbehörden? 

9) Inwieweit finden sich Belege für die beschriebenen Delikte? 
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10) Zum Arbeiten der Staatsanwaltschaft: Wie häufig werden eigene Ermitt- 
lungen durchgeführt, welche Entscheidungen werden getroffen und wie 
werden diese begründet? 

11) Welche gerichtlichen Entscheidungen werden getroffen und mit welcher 
Begründung? 

Vor dem Hintergrund veränderter Rechtsauffassungen, der Wiederherstellung 
des Rechtsfriedens als ein Ziel Strafverfahrens und der Frage nach der tatsächli- 
chen Deliktsschwere, ergeben sich die folgenden, weiteren Fragestellungen zur 
Strafverfolgung (Desiderat 3c): 

12) Bestehen Verschiebungen in der Bearbeitungs- und Erledigungspraxis im 
zeitlichen Verlauf? 

13) Wie lange dauern die verschiedenen Verfahrensabschnitte? 

14) Wird die polizeiliche Einordnung durch die Staatsanwaltschaft bestätigt? 


6.1.4 Kooperation mit der Kinder- und Jugendhilfe 


Um herauszuarbeiten, inwiefern die Bezüge zum Kinder- und Jugendhilfesystem 
in der Fallbearbeitungspraxis eine Rolle spielen (Desiderat 4), ergeben sich fol- 
gende Fragestellungen: 
15) In welchen Formen findet Austausch zwischen Polizei und Staatsanwalt- 
schaft mit der Kinder- und Jugendhilfe statt? 
16) Lassen sich Veränderungen im zeitlichen Verlauf beobachten? 


Nach der Darstellung der Ergebnisse zu den Fragestellungen 1 bis 16 sollen 
abschließend die Fallgruppen mit ihren typischen Merkmalen charakterisiert 
werden, um so fallgruppenspezifische Zusammenhänge zwischen Fallvariablen 
herauszuarbeiten. 


6.1.5 Übergreifende Fragestellungen 


Aus dem Anliegen, Zusammenhänge zwischen Fallvariablen zu beschreiben, die 
über Erklärungen innerhalb der Fallgruppenzusammenhänge hinaus gehen (De- 
siderat 5), ergeben sich folgende Fragestellungen: 
17) Welche Zusammenhänge bestehen zwischen einzelnen Merkmalen von 
Opfern, Beschuldigten, Taten und Verfahren? 
18) Inwieweit lassen sich Verfahrensdauer, Verfahrensbeendigung und Ko- 
operation mit dem Jugendamt anhand der untersuchten Merkmale erklä- 
ren? 
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6.2 Methoden 


6.2.1 Vorüberlegungen 


Die Auswahl der empirischen Methoden ist am Forschungsziel orientiert zu 
treffen.” Daneben sind durchführungspraktische Erwägungen notwendig, die 
Arbeitsaufwand und Ertrag berücksichtigen. 


Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, eine empirische Grundlage für normative 
Diskussionen zu schaffen, indem das Fallspektrum strafverfolgungsbehördlich 
registrierter Fälle von Körperverletzungsdelikten an Kindern unter sechs Jahren 
systematisch dargestellt wird und das strafverfolgungsbehördliche Handeln so- 
wie die justizielle Entscheidungspraxis in diesen Fällen beschrieben werden. 
Dabei sollen jeweils auch Präventionsgesichtspunkte Berücksichtigung finden. 


Zur Erreichung dieser Ziele wurde als methodischer Ansatz die Analyse von 
Strafverfahrensakten bestimmt, die identifiziert und angefordert werden müssen 
und deren Inhalte erhoben und dann ausgewertet werden müssen. Im Folgenden 
werden die methodischen Entscheidungen, die methodologischen Grundlagen 
und die konkrete Anwendung der Methoden für die vorliegende Arbeit beschrie- 
ben. 


6.2.2 Aktenanalyse 


6.2.2.1 Entscheidung für die Analyse von Strafverfahrensakten 


Bezüglich der Beschreibung des Fallspektrums kommt es darauf an, reale, im 
polizeilichen Hellfeld auftretende Fälle zu erfassen, zu systematisieren und in 
ihrem tatsächlichen Fallaufkommen zu beschreiben. Zusätzlich sollen die Fälle 
in weiteren Merkmalen, etwa zu den beteiligten Personen oder zur Tatentstehung 
beschrieben werden. Hinsichtlich der Beschreibung der Bearbeitungs- und der 
Entscheidungspraxis in den Fällen kommt es ebenfalls darauf an, reale Fallbear- 
beitungen und Entscheidungen mit ihren Häufigkeiten zu erfassen, um möglich- 
erweise Gründe für die Diskrepanz zwischen Anzeigen und Verurteilungen (vgl. 
Forschungsdesiderat 3b) in Kapitel 5.1) beschreiben zu können. Hierzu ist es 
sinnvoll, den Verfahrensverlauf im Ganzen, ausgehend von der angezeigten 
Straftat, zu erfassen. Die Fragestellungen zielen demnach darauf ab, Informatio- 
nen zu gewinnen, die im Prozess der strafrechtlichen Sozialkontrolle generiert 
werden, sowie Erkenntnisse über den Prozess der strafrechtlichen Sozialkontrolle 





33 Schnell/Hill/Esser 2011, S. 315. 
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selbst. Dieser Prozess wird in Akten dokumentiert, sodass in der vorliegenden 
Situation die Einschätzung von Steffen (1977) zutrifft, wonach man Forschungs- 
fragen zu strafverfolgungsbehördlichen Verfahrensabläufen und Entscheidungen 
sinnvollerweise anhand von Strafverfahrensakten untersucht, da diese Dokumen- 
te aufgrund der Schriftlichkeit des Verfahrens solche Inhalte abbilden.””* 


Mit der Methode der Dokumentenanalyse in Form der Strafverfahrensaktenana- 
lyse lassen sich die Bedürfnisse, reale Fälle mit ihren Entscheidungen in der 
Breite und in ihrer quantitativen Relevanz zu untersuchen sowie die Verfahren 
im Ganzen zu betrachten, vereinen. Gerade die staatsanwaltschaftliche Arbeit 
läuft überwiegend schriftlich ab,” und in den Strafverfahrensakten ist grund- 
sätzlich der gesamte Verfahrensverlauf von der Kenntniserlangung bis zur 
rechtskräftigen Beendigung schriftlich abgebildet.” Als nichtreaktive Datener- 
hebungsmethode bewirkt die Dokumentenanalyse keine Beeinflussung der Aus- 
gangsdaten.°” Zugleich ist sie forschungsökonomisch, da keine Probanden ein- 
gebunden werden müssen und man vergleichsweise einfach auf einen breiten 
Bestand an Akten zugreifen kann.”’* Aktenanalysen erlauben also verallgemein- 
erbare Ergebnisse basierend auf größeren Fallzahlen, sofern passende Akten 
identifiziert und zugänglich gemacht werden können. Zudem können längere 
Zeiträume untersucht werden.” 


Die Vorteile der Aktenanalyse werden besonders deutlich, wenn man alternative 
Zugänge zu Daten bedenkt. Befragungen von Polizisten und Staatsanwälten 
etwa, könnten Informationen zur Bearbeitungs- und Begründungspraxis liefern, 
die Angaben würden dabei aber der subjektiven Wahrnehmung unterliegen.” 
Der Arbeitsaufwand für eine ähnliche Fallzahl wäre deutlich höher, sodass eine 
für quantitative Analysen hinreichend große und unverzerrte Auswahl kaum zu 
generieren ist. 


Trotz der Deutlichkeit der Argumente, die für diese Erhebungsmethode spre- 
chen, gibt es einige Einschränkungen, die in der konkreten methodischen Umset- 





>34 Steffen 1977, S. 92. 

55 Dölling 1984, S. 275. 

536 Vgl. Steffen 1977, S. 90; Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 63. 

537 Vgl. Döring/Bortz 2016 S. 533; Schnell/Hill/Esser 2011, S. 404. 

>38 Dölling 1987a, S.274; Dölling 1984, S.269. Auch Steffen betont die leichte Zugänglichkeit, 
jedenfalls von abgeschlossenen Verfahren, Steffen 1977, S. 89f. 

>» Dölling 1984, S. 281. 

> Vgl. dazu bereits Steffen (1977), die beschreibt, „dass schon die Selektivität der Wahrnehmung 
und des Erinnerungsvermögens die Fragen nach dem Verhalten bei konkreten Fällen ausschließt“, 
Steffen 1977, S. 99. 
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zung beachtet werden müssen. Da die Akten nicht für spätere wissenschaftliche 
Analysen erstellt und geführt werden, können Schwierigkeiten bei einer Ak- 
tenanalyse insbesondere dadurch auftreten, dass die Unterlagen aus der spezifi- 
schen Untersuchungsperspektive unvollständig sind.°'' Zudem können Strafver- 
fahrensakten durch die Zusammentragung unterschiedlicher Beobachtungen im 
Erkenntnisgewinnungsprozess widersprüchliche Informationen beinhalten. Fer- 
ner muss erhebungstechnisch berücksichtigt werden, dass Zugang zu den Straf- 
verfahrensakten i. d. R. nur für beschränkte Zeit besteht. Dadurch ergibt sich die 
Notwendigkeit, die relevanten Informationen innerhalb kurzer Zeit zu extrahie- 
ren, was mittels Erhebungsbögen erledigt werden kann. Die benannten Ein- 
schränkungen müssen bei der Entwicklung eines Erhebungsinstruments beachtet 
werden. 


6.2.2.2 Analysen von Strafverfahrensakten 


Die Analyse von Strafverfahrensakten nimmt in der kriminologischen Forschung 
eine herausgehobene Position ein.’ Methodisch lässt sie sich zunächst als Do- 
kumentenanalyse einordnen, die in Lehrbüchern in der Regel allgemein auf Do- 
kumente bezogen wird.” Im Weiteren sind aber auch Besonderheiten der Straf- 
verfahrensakten zu berücksichtigen. 


6.2.2.2.1 Funktionen von Akten 


Für Strafverfahrensakten werden drei Funktionen beschrieben: Erstens haben sie 
eine Legitimationsfunktion mit der Entscheidungen und ihre Begründung vorbe- 
reitet werden.°** Sie beinhalten damit Nachweise für behördliche Handlungen.°* 
Mit der Kommunikationsfunktion werden Akten zweitens als Kommunikations- 
medien zwischen den beteiligten Instanzen beschrieben.” Gerade bei Verfahren, 
an denen mehrere Instanzen und Sachbearbeiter beteiligt sind, geht es darum, die 
jeweils aktuelle Sachlage in der Akte festzuhalten.°” Die Kontrollfunktion er- 
laubt drittens schließlich eine Überprüfung der durchgeführten Handlungen, etwa 





>41 Vgl. Döring/Bortz 2016, S. 534. 

#2 Leuschner/Hüneke 2016, S. 464 f. Vgl. auch Dölling 1987a, S. 273; Dölling 1984, S. 266; Steffen 
1977, 8.89. 

># Vgl. bspw. Döring/Bortz 2016, S. 533 ff. 

54 Dölling 1984, S. 272; Steffen 1977, S. 90. 

55 Vgl. Lengwiler, in: Diaz-Bone/Weischer 2014, S. 15. 

546 Blankenburg 1975, S. 194; Dölling 1984, S. 270; Steffen 1977, S. 91. 

57 Dölling 1984, S. 270. 
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durch höhere Instanzen.” Hier geht es darum, Informationen auf deren Grund- 
lage Entscheidungen getroffen wurden, zusammenzutragen und aufzubewah- 
49 


ren.” 


6.2.2.2.2 Inhalte der Akten 


Strafverfahrensakten beinhalten die im jeweiligen Strafverfahren erstellten 
Schriftstücke in chronologischer Reihenfolge.” Sie werden je nach Verfahrens- 
abschnitt von verschiedenen, am Strafverfahren beteiligten Akteuren (Polizei, 
Staatsanwaltschaft, Gericht) aus deren Perspektive geführt. Die Akten beinhalten 
verschiedene formalisierte, aber auch nicht formalisierte Schriftstücke. Sie 
umfassen dabei etwa Dokumentationen über die durchgeführten Ermittlungs- 
handlungen und deren Inhalte, wie z.B. Vernehmungen, Angaben zur festge- 
stellten Blutalkoholkonzentration oder Gutachten zu Verletzungen, sowie justizi- 
elle Entscheidungen und deren Begründungen.”” Da es beim Strafverfahren um 
Eingriffe in Grundrechte geht, ist eine ausführliche Dokumentation der durchge- 
führten Ermittlungshandlungen und der getroffenen Entscheidungen anzuneh- 
men.’ Umfang und Inhalte können dabei aber abhängig von der Deliktsschwere 
variieren." 


6.2.2.2.3 Unvollständigkeit und Datenqualität 


Aus der Legitimationsfunktion von Akten (vgl. Kapitel 6.2.2.2.1) kann sich er- 
geben, dass sich Informationen, die von den Strafverfolgungsbehörden für nicht 
entscheidungsrelevant erachtet werden, auch nicht in der Akte finden. Aus der 
Abwesenheit von Informationen kann aber nicht auf das Nichtvorhandensein in 
der Wirklichkeit geschlossen werden.” Zugleich gibt es Informationen, die gar 
nicht erst in der Akte dokumentiert werden. Dies betrifft z. B. informelle Kom- 





8 Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 62; Blankenburg 1975, S. 194; Dölling 1984, S. 272; Steffen 
1977, 8. 90 £. 

%®# Teuschner/Hüneke 2016, S. 465 m. w.N. 

550 Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 62. 

55! ZB. Formblätter zur Strafanzeige, Formblätter zur Erfassung der Personaldaten von Beschuldig- 
ten oder Zeugen. Vgl. auch Steffen 1977, S. 89 f., die hinsichtlich der Standardisierungen auf regiona- 
le Unterschiede hinweist. 

55? Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 62. 

553 Vgl. Dölling 1984, S. 275 m. w. N., der aufgrund der hohen Grundrechtsrelevanz von Strafverfah- 
ren mit einer ausführlicheren schriftlichen Dokumentation rechnet als in anderen Bereichen. 

554 Vgl. Steffen 1977, S. 90. 

555 Vgl. Eisenberg/Kölbel 2017, S. 245. 
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munikationsprozesse in Form von Telefonaten oder persönlichen Gesprächen.” 
Zudem lassen sich keine Aussagen über nicht dokumentierte Faktoren der Ent- 
scheidungsfindung machen.” 


Da in Strafverfahrensakten die Wahrnehmung eines Sachverhalts aus verschie- 
denen Perspektiven beschrieben wird, können sich widersprüchliche Informatio- 
nen ergeben. Dabei können sich nicht nur Stellungnahmen der Strafverteidiger 
von staatsanwaltschaftlichen Anklageschriften unterscheiden, sondern z. B. auch 
Aussagen von Zeugen, die Erinnerungslücken, Übertreibungen, bewusstes Ver- 
schweigen, bewusste oder unbewusste Falschangaben beinhalten können. Nicht 
immer können Widersprüche bis zum Verfahrensende aufgelöst werden. Gerade 
bei Delikten im sozialen Nahbereich werden die Strafverfolgungsbehörden nicht 
immer vollumfänglich durch die Opfer unterstützt.” Man kann also nicht davon 
ausgehen, dass gewünschte Informationen vollständig und eindeutig für alle 
Fälle beschrieben werden können.”” 


6.2.2.2.4 Realität eigener Art 


Indem in Akten bestimmte Aspekte unter Berücksichtigung der Funktionen von 
Akten aus ermittlungslogischer Perspektive zusammengetragen werden, be- 
schreiben sie eine „Realität eigener An, die darauf ausgerichtet ist, Entschei- 
dungen zu legitimieren, und insbesondere diesem Zweck dienende Aspekte be- 
rücksichtigt”'. Dies hat Auswirkungen auf die Zuverlässigkeit von Aussagen 
über bestimmte Gegenstände und muss damit bei der Interpretation der Aktenin- 
halte berücksichtigt werden. Aktenanalysen eignen sich gut für Aussagen über 
die in den Akten enthaltenen Entscheidungen und ihre maßgeblichen Faktoren’, 


da für die Entscheidung lediglich die Akteninhalte Realität sind°®. Keine Aussa- 





556 Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 63. 

557 Vgl. Steffen 1977, S. 93. 

558 Vgl. Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 20 f. Siehe auch Mönig 2012, S. 83 ff. zu zurückgenom- 
menen Strafanzeigen, S. 88 zu zurückgenommenen Strafanträgen, S. 91 zu den Anteilen vernomme- 
ner an geladenen Zeugen. 

559 Vgl. zum Ganzen auch Leuschner und Hüneke 2016, die zwischen systematischen und unsystema- 
tischen Verzerrungen unterscheiden; Leuschner/Hüneke 2016, S. 468 f£. 

560 Blankenburg 1975, S. 195. Siehe auch Steffen 1977, S. 91. 

501 Blankenburg 1975, S. 195; Steffen 1977, S. 91. Siehe auch Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, 
S. 42. 

5% Dölling 1984, S. 274; Steffen 1977, S. 91. 

5% Steffen 1977, 8.93. 
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gen können hingegen über die diesen Entscheidungen zugrunde liegenden Pro- 
zesse der Entscheidungsfindung getroffen werden.” 


Während sich insbesondere formalisierte Ermittlungshandlungen und deren Er- 
gebnisse zum Tathergang gut aus den Akten entnehmen lassen,” ist die Abbil- 
dungsgenauigkeit zu Sozialdaten von Tätern und Opfern von der Nachprüfbar- 
keit der Angaben” und dem Umfang der Informationen abhängig, der wiederum 
mit der Tatschwere zusammen hängt”. Angaben zu Ursachen der Kriminalität 
im sozialwissenschaftlichen Sinn lassen sich aus den Akten nicht zuverlässig 
entnehmen, da nur diejenigen Gründe” abgebildet werden, die aus ermittlungs- 
logischer Perspektive relevant erscheinen.” 


6.2.3 Zugang 


Die Übermittlung von personenbezogenen Daten für wissenschaftliche Zwecke 
ist in $ 476 StPO geregelt. Damit beinhaltet $ 476 eine gesetzliche Grundlage für 
einen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 21 
1. V.m. Art. 11 GG) und konkretisiert dabei das Verhältnis zwischen diesem 
Grundrecht (Recht auf informationelle Selbstbestimmung) und der Wissen- 
schaftsfreiheit (Art. 5 GG). Voraussetzung ist, dass der Zweck des Strafverfah- 
rens dabei nicht gefährdet wird (vgl. $ 47711 S. 1 StPO i. V.m. Nr. 1891 S. 1 
RiStBV). Gemäß Nr. 189 I S. 2 RiStBV handelt es sich bei der Entscheidung 
über die Gewährung von Akteneinsicht um eine Ermessensentscheidung der 
zuständigen Stelle, welche nach $ 4781 S.1 StPO nach rechtskräftigem Ab- 
schluss des Verfahrens die Staatsanwaltschaft ist. Da der Zweck des Verfahrens 
durch die Akteneinsicht nicht gefährdet werden darf, bietet es sich an, Akten 
grundsätzlich erst nach dem rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens zu bean- 
tragen. Im Rahmen der Ermessensentscheidung muss schließlich geprüft werden, 
ob das öffentliche Interesse an der Forschungsarbeit das Interesse des Betroffe- 
nen an der Geheimhaltung seiner Daten überwiegt ($ 476 I StPO). Zum Schutz 
der Daten von Betroffenen, sieht $ 476 II StPO die Erteilung von Auskünften vor 





54 Dölling 1984, S. 272; Steffen 1977, S. 93; Wolff 2013, S. 511. 

565 Dölling 1984, S. 273 ff.; Steffen 1977, S. 94. 

>66 Steffen beschreibt Daten zu Geschlecht, Alter, Nationalität und Beruf als relativ zuverlässig 
entnehmbar, da sie leicht nachprüfbar sind (z. B. über einen Blick auf den Personalausweis), Steffen 
1977, 8.94 £. 

57 Dölling 1984, S. 274.;, Steffen 1977, S. 94. 

>6 Welche Natur ein „Grund“ haben kann, hängt wesentlich von der Sichtweise ab. Die juristische 
Perspektive wird hier nur individuelle Gründe aufgreifen, aber nicht z. B. Gesellschaftsstrukturen. 

>9 Steffen 1977, S. 95ff. 
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einer Gewährung von Akteneinsicht vor. Der Umfang der Informationseinholung 
richtet sich dabei nach dem Zweck der Forschungsarbeit. Dabei muss dargelegt 
werden, welchen konkreten Informationen für die Forschungsarbeit erhoben 
werden sollen.°’”° Die Daten sind gegen unbefugte Kenntnisnahme durch Dritte 
zu schützen ($ 476 V StPO). Sobald der Forschungszweck es erlaubt, sind die 
Daten zu anonymisieren ($ 476 VI StPO). Wird die Akteneinsicht bei mehreren 
Staatsanwaltschaften beantragt, werden die übergeordneten Generalstaatsanwalt- 
schaften einzubinden sein (Nr. 189 II RiStBV). 


Die Strafverfahrensakten sind bei den Staatsanwaltschaften archiviert, ihre Auf- 
bewahrung unterliegt bestimmten Löschfristen. Diese betragen mindestens fünf 
Jahre.°’' Akten können nach Ermessen der Behörde für die Einsichtsgewährung 
übersandt werden, die Einsicht kann aber auch in den Räumlichkeiten der jewei- 
ligen Behörde vorgenommen werden. Aus praktischen Erwägungen ergibt sich, 
dass die Akten nur für eine begrenzte Zeit eingesehen werden können. Insbeson- 
dere ist die erneute Sichtung einer Akte nach ihrer Rücksendung bzw. nach Ab- 
schluss der Einsichtnahme vor Ort zu vermeiden. Praktische Voraussetzung für 
die Beantragung von Akteneinsicht ist die Identifizierung von einschlägigen 
Aktenzeichen. Dies kann über Vorgangsverwaltungssysteme der Polizei oder der 
Staatsanwaltschaft geschehen.” 


6.2.4 Auswahl der Akten für die Untersuchung 


Die Auswahl der Akten soll sich ebenfalls an den Forschungsfragen orientieren. 
Die Forschungsfragen 3), 12) und 16) nach dem zeitlichen Verlauf legten eine 
Untersuchung mehrerer Jahrgänge nahe. Um Analysen von regionalen Unter- 
schieden in der Bearbeitungs- und Erledigungspraxis für spätere Untersuchungen 
zu ermöglichen, sollten Akten aus verschiedenen Staatsanwaltschaftsbezirken in 
hinreichender Zahl erhoben werden.” 


0.2.4.1 Geografische Auswahl 


Für verallgemeinerbare Ergebnisse ist eine Streuung der erhobenen Akten not- 
wendig. Unter durchführungspraktischen Gesichtspunkten war zu berücksichti- 





>70 Graalmann-Scheerer 2005, S. 435. 

57! Siehe dazu die Nrn. 622 — 629 des Anhangs der hessischen Verordnung zur Aufbewahrung von 
Schriftgut der Justiz (AufbewVO). 

7? Vgl. Leuschner/Hüneke 2016, S. 473. 

°7 Diese Analysen sind nicht Teil der vorliegenden Arbeit. Sie sollen im Anschluss an die vorliegen- 
de Arbeit durchgeführt werden. 
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gen, dass die Erhebungen möglichst in erreichbarer Nähe zum Dienstort der 
Verfasserin (Universität Kassel) stattfinden. Die Einbindung der Generalstaats- 
anwaltschaft bei größeren Aktenerhebungen bedeutet einen deutlich erhöhten 
Aufwand, wenn die Erhebung über mehrere Bundesländer gestreut wird. Daher 
wurde die Fallauswahl auf hessische Staatsanwaltschaftsbezirke festgelegt. 


Hessen ist ein heterogenes Bundesland. Es umfasst sowohl sehr ländliche als 
auch städtische Gebiete bis hin zu Ballungsräumen, wie etwa das Rhein-Main- 
Gebiet mit der Großstadt Frankfurt a. M. Hinsichtlich der sozioökonomischen 
Struktur lassen sich beispielsweise Unterschiede zwischen dem vergleichsweise 
wirtschaftlich starken und dicht besiedelten Süden und dem wirtschaftlich 
schwächeren, mit Ausnahme Kassels eher dünn besiedelten Norden beschrei- 
ben.”’* Ein entsprechendes Nord-Süd-Gefälle lässt sich auch bei der wirtschaftli- 
chen Entwicklung oder der Bevölkerungsentwicklung beobachten. °” 


In Hessen gibt es ein Oberlandesgericht in Frankfurt a. M. und insgesamt neun 
Landgerichtsbezirke (vgl. Abbildung 10). In Frankfurt a. M. ist auch die hessi- 
sche Generalstaatsanwaltschaft ansässig, die Staatsanwaltschaftsbezirke entspre- 
chen den Landgerichtsbezirken. Die Landgerichtsbezirke variieren deutlich in 
ihrer Größe, so umfasst der Landgerichtsbezirk Hanau zwei Amtsgerichtsbezir- 
ke, während der Landgerichtsbezirk Darmstadt elf Amtsgerichtsbezirke umfasst. 





°”* Schaade 2007, 8. 9 ff. 
>75 Burkert/Kirchhof/Schaade 2005, S. 2 ff. 
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Abbildung 10: Landgerichtsbezirke bzw. Staatsanwaltschaftsbezirke in Hessen. 


6.2.4.2 Zeitliche Auswahl 


Die Fragestellungen 3), 12) und 16) zielen darauf ab, Veränderungen im zeitli- 
chen Verlauf zu beschreiben. Die Menge an Fällen (durchschnittlich ca. 250 pro 
Jahr in Hessen) legte eine Festlegung auf einzelne Jahrgänge nahe. Hinsichtlich 
der Festlegung der zu untersuchenden Jahrgänge musste berücksichtigt werden, 
dass die Verfahren nach einer gewissen Aufbewahrungszeit von mindestens fünf 
Jahren gelöscht werden können (vgl. Kapitel 6.2.3). Informationseinholungen bei 
den Staatsanwaltschaften ergaben, dass die Akten teilweise noch bis vor 2004 
vorhanden waren. Bei der Festlegung des jüngsten Jahrgangs musste berücksich- 
tigt werden, dass Verfahren möglicherweise noch in Bearbeitung sind damit 
1. d. R. nur schwer eingesehen werden können. Da die Datenerhebung im Januar 
2013 begann, war zu erwarten, dass die im Jahr 2010 geführten Verfahren bereits 
abgeschlossen und damit zugänglich sowie in der Breite noch vorhanden waren, 
da sie noch nicht von Löschfristen betroffen waren. Da die untersuchten Jahr- 
gänge über den zumindest einigermaßen erreichbaren Zeitraum homogen streuen 
sollten, wurden Verfahrensakten aus den Jahrgängen 2004, 2007 und 2010 für 
die vorliegende Arbeit herangezogen. 
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6.2.4.3 Technische Festlegungen zur Fallauswahl 


In Fällen, bei denen sich die vorgeworfene Tat über einen längeren Zeitraum 
erstreckte (Dauerdelikt oder wiederholte Einzelfälle), wurde das Alter des Opfers 
zum letzten Tatzeitpunkt als maßgeblich festgesetzt. War das betroffene Kind zu 
diesem Zeitpunkt jünger als sechs Jahre, wurde der Fall in die Untersuchung 
einbezogen. War das betroffene Kind zu diesem Zeitpunkt älter, wurde der Fall 
nicht herangezogen, auch wenn erste Tathandlungen bereits im Alter unter sechs 
Jahren stattfanden. 


Für die Zuordnung zu den Jahrgängen war das in den staatsanwaltschaftlichen 
Aktenzeichen angegebene Erfassungsjahr maßgebend. Dies hatte den Grund, 
dass das Eintragungsjahr des justiziellen Aktenzeichens für alle drei Zugänge 
beschrieben werden konnte (vgl. dazu das spätere Kapitel 6.2.4.4.1) und ange- 
nommen wird, dass das justizielle Eintragungsjahr eine große Deckungsgleich- 
heit mit den in der PKS erfassten Fällen aufweist (vgl. dazu das spätere Kapitel 
6.2.4.7.2). 


6.2.4.4  Grundgesamtheit und Stichprobe 


Die angestrebte Grundgesamtheit°’° umfasst alle justiziell registrierten Fälle von 
8 8 J 8 


intentionalen Körperverletzungen ohne tödlichen Ausgang (einbezogen werden 
hier Körperverletzungen nach $$ 223 I, 224 I, 225 I, III, 226 I StGB sowie ver- 
suchte Tötungen gemäß $$ 212, 211, 22, 23 I StGB) an Kindern im Alter unter 
sechs Jahren in Hessen aus den Jahren 2004, 2007 und 2010. Eine Vollerhebung 
war aufgrund der hohen Fallzahlen —- gemäß PKS werden für die drei zu untersu- 
chenden Jahrgänge insgesamt 925 Fälle gezählt — ausgeschlossen. Stattdessen 
wurde die Bildung eines Zufallssamples angestrebt, die allerdings, aufgrund der 
verschiedenen Wege zur Fallidentifizierung sowie einer hinreichenden Abbil- 
dung von Daten zu kleinen Staatsanwaltschaftsbezirken, Einschränkungen unter- 


liegt. 


0.2.4.4.1 Wege zur Identifizierung von Aktenzeichen 


Um die für die Untersuchung einschlägigen Akten aus der Vielzahl von Fällen 
(allein die Staatsanwaltschaft Kassel bearbeitet jährlich mehr als 20.000 Verfah- 
ren) ermitteln zu können, war es notwendig, vorab die einschlägigen Aktenzei- 
chen über eine systematische Recherche zu ermitteln. Hierzu wurden sowohl 





>76 Mit der angestrebten Grundgesamtheit wird die Gesamtheit der Elemente bezeichnet, für die 
Aussagen getroffen werden sollen, vgl. Döring/Bortz 2016, S. 292; Schnell/Hill/Esser 2011, S. 263. 
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Abfragen im Computersystem der Polizei beim hessischen LKA als auch in 
staatsanwaltschaftlichen Computersystemen („MESTA“ - Mehrländer- 
Staatsanwaltschaft-Automation) durchgeführt. Über eine Sichtung von Akten, 
die in einem speziellen Jugendschutzdezernat bearbeitet wurden, wurden weitere 
einschlägige Akten identifiziert. Die mehrfache Recherche war als notwendig 
erachtet worden, weil jeder Zugang auch Akten lieferte, die über die anderen 
Zugänge nicht ermittelt werden konnten. Bei den Recherchen und dem Abgleich 
der Akten wurde auf das justizielle Aktenzeichen als gemeinsames Merkmal 
abgestellt, mit dem auch die Zuordnung der Aktenzeichen zu einzelnen Jahrgän- 
gen vorgenommen werden konnte. 


0.2.4.4.1.1  Computergestützte Recherche im LKA 


In Orientierung an anderen Untersuchungen”’”’ wurde zunächst eine Abfrage im 
polizeilichen Computersystem durch das LKA Hessen erbeten, gefiltert nach 
Delikt, Opferalter und Tatdatum. Im Ergebnis wurde eine Liste mit insgesamt 
122 Aktenzeichen””* für die drei abgefragten Jahrgänge übermittelt. Damit zeigte 
sich eine deutliche Diskrepanz zu der Anzahl der in der PKS registrierten Fälle, 
konnten doch in der PKS für die drei betrachteten Jahrgänge mehr als 900 Opfer 
gezählt werden. Zwar können den hinter den Aktenzeichen stehenden Verfahren 
auch mehrere Opfer zugerechnet werden, eine durchschnittliche Anzahl von ca. 
7,5 Opfern pro Verfahren erschien jedoch unplausibel””. 


6.2.4.4.1.2  Dezernatsspezifische Fallidentifikation 


Aufgrund der geringen Anzahl identifizierter Akten wurden sodann durch die 
Verfasserin weitere Möglichkeiten zur Fallidentifizierung gesucht. Gemeinsam 
mit Mitarbeitern der Staatsanwaltschaft Kassel konnte eine weitere Fallidentifi- 
zierungsmöglichkeit über eine Sichtung der vom Jugendschutzdezernat bearbei- 
teten Fälle erschlossen werden, in dem seit 2005 Fälle mit minderjährigen Op- 
fern (8 26 GVG) bearbeitet werden. Eine Liste mit entsprechenden Aktenzeichen 
konnte über eine Abfrage des MESTA-Systems gewonnen werden. Hierbei wur- 





57 Hier ist insbesondere die bundesweite Analyse zu Tötungsdelikten an unter sechsjährigen Kindern 
von Höynck et al. hervorzuheben, Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 39. 

°7® Da in der Suchabfrage nach Tatdatum gefiltert wurde, brachte die Abfrage auch Treffer mit justi- 
ziellen Aktenzeichen außerhalb der gesuchten Jahrgänge hervor. Bezieht man nur die Verfahren mit 
justiziellen Aktenzeichen aus 2004, 2007 und 2010 ein, belaufen sich die über diesen Zugang ermit- 
telten Verfahren auf 87 Fälle. 

’” In der Tat zeigten die an späterer Stelle dargestellten Analysen (Kapitel 6.3.7.1), dass es in ledig- 
lich einem Fall vier Opfer gab und ansonsten stets weniger Opfer gezählt wurden. 
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de nach Dezernat und Delikt gefiltert. Mit dieser Liste wurden die entsprechen- 
den Akten durch die Verfasserin im Archiv gesichtet und auf das Opferalter hin 
überprüft. War eines der Opfer jünger als sechs Jahre, wurde die Akte für die 
Untersuchung herangezogen. Mit dieser Methode konnten in Kassel insgesamt 
36 weitere Verfahren für 2007 und 2010 identifiziert werden, über die LKA- 
Abfrage wurden zuvor nur 15 Aktenzeichen zu diesen beiden Jahrgängen°” 
identifiziert. Dieser dezernatsspezifische Zugang setzt allerdings voraus, dass die 
Staatsanwaltschaften entsprechende Dezernate eingerichtet haben. Für die vor- 
liegende Arbeit konnte diese — zeitlich und personell doch sehr aufwendige — 
Fallidentifizierungsmöglichkeit neben Kassel noch bei der Staatsanwaltschaft 
Marburg durchgeführt werden’. Hier konnten ebenfalls nur Verfahren für 2007 
und 2010 identifiziert werden. Frühere Jahrgänge waren bereits gelöscht. 


6.2.4.4.1.3 Zentrale MESTA-Abfrage 


Nachdem der dezernatsspezifische Zugang erschlossen wurde, gab die General- 
staatsanwaltschaft Frankfurt a. M. eine Unterstützungserklärung ab, in der in 
Aussicht gestellt wurde, mithilfe eines noch durch die hessische IT-Stelle zu 
entwickelnden Statistik-Tools, erstmals in Justizdatenbanken Fälle nach Opferal- 
ter filtern zu können. Über diesen weiteren Zugang wurden insgesamt 586 Ak- 
tenzeichen identifiziert, die teilweise Schnittmengen mit den Aktenzeichen aus 
der LKA-Abfrage und der dezernatsspezifischen Recherche beinhalteten. Die 
Entwicklung des Tools sowie Nachjustierungen bei der Suchabfrage, die jeweils 
erst nach einer Anforderung und Sichtung erster Akten durch die Verfasserin 
möglich waren,’ dauerte insgesamt etwa ein halbes Jahr. Während dieser Zeit 
wurde bereits parallel die Erhebung der über das LKA sowie über die dezernats- 
spezifischen Recherchen identifizierten Akten durchgeführt. 





5% Diese Zahl bezieht sich auf alle nach dem Tatdatum gefilterten Fälle. Bezieht man nur die Verfah- 
ren mit justiziellen Aktenzeichen aus 2004, 2007 und 2010 ein, beläuft sich die Anzahl auf zehn 
Fälle. 

58! Freundlicherweise wurde die Sichtung der Akten und Prüfung des Opferalters hier von Mitarbei- 
tern der Staatsanwaltschaft Marburg übernommen. 

582 Die Suchabfrage wurde insgesamt noch zweimal korrigiert. Einmal war versehentlich ein falscher 
Code verwendet worden, sodass nicht alle einschlägigen Aktenzeichen übermittelt wurden, gleichzei- 
tig wurde damit ein relevanter Deliktsbereich ausgeschlossen. Das zweite Mal wurde die Suchabfrage 
für ein falsches Opferalter durchgeführt. Beide Male konnten die Fehler erst nach Einsicht in die auf 
Anfrage zur Verfügung gestellten Akten und nach Rücksprache mit Experten der Staatsanwaltschaft 
Kassel sowie der hessischen IT-Stelle aufgeklärt werden. Die bei den anderen Staatsanwaltschaften 
gestellten Akteneinsichtsgesuche wurden jeweils pausiert bzw. korrigiert. 
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0.2.4.4.1.4 Vergleich der Zugänge 


Zwischen den drei Zugängen gab es Überschneidungen (siehe Abbildung 11). 
Einige Verfahren konnten über alle drei Recherchewege (vollständige Schnitt- 
menge) ermittelt werden, andere konnten über zwei Wege identifiziert werden 
(teilweise Schnittmenge). Daneben gab es eine beträchtliche Anzahl an Fällen, 
die nur über einen Zugang identifiziert werden konnten. 


N 


Dezernate 


Abbildung 11: Schematische Darstellung der Überschneidungsbereiche und Randbereiche für die 
drei gewählten Zugänge (LKA-Recherche, MESTA-Recherche, dezernatsspezifische Recherche) 
ohne Berücksichtigung der Größenverhältnisse. 


Die Schnittmenge zwischen der MESTA-Abfrage und der dezernatsspezifischen 
Recherche lässt sich damit erklären, dass beide Abfragen letztlich auf denselben 
Datenbestand zugreifen, denn auch die Liste mit den in den Jugendschutzdezer- 
naten bearbeiteten Aktenzeichen wurde letztlich aus MESTA erstellt. Die Rand- 
bereiche erklären sich über unterschiedliche Eintragungen im System. Ein Ver- 
gleich der jeweiligen Fälle anhand der Akten und den Eintragungen im MESTA- 
System ergab, dass in der Randmenge der dezernatsspezifischen Recherche sol- 
che Fälle enthalten sind, bei denen das Opferalter nicht in MESTA eingetragen 
war. In der Randmenge der hessenweiten MESTA-Abfrage waren solche Fälle 
enthalten, bei denen zwar Körperverletzungsdelikte an Kindern vorliegen, diese 
Fälle aber nicht in einem speziellen Jugendschutz-Dezernat bearbeitet wurden. 


Schnittmengen zwischen der zentralen MESTA-Abfrage bzw. der dezernatsspe- 
zifischen Recherche und der LKA-Abfrage sind eine natürliche Konsequenz, 
wenn die Fälle innerhalb eines Kalenderjahres im polizeilichen und im staatsan- 
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waltschaftlichen Computersystem erfasst werden. Hierbei kann es auch zu 
Schnittmengen zwischen allen drei Zugängen kommen, sofern Überschneidun- 
gen zwischen der zentralen MESTA-Abfrage und der dezernatsspezifischen 
Recherche vorliegen (siehe oben). Wie die Randmenge der LKA-Abfrage zu- 
stande kommt (Aktenzeichen, die nur über die LKA-Suchabfrage ermittelt wur- 
den), konnte letztlich nicht vollständig aufgeklärt werden. Es muss sich hierbei 
um Fälle handeln, die über die verwendeten Suchparameter (Delikt, Alter und 
ggf. Dezernat) nicht im MESTA-System identifiziert werden konnten. 


Die Zahl der erhaltenen Aktenzeichen zeigt, dass die zentrale MESTA-Abfrage 
den zahlenmäßig größten Zugang eröffnete. Doch weder über diesen Zugang, 
noch bei Zusammenlegung aller über die drei Zugänge ermittelten Aktenzeichen 
konnten alle aufgrund der Ausgangsdaten zu erwartenden Verfahren ermittelt 
werden. Insgesamt konnten über die verschiedenen Recherchewege 636 Akten- 
zeichen ermittelt werden. In der PKS wurden für die drei untersuchten Jahrgänge 
über 900 Opfer gezählt. Die Differenz von ca. 300 Fällen, dies zeigten die späte- 
ren Analysen, ist auch nicht über die Anzahl an Verfahren mit mehreren Opfern 
erklärbar. Möglicherweise gab es hier auch schon Löschungen der älteren Jahr- 
gänge in den Computersystemen. 


Die unterschiedlichen Ergebnisse verschiedener Zugänge zu den Akten werfen 
die Frage nach spezifischen Verzerrungen dieser Zugänge auf, die für die Verall- 
gemeinerung der Ergebnisse eine hohe Bedeutung hat. Dafür wurde die Vertei- 
lung der Delikte auf die einschlägigen Normen betrachtet, die zumindest für die 
Fälle aus der zentralen MESTA-Abfrage anhand der von der hessischen IT-Stelle 
übermittelten Daten bestimmt werden konnte. Die Deliktsverteilung innerhalb 
der über die LKA-Recherche sowie der über den dezernatsspezifischen Zugang 
ermittelten Aktenzeichen ließ sich nur über die tatsächlich ausgewerteten Fälle 
bestimmen, da zu den Aktenzeichen bzw. Akten keine Informationen zu den 
Fällen übergeben wurden. 


Um die Deliktsverteilung zwischen den Zugängen vergleichen zu können, muss- 
ten die in den Schnittmengen enthaltenen Fälle jeweils einem Zugang zugeordnet 
werden. Da die über das LKA ermittelten Akten noch vor der Stellung von Ak- 
teneinsichtsgesuchen für die über die MESTA-Abfrage ermittelten Aktenzeichen 
erhoben wurden, wurden die Schnittmenge zwischen diesen beiden Zugängen 
dem LKA-Zugang zugeordnet. Die Schnittmenge zwischen der LKA-Abfrage 
und der dezernatsspezifischen Recherche wurde ebenfalls dem LKA-Zugang 
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zugeordnet. Damit wurden insgesamt 70°” über das LKA ermittelte Akten aus- 
gewertet. Um die ausschließlich über den dezernatsspezifischen Zugang ermittel- 
ten Akten analysieren zu können, wurde die Schnittmenge zwischen dem zentra- 
len MESTA-Zugang und der dezernatsspezifischen Recherche dem MESTA- 
Zugang zugeordnet. Tatsächlich unterschieden sich die verschiedenen Zugänge 
bezüglich der Verteilung der Delikte von der angestrebten Grundgesamtheit (vgl. 
Tabelle 2). 


II ST DATE HIT ACHSE ITIE EST! 











226 92 2 

LKA 35,7 10,0 51,4 2,9 0,0 100 
(Gesamt: 70)* 

MESTA 57,3 14,6 27,2 0,6 0,4 100 
(Gesamt: 534)** 

Dezernate 25,0 6,3 68,8 0,0 0,0 100 
(Gesamt: 16)* 

PKS ‘04,‘07, ‘10 45,8 21,4 31,4 1,0 0,4 100 
(Gesamt: 925) 











Tabelle 2: Deliktsverteilung innerhalb der verschiedenen Zugänge (LKA, MESTA, Dezernate) und in 
der PKS für die Jahre 2004, 2007, 2010; Angaben in Prozent. Abkürzungen: $ 223 = Körperverlet- 
zung gem. $ 223 StGB; $$ 224,226 = gefährliche Körperverletzung gem. $ 224 StGB und schwere 
Körperverletzung gem. $ 226 StGB; $ 225 StGB = Misshandlung von Schutzbefohlenen gem. $ 225 
StGB; $$ 212,22 = Versuchter Totschlag gem. $$ 212, 22, 23 1 StGB; $$ 211,22 = Versuchter Mord 
gem. $$ 211, 22, 23 1StGB; & = Summe. 

* Für diese Fälle erfolgte die Deliktszuordnung aufgrund der erhobenen Daten. 

** Für diese Fälle erfolgte die Deliktszuordnung anhand der übermittelten Zusatzinformationen. 


Während die über das LKA und den dezernatsspezifischen Zugang ermittelten 
Aktenzeichen höhere Zahlen bei der Misshandlung von Schutzbefohlenen ($ 225 
StGB) gegenüber den PKS-Daten zeigten, blieben sie bei den einfachen Körper- 
verletzungen hinter den PKS-Daten zurück. Bei der gefährlichen Körperverlet- 
zung ($ 224 StGB)” blieben alle drei Zugänge hinter den PKS-Daten zurück. 


Während in der PKS für die Jahrgänge 2004, 2007 und 2010 ca. 46 % der Kör- 
perverletzungsdelikte an Kindern unter sechs Jahren einfache Körperverletzun- 
gen gemäß $ 223 StGB waren, zeigen die infolge der MESTA-Abfrage übermit- 





5% Yon den 87 in Fußnote 578 beschriebenen Aktenzeichen konnten 70 Akten für die Auswertung 
herangezogen werden. Die 17 fehlenden Akten waren nicht erreichbar oder nicht einschlägig (vgl. zu 
den verschiedenen Gründen das spätere Kapitel 6.2.4.5). 

5#9 Unter den einbezogenen Fällen fand sich kein Fall der schweren Körperverletzung gemäß $ 226 
StGB. 
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telten Daten nach Ausschluss der LKA-Daten einen deutlich höheren Wert von 
57 % der Fälle. Die restlichen gut 40 % verteilten sich auf schwerere Körperver- 
letzungsformen. Die über das MESTA-System gewonnen Daten sind also inso- 
fern verzerrt, als sie zu viele leichte Fälle enthalten. Zwar greifen die MESTA- 
Daten auf die Eintragung bei der Staatsanwaltschaft und nicht bei der Polizei zu, 
sodass unterschiedliche Einordnungen derselben Fälle vorliegen könnte. Ein 
Vergleich der MESTA Eintragungen mit der polizeilichen Einordnung in Fällen, 
die über das LKA sowie über die MESTA-Abfrage ermittelt werden konnten, 
zeigt jedoch eine Übereinstimmung von 75 %. In den anderen Fällen kam es oft 
zu Herabstufungen durch die Staatsanwaltschaften, aber mitunter auch zu Her- 
aufstufungen, sodass sich die Überrepräsentierung nicht allein durch eine Herab- 
stufung zwischen der polizeilichen und der staatsanwaltschaftlichen Eintragung 
zu erklären ist. Gegen eine lediglich durch Herabstufung verursachte, andere 
Deliktszusammensetzung spricht auch, dass über den dezernatsspezifischen Zu- 
gang, der letztlich auch auf MESTA-Informationen basiert, fast nur schwere 
Fälle gefunden wurden. Warum die schwereren Fälle unterrepräsentiert sind 
bzw. die leichten Fälle in den MESTA-Daten bevorzugt sind, konnte letztlich 
nicht aufgeklärt werden. Vermutet wird auch hier, dass Eintragungen zum Opfer 
fehlen, denn die nur über die dezernatsspezifische Recherche gefundenen, über- 
wiegend schweren Fälle hatten alle einen MESTA-Eintrag, bei dem das Opferal- 
ter nicht eingetragen war. 


6.2.4.4.2.  Stichprobenziehung 


Die Forschungsfragen 1) bis 3) zielen auf ein möglichst verlässliches Bild zur 
strukturellen Verteilung der Fälle im Hellfeld ab. Die Absicht, für die weiteren 
Forschungsfragen auch Häufigkeiten nach Fallgruppen zu beschreiben zielt 
ebenfalls auf ein verlässliches Abbild der Fallverteilung, zugleich erfordert die 
Frage hinreichend hohe Fallzahlen innerhalb der Fallgruppen, um die Gruppen 
möglichst gut beschreiben zu können. Einzelne Fragestellungen, wie beispiels- 
weise Fragen zur Tatentstehung (Forschungsfrage 6) oder zu den Anzeigegrün- 
den (Forschungsfrage 7) erfordern Informationen, die eine vertiefte Durchsicht 
und Erfassung der Akteninhalte erfordert. Daher wurde die Datenerhebung mit 
zwei Erhebungsinstrumenten durchgeführt: Ein ausführliches Erhebungsinstru- 
ment (Langbogen) für die Klärung tiefer gehender Fragen und ein kürzeres Er- 
hebungsinstrument (Kurzbogen) zur schnelleren Erfassung von standardisiert 
dokumentierten Akteninhalten, mit dem eine hohe Fallzahl erreicht werden soll. 
Die Instrumente werden ausführlich in Kapitel 6.2.5.1 beschrieben. 


Eine Vollerhebung der betreffenden Jahrgänge war aufgrund der hohen Fallzah- 
len nicht leistbar. Um dennoch eine hohe Verallgemeinerbarkeit der Ergebnisse 
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zu gewährleisten, wurden zu beiden Instrumenten vorab Stichproben definiert, 
die mit dem jeweiligen Instrument ausgewertet werden sollten. Dabei wurde 
prinzipiell eine Zufallsauswahl angestrebt. Für beide Samples wurde eine breite 
Streuung über Hessen angestrebt, um möglichst generalisierbare Ergebnisse zu 
bekommen. In einem rein zufallsverteilten Sample würden bei der angestrebten 
Größe der Stichprobe allerdings Aussagen über die Arbeit kleiner Staatsanwalt- 
schaften aufgrund geringer Fallzahlen nur schwer statistisch abzusichern sein. 
Mit dem Ziel, auch regionale Unterschiede beschreiben zu können, wurden 
Staatsanwaltschaften, die vergleichsweise weniger Fälle bearbeiteten, überpro- 
portional erhoben. Hierzu wurden die Staatsanwaltschaften anhand der Anzahl 
der bearbeitenden Fälle in Gruppen eingeteilt, aus denen verschieden große An- 
teile für die Erhebung gelost wurden. Als „klein“ wurden Staatsanwaltschaften 
eingestuft, bei denen aufgrund des übermittelten MESTA -Auszugs in den abge- 
fragten 3 Jahren weniger als 50 Fälle bearbeitet wurden. Dies waren die Staats- 
anwaltschaften Fulda, Limburg mit der Zweigstelle Wetzlar und Hanau sowie 
die Amtsanwaltschaft Frankfurt a. M. Als „mittelgroß“ wurden die Staatsanwalt- 
schaften Wiesbaden, Frankfurt a. M. und Gießen gefasst, für die zwischen 50 
und 100 Aktenzeichen bearbeiteter Fälle übermittelt wurden. Als „groß“ wurden 
Staatsanwaltschaften kategorisiert, für die mehr als 100 Aktenzeichen zu bear- 
beiteten Fällen in den abgefragten Jahren übermittelt wurden. Dies betraf die 
Staatsanwaltschaft Darmstadt mit ihrer Zweigstelle in Offenbach. 


Um möglichen Verzerrungen bei den einzelnen Wegen zur Identifizierung von 
zu entgehen, wurden alle Wege zur Gewinnung von Aktenzeichen verwendet. 
Die vergleichsweise wenigen LKA-Fälle und Dezernatsfälle sollten vollständig 
erhoben werden, aus den Fällen der MESTA-Abfrage wurde eine Stichprobe 
gelost. So sollten die Akten möglichst gleichmäßig über die drei Wege einbezo- 
gen werden. 


In das Langbogensample wurden alle LKA-Fälle°®° und alle über den Dezernats- 


zugang identifizierten Fälle einbezogen. Daneben wurden alle Akten der Staats- 
anwaltschaftsbezirke Kassel und Marburg mit dem Langbogen erhoben, um 
mögliche Verzerrungen zwischen den Zugängen zu identifizieren. In das Lang- 
bogensample wurden zudem aus der zentralen MESTA-Abfrage erwartbar 
schwerere und in der Aufarbeitung komplexere Fälle einbezogen, bei denen eher 
mit umfangreichen Informationen zu den untersuchten Merkmalen zu rechnen 
war. Für eine möglichst einfache Operationalisierung wurden „Steigerungsfor- 





58° Mit Ausnahme zweier Fälle aus dem Zuständigkeitsbereich der Amtsanwaltschaft Frankfurt am 
Main, die als erwartbar leichtere Fälle kategorisiert wurden. 
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men“ zur Körperverletzung ($$ 224, 225, 226 StGB sowie $$ 212, 211, 22 
StGB) als „erwartbar schwerere“ Fälle kategorisiert.” Diese Verfahren wurden 
nach Behörde,” Jahr und laufender Nummer des Aktenzeichens sortiert. Für 
Staatsanwaltschaftsbezirke, die aufgrund der in diesem Gebiet bearbeiteten Fall- 
zahlen als klein eingestuft wurden, wurde jedes zweite Verfahren gelost, für 
mittelgroße Staatsanwaltschaften jedes vierte und für den großen Bezirk der 
Staatsanwaltschaft Darmstadt mit der Zweigstelle Offenbach wurde jeder achte 
Fall gelost und für die Bearbeitung mit dem Langinstrument angefordert (vgl. 
Tabelle 3). 


Mit einem Kurzbogensample wurden weitere, überwiegend erwartbar leichtere 
Fälle aus dem MESTA-Zugang einbezogen, um damit das Langbogensample 
hinsichtlich der angestrebten Grundgesamtheit°"* zu ergänzen und die statistische 
Basis für einige, vergleichsweise leicht zu erreichende Aspekte zu erweitern. Da 
das Langbogensample mehr schwere Fälle beinhaltete, zielte die Samplingstrate- 
gie für das Kurzbogensample neben einer Vergrößerung der statistischen Daten- 
basis auch darauf ab, diese Verzerrung auszugleichen. Zugleich sollte möglichst 
ein Ausgleich für die oben beschriebene Verzerrung in den MESTA-Rohdaten 
erreicht werden (vgl. Kapitel 6.2.4.4.1.4). In die Auslosung wurden zunächst die 
über die MESTA-Rohdaten identifizierten, „erwartbar leichteren“ Fälle einbezo- 
gen. Dies waren Körperverletzungen gemäß $ 223 StGB sowie Verfahren, die 
bei den Amtsanwaltschaften”” bearbeitet wurden. Weiter wurden noch einmal 
die Fälle einbezogen, die bei der Auslosung für das Langinstrument nicht gezo- 
gen wurden. Auch bei der Stichprobenziehung für das Kurzinstrument wurde die 
Größe der Staatsanwaltschaften berücksichtigt, damit die Daten nicht von den 
großen Behörden dominiert werden. Im Ergebnis wurden bei den kleinen Staats- 
anwaltschaften alle übrigen Fälle für die Datenerhebung mit dem Kurzinstrument 





586 Zu den inhaltlichen und methodischen Schwierigkeiten bei der Operationalisierung der Delikts- 
schwere, siehe Riesner 2015, S. 176 ff. 

#7 Mit Ausnahme der Amtsanwaltschaft Frankfurt a. M., da die dort bearbeiteten Fälle als „erwartbar 
leichtere“ Fälle kategorisiert wurden. 

588 Schnell et al. (2011) beschreiben das Ziel einer „möglichst große[n] Übereinstimmung zwischen 
der angestrebten Grundgesamtheit und der Inferenzpopulation“, siehe Schnell/Hill/Esser 2011, S. 
264. 

58° Gemäß $ 142 II GVG und $ 19 II m) der Anordnung über Organisation und Dienstbetrieb der 
Staatsanwaltschaft (OrgStA) Hessen erstreckt sich die Zuständigkeit der Amtsanwälte auf Verfahren, 
die beim Strafrichter (Amtsgericht) verhandelt werden. Gemäß $ 25 GVG entscheidet der Strafrichter 
bei Vergehen, die im Wege der Privatklage verfolgt werden (Nr. 1) oder bei Vergehen, bei denen 
eine höhere Strafe als Freiheitsstrafe von zwei Jahren nicht zu erwarten ist (Nr. 2). 
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angefordert. Bei mittelgroßen Staatsanwaltschaften wurde jedes zweite Verfah- 
ren angefordert und bei großen Staatsanwaltschaften jedes vierte. 


Die ausgelosten Anteile für das Langbogen- und Kurzbogensample sind in Ta- 
belle 3 abgebildet. Zusätzlich erfolgten die Vollerhebungen mit dem Langbogen 
in den Staatsanwaltschaftsbezirken Kassel und Marburg. 























MESTA MESTA 
Langbogen Kurzbogen 

Amtsanwaltschaft Frankfurt a. M. voll 

StA Fulda 1/2 Rest 

StA Hanau 1/2 Rest 

StA Limburg mit Wetzlar 1/72 Rest 

StA Gießen 1/4 1/2 

StA Frankfurt am Main 1/4 1/2 

StA Wiesbaden 1/4 1/2 

StA Darmstadt mit Offenbach 1/8 1/4 











Tabelle 3: Anteile der jeweils in den beiden Losverfahren ausgelosten MESTA-Fälle nach Staatsan- 
waltschaftsbezirken. „MESTA Langbogen“ beschreibt den ausgelosten Anteil des Langbogensamples 
an den über die zentrale MESTA-Abfrage ermittelten Verfahren. „MESTA Kurzbogen“ beschreibt 
den unter den übrigen Fällen gelosten Anteil für das Kurzbogensample an den über die zentrale 
MESTA-Abfrage ermittelten Verfahren. Abkürzung: StA = Staatsanwaltschaft. 


Bei der Staatsanwaltschaft Wiesbaden wurden insgesamt mehr als die nach der 
Losung vorgesehenen Akten mit dem Langinstrument erhoben. Da dort schon 
vor der zentralen MESTA-Abfrage mit einem Statistik-Tool der hessischen IT- 
Stelle eine Abfrage des lokalen Computersystems durchgeführt werden konnte 
und schon früh das Akteneinsichtsgesuch bewilligt wurde, waren viele Verfahren 
bereits erhoben, als die Daten aus der zentralen MESTA-Abfrage übermittelt 
wurden. Für die bis dahin noch nicht bearbeiteten Verfahren wurde dann eine 
Stichprobe anhand der beschriebenen Vorgehensweisen gezogen und mit den 
entsprechenden Erhebungsbögen ausgewertet. 


6.2.4.5 Anmerkungen zu nicht erreichbaren Akten und Fehlakten 


Letztlich konnten nicht alle angeforderten oder zur Einsicht erhaltenen Akten 
ausgewertet werden. Teilweise waren Akten nicht erreichbar („Nicht erreichbare 
Fälle“, siehe Abbildung 15). Dies waren beispielsweise Fälle, bei denen die Ak- 
ten bereits gelöscht wurden, sie an eine andere Staatsanwaltschaft abgegeben 
waren oder sie nicht entbehrlich waren (z. B. wenn die Akten in einem anderen 
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Verfahren beigezogen waren). Bei Einsichtnahmen in den Räumen der Staatsan- 
waltschaft wurde es in der Regel ermöglicht, dass die sich im Umlauf befindli- 
chen Akten für ein paar Stunden eingesehen werden konnten, um die Daten zu 
erheben. Nicht einbezogen wurden Akten, die zwar grundsätzlich verfügbar, aber 
nicht einschlägig waren („Overcoverage“, siehe Abbildung 14). Nicht einschlä- 
gig waren Akten etwa dann, wenn sich bei der Durchsicht ergab, dass die ver- 
folgte Straftat nicht einschlägig ist (z. B. fahrlässige oder versuchte Körperver- 
letzung) oder das Opfer zum (letzten) Tatzeitpunkt älter als sechs Jahre war. In 
zwei Fällen gab es zum selben Vorfall mehrere Verfahren (gegen unterschiedli- 
che Beschuldigte, z. B. Mutter und Vater). In diesen Fällen wurden die Verfah- 
ren zu einem Fall i. S. d. Untersuchung zusammengefasst. Eine Übersicht dazu, 
wie viele Akten für die einzelnen Bezirke ermittelt, angefordert und ausgewertet 
wurden, findet sich in Tabelle 4 (Kapitel 6.2.4.7). 


0.2.4.6 Zusammenfassung der Stichprobenbildung 


Mit der Stichprobenbildung wird das Ziel verfolgt, die angestrebte Grundge- 
samtheit möglichst gut abzubilden.” Dazu wurden Aktenzeichen auf drei We- 
gen identifiziert. Ein Vergleich der Fallzahlen aus den drei untersuchten Jahr- 
gängen mit den Zahlen der PKS zeigt, dass hierbei nicht alle Fälle erreicht wer- 
den konnten (Undercoverage””', siehe Abbildung 12). Welche Verfahren in der 
PKS enthalten sind, aber über keinen der drei Zugänge identifiziert werden 
konnte, war letztlich nicht aufklärbar. 


Die über die verschiedenen Ansätze erlangten Aktenzeichen bilden die Aus- 
wahlgesamtheit””, aus denen sich Stichprobe speist (vgl. Abbildung 13). Für alle 
über das LKA sowie über den dezernatsspezifischen Zugang ermittelten Akten- 
zeichen wurde Akteneinsicht beantragt. 





5% Vgl. Schnell/Hill/Esser 2011, S. 264. 

>9! Hierbei handelt es sich um „Elemente[, die] nicht in der Liste erscheinen“, Schnell/Hill/Esser 
2011, S. 263. 

>92 Die Auswahlgesamtheit beschreibt „alle Elemente, die eine prinzipielle Chance haben, in eine 
Stichprobe zu gelangen“, Schnell/Hill/Esser 2011, S. 263. 
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Angestrebte 


Grundgesamtheit 





[Anhaltspunkte für 
Größe und Zusammen- 
setzung: PKS] 





Abbildung 12: Verhältnis der drei Zugänge zueinander sowie zur angestrebten Grundgesamtheit; 
schematische Abbildung ohne Berücksichtigung der tatsächlichen Größenverhältnisse. 


Angestrebte 
Pi Grundgesamtheit 





Dezernate Undercoverage 


Auswahl- 
gesamtheit 
Abbildung 13: Auswahlgesamtheit aus den drei Zugängen (MESTA, LKA, Dezernate); schematische 


Abbildung ohne Berücksichtigung der tatsächlichen Größenverhältnisse. 


Für die über die MESTA-Abfrage ermittelten Aktenzeichen wurde eine Stich- 
probe gebildet (vgl. Abbildung 14, siehe Kapitel 6.2.4.4.2 zur Vorgehensweise 
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bei der Stichprobenbildung). Letztlich konnten nicht alle angeforderten Akten 
für die Analyse herangezogen werden. Teilweise erwiesen sich die angeforderten 
und erhaltenen Akten als nicht einschlägig (Overcoverage””, Abbildung 14, zu 


den Gründen siehe Kapitel 6.2.4.5). 
Stichprobe 
Angestrebte 
Grundgesamtheit 






Vollerhebung 


Abbildung 14: Stichprobenbildung und Abbildung der angeforderten (grauer Bereich) und nicht 
einschlägigen Akten (Overcoverage); schematische Darstellung ohne Berücksichtigung der tatsächli- 
chen Größenverhältnisse. 


Zudem konnten nicht alle Akten erreicht werden (vgl. dazu Abbildung 15, siehe 
zu den Gründen Kapitel 6.2.4.5). Die mit Aktenzeichen identifizierten Fälle 
abzüglich der nicht erreichten Fälle bilden die „Inferenzpopulation“, also „‚dieje- 
nige Grundgesamtheit [...], über die auf Basis der vorliegenden Stichprobe tat- 
sächlich Aussagen gemacht werden können“ ”*. 





°% Hierbei handelt es sich um „Elemente [, die] aufgeführt sind, die nicht zur angestrebten Grundge- 
samtheit gehören“, Schnell/Hill/Esser 2011, S. 263. 
594 Schnell/Hill/Esser 2011, S. 264. 
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Angestrebte 
Grundgesamtheit 


Inferenz- 
population 






Nicht erreichbare 
Fälle 


Dezernate 


Abbildung 15: Darstellung der nicht erreichbaren Fälle und der Inferenzpopulation (grauer Bereich); 
schematische Abbildung ohne Berücksichtigung der tatsächlichen Größenverhältnisse. 


6.2.4.7 Beschreibung der Stichprobe 


Insgesamt konnten über die verschiedenen Recherchewege 636 Aktenzeichen 
ermittelt werden. Aus Tabelle 4 wird ersichtlich, dass auch bei Zusammenlegung 
aller über die drei Zugänge ermittelten Aktenzeichen nicht alle aufgrund der 
Ausgangsdaten zu erwartenden Verfahren ermittelt werden konnten. Die PKS 
wies für die drei untersuchten Jahrgänge über 900 Opfer aus, woraus sich die 
Differenz genau ergibt, ließ sich nicht aufklären. 
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NIEEIKEIAN GI UM Status der LKA MESTA- Dezernate Ge- 
schaft Aktenzeichen zentral samt 
Kassel Ermittelt 10 78 14 102 
Angefordert* 10 78 14 102 
Ausgewertet** 8 44 14 66 
Marburg Ermittelt 11 33 2 46 
Angefordert 11 33 2 46 
Ausgewertet 11 6 2 19 
Wiesbaden Ermittelt 8 51 59 
Angefordert 8 40 48 
Ausgewertet 2 31 33 
Frankfurt a. M. Ermittelt 8 75 83 
Angefordert 8 43 51 
Ausgewertet 4 26 30 
Hanau Ermittelt 5 31 36 
Angefordert 2) 31 36 
Ausgewertet 5 23 28 
Gießen Ermittelt 13 58 71 
Angefordert 13 33 46 
Ausgewertet 13 15 28 
Darmstadt mit Ermittelt 21 148 169 
Zweigstelle Angefordert 21 41 62 
Offenbach Ausgewertet 19 19 38 
Limburg mit Ermittelt 8 24 32 
Zweigstelle Angefordert 8 24 32 
Wetzlar Ausgewertet 7 12 19 
Fulda Ermittelt 1 17 18 
Angefordert 1 13 14 
Ausgewertet 1 13 14 
Amtsanwalt- Ermittelt 2 18 20 
schaft FFM Angefordert 2 18 20 
Ausgewertet 1 5 6 
Gesamt Ermittelt 87 533 16 636 
Angefordert 87 354 16 457 
Ausgewertet 71 194 16 281 











Tabelle 4: Anzahl der über die unterschiedlichen Zugänge identifizierten, angeforderten und ausge- 
werteten Fallakten im Gesamtsample (Langbogen- und Kurzbogensample) nach Staatsanwaltschafts- 
bezirken. Spalte MESTA-zentral enthält nur Fälle, die nicht bereits in der Spalte LKA gezählt sind, 
Spalte Dezernate enthält entsprechend nur zusätzliche Fälle zu LKA und MESTA-zentral. 

* „Angefordert‘“: Akten, die nach der Stichprobenbildung tatsächlich angefordert wurden. 

** Ausgewertet“: Akten, die dann tatsächlich auch ausgewertet wurden. Nicht ausgewertet wurden 
beispielsweise Akten, die nicht einschlägig waren oder Akten, die nicht zur Verfügung standen, etwa 
weil sie bereits vernichtet wurden (vgl. zu den Gründen auch Kapitel 6.2.4.5). 
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6.2.4.7.1 Vergleich des Ausfalls 


Von den über die LKA-Abfrage ermittelten Aktenzeichen wurden alle dazugehö- 
rigen Akten für die Untersuchung angefordert. Die Ausschöpfungsquote der 
davon ausgewerteten Aktenzeichen lag für die Jahrgänge 2007 und 2010 bei über 
80 %. Im Jahr 2004 wurde lediglich ein einschlägiger Fall über den LKA- 
Zugang ermittelt, der aber nicht ausgewertet werden konnte. Für die Auswertung 
der MESTA-Fälle wurden etwa zwei Drittel der ermittelten Aktenzeichen ange- 
fordert. Die geringere Anforderungsquote in den Jahrgängen 2004 und 2007 
erklärt sich darüber, dass Akten einzelner Staatsanwaltschaften aus Jahrgängen, 
von denen bekannt war, dass diese bereits gelöscht wurden, gar nicht erst ange- 
fordert wurden. Tabelle 5 zeigt, dass die Auswertungsquote der angeforderten 
MESTA-Akten zum Jahr 2010 sprunghaft steigt. Dies liegt mutmaßlich daran, 
dass von den beiden älteren Jahrgängen bereits einige Akten gelöscht waren. 
Entsprechend ist auch die Auswertungsquote im Jahr 2010 bei den MESTA- 
Fällen deutlich größer als in den beiden älteren Jahrgängen. Die über den dezer- 
natsspezifischen Zugang ermittelten Akten sind in Tabelle 5 nicht abgebildet. 
Bei diesem Zugang wurden alle infolge einer Sichtung als einschlägig identifi- 
zierten Akten auch ausgewertet. 














Az! 2007 AK) 
LKA angefordert 100% 100% 100% 
ua ausgewertet 0%* 80% 83% 
MESTA angefordert 62%** 67%** 70% 
Arie ausgewertet 48% 47% 64% 
ausgewertet an er- 30% 32% 44% 
mittelt 











Tabelle 5: Quoten der angeforderten Akten an ermittelten Aktenzeichen, Quoten der ausgewerteten 
an angeforderten Akten, jeweils für die LKA-Abfrage und die MESTA-Abfrage; Quote der ausge- 
werteten Akten an ermittelten Aktenzeichen für die MESTA-Abfrage; Zahlen für die untersuchten 
Jahrgänge 2004, 2007, 2010; Angaben in Prozent. 

* Für das Jahr 2004 wurde über den LKA-Zugang lediglich ein Aktenzeichen ermittelt. 

** Die geringeren Werte erklären sich darüber, dass in Staatsanwaltschaften, in denen bekannt war, 
dass (Teile der) Jahrgänge bereits gelöscht waren, die entsprechenden Akten gar nicht angefordert 
wurden. 


6.2.4.7.2. Vergleich der Samples mit der PKS 


Anhaltspunkte zu Opferzahlen und Deliktsverteilung innerhalb der angestrebten 
Grundgesamtheit gibt die PKS. Die statistische Erfassung für die PKS findet 
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nach Abschluss der Ermittlungen bei Abgabe des Falles an die Staatsanwalt- 
schaft statt.°” Da die Eintragung in das staatsanwaltschaftliche Computersystem 
(MESTA) gleich zu Beginn der weiteren Fallbearbeitung in der Staatsanwalt- 
schaft erfolgt,” ist davon auszugehen, dass eine hohe Deckungsgleichheit zwi- 
schen den beiden Jahresquerschnitten vorliegt. 


Abbildung 16 zeigt die Deliktsverteilung für vollendete Körperverletzungsdelik- 
te und versuchte Tötungsdelikte an Kindern in der PKS für Hessen, für die BRD 
ohne Hessen sowie im Langbogensample und im Gesamtsample für die unter- 
suchten Jahrgänge 2004, 2007 und 2010. Ein Vergleich mit der PKS unterliegt 
gewissen Unschärfen. Zum einen bildet die PKS genau genommen nur Opfer- 
zahlen ab während sich die Zahlen zu den Deliktsverteilungen im Sample auf 
ganze Fälle mit u. U. mehreren Opfern beziehen. Wie die späteren Auswertungen 
zeigen werden, kamen auf einen Fall durchschnittlich etwa 1,1 Opfer. Zum ande- 
ren beziehen sich die in den Samples für die einzelnen Jahrgänge abgebildeten 
Fälle auf justizielle Aktenzeichen. Zwar werden die Fälle in der PKS nach Ab- 
schluss der Ermittlungen erfasst, wenn der Fall an die Staatsanwaltschaft abge- 
geben wird und die Zuteilung der staatsanwaltschaftlichen Aktenzeichen erfolgt 
bei Eingang der Akten auf der Geschäftsstelle, dennoch sind Fälle denkbar, bei 
denen Aktenzeichen und Eintragung des Falles in die PKS in unterschiedliche 
Jahre fallen können, etwa bei Abgabe eines Falles kurz vor Jahresende. Trotz der 
beschriebenen Unschärfen müsste die Verteilung der Delikte in der PKS und der 
Stichprobe aber vergleichbar sein. 





>95 Nr. 4.3 der Richtlinien für die Führung der Polizeilichen Kriminalstatistik i. d. F. vom 01.01.2016. 
>96 Aussage des zuständigen IT-Mitarbeiters der Staatsanwaltschaft Kassel. 
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PKS Hessen 


PKS Bund ohne Hessen 


Langbogensample 


Gesamtsample 


2007 2010 


® Einfache Körperverletzung [224000] MGef./schw. Körperverletzung [222000] 
&3 Misshandlung von Schutzbef. [223000] ®Versuchter Totschlag [020000] 
DO Versuchter Mord [010000] 





Abbildung 16: Verteilung Opferzahlen in der PKS Hessen und PKS Bund ohne Hessen, Verteilung 
der Fallzahlen im Langbogensample und im Gesamtsample, jeweils nach Straftatbeständen für die 
Jahrgänge 2004, 2007 und 2010. 
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Bereits in Kapitel 3.4.2 wurde gezeigt, dass sich die Entwicklung der Fallzahlen 
in der hessischen PKS Anfang der 2000er Jahre deutlich von der entsprechenden, 
bundesweiten Entwicklung der Fallzahlen unterscheidet. Auch die punktuelle 
Betrachtung der Jahrgänge 2004 und 2007 zeigt deutliche Unterschiede in den 
Fallverteilungen zwischen der hessischen PKS und der Bundes-PKS ohne Hes- 
sen (vgl. Abbildung 16). Die im Vergleich zur Misshandlung von Schutzbefoh- 
lenen deutlich erhöhten Zahlen bei einfachen und gefährlichen bzw. schweren 
Körperverletzungen fanden sich allerdings nicht in der Stichprobe für die Unter- 
suchungsgruppe. Ein statistischer Test auf die Passung des Gesamtsamples zur 
Verteilung der hessischen PKS (für alle drei Jahre zusammen genommen) belegt 
diesen augenscheinlichen Eindruck, dass sich die Verteilung nach Straftatbestän- 
den im Gesamtsample signifikant von der Verteilung in der hessischen PKS 
unterscheidet (Chi-Quadrat-Anpassungstest, Chi? = 26.74, df = 4, p <.001). Dies 
stützt neben der fehlenden Erklärung für das hessische Phänomen (vgl. Kapitel 
3.4.2.2) die These, dass es sich bei den zwischenzeitig erhöhten Zahlen in der 
hessischen PKS um ein statistisches Artefakt handelt. 


Das für die vorliegende Arbeit gezogene Gesamtsample entspricht vielmehr der 
Deliktsverteilung in der Bundes-PKS. Es wurde geprüft, ob die Verteilung der 
Fälle nach Straftatbeständen bis auf Zufallsschwankungen als Abbild der Bun- 
des-PKS aufgefasst werden kann. Diese Hypothese wurde durch je einen Chi- 
Quadrat-Anpassungstest für das Gesamtsample für die drei Jahrgänge nicht ver- 
worfen (2004: Chi? = 4.88, df = 2, p = .087; 2007: Chi? = 3.42, df= 2, p = .182; 
2010: Chi? = 2.93, df= 2, p = .230). Das Gesamtsample ist danach als repräsen- 
tativ für die Deliktsverteilung in der Bundes-PKS zu betrachten. Das Langbo- 
gensample zeigt eine Verzerrung hin zu schwereren Straftatbeständen. 


6.2.4.8 Zusammenfassung zur Datengrundlage 


Zur Identifikation einschlägiger Akten wurden in einem aufwendigen Verfahren 
drei verschiedene Wege beschritten (vgl. Kapitel 6.2.4.4.1). Aus den so ermittel- 
ten Aktenzeichen wurde über eine gewichtete Zufallsstichprobe ein Datensample 
(Gesamtsample) mit großer regionaler Streuung über Hessen generiert, das ins- 
gesamt bezüglich der Deliktsverteilung repräsentativ für die BRD ist. Das Teil- 
sample der Langbogenfälle beinhaltet gezielt eher schwere Fälle, bei denen eine 
ausführlichere Dokumentation in der Akte zu erwarten ist. Die Akten verteilten 
sich ungleich auf die drei Erhebungsjahre 2004, 2007 und 2010, was vermutlich 
auf die Löschung alter Akten zurückzuführen ist. Die Zahlen der einzelnen 
Samples sind in Tabelle 6 dargestellt. 


Alle Auswertungen im Ergebnisteil basieren soweit möglich auf dem Gesamt- 
sample. Sofern Angaben benötigt werden, die nur mit dem Langbogen erfasst 
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wurden, beziehen sich die Auswertungen auf das Langbogensample, was dann 
besonders erwähnt wird. 








2004 PAUL 2010 Gesamt 
Langbogensample 17 55 106 178 
Kurzbogensample 15 33 55 103 
Gesamtsample 32 88 161 281 











Tabelle 6: Verteilung der Stichprobe (Langbogensample, Kurzbogensample, Gesamtsample). 


6.2.5 Erhebung der Daten 


Bei der Erhebung von Daten aus Strafverfahrensakten muss verschiedenen As- 
pekten Rechnung getragen werden. Die Erhebungsmethode muss zur Verarbei- 
tung auch großer Datenmengen” geeignet sein, sie muss geeignet sein, eine 
Bandbreite von Delikten, Daten unterschiedlicher Qualität und unterschiedlichen 
Umfangs zu erfassen, sowie eine Erhebung an Material ermöglichen, das nur für 
eine begrenzte Zeit eingesehen werden kann. Für Datenerhebungen unter Be- 
rücksichtigung dieser Gesichtspunkte hat sich eine Erfassung über weitgehend 
standardisierte Erhebungsbögen etabliert, die einem Fragebogen vergleichbar 
aufgebaut sind.””* 


Die Forschungsfragen legen nahe, die Erhebung so zu gestalten, dass verschie- 
dene Datenformen generiert werden. Einige Forschungsfragen können (zumin- 
dest teilweise) anhand konkreter Fakten beantwortet werden. So können Fragen 
zu Eigenschaften der Beteiligten (Forschungsfrage 5) etwa mit Fakten wie Alter 
und Geschlecht beantwortet werden, die Forschungsfragen 13 und 14 beziehen 
sich ebenfalls auf klare, aus den Akten zu entnehmende Fakten (Zuordnung an- 
hand der Normen im StGB, Dauer). Für andere Forschungsfragen können aus 
dem Forschungsstand Variablen bestimmt werden, anhand derer das Material 
untersucht werden soll. Dies betrifft insbesondere die Fragestellungen 4 (Tat- 
handlungen) und 6 (Tatentstehung). Sofern sich aus dem Forschungsstand keine 
klaren Variablen ableiten lassen, können eigene Variablen gebildet werden, um 





>97 Dölling 1984, S. 278. Vgl. zu den erheblichen Unterschieden beim Umfang von Strafverfahrens- 
akten auch Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 41; Haug/Zähringer 2017, S. 36. 

># Solche Erhebungsbögen sind beispielsweise in folgenden Arbeiten abgebildet: 
Blankenburg/Sessar/Steffen 1978, S. 353; U. 1. Hartmann/Strobl 1994 im Anhang; 
Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, die auf S. 5 auf ihr online einsehbares Erhebungsinstrument verwei- 
sen (http://www.ipvow.org/images/ipvow/reports/MTG_instrument for _case_file_analysis.pdf). 
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das Material strukturiert zu untersuchen. Dies betrifft z. B. die Fragestellung 4 
(Tatfolgen). Wenn aufgrund des Forschungsstands die Bestimmung von Variab- 
len und ihren Ausprägungen problematisch scheint, können diese aus stichpunkt- 
artigen Erhebungen gewonnen werden. Dies betrifft Aspekte der Fragestellungen 
7 bis 11. Die Forschungsfragen 1 und 15 erfordern Fallinformationen bzw. Fall- 
bearbeitungsinformationen, die noch umfassender und komplexer sind. Insbe- 
sondere Forschungsfrage 15 zu den Formen des Austauschs zwischen Polizei 
und Staatsanwaltschaft mit der Kinder- und Jugendhilfe erfordert auch eine 
chronologische Abbildung des Verfahrensverlaufs. 


6.2.5.1 Konzipierung des Erhebungsinstruments 


Ziel der Datenerhebung ist es, Daten für eine Vielzahl von Fällen zu beschreiben 
und dabei zugleich der Individualität der Fälle Rechnung zu tragen. Die For- 
schungsfragen 1 bis 3 bspw. legen eine möglichst breite Erfassung von Aspekten 
zu einer Vielzahl von Fällen nahe, andere Forschungsfragen können nur mit 
vertieften Informationen aus den Akten gewonnen werden. So können bspw. 
Angaben zur Lebenssituation der Opfer (Fragestellung 5 a), Tatentstehung (Fra- 
gestellung 6) oder zu den Anzeigemotiven (Fragestellung 7) oft nur aus Aussa- 
gen der beteiligten Personen gewonnen werden. 


Um zugleich möglichst breite und möglichst tiefe Informationen zu gewinnen, 
wurden zwei unterschiedlich Erhebungsinstrumente eingesetzt. Mit einem Lan- 
ginstrument wurde der gesamte Akteninhalt inklusive aller Vernehmungsproto- 
kolle und Berichte in den Blick genommen. Das Kurzinstrument fokussierte 
insbesondere Informationen aus Standardformularen (zZ. B. zur Anzeige, zum 
Beschuldigten und zu Zeugen), aus abschließenden Ermittlungsberichten sowie 
verfahrensbeendenden Entscheidungen (Abschlussentscheidung der Staatsan- 
waltschaft oder des Gerichts). Darüber hinaus wurden die Handlungen von Poli- 
zei und Justiz kategorisch erfasst (z. B. Art der durchgeführten Ermittlungshand- 
lungen, Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung;). 


Die Items des Langbogens wurden in Anlehnung an andere Untersuchungen” 


unter Berücksichtigung empirischer Befunde entwickelt. Er beinhaltet geschlos- 
sene Items, teilweise ergänzt um Erläuterungsfelder sowie offene Items, in die 





®® Für das Projekt stand der Erhebungsbogen der von der Promotionsbetreuerin durchgeführten, 
bundesweiten Untersuchung zu Tötungsdelikten an Kindern unter 6 Jahren zur Verfügung. Da die 
vorliegende Arbeit auch anschlussfähig zum Projekt zu Tötungsdelikten an Kindern sein sollte, war 
der dort verwendete Erhebungsbogen von besonderer Bedeutung. Weitere Erhebungsbögen, die 
gesichtet wurden, waren beispielsweise die in Fußnote 598 benannten Erhebungsinstrumente. 
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Freitexte eingetragen werden konnten. Geschlossene Items mit vorcodierten 
Antwortmöglichkeiten wurden für Inhalte entwickelt, die direkt als „Fakten“ aus 
den Akten übernommen werden konnten, wie etwa Geschlecht, Staatsangehörig- 
keit oder Familienstand des Beschuldigten sowie durchgeführte Ermittlungs- 
handlungen der Polizei oder Art der Abschlussentscheidung durch die Staatsan- 
waltschaft. Daneben wurden geschlossene Items für Variablen entwickelt, deren 
Ausprägungen aus der Literatur ableitbar waren. Dies waren beispielsweise 
Items zur Tatentstehung oder Items zur Erfassung der psychischen und physi- 
schen Disposition des Opfers oder des Beschuldigten. Da die Informationen zu 
diesen Items unterschiedlicher Qualität sein können und im Wesentlichen aus 
Aussagen gewonnen werden, wurden in diese Items zugleich kurze Freitextfelder 
eingefügt, um die Inhalte und die den Inhalt vortragende Person zu erfassen. Alle 
geschlossenen Items beinhalteten ein Ankreuzfeld für den Fall, dass es keine 
Angaben zu dem Merkmal gab. Zudem konnten über die Kategorie „Sonstiges“ 
auch unvorhergesehene Ausprägungen erfasst werden. 


Infolge der explorativen Vorgehensweise beinhaltet das Instrument auch Items, 
mit denen Inhalte zunächst sehr detailliert übernommen wurden (z. B. die Items 
zur Tathandlung und zu den Tatfolgen) und erst nach der Erhebung — möglichst 
in Anlehnung an Befunde aus anderen Arbeiten - zu breiteren Kategorien zu- 
sammengefasst wurden. 


Widersprüchliche Informationen wurden auch als widersprüchlich erfasst. Hin- 
weise auf bestimmte Merkmale wurden auch als Hinweise auf diese Merkmale 
erfasst (z. B. zur Tatentstehung). In der vorliegenden Arbeit bot sich eine mit 
anderen Arbeiten vergleichbare Hierarchiebildung der Bezugsquellen nicht an,” 
da in der vorliegenden Arbeit selten Urteile oder richterliche oder staatsanwalt- 
schaftliche Vernehmungen vorlagen. Die breite Erfassung wirft Fragen hinsicht- 
lich der Verlässlichkeit der Informationen auf, dies muss bei der Interpretation 
der Ergebnisse berücksichtigt werden. 


Der entwickelte Langbogen orientiert sich am Aufbau der Ermittlungsakten und 
erfasst zunächst anonymisierte Angaben zu den Tatbeteiligten sowie zum Tatge- 
schehen. In diesem Teil wurden allgemeine Merkmale zum Opfer und zum Be- 
schuldigten sowie Informationen zu deren Lebenssituation erhoben. Neben Ent- 
stehungszusammenhängen, die in verschiedenen empirischen Untersuchungen 
beobachtet wurden, wurden Informationen zur Tathandlung und zu den Tatfol- 
gen erfasst. Im zweiten Teil wird der Verlauf des Strafverfahrens erfasst. Erfasst 





600 Siehe für den Bereich der Tötungsdelikten an Kindern bspw. Haug/Zähringer 2017, S. 36. 
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wurden hier insbesondere die polizeiliche und staatsanwaltschaftliche Ermitt- 
lungstätigkeit, auch unter Beteiligung anderer Institutionen, der Verfahrensgang 
und die Verfahrensdauer sowie ggf. gerichtliche Sanktionen. 


Für jede mit dem Langinstrument erhobenen Akte wurde zugleich eine Fallbe- 
schreibung angefertigt, die eine chronologische Darstellung des Tatgeschehens 
und der strafverfolgungsbehördlichen Fallbearbeitung von der Anzeige bis zur 
verfahrensbeendenden Entscheidung beinhaltet. Dieses Element hat sich bereits 
bei anderen Aktenanalysen als sinnvoll erwiesen, erlaubt es doch, die mit dem 
Analysebogen erhobenen Querschnittsdaten im Lichte individueller Falldynami- 


ken zu interpretieren‘ oder aber vertiefende Analysen durchzuführen”. 


Der erstellte Kurzbogen ist im Wesentlichen eine Kurzversion des eben be- 
schriebenen Langbogens, der in weiten Teilen feste Kategorienschemata vorsieht 
und sich auf Akteninhalte konzentriert, die direkt in den Analysebogen eingetra- 
gen werden können. Die in den Strafanzeigen vorgetragenen Sachverhalte wur- 
den als Kurzskizzen erfasst. Sie bildeten die Grundlage für die Fallgruppenzu- 
ordnung, die anhand der aus dem Langbogen entwickelten Kriterien vorgenom- 
men wurde. 


6.2.5.2 Datenschutz 


Für den gesamten Forschungsprozess muss der Schutz personenbezogener Daten 
gewährleistet werden. Hierzu wurde durch die Verfasserin der Arbeit ein Daten- 
schutzkonzept entwickelt, das sich auf den Umgang mit den Akten, auf die aus 
der Akte zu erhebenden Inhalte sowie die Auswertung der Daten bezieht. Das 
Datenschutzkonzept wurde durch die Datenschutzbeauftragte der Universität 
Kassel geprüft und für unbedenklich erklärt. 


Die Bearbeitung der Fragestellungen verlangt differenzierte Auskünfte aus Straf- 
verfahrensakten, sodass eine unmittelbare Einsichtnahme in die Akten gemäß 
8 476 II S. 2 StPO erforderlich war. Wo die Einsichtnahme nur in den Räumen 
der jeweiligen Staatsanwaltschaft gewährt wurde, war die Sicherung gegen unbe- 
fugte Kenntnisnahme Dritter in der Regel unproblematisch. Wenn die Akten an 
die Universität Kassel übersandt wurden, fand die Auswertung ausschließlich im 
Büro der Verfasserin der Arbeit statt, wo die Akten für den Zeitraum der Erhe- 
bung in einem Dokumenten-Safe gelagert wurden. Zugang zu den Akten hatten 





601 Vgl. Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 42. 
6% Vgl. Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 26. Hier wurden die Fallbeschreibungen verwendet, um 
eine Falltypologie zu erstellen. 
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nur solche Fachgebietsmitarbeiter, die gemäß $ 9 HDSG auf die Einhaltung des 
Datengeheimnisses verpflichtet wurden. 


Um Datenschutz bei der Erhebung zu gewährleisten, wurden im Erhebungsbo- 
gen und in der Fallbeschreibung nur anonymisierte Informationen zu Beschul- 
digten und Opfern festgehalten. Das Erhebungsinstrument fragt dabei systema- 
tisch Inhalte aus den Akten ab. Klarnamen oder Adressen wurden nicht erfasst. 
Bei Opfern wurde das Geburtsdatum bis auf den Monat genau erhoben, bei Be- 
schuldigten wurde das Geburtsjahr erhoben. Das Aktenzeichen wurde auf dem 
Erhebungsbogen nicht notiert, es wurden dort lediglich Codenummern festgehal- 
ten. Die Codenummern wurden zusammen mit dem entsprechenden Aktenzei- 
chen in eine verschlüsselte Datei eingetragen, sodass eine Zuordnung der Erhe- 
bungsbögen mit den entsprechenden Aktenzeichen für den Erhebungszeitraum 
möglich war. Diese Datei wurde nach Abschluss der Datenbereinigung gelöscht. 


Die Inhalte aus den Ankreuzfeldern der Erhebungsbögen wurden als Codes in 
einen Datensatz eingetragen und anschließend statistisch ausgewertet. Die Wei- 
terverarbeitung der Inhalte aus den Fallbeschreibungen und aus den Freitextitems 
erfolgte ausschnittweise, bei Bezugnahme auf Gesamtverläufe von Einzelfällen 
wurden Verfremdungen vorgenommen, sodass eine eindeutige Zuordnung nicht 
möglich ist. Bei der Darstellung der Ergebnisse werden nur anonymisierte Daten 
und allgemeine Zusammenhänge beschrieben, sodass Rückschlüsse auf indivi- 
duelle Personen ausgeschlossen sind. 


6.2.5.3 Durchführung der Erhebung 


Eine Übersicht zu den einzelnen Schritten von der ersten Anfrage beim LKA 
Wiesbaden bis zum Abschluss der Datenerhebung findet sich in Tabelle 7. Nach 
der Durchführung eines Pretests bei der Staatsanwaltschaft Kassel und der Nach- 
justierung des Erhebungsinstruments wurden Akteneinsichtsgesuche bei allen 
hessischen Staatsanwaltschaften gestellt. Die Akteneinsichtsgesuche bezogen 
sich zunächst auf die durch das LKA identifizierten Verfahren (vgl. Kapitel 
6.2.4.4.1), die mit dem Langbogen erhoben werden sollten. Zugleich wurden die 
Behördenleiter gebeten zu prüfen, ob eine Möglichkeit besteht, über Jugend- 
schutzdezernate weitere Fälle zu recherchieren. Über die Staatsanwaltschaft 
Hanau wurde die Generalstaatsanwaltschaft in Frankfurt a. M. über das For- 
schungsvorhaben informiert (Nr. 189 III S. 1 RiStBV). Ein entsprechendes Ak- 
teneinsichtsgesuch wurde auch an die Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt a. M. 
gestellt. Den Anschreiben zu den Akteneinsichtsgesuchen wurden jeweils das 
Erhebungsinstrument, das Datenschutzkonzept sowie Unbedenklichkeitserklä- 
rung der Datenschutzbeauftragten der Universität Kassel beigefügt. 
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03/2012 Bitte um Unterstützung des Forschungsprojekts beim hessischen 
LKA durch Ermittlung und Übersendung der einschlägigen Ak- 
tenzeichen. 

05/2012 Übermittlung von unerwartet wenigen Aktenzeichen durch das 
LKA Hessen. Suche nach weiteren Aktenzeichen beim LKA. 

08/2012 Beendigung der Suche nach weiteren Aktenzeichen über das 











LKA. 
09-10/ Auslotung weiterer Recherchemöglichkeiten gemeinsam mit Mit- 
2012 arbeitern der StA Kassel. 





01-02/ Sichtung der Akten aus dem Jugendschutzdezernat bei der StA 

2013 Kassel. 

03/2013 Antrag auf Akteneinsicht bei allen hessischen Staatsanwaltschaf- 
ten, mit der Bitte die dezernatsspezifische Suche zu ermöglichen. 

03/2013 Rückmeldung durch StA Hanau, dass die GenStA FFM auf dem 
Dienstweg informiert werde (Nr. 189 III RiStBV). 

04/ 2013 Übersendung einer Beschreibung des Forschungsprojekts und des 
konkreten Anliegens an die GenStA FFM. 

05/2013 Rückmeldung durch GenStA FFM mit der Information, das For- 
schungsprojekt durch die Entwicklung eines entsprechenden Sta- 
tistik-Tools unterstützen zu wollen. 

06/2013 Übermittlung der Aktenzeichen durch die hessische IT-Stelle. 
Antrag auf Akteneinsicht bei allen Staatsanwaltschaften mit den 
neuen Aktenzeichen. 

08/2013 Erste Sichtung der Akten und Feststellung, dass falsche Akten 
dabei sind. Problemerörterung mit dem IT-Beauftragten der StA 
Kassel. Befund: bei der Suchabfrage wurde ein falscher Code 
verwendet. Bitte an Staatsanwaltschaften mussten, die Bearbei- 
tung des Vorgangs ruhen zu lassen, bis die Sache geklärt ist. 

Bitte um Korrektur der Suchabfrage bei der hessischen IT-Stelle. 

09/ 2013 Übermittlung der Aktenzeichen aus der korrigierten Suchabfrage. 
Feststellung, dass Suchabfrage für ein falsches Opferalter durch- 
geführt wurde. Erneute Bitte um Korrektur der Suchabfrage bei 
der hessischen IT-Stelle. 

10/2013 Übermittlung des Dokuments mit den Ergebnissen der korrigierten 
Suchabfrage. Es konnte der endgültige Antrag auf Akteneinsicht 
gestellt werden. 

05/2014 Abschluss der Datenerhebung 


Tabelle 7: Zeitlicher Ablauf der Datenerhebung von der ersten Anfrage beim LKA Wiesbaden bis 
zum Abschluss der Erhebungen. 
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Durch die Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt a.M. wurden alle hessischen 
Staatsanwaltschaften gebeten, das Forschungsvorhaben mit der Gewährung von 
Akteneinsicht zu unterstützen. Zugleich gab die Generalstaatsanwaltschaft bei 
der hessischen IT-Stelle in Bad Vilbel die Entwicklung eines Statistik-Tools in 
Auftrag, mit dem eine Suche nach opferbezogenen Eigenschaften in MESTA 
ermöglicht werden soll, um die Datenbasis für die vorliegende Arbeit zu erwei- 
tern. 


Insgesamt wurden daraufhin die Akten von fünf Staatsanwaltschaften an die 
Universität Kassel übersandt. In vier Staatsanwaltschaften wurde die Aktenein- 
sicht vor Ort durchgeführt. Die eingesehenen Akten waren unterschiedlich um- 
fangreich. Sie beinhalteten relativ „schlanke“ Verfahren mit 15-30 Seiten bis hin 
zu sehr umfangreichen Verfahren mit über 600 Seiten und oftmals umfangrei- 
chen Beiakten. Je nach Umfang und Komplexität variierte die Erhebungszeit für 
das Langinstrument inklusive Kontrolldurchgang pro Akte zwischen ca. einer 
Stunde und mehreren Stunden. Bei den mit dem Kurzinstrument erhobenen Ak- 
ten betrug die Bearbeitungszeit i. d. R. zwischen 20 und 60 Minuten pro Akte. 
Ein Teil der Akten wurde durch zwei Codierer bearbeitet. 


0.2.5.4 Dateneingabe 


Mit den Informationen aus den Akten wurde zunächst das Erhebungsinstrument 
in Papierform ausgefüllt. Anschließend wurde ein SPSS-Datensatz angelegt. Bei 
der Eintragung in den Datensatz wurde die Verfasserin durch eine Hilfskraft 
unterstützt. Die Informationen aus Freitextfeldern wurden in eine Excel-Tabelle 
eingetragen. Das Tabellenformat ermöglichte die Erstellung einer Matrix für die 
weiteren Auswertungsschritte. Eine Fallskizze wurde direkt bei Erhebung der 
Akten in einem Word-Dokument erfasst. 


0.2.6 Auswertung der Daten 


Die Beantwortung der Fragestellungen erforderte eine Verzahnung von qualitati- 
ven mit quantitativen Analyseschritten. Die qualitative Analyse beinhaltete zu- 
nächst eine Typisierung des Materials, deren Vorgehen an dem von Kluge ent- 
wickelten Stufenmodell zur Typenbildung°” orientiert war. Zudem wurden für 
Textteile aus Freitextitems nachträglich Kategorien gebildet. Die Vorgehenswei- 
se orientierte sich dabei den Vorschlägen von Mayring zur induktiven Kategori- 





608 Kluge 1999, S. 260 ff. Siehe auch Kelle/Kluge 2010, S. 91 £. 
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enbildung‘”*. Die quantitativen Auswertungen umfassten deskriptiv-statistische 
Auswertungen, zudem für einzelne Fragestellungen Korrelationen, Regressionen 
und statistische Tests, in die die gebildeten Fallgruppen sowie auch die nachträg- 
lichen Kategorienbildungen einbezogen wurden. 


6.2.6.1 Typenbildung 


Im Folgenden wird zunächst begründet, warum das von Kluge entwickelte Stu- 
fenmodell zur Typenbildung gewählt wurde. Sodann wird dieses Vorgehen zu- 
nächst allgemein und dann in der konkreten Durchführung anhand des unter- 
suchten Materials beschrieben. Dabei werden auch schon erste Ergebnisse der 
Untersuchung sichtbar. Einzelne Entscheidungen im Typenbildungsprozess ba- 
sieren stark auf den vorhandenen Daten, z. B. einigen Fallvariablen, die entspre- 
chend dargestellt werden müssen. Wie häufiger in qualitativen Arbeiten sind also 
Methode und Ergebnisse nicht klar getrennt voneinander darstellbar. Die Variab- 
len, die für die Typenbildung verwendet wurden, werden in Kapitel 6.3 zusam- 
men mit anderen Variablen deskriptiv dargestellt, dort kann sich die Darstellung 
dann auch auf die gefundenen Typen beziehen. 


6.2.6.1.1 Bestimmung der Methodenwahl 


Forschungsfrage 1) zielt auf eine Gliederung der Fälle ab. Hierbei geht es darum, 
Fälle, die aus kriminologischer Perspektive so unterschiedlich sind, dass sie nicht 
gemeinsam betrachtet werden können, zu unterscheiden. Für eine Gruppierung 
kommen grundsätzlich verschiedene Methoden in Betracht. Die Möglichkeiten 
umfassen etwa eine Gruppierung anhand juristischer Kategorien (zZ. B. Straftat- 
bestände), eine Übernahme von Gruppierungen aus empirischen Untersuchun- 
gen, clusteranalytische Verfahren oder qualitative Verfahren zur Typenbildung. 


Eine Gruppierung anhand der einschlägigen Straftatbestände erschien nicht ziel- 
führend im Hinblick auf die Ziele der Arbeit, behördliches Handeln zu beschrei- 
ben und Präventionsmöglichkeiten herauszuarbeiten, da auch innerhalb der ein- 
zelnen verfolgten Straftatbestände die Schwere der Sachverhalte, die Beschuldig- 
ten-Opfer-Konstellationen und die Entstehungskontexte stark variieren können. 
Auch eine enge Orientierung an Fallgruppen aus anderen Untersuchungen er- 
schien mit Blick auf das Material der vorliegenden Arbeit ungeeignet, da sich die 
Gruppierungen hinsichtlich ihrer Inhalte nicht umfassend auf die vorliegende 
Arbeit übertragen ließen. So bündelte etwa die methodisch ebenfalls auf einer 





604 Mayring 2010, S. 83 ff. 
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Aktenanalyse basierende Untersuchung von Leitner und Troscheit (2008) nur 
eine kleine Schnittmenge mit der vorliegenden Arbeit, nämlich sehr schwere 
Körperverletzungen zu Gruppen‘”. Rechtsmedizinische Befunde zum Erschei- 
nungsbild von körperlichen Verletzungen‘” beziehen sich mit ihren Darstellun- 
gen zu den körperlichen Folgen ebenfalls nur einen Teilbereich der in den Straf- 
verfahrensakten dokumentierten Sachverhalte, die hingegen auch folgenlose 
Misshandlungen umfassen können. Befragungen zu Gewalterfahrungen in der 
Kindheit fokussieren i. d.R. elterliches Erziehungsverhalten°” und beschreiben 
damit wiederum nur einen Teilbereich der in der vorliegenden Arbeit gegen- 
ständlichen Verfahren. 


Eine Durchführung quantitativer clusteranalytischer Verfahren zur Gruppierung 
des Materials war aufgrund der Lückenhaftigkeit der vorhandenen Informationen 
nicht möglich. Da Akten aus ermittlungslogischer Perspektive geführt werden, 
beinhalten sie mitunter Lücken hinsichtlich der für den Forschungsgegenstand 
relevanten Informationen (vgl. Kapitel 6.2.2.2.3). Zwar können mithilfe von 
Clusteranalysen auch unerwartete Ähnlichkeiten zwischen Fällen entdeckt wer- 
den, sie ziehen jedoch typischerweise alle verfügbaren Eigenschaften zur Grup- 
pierung heran und beschreiben damit, basierend auf den Distanzverhältnissen, 
Ähnlichkeiten zwischen den Gruppen‘. Sind Informationen für eine Vielzahl 
von Merkmalen nicht vorhanden, können Unterschiede zwischen den Gruppen 
mit diesem Verfahren nur schwer beschrieben werden. 


Unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Materials erscheint das von 
Kluge entwickelte Stufenmodell zur Typenbildung‘” deutlich geeigneter. Es 
gruppiert das Material anhand weniger Unterscheidungsebenen (Vergleichsdi- 
mensionen)°' und eignet sich somit für die Gruppierung von Material, das einen 
beträchtlichen Anteil an Lücken aufweist. Im Lauf des Arbeitsprozesses sollen 
wenige, im Hinblick auf ihre Informationen vollständige Vergleichsdimensionen 
erarbeitet werden, die der Gruppierung zugrunde liegen, während die Informati- 
onslücken bei anderen Variablen bestehen bleiben können. Die Vorgehensweise 
zur Typenbildung sieht zudem Vergleiche und Kontrastierungen zwischen den 





605 Leitner/Troscheit 2008, S. 5 ff. 

606 Vgl. nur bspw. Herrmann/Dettmeyer/Banaschak u. a. 2008, Kapitel 3 bis Kapitel 6. 

67 Vgl. bspw. Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 51 ff.; Bussmann 2005a; Hellmann 2014, S. 81 ff. 
608 Backhaus/Erichson/Plinke u. a. 2015, S. 455. 

6% Kluge 1999, S. 260 ff., siehe auch Kelle/Kluge 2010, S. 91 £. 

610 Kelle/Kluge 2010, S. 93 ff. Die Unterscheidung anhand weniger, relevanter Merkmale ist ein 
Element, das verschiedene Methoden zur Typenbildung gemeinsam haben, wenngleich sie sich in 
ihrer Terminologie oft unterscheiden. 
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Fällen vor.°'' Sie ermöglicht es damit, bei Merkmalen, in denen sich Ausprägun- 
gen überlappen, die dominanten Elemente herauszuarbeiten und dementspre- 
chend Reihenfolgen festzulegen. Das Stufenmodell von Kluge ist hinsichtlich 
des verwendeten Materials offen und mit „unterschiedlichen theoretischen Per- 
spektiven der interpretativen Sozialforschung kompatibel“°'?. 


Ziel der Typenbildung ist es, empirisch vielfältiges Material mithilfe von Typen 
so zu strukturieren, dass Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Fäl- 
len sichtbar werden.‘°'* Dabei wird eine möglichst hohe Homogenität innerhalb 
der Gruppen bei gleichzeitig möglichst hoher Heterogenität zwischen den Grup- 
pen angestrebt.°'* Die Erklärung sozialen Handelns durch freigelegte soziale 
Sinnstrukturen, die oft als weiteres zentrales Ziel der Typenbildung angegeben 
wird,°'° nimmt in der vorliegenden Arbeit nur geringeren Raum ein. Vorliegend 
geht es vielmehr darum, juristisch-kriminologische Fallstrukturen zu beschrei- 
ben. 


0.2.6.1.2 Beschreibung der gewählten Methode 


Der Gruppierungsprozess zu Fragestellung 1) orientierte sich an dem von Kluge 
entwickelten Stufenmodell zur qualitativen Typenbildung‘'°. Nach einer Festle- 
gung auf die zu gruppierenden Elemente‘'” erfolgt die Fallgruppenbildung in vier 
Arbeitsphasen: In der ersten Arbeitsphase werden die relevanten Vergleichsdi- 
mensionen erarbeitet, mithilfe derer die Fälle im Anschluss gruppiert werden. ‘'* 
Vergleichsdimensionen beinhalten Merkmale, die auf einer Ebene liegen und 
anhand derer das Material unterschieden wird. Ziel ist es hier, eine Kombination 
von Merkmalen zu ermitteln, mit denen es möglich ist, in Bezug auf die For- 
schungsfragen und die dargestellten Ziele der Arbeit möglichst ähnliche Fälle zu 
identifizieren, die sich zugleich zu den anderen Fällen möglichst deutlich unter- 
scheiden.°'” In der zweiten Arbeitsphase werden die Fälle anhand der ermittelten 
Vergleichsdimensionen und den entsprechenden Kategorien gruppiert und auf 





011 Kelle/Kluge 2010, S. 102. 

012 Kelle/Kluge 2010, S. 83. 

613 Kluge beschreibt die Ordnungs- und Systematisierungsfunktion als eines der zentralen Ziele des 
Typenbildungsprozesses, Kluge 1999, S. 43. Vgl. auch Kelle/Kluge 2010, S. 85 m. w.N. 

014 Kelle/Kluge 2010, S. 85. 

5 Vgl. Kelle/Kluge 2010, S. 101 ff.; Kluge 1999, S. 46 m. w.N. 

016 Kluge 1999, S. 260 ff., Kelle/Kluge 2010, S. 91 f. 

7 Vgl. Kelle/Kluge 2010, S. 86 m. w.N. 

618 Kelle/Kluge 2010, S. 86 f.; Kluge 1999, S. 264 ff. 

619 Kelle/Kluge 2010, S. 93; Kluge 1999, S. 264. 
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empirische Regelmäßigkeiten hin untersucht.°” Für diesen Schritt werden die 
Fälle in eine mehrdimensionale Kreuztabelle (Merkmalsraum)°”' eingefügt und 
vergleichend innerhalb sowie zwischen den Gruppen betrachtet und auf empiri- 
sche Regelmäßigkeiten hin untersucht. °°° Wo dies erforderlich scheint, werden 
die Dimensionen dann angepasst. In der dritten Arbeitsphase werden die Grup- 
pen auf inhaltliche Zusammenhänge hin untersucht.‘ Im Vordergrund steht 
dabei der Versuch, durch Fallvergleich und Fallkontrastierung inhaltlich verbin- 
dende, insbesondere erklärende Elemente zwischen den einzelnen Dimensionen 
herauszuarbeiten. In dieser Arbeitsphase wird i. d. R. der Merkmalsraum redu- 
ziert, indem nicht hinreichend disjunkte Nachbarfelder zusammengefasst wer- 
den°”*. Die Arbeitsphasen 1 bis 3 wiederholen sich, bis hinreichend trennscharfe 
Gruppen gebildet wurden.°”° Insofern gleicht das Stufenmodell einem zyklischen 
Modell. Im letzten Arbeitsschritt erfolgt eine Charakterisierung der Fallgruppen. 
Hierzu gibt es grundsätzlich verschiedene Möglichkeiten, wie etwa eine Darstel- 
lung anhand von Prototypen oder Idealtypen.°”° 


6.2.6.1.3 Durchführung 


Die Vorschläge von Kelle und Kluge zur qualitativen Typenbildung wurden für 
die Zwecke der vorliegenden Arbeit angepasst. Während die ersten beiden Ar- 
beitsphasen im Wesentlichen übernommen wurden, ging es in Arbeitsschritt 3 
nicht um die Erarbeitung sozialer Sinnstrukturen, sondern um die Herausarbei- 
tung juristischer Fallstrukturen. Zuletzt wurden die Fallgruppen zur Beantwor- 
tung der Forschungsfrage 1) anhand der Vergleichsdimensionen in ihren wesent- 
lichen Merkmalen charakterisiert, im Anschluss an die Darstellungen zu den 
weiteren Forschungsfragen erfolgte eine abschließende Charakterisierung unter 
Berücksichtigung der Merkmale zu den Fällen und ihrer Entstehung sowie zur 
strafverfolgungsbehördlichen Aufarbeitung der Fälle. 


Insgesamt steht die zirkuläre Vorgehensweise der Typenbildung mit den Rah- 
menbedingungen der Aktenanalyse in Konflikt, bei der die Akten i.d.R. nur 
kurze Zeit zur Auswertung zur Verfügung stehen. Grundlage für den Typenbil- 





@0 Siehe zu den Besonderheiten dieses Arbeitsschritts Kelle/Kluge 2010, S. 96 ff.; Kluge 1999, 
S. 270 ff. 

1 Kelle/Kluge 2010, S.96 m. w. N. 

92 Kelle/Kluge 2010, S. 96, Kluge 1999, S. 273f. 

63 Vgl. Kelle/Kluge 2010, S. 101 ff. 

4 Kelle/Kluge 2010, S. 102. 

65 Vgl. Kelle/Kluge 2010, S. 92 f. 

© Vgl. Kelle/Kluge 2010, S. 105 ff. 
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dungsprozess bildeten deshalb die Fallskizzen sowie Variablen, die für die Zwe- 
cke der Typenbildung aus anderen Variablen geschaffen wurden. 


Die Gruppierung in der vorliegenden Arbeit bündelt ganze Fälle mit ähnlichen 
Merkmalskombinationen. Bei Fällen mit mehreren Taten, Opfern oder Beschul- 
digten wurde die intensivste Ausprägung der Schwere oder das engste Beschul- 
digten-Opfer-Verhältnis für die Einsortierung der Fälle herangezogen, da davon 
ausgegangen wird, dass diese für die strafverfolgungsbehördliche Arbeit sowie 
auch für mögliche Präventionsansätze prägend sind. 


Die Gruppierung der Fälle erfolgte anhand der Informationen, die zum Zeitpunkt 
der Kenntniserlangung der Strafverfolgungsbehörden vorlagen. Dies erschien 
sinnvoll, da i.d.R. für alle Fälle eine erste Schilderung zum Sachverhalt doku- 
mentiert ist. Zudem sollen der Verlauf und die Ergebnisse der Fallbearbeitung 
durch Polizei und Staatsanwaltschaft auch anhand der Gruppierung genauer 
beschrieben werden. Eine Erklärung des Handelns durch spätere Untersuchungs- 
ergebnisse schien nicht zielführend. 


6.2.6.1.4  Arbeitsphase 1: Erarbeitung relevanter Vergleichsdimensionen 


Als relevante Vergleichsdimensionen wurden hier das Beschuldigten-Opfer- 
Verhältnis, die Tatschwere und die Begehungsform gewählt (vgl. hierzu die in 
Kapitel 4.1.1 beschriebenen Ansätze zur Gliederung des Feldes). Zu den benann- 
ten Vergleichsdimensionen wurden Unterscheidungskriterien erarbeitet, die trotz 
der Lückenhaftigkeit des Materials (vgl. Kapitel 6.2.2.2.3) für beinahe alle unter- 
suchten Fälle bestimmt werden konnten. Wie sich die Fälle auf die unterschiedli- 
chen Merkmalskombinationen verteilen, zeigt Tabelle 8. 
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Begehungsform Engstes Beschuldigten-Opfer-Verhältnis 
Eltern | IN LS 
Tatschwereindex | Tatschwereindex 
(©) | l | m | s | (©) | l | m | s 

Gewalt gg Dritte 0 11 31 3 0 12 9 1 
Gewalt gg Kind 0 25 66 23 0.37 27 5 
Gewalt gg sich selbst 0 0 0 2 0 0 0 0 
Vernachlässigung 6 0 0 0 0 0 0 0 
Psychische Gewalt 2 0 0 0 4 0 0 0 
Sonstiges 5 0 0 1 5 3 2 1 











Tabelle 8: Mehrfeldertafel der Vergleichsdimensionen Beschuldigten-Opfer-Verhältnis, Tatschwere 
und Begehungsform mit ihren jeweiligen Ausprägungen und Verteilung der Fälle auf die einzelnen 
Merkmalskombinationen. Abkürzungen: gg= gegen; (-) = k.A./ nicht zuordenbar; | = leicht; m = 
mittel; s = schwer. 


6.2.6.1.4.1  Beschuldigten-Opfer-Verhältnis 


Das Beschuldigten-Opfer-Verhältnis ist direkt aus den Akten ermittelbar, hier 
wurde eine Unterscheidung zwischen Eltern und Nichteltern gewählt. Diese 
Differenzierung ist auf die besondere Bedeutung des Eltern-Kind-Verhältnisses 
und die lange Zeit rechtliche Besserstellung von Eltern bei Gewalthandlungen 
gegenüber ihren Kindern zurückzuführen. Der Begriff Eltern bezieht sich auf 
leibliche und soziale Eltern. Soziale Eltern waren in der vorliegenden Arbeit 
solche Personen, die „über einen gewissen Zeitraum faktisch die Elternrolle 
übernommen hatten“°”’. Typischerweise handelte es sich dabei um den neuen 
Partner der leiblichen Mutter bzw. die neue Partnerin des leiblichen Vaters, die 
gemeinsam mit den Kindern im Haushalt leben. 


6.2.6.1.4.2  Begehungsform 


Für die Kategorisierung der Begehungsform wurden die Fallskizzen festgehalte- 
nen Schilderungen bei der Anzeigeerstattung als Informationsquelle herangezo- 
gen. Hier waren auch Angaben zur Tatsituation festgehalten. Durch wiederholte 
Durchführung von Fallvergleich und Fallkontrastierung konnten die Fälle 
schließlich in grobe Kategorien zur Begehungsform eingeteilt werden, die für 





@7 Definition übernommen aus Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 55. 
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alle Fälle beschrieben werden konnten.‘ Hierzu mussten teilweise die dominan- 
ten Fallmerkmale herausgearbeitet werden und Reihenfolgen festgelegt werden. 
Im Ergebnis beschreibt diese Vergleichsdimension in relativ groben Kategorien 
die Begehungsformen der angezeigten Taten und unterscheidet zwischen den 
folgenden Kategorien. 


„Direkte körperliche Gewalt gegen kindliche Opfer“: Diese sehr breite Kategorie 
umfasst Fälle der direkten Gewaltanwendung, die sich ausschließlich gegen 
Minderjährige richtete. 


„Direkte körperliche Gewalt richtet sich auch gegen erwachsene Person“ Hier- 
bei handelt es sich um Fälle, bei denen sich die körperliche Gewalthandlung 
zusätzlich zu dem in der vorliegenden Arbeit untersuchten Opfer gegen mindes- 
tens eine erwachsene Personen richtete. Dies war dann der Fall, wenn die er- 
wachsene Person ebenfalls als Opfer einer Körperverletzung in der Akte erfasst 
wurde, solange diese Tat im Zusammenhang mit der Tat z. N. des Kindes 
stand.°” Zudem bezieht sich diese Kategorie auf Fälle, in denen die erwachsene 
Person zwar nicht als Opfer erfasst wurde, sich die körperliche Gewalthandlung 
aber gezielt gegen die erwachsene Person richtete und dabei ausschließlich das 
Kind traf.” Auch wurden hierunter Fälle gefasst, in denen ein dauerhaftes Ge- 
waltklima beschrieben wurde, in dem es immer wieder zu Gewalthandlungen 
z.N. der erwachsenen Person sowie zZ. N. des Opfers kam und die einzelnen 
Vorfälle nicht getrennt betrachtet werden konnten. 


„Vernachlässigung“: Diese Kategorie beschreibt Schilderungen, die beinhalten, 
dass wesentliche Elemente der Versorgung des Kindes nicht wahrgenommen 
wurden. Typischerweise wurden hierunter Sachverhalte gefasst, in denen be- 
schrieben wird, dass das Opfer über einen längeren Zeitraum unzureichend ver- 
sorgt, gepflegt oder beaufsichtigt wurde." Diese Kategorie erfasst nur solche 





@8® Von einer ursprünglich angedachten Differenzierung nach der konkreten Tatentstehung (z. B. 
erzieherische Motive, Bestrafung, Streit) wurde abgesehen, da solche Schilderungen nicht immer 
vorhanden waren und zudem Rationalisierungen unterliegen dürften. 

6 Ausgeschlossen waren damit Fälle, bei denen sich der Tatvorwurf z. N. der erwachsenen Person 
auf ein anderes Delikt bezieht (z. B. Beleidigung) oder die Körperverletzung z. N. der erwachsenen 
Person in einem ganz anderen Kontext geschieht. 

6% Z,B. wenn ein Kind beim Ansetzen zu einem Angriff auf die erwachsene Person umgestoßen 
wird und der Angriff dann nicht mehr fortgesetzt wurde. 

63! Nicht hierunter fallen Fälle, in denen es der Beschuldigte unterlässt, gegen (immer wieder auftre- 
tende) direkte Gewalthandlungen einer anderen Person einzuschreiten. Diese Fälle wurden anhand 
ihrer direkten körperlichen Gewaltform kategorisiert. 
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Fälle, in denen nicht zugleich auch direkte körperliche Gewalthandlungen gegen 
das Opfer beschrieben wurden. 


„Versuchter erweiterter Suizid“: In dieser Kategorie richtete der Beschuldigte die 
Tat zugleich gegen sich selbst im Rahmen eines versuchten erweiterten Suizids. 


„Psychische Misshandlung“: Hierunter wurden Fälle gefasst, die verbale oder 
nonverbale Drohungen oder Beleidigungen zum Gegenstand hatten bzw. sonsti- 
ge Handlungen, die als Ursache für psychosomatische Belastungen beschrieben 
werden konnten. Unter diese Kategorie wurden ebenfalls nur solche Fälle ge- 
fasst, bei denen es nicht zugleich direkte körperliche Gewalthandlungen gegen 
das Opfer gab. 


„sonstiges“: Hierunter wurden Fälle gefasst, die keiner der eben beschriebenen 
Kategorien zugeordnet werden konnten. 


6.2.6.1.4.3  Tatschwere 


Die Tatschwere wurde aus Schwereeinstufungen zur Tathandlung sowie zum 
Taterfolg zusammengesetzt und floß als ein gemeinsamer Index (Tatschwerein- 
dex) in die Fallgruppenbildung ein.°” Die Tathandlung bezeichnet das in Frage 
stehende, strafrechtlich relevante Verhalten, das dem Beschuldigten vorgeworfen 
wird. Mit dem Taterfolg werden die durch den Anzeigeerstatter beschriebenen 
bzw. bei Anzeigeerstattung durch die Strafverfolgungsbehörden festgestellten 
Folgen erfasst. Beide Merkmale weisen für sich genommen einen erheblichen 
Anteil an Informationslücken auf. Mit einer Zusammenführung von Tathandlung 
und Taterfolg in einem gemeinsamen Schwereindex konnten die Informationslü- 
cken eines Merkmals mit Informationen des anderen Merkmals ausgeglichen 
werden. Ein weiterer Vorteil der Zusammenfassung beider Elemente liegt zudem 
in der Reduktion der Vergleichsdimensionen des Merkmalsraums. Der Schwer- 
eindex wurde dreistufig konzipiert und beinhaltet die Schwerestufen leicht, mit- 
tel und schwer. 


6.2.6.1.4.4  Tathandlung 


Für die Tathandlungen wurden folgende Schwerestufen gebildet, Beispiele zu 
den einzelnen Schwerestufen enthält Tabelle 9. 





6%? Ähnliche Vorgehensweise wurden auch bei Kelle und Kluge (2010) sowie Kluge (1999) beschrie- 
ben, vgl. Kelle/Kluge 2010, S. 97 ff., Kluge 1999, S. 226 ff., jeweils m. w. N. 
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„Leichte Gewalt“ bezieht sich auf händische Gewalthandlungen, die nicht dazu 
geeignet sind, ernsthafte oder dauerhafte körperliche Verletzungen hervorzuru- 
fen, wie bspw. einzelne Ohrfeigen oder Klapse. Hierunter wurden außerdem 
Fälle gefasst, bei denen ein Gegenstand geworfen wurde. 


„Mittelschwere Gewalt“ beschreibt körperliche Gewalthandlungen, die grund- 
sätzlich dazu geeignet sind, erhebliche Verletzungen hervorzurufen, wie bei- 
spielsweise Schläge oder Tritte. Hierunter wurden auch Schläge mit einem Ge- 
genstand gefasst. 


„Schwere Gewalt“ umfasst Handlungen, die grundsätzlich dazu geeignet sind, 
schwere und ggf. dauerhafte Schädigungen zu verursachen oder das Leben zu 
gefährden. Hierunter fiel bspw. die Anwendung massiver, stumpfer Gewalt ge- 
gen empfindliche Körperbereiche, wie bspw. gegen den Kopf. 


„Nicht zuordenbar“: Hierunter wurden Handlungen gefasst, die sich keiner der 
drei Schwerestufen zuordnen ließen. Dies waren aufgrund ihres grundsätzlich 
anderen Charakters insbesondere Vernachlässigungshandlungen oder Formen 
psychischer Gewalt. 
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Die für die vorliegende Arbeit untersuchten Akten beinhalteten nicht immer 
klare Tatvorwürfe. Häufig wurden „Schläge“ ohne weitere Konkretisierung zur 
Schwere und zum betroffenen Körperbereich vorgetragen. Hierbei blieb letztlich 
offen, ob es sich um leichte Gewalt (z. B. „eine runtergehauen“) oder mittel- 
schwere Gewalt (z. B. Faustschlag, prügeln, zusammenschlagen) handelte. Da 
die Fallgruppenbildung auch Grundlage für die Beschreibung des strafverfol- 
gungsbehördlichen Handelns sein sollte und anzunehmen ist, dass im Zweifel die 
schwerere Einstufung für die behördliche Arbeit maßgeblich ist, wurden diese 
Fälle für die Fallgruppenbildung der mittelschweren Handlungskategorie zuge- 
rechnet. 


Teilweise konnte trotz fehlender Informationen zur Tathandlung aufgrund des 
klaren Verletzungsbildes eine konkrete Handlung rekonstruiert werden (z.B. 
Schütteltrauma), sodass eine Handlung in eine der Schwerekategorien eingetra- 
gen werden konnte. Auf eine Tathandlung wurde auch dann geschlossen, wenn 
gleichartige Taten zum Nachteil mehrerer Kinder vorgetragen wurden und die 
konkreten Handlungen am Beispiel eines anderen Kindes (z. B. älteres Ge- 
schwisterkind des Opfers) erläutert wurden. In diesen Fällen wurde die dort be- 
nannte Handlungsschwere für die Einordnung des Falles herangezogen. Dies gilt 
aber nur für Fälle, in denen keine eigenen Handlungen z. N. des Opfers beschrie- 
ben wurden. 


6.2.6.1.4.5 Kategorisierung Tatfolgen 


Für die Schwere der Tatfolge wurden ausschließlich die zum Anzeigezeitpunkt 
konkret vorgetragenen bzw. festgestellten körperlichen Verletzungen des Opfers 
herangezogen. Angaben zu Schmerzen wurden nicht berücksichtigt. Wurden 
sonstige Folgen beschrieben (z. B. Angstzustände, Schlafstörungen, Retardie- 
rungen), dann wurde bei der Tatschwere „Sonstiges“ eingetragen. Anhand des 
Materials wurden die folgenden Schwerestufen gebildet: 


Als „leicht“ wurden Fälle eingestuft, für die bei Kenntniserlangung festgehalten 
wurde, dass das Opfer keine körperlichen Verletzungen aufweist. Dies waren 
Fälle, bei denen dies gleich durch die anzeigende Person mitgeteilt wurde oder 
klar war, dass die Handlung folgenlos blieb (z. B. wenn eine versuchte Tötung 
folgenlos verlief, weil sie in einem sehr frühen Stadium abgebrochen wurde). 
Hierunter wurden auch Fälle gefasst, bei denen die Polizei unmittelbar zum Tat- 
ort gerufen wurde und die Polizeibeamten dann vor Ort direkt feststellten, dass 
das Opfer keine Verletzungen aufwies. 
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Als „leicht“ wurden außerdem solche Tatfolgen eingestuft, bei denen maximal 
entweder Rötungen oder einzeln gebliebene, oberflächliche Hautverletzungen 
beschrieben wurden, wie z. B. ein einziges Hämatom°”” oder aber eine einzige 
Kratz- oder Schürfwunde. Eine Ausnahme von der Regel, dass tatsächlich nur 
ein einziges Hämatom beschrieben wird, wurde für Griff- und Bisshämatome 
gemacht, da sie aus einer einzelnen Verletzungshandlung resultierten. 


Als „mittelschwer‘“ wurden solche Folgen eingestuft, die mehrfach leichte Ver- 
letzungen beinhalteten. Darunter fielen mehrere oberflächliche Hautverletzun- 
gen, die für sich genommen als „leicht“ einzustufen gewesen wären. Dies waren 
beispielsweise Hämatome an verschiedenen Körperstellen. Unter die mittel- 
schwere Kategorie wurden auch Beulen, Brandblasen oder Schleimhautverlet- 
zungen gefasst. Letztere können als typische Begleitverletzungen von Hämato- 
men auftreten, die durch stumpfe Gewalt verursacht wurde.°°* Die Verletzungen 
konnten sich auch lokal überlagern. 


Als „schwere“ Tatfolgen wurden erhebliche, innere Verletzungen eingestuft. 
Darunter wurden bspw. Frakturen, Gehirnerschütterungen, aber auch erhebliche 
Schnitt- oder Fleischwunden mit Blutaustritt gefasst, unabhängig von dauerhaf- 
ten Schäden. Unter diese Kategorie wurden zudem lebensgefährliche Verletzun- 
gen gefasst sowie erhebliche Verletzungen, die eine dauerhafte Schädigung er- 
warten ließen, etwa bei den Folgen eines Schütteltraumas oder bei Schädelfrak- 
turen. 


Die in den Strafakten vorhandenen Informationen zum Verletzungsbild waren 
nicht immer eindeutig. Selbst dort, wo Verletzungen ärztlich attestiert wurden, 
konnte nicht immer auf eine misshandlungsbedingte Verletzungshandlung ge- 
schlossen werden. So etwa, wenn Hämatome ohne eine Stellungnahme zu den 
vorgeworfenen Misshandlungen für solche Körperstellen berichtet werden, die 
typischerweise durch Anstoßen oder Hinfallen gefährdet sind. Sehr häufig wurde 
geschildert, dass man Hämatome oder Rötungen beobachtet habe. Insbesondere 
bei Rötungen wird klar, dass es sich um ein Verletzungsbild handelt, das eines 
objektiven Nachweises kaum zugänglich ist. In einem beträchtlichen Anteil der 
Akten fanden sich gar keine Angaben zu den Verletzungsfolgen. 





63 Herrmann et al. (2008) beschreiben Hämatome als Hautbefunde, Herrmann/Dettmeyer/Banaschak 
u. a. 2008, Kapitel 4.1. 
6%4 Vgl. Herrmann/Dettmeyer/Banaschak u. a. 2008, S. 59. 


6.2 Methoden 163 





6.2.6.1.4.6  Schwereindex 


Die Einstufungen nach den beiden Schwereformen sind in Abbildung 17 darge- 
stellt. Für die Tatschwere wurden die Schwerestufen der Tathandlung und der 
Tatfolge zusammengeführt. Wenn Informationen zu beiden Kategorien fehlten, 
dann wurde der Fall als „Sonstiges“ eingestuft. Ansonsten wurde die schwerere 
Einordnung übernommen. 











Tat- 
handlung I 
Keine An- 1 Lei Mittel- Schwer 
gaben/ 1 cht schwer 
Nicht zu- - 
ordenbar 1 
1 
1 
1 
1 
Tat- I 
folgen 


Keine An- 
gaben/ 


Lei Mittel- Schwer 
cht schwer 


Abbildung 17: Schwerekategorien zu Tathandlung und Tatfolgen für die Bildung des Schwereinde- 
xes. 


Sonstiges 





6.2.6.1.5 Weitere Arbeitsphasen 


In der zweiten Arbeitsphase wurde eine zufällige Auswahl von insgesamt 48 der 
mit dem Langbogen untersuchten Fälle in dem aufgespannten Merkmalsraum 
gruppiert und durch Fallvergleich und Fallkontrastierung auf interne Homogeni- 
tät und externe Heterogenität untersucht. In der dritten Arbeitsphase wurden die 
Fälle auf inhaltliche Zusammenhänge in Form von juristischen und kriminologi- 
schen Fallmerkmalen zwischen den Dimensionen untersucht. In beiden Arbeits- 
phasen wurden durch die Zusammenfassung sehr ähnlicher Gruppen die Felder 
des Merkmalsraums reduziert (vgl. Tabelle 10). Die Arbeitsphasen erfolgten 
zyklisch. Immer wieder wurden die Vergleichsdimensionen (Arbeitsphase 1) 


164 6 Empirischer Teil 





infolge der Ergebnisse aus Fallvergleich und Fallkontrastierung aus den Arbeits- 
phasen 2 und 3 angepasst‘ und erneut verglichen und kontrastiert. Nachdem 
hinreichend intern homogene und extern heterogene Gruppen geschaffen wur- 
den, wurden schließlich alle 281 Fälle in den Merkmalsraum einsortiert. 


Für die Zuordnung zu den Fallgruppen war, wie bereits erwähnt, bei Fällen mit 
mehreren Opfern der schwerste Tatvorwurf gegen ein Opfer maßgeblich für die 
Einordnung. Bei Fällen mit mehreren Beschuldigten wurde das engste Verhältnis 
zwischen Beschuldigtem und Opfer für die Fallzuordnung herangezogen. 



































Engstes Beschuldigten-Opfer- 
Verhältnis 
Eltern Nichteltern 
Begehungs- | Gewalt gegen 45 2 
form Erwachsenen 
Tatschwere 
Kenaltgegen | Leicht | Mittel | Schwer | 
25 66 23 
Gewalt gegen J 
sich selbst 
Vernachlässigung 6 
Psychische Ge- 6 
walt 
Sonstiges 17 

















Tabelle 10: Reduzierter Merkmalsraum am Ende des Typenbildungsprozesses; N=281. 


Bei der Reduktion des Merkmalsraums wurden Felder zusammengefasst, die 
inhaltliche Zusammenhänge aufwiesen und sich hinsichtlich der untersuchten 
Merkmale nur wenig unterschieden.“ Zugleich sollten damit empirisch nicht 
oder nur wenig relevante Felder aufgelöst werden.‘ 





635 Dabei kam es konkret zu Vereinfachungen der Vergleichsdimensionen durch Vergröberungen der 
Kategorien. So wurde bspw. das Beschuldigten-Opfer-Verhältnis, das zunächst eine Einteilung in 
elterlich, sonstig familiär und außerfamiliär vorsah, zu elterlich und nichtelterlich vereinfacht. Hin- 
sichtlich der Begehungsformen wurde die ursprüngliche Unterscheidung nach der konkreten Genese 
der Delikte zu sehr groben Unterscheidungen reduziert, die für fast alle Fälle beschrieben werden 
konnten. 

66 Vgl. Kluge 1999, S. 279. 

67 Kluge 1999, S. 274 f. 
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Eine Zusammenfassung von Fällen verschiedener Begehungsformen erschien 
nach Fallvergleich und Fallkontrastierung nicht sinnvoll, da sich die Fälle hin- 
sichtlich ihrer Entstehung und ihres Tatablaufs und damit mutmaßlich auch hin- 
sichtlich der Fallaufklärung und der Prävention deutlich voneinander unterschei- 
den. Bezüglich der Tatschwere ergaben die Untersuchungen mittels Fallvergleich 
und Fallkontrastierung mit Ausnahme der elterlichen Gewalt nicht so deutliche 
Unterschiede, dass dies eine Differenzierung nach Tatschwere erfordert hätte. 


In den Fallgruppen mit Gewalt gegen Erwachsene wurden oftmals plötzliche und 
unkontrollierte Gewalthandlungen beschrieben, bei denen die konkreten Hand- 
lungen sowie die Folgen vom Zufall, insbesondere von gerade verfügbaren Mit- 
teln abhingen. Für Eltern wurden eher schwere Vorwürfe vorgetragen, für 
Nichteltern eher leichte. Direkte körperliche Gewalt durch Nichteltern gegenüber 
Kindern hatten überwiegend leichte Fälle zum Gegenstand, schwerere Fälle 
erschienen auch hier eher zufällig zu entstehen, z. B. abhängig von gerade ver- 
fügbaren Tatmitteln. Infolgedessen unterblieb in diesen Gruppen eine weitere 
Unterteilung nach der Schwere des vorgetragenen Sachverhalts. 


Bei der Begehungsform der Vernachlässigung gab es nur Fälle, bei denen Eltern 
beschuldigt wurden und die Tatschwere keiner der auf körperliche Verletzungen 
ausgerichteten Indexausprägungen zugeordnet werden konnten. Da es sich bei 
diesen Fällen um Dauerdelikte handelte, die nicht an einzelnen, direkten Gewalt- 
ausübungen festgemacht werden konnten, kann diese Gruppe als inhaltlich zu- 
sammenhängende und abgrenzbare Gruppe beschrieben werden. 


Bei der psychischen Gewalt wurden sowohl Eltern als auch Nichteltern beschul- 
digt. Da sich die Fälle inhaltlich zwischen Eltern und Nichteltern nicht deutlich 
voneinander unterschieden und in Fällen elterlicher psychischer Gewalt die EI- 
tern auch nicht mit dem betroffenen Opfer im selben Haushalt lebten, wurden 
alle unter der Begehungsform „psychische Gewalt“ erfassten Fälle zu einer 
Gruppe zusammengefasst. Die Tatschwere war zudem den gebildeten Indexkate- 
gorien nicht zuordenbar, sodass eine Differenzierung nach der Schwere unter- 
blieb. 


Sonstige Fälle ohne empirisch oder theoretisch relevante, inhaltliche Zusammen- 
hänge wurden zu der Gruppe „Sonstiges“ zusammengefasst. In der letzten Ar- 
beitsphase, der Typenbeschreibung, wurden die wesentlichen Charakteristika der 
Fälle mit Blick auf die eingeflossenen Merkmale der Vergleichsdimensionen und 
innere Zusammenhänge beschrieben. Die Typenbeschreibung findet sich in Ka- 
pitel 6.3.1. 
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6.2.6.2 Induktive Kategorienbildung 


Für die induktive Kategorienbildung wird ebenfalls zunächst begründet, warum 
diese Methode gewählt wurde. Sodann wird die Methode näher erläutert. Hierzu 
wird das Vorgehen zunächst allgemein und dann in der konkreten Durchführung 
anhand des untersuchten Materials beschrieben. Auch hier werden bei der Be- 
schreibung einzelner methodischer Schritte erste Ergebnisse zu den Kategorien 
und ihren Ausprägungen sichtbar. Die statistischen Angaben zu diesen Variablen 
werden später in Kapitel 6.3 zusammen mit den anderen Variablen dargestellt. 


6.2.6.2.1 Bestimmung der Methodenwahl 


Die Fragestellungen 7, 8, 10 und 15 beziehen sich auf Inhalte, für die eine vorhe- 
rige deduktive Kategorienbildung nicht sinnvoll war. Die Informationen wurden 
daher offen erhoben. Die Auswertung der offen erhobenen Daten orientierte sich 
an den Vorschlägen zur induktiven Kategorienbildung von Mayring‘* als syste- 
matische, gegenstandsnahe Methode mit der im Hinblick auf eine Fragestellung 
hinreichend trennscharfe Kategorien geschaffen werden sollen und die auf jede 
Art von fixierter Kommunikation anwendbar ist. Diese Vorgehensweise zielte 
auf eine hohe Nachvollziehbarkeit und Transparenz des Forschungsprozesses°” 
sowie auf eine Vermeidung subjektiver Verzerrungen. 


6.2.6.2.2. Beschreibung der gewählten Methode 


Die Vorgehensweise bei der induktiven Kategorienbildung gliedert sich in meh- 
rere Schritte. Ziel des ersten Schrittes ist es, die für die Analyse relevanten Text- 
stellen zu identifizieren. Mayring beschreibt hierfür das Erfordernis eines „Selek- 
tionskriteriums“, also eine Art Marker, mit dem unter Berücksichtigung der Fra- 
gestellung relevante von irrelevanten Textstellen getrennt werden." 


Im zweiten Schritt ist das Abstraktionsniveau zu bestimmen.‘ Hierbei wird 
festgelegt, wie konkret oder abstrakt die Kategorien sein sollen. Auch dieser 
Schritt ist an der Fragestellung und theoretisch herleitbaren Vorannahmen orien- 
ert, „bestimmt sich aber im Wesentlichen aufgrund des vorhandenen Materi- 
als. 





68 Mayring 2010, S. 83 ff. 

6% Vgl. Döring/Bortz 2016, S. 598; Mayring 2010, S.48 f. 
6% Mayring 2010, S. 84 f. 

6! Mayring 2010, 8.85. 

2 Mayring 2010, S. 69. 
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Diese vorab festgelegten Kriterien werden nach Mayring im nächsten Schritt auf 
das Material angewendet. Hierzu wird das Material Stück für Stück durchgear- 
beitet und immer dann, wenn das Selektionskriterium eine relevante Textstelle 
identifiziert, eine dem Abstraktionsniveau entsprechende Beschreibung für den 
Inhalt gewählt.°® Dies kann ein einzelner Begriff, aber auch eine kurze Um- 
schreibung sein.°* Im weiteren Prozess werden die folgenden, einschlägigen 
Textstellen dann entweder unter eine bereits gebildete Kategorie gefasst oder es 
wird eine neue Kategorie bezeichnet.‘ 


Ist eine gewisse Sättigung erreicht, werden also kaum noch neue Kategorien 
gebildet, wird das Kategoriensystem im nächsten Arbeitsschritt mit Blick auf die 
Fragestellung überprüft. Im Anschluss werden, sofern dies erforderlich ist, die 
maßgeblichen Parameter (Selektionskriterium bzw. Abstraktionsniveau) nachjus- 
tiert und das Material unter Berücksichtigung dieser Änderungen noch einmal 
bis zu dieser Stelle durchgearbeitet.°' Die Überarbeitung kann erfordern, dass 
Kategorien verändert werden oder dass das Abstraktionsniveau angehoben wird 
und inhaltlich ähnliche Kategorien jeweils zu allgemeineren, größeren Katego- 
rien gebündelt werden.°” Diese Schritte werden so lange wiederholt, bis Selekti- 
onskriterium und Abstraktionsniveau für ausgereift erachtet werden,°** sich unter 
Anwendung der beiden Größen also sinnvolle, trennscharfe Kategorien im Hin- 
blick auf die Fragestellung ergeben. Wenn dies der Fall ist, wird der Rest des 
Materials durchgegangen und nur noch ggf. weitere Kategorien gebildet.°" 


6.2.6.2.3 Durchführung 


Für die Auswertung wurden anhand der jeweiligen Fragestellung und des jewei- 
ligen Forschungsstands sowie ggf. unter Berücksichtigung der rechtlichen Rah- 
menbedingungen Selektionskriterien konkretisiert. Beispielhaft soll hier die 
Vorgehensweise anhand der Fragestellung 7 (Wie gelangen die Fälle zur Kennt- 
nis der Ermittlungsbehörden? Lassen sich Faktoren erkennen, die eine Strafan- 
zeige begünstigen?) erläutert werden. 





63 Mayring 2010, S. 85. 
64 Mayring 2010, 8.85. 
5 Mayring 2010, 8.85. 
646 Mayring 2010, S. 85. 
7 Mayring/Fenzl 2014, S. 553. 
8 Mayring 2010, 8.85. 
6% Mayring 2010, S. 85. 
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Der Begriff „Anzeige“ wurde für die Beantwortung dieser Fragestellung breit 
verstanden. Mit dem Ziel, beschreiben zu können, wie Fälle zur Kenntnis der 
Ermittlungsbehörden gelangen, wurden als „Anzeige“ neben expliziten Strafan- 
zeigen auch alle sonstigen gegenüber Strafverfolgungsbehörden geäußerten Mit- 
teilungen über einen Sachverhalt erfasst, die das untersuchte Verfahren in Gang 
setzten. 


Aus der Frage, wie die Fälle zur Kenntnis der Ermittlungsbehörden gelangen, 
sowie aus den in der Literatur für andere Anzeigevorgänge herausgearbeiteten 
Kriterien (vgl. Kapitel 4.3.1) ließen sich folgende Selektionskriterien konkreti- 
sieren: 


-  Selektionskriterium 1 — „Ereignisse/Wege“: Beschreibung von Ereig- 
nissen, die einer Strafanzeige vorausgehen und mit dieser in Zusam- 
menhang stehen (dürften). 

-  Selektionskriterium 2 - „Beweggründe“: Beschreibung der persönlichen 
Motive und Erklärungen für eine Strafanzeige sowie der mit der Straf- 
anzeige verknüpften Erwartungen und Ziele. 


Gegenstand der Kategorisierung waren die in den Freitextfeldern erfassten Äuße- 
rungen der Anzeigeerstatter und dort dokumentierte Hinweise auf vorherige 
Ereignisse, die für die Anzeigeerstattung relevant waren. Voraussetzung war 
dabei stets, dass ein Bezug zur Anzeigeerstattung hergestellt wurde.°° Es wur- 
den also kommunizierte Wege und Gründe kategorisiert. In Tabelle 11 werden 
exemplarisch die weiteren Durchgänge zur induktiven Kategorienbildung für 
einige Textfelder bei der Kategorienbildung zu Anzeigewegen und -gründen 
dargestellt. 


Eine vergleichbare Vorgehensweise wurde auch für die Bearbeitung der For- 
schungsfragen 8, 10 und 15 verwendet. Die Daten hierzu waren teils weniger 
komplex, sodass auch weniger Durchläufe benötigt wurden und die theoretische 
Sättigung der Kategorien früher eintrat. 





650 So z. B. wenn geäußert wurde, dass vom Jugendamt zu einer Strafanzeige geraten wurde. 
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JA hat in Ge- 
spräch zur 
Anzeige gera- 
ten 


Nachbar rät in 
Gespräch zur 
Anzeige 


Nach Rück- 
sprache mit 
RA: sichere 


Einordnung des 


Sachverhalts 
als Körperver- 
letzung 


Sorge um das 
Wohl des Kin- 
des akut 


Sorge um das 
Wohl des Kin- 
des langfristig 


Verhalten sei 
nicht zu tole- 
rieren. Es wird 
dringender 
Handlungsbe- 
darf gesehen. 


Erfolglose 
Versuche, B 
von weiteren 
Tatausführung 
abzuhalten 


1. Durchgang 


- Nach Bespre- 
chung mit JA 

- Rat zur An- 
zeige 


- Nach Bespre- 
chung mit 
Nachbar 

- Rat zur An- 
zeige 

- Nach Bespre- 
chung mit RA 

- Fachliche 
Bestätigung 


- Sorge um 
Kindeswohl 
akut 

- Sorge um 
Kindeswohl 
langfristig 

- Intolerables 
Verhalten 

- Handlungs- 
bedarf 


- Nach erfolg- 
losem eige- 
nem Schlich- 
tungsversuch 


2. Durchgang 


- Nach Bespre- 
chung mit Be- 
ratungsstelle 

- Externe Er- 
munterung 


- Nach Bespre- 
chung mit Ver- 
trauensperson 

- Externe Er- 
munterung 


- Nach Bespre- 
chung mit Be- 
ratungsstelle 

- Externe Bestä- 
tigung 


- Sorge um Kin- 
deswohl 


- Sorge um Kin- 
deswohl 


- Intolerables 
Verhalten 

- Handlungsbe- 
darf 


- Nach erfolglo- 
sem eigenem 
Schlichtungs- 
versuch 


3. Durchgang 


- Nach Bespre- 
chung mit Bera- 
tungsstelle 

- Externe Ermunte- 
rung/Bestätigung 


- Nach Bespre- 
chung mit Ver- 
trauensperson 

- Externe Ermunte- 
rung/Bestätigung 


- Nach Bespre- 
chung mit Bera- 
tungsstelle 

- Externe Ermunte- 
rung/Bestätigung 


- Sorge um Kin- 
deswohl 


- Sorge um Kin- 
deswohl 


- Handlungsbedarf 


- Vorheriger 
Schlichtungsver- 
such 
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Vorherige 
Meldung an 
JA. Von dort 
wurden keine 
Auffälligkeiten 
festgestellt. 


Anzeigeerstat- 
ter wünscht 
Schutz für sich 


- Vorherige 


fehlgeschla- 
gene nied- 
rigschwellige 
Meldung an 
Behörden 
Konkreter 
Wunsch nach 
Schutzmaß- 


- Vorheriger 
Schlichtungsver- 


- Vorherige 
fehlgeschlage- 
ne Meldung an 
Behörden 


such 


- Wunsch nach 
konkreten Maß- 
nahmen 


- Wunsch nach 
konkreten 
Maßnahmen 


selbst und für 
Kind: B soll 
nicht wieder in 
Wohnung 
kommen 


nahmen, auch 
zu Gunsten 
des AE 


B soll nicht 
mehr als Er- 
ziehungsper- 
son eingesetzt 
werden 


- Konkreter 
Wunsch nach 
Intervention ins 
Erziehungs- 
recht 


- Wunsch nach 
konkreten Maß- 
nahmen 


Frau soll auf- 
hören, B als 
Erziehungsper- 
son einzusetzen 





Tabelle 11: Prozess der induktiven Kategorienbildung am Beispiel einiger Faktoren, die eine Straf- 
anzeige begünstigen (Fragestellung 7). Abkürzungen: JA = Jugendamt; RA = Rechtsanwalt. 


6.2.6.3 Statistische Analysen 


Mit dem Ziel, verallgemeinerbare Ergebnisse zu erhalten, werden die Antworten 
auf die meisten Forschungsfragen durch statistische Angaben zu Häufigkeiten, 
teils auch durch Mittelwerte oder Mediane beantwortet. Diese Konzepte sind 
weit verbreitet, in der Methodenliteratur klar beschrieben und eindeutig anzu- 
wenden, sie werden daher hier nicht genauer beschrieben. Die Auswertungen 
werden dabei für die einzelnen Samples (Gesamtsample, Langbogensample, vgl. 
Tabelle 6) und im Fallgruppenvergleich dargestellt. Alle Berechnungen wurden 
mit SPSS 22 durchgeführt. 


Bezüglich der Passung der erhobenen Daten zur PKS wurden Anpassungstests 
und für die Fragen nach der Entwicklung im zeitlichen Verlauf wurden Homo- 
genitätstests durchgeführt. Für weitere Fragen wurden außerdem Korrelationen 
und Regressionen betrachtet, in deren Rahmen weitere Signifikanztests durchge- 
führt wurden. Die Bedeutung dieser Tests, der Korrelationen und der Regressio- 
nen wird im Folgenden kurz dargestellt. 
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Signifikanztests basieren auf mathematischen Modellen und damit Modellan- 
nahmen.°°' Anhand gewisser Annahmen (z. B., dass eine Stichprobe zufällig aus 
einer bestimmten Grundgesamtheit stammt) und der konkret vorliegenden Daten 
wird stets ein Prüfwert (in der vorliegenden Arbeit Chi? bzw. t-Wert) ermittelt, 
der die Passung der Daten zum angenommenen Modell ausdrückt und anhand 
dessen sich ein p-Wert errechnen lässt.°° Dieser p-Wert gibt die Wahrschein- 
lichkeit an, unter den Modellannahmen eine solche oder noch extremere Be- 
obachtung zu machen. Ein sehr geringer p-Wert (i.d.R. <5 %, teils auch < 1 %) 
qualifiziert eine Beobachtung als sehr unwahrscheinlich (Signifikanz des Be- 
funds).°°° Die Signifikanz hängt auch mit der Stichprobengröße zusammen. In 
größeren Stichproben lassen sich Unterschiede eher als signifikant identifizieren, 
als in kleinen Stichproben. In kleineren Stichproben ist der Nutzen eines Tests 
deshalb oft gering.°°* 


Korrelationen beschreiben den linearen Zusammenhang zweier Variablen.° Ein 
positives Vorzeichen beschreibt einen positiven Zusammenhang (je höher die 
eine Variable, desto höher auch die andere), ein negatives Vorzeichen beschreibt 
einen negativen Zusammenhang (je höher die eine Variable, desto niedriger die 
andere Variable).°° Der Korrelationskoeffizient liegt stets zwischen -1 und +1; 
die beiden Extremwerte beschreiben jeweils einen perfekten Zusammenhang.’ 
Kausalität wird damit aber noch nicht belegt.°°* Häufig werden z. B. Korrelatio- 
nen über Effekte dritter Variablen erzeugt, die bei den Berechnungen keine Rolle 
spielen, auf die also anhand der Ergebnisse auch nicht geschlossen werden 
kann.°” Vergleichbar ist die Situation bei der linearen Regression.‘ Hier wird 
versucht, eine Variable über mehrere andere Variablen durch eine lineare Glei- 
chung zu erklären.°°' Dabei können sowohl die Genauigkeit der Erklärung‘” als 
auch der Beitrag der einzelnen erklärenden Variablen‘ analysiert werden. Im 





65! Vgl. hierzu ausführlich: Döring/Bortz 2016, Kapitel 12.5.1; Bortz/Schuster 2010, Kapitel 7. 
652 Bortz/Schuster 2010, Kapitel 7.3.3. 

653 Bortz/Schuster 2010, S. 101. 

64 Bortz/Schuster 2010, S. 111. 

655 Vgl. hierzu ausführlich: Bortz/Schuster 2010, S. 153 ff. 

656 Bortz/Schuster 2010, S. 154. 

67 Bortz/Schuster 2010, S. 157. 

658 Bortz/Schuster 2010, Kapitel 10.2.2. 

659 Bortz/Schuster 2010, S. 159. 

660 Vgl. hierzu ausführlich: Bortz/Schuster 2010, Kapitel 11; Döring/Bortz 2016, S. 183 ff. 
661 Bortz/Schuster 2010, S. 185. 

6% Bortz/Schuster 2010, Kapitel 11.1.6. 

663 Bortz/Schuster 2010, Kapitel 11.1.3. 
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Rahmen von Korrelations- und Regressionsanalysen werden Koeffizienten be- 
rechnet, die mittels statistischer Tests auf Signifikanz geprüft werden. Damit 
wird getestet, ob eine Variable mehr als einen zufälligen Zusammenhang er- 
klärt.°°* 


6.3 Ergebnisse 


Im Folgenden werden die Ergebnisse zu den Forschungsfragen der Reihe nach 
dargestellt. Forschungsfrage 1 nach Formen von körperlicher Gewalt gegen Kin- 
der liefert dabei eine Einteilung in Fallgruppen anhand der Merkmale Beschul- 
digten-Opfer-Verhältnis, Tatschwere und Begehungsform. Diese Fallgruppen 
werden zur Beantwortung der Forschungsfrage anhand dieser drei Merkmale 
charakterisiert. Da sich die Merkmale auf den Zeitpunkt der Anzeigeerstattung 
beziehen, soll damit abgebildet werden, welche Art von Fällen ins Strafverfol- 
gungssystem gelangen. In den Kapiteln 6.3.2 bis 6.3.15 folgen dann Auswertun- 
gen einzelner Variablen zu den Taten und zur Strafverfolgung getrennt nach 
Fallgruppen (Forschungsfragen 2 bis 16). Vor der Darstellung der Ergebnisse 
wird dabei stets die Operationalisierung der Variablen beschrieben. In Kapitel 
6.3.16 werden dann die einzelnen Fallgruppen abschließend anhand der wesent- 
lichen, zuvor einzeln dargestellten Merkmale charakterisiert und im Fallverlauf 
vom gemeldeten Vorfall über die Ermittlungsarbeit und die Aufklärungsmög- 
lichkeiten im Spannungsfeld zwischen Gefahrenabwehr, Strafverfolgung und 
Hilfe bis zur Verfahrensbeendigung beschrieben. So sollen inhaltliche Zusam- 
menhänge in Form von Fallmerkmalen für einzelne Fallgruppen herausgearbeitet 
werden. In Kapitel 6.3.17 werden darüber hinaus statistische Zusammenhänge 
zwischen einzelnen Fallvariablen beschrieben, die über Erklärungszusammen- 
hänge innerhalb einzelner Fallgruppen hinaus gehen (Forschungsfragen 17 und 
18). 


6.3.1 Fallgruppen und deren Häufigkeiten 


Als Antwort auf Forschungsfrage 1 nach typischen Formen von Körperverlet- 
zungsdelikten wurden mithilfe eines typenbildenden Verfahrens Fallgruppen 
generiert. Hierfür wurden die Täter-Opfer-Beziehung, die Tatschwere und die 
Begehungsform zugrunde gelegt. Die Fallgruppen beinhalten Zusammenschlüsse 





6% Bortz/Schuster 2010, Kapitel 11.2.2. 
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von Fällen, die im Folgenden anhand gemeinsamer äußerer Merkmale (Ver- 
gleichsdimensionen) und inhaltlicher Zusammenhänge charakterisiert werden. °°° 


6.3.1.1 Leichte elterliche Gewalt (n=25) 


Hierbei handelt es sich um Fälle, bei denen sich die elterliche Gewalthandlung 
allein gegen kindliche Opfer richtete. In diesen Fällen ging es ausschließlich um 
Interaktionen zwischen Beschuldigtem und Opfer. Nicht immer war ein konkre- 
ter Anlass für die Tat bekannt. Wo es Hinweise zum Anlass gab, wurden oftmals 
erzieherische Motive beschrieben: teilweise aufgrund eines vorherigen Op- 
ferverhaltens, bspw. wenn das Kind vorher den Beschuldigten beleidigte oder 
Sachen verstreute oder wegnahm, teilweise wurden die in Frage stehenden Hand- 
lungen auch als gängige Bestrafungsmethode beschrieben. 


Als Handlungen wurden kurzzeitige Schmerzzufügungen, wie beispielsweise 
Schläge auf Arm oder Po, Ohrfeigen aber auch festes Anpacken beschrieben. 
Meist wurden keine Folgen benannt. Wo sie benannt wurden, ging es um Folgen 
im unteren Schwerebereich. 


Diese Fallgruppe beinhaltet auch Fälle, bezüglich deren seit der Abschaffung des 
elterlichen Züchtigungsrechts Streit darüber besteht, ob sie vom Gewaltverbot 
erfasst sind und damit strafbar sind oder nicht (vgl. Kapitel 2.2.1). Zur Diskussi- 
on standen dabei insbesondere Ohrfeigen und Klapse. Um diese streitige Gruppe 
untersuchen zu können, wurden hier die — oftmals mutmaßlich erzieherisch ge- 
prägten — körperlichen Einwirkungen auf Kinder im unteren Schwerebereich 
zusammengefasst. 


6.3.1.2 Mittelschwere elterliche Gewalt (n=66) 


Hierbei handelt es sich um Fälle, bei denen der Verdacht im Raum stand, dass 
die Kinder schwerere Gewalt durch ihre Eltern erfahren haben. Sehr häufig blieb 
unbekannt, wie es zu der Gewalthandlung kam. Nur sehr selten wurden Hinweise 
auf die Entstehung des Delikts, wie etwa ein vorheriges Fehlverhalten des Opfers 
oder „plötzliche Ausraster“, vorgetragen. Selten wurde beschrieben, dass es im 
Vorfeld der Tat zu „Geschrei“ zwischen Beschuldigtem und Opfer kam. 


Die beschriebenen Sachverhalte wurden auf dem für die vorliegende Arbeit ge- 
bildeten Schwereindex (siehe Kapitel 6.2.6.1.4.3) der mittleren Schwerestufe 
zugeordnet. Dabei bewegten sich die Tatvorwürfe zwischen teilweise vagen 
Vermutungen, bei denen etwa ohne weitere Konkretisierung vorgetragen wurde, 





65 Vgl. Kelle/Kluge 2010, S. 105. 
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dass das Opfer geschlagen wurde, und manifesten Verletzungen im oberen Teil 
dieses Schwerebereichs, die nur durch Misshandlungen verursacht sein konnten. 
Die Tatvorwürfe umfassten eine Vielzahl von Handlungen. Es wurden einmalige 
und wiederholte Delikte vorgetragen, die mit bloßen Händen (z. B. Niederschla- 
gen oder Faustschlag) durchgeführt wurden, aber auch Tritte oder Schlagen mit 
Gegenständen (z. B. Kochlöffel, Hausschuh, Gürtel, Stock). Als Verletzungsfol- 
gen wurden oftmals mehrere oberflächliche Hautverletzungen wie multiple Hä- 
matome oder Kratzspuren an unempfindlichen aber auch an empfindlichen Kör- 
perstellen wie dem Kopf vorgetragen. Einmalige mittelschwere Vorwürfe waren 
teilweise gepaart mit weiteren, leichten Vorwürfen. Teilweise lagen aber auch 
mehrere mittelschwere Vorwürfe kumulativ vor und zeigten sich in ein einer 
Vielzahl von Hautverletzungen der Opfer.‘ Vorwürfe wurden teilweise auch 
z. N. von (älteren) Geschwisterkindern vorgetragen. Diese Fallgruppe beinhaltet 
auch Fälle, in denen elterliche „Misshandlungen“ oder „Schläge“ vorgetragen 
wurden, für die keine Zuordnung in die Kategorien leicht oder schwer vorge- 
nommen werden konnte. 


6.3.1.3 Schwere elterliche Gewalt (n=23) 


Hierbei handelt es sich um Fälle, die schwere körperliche Gewalthandlungen 
durch Eltern zum Gegenstand hatten. Die Fallgruppe beinhaltet Fälle, die auf 
dem für die vorliegende Arbeit gebildeten Schwereindex (vgl. Kapitel 
6.2.6.1.4.3) der obersten Schwerestufe zuzuordnen waren, also auch Tatvorwür- 
fe, die lebensgefährliche Verletzungen zum Gegenstand haben können. 


Oft lagen den Anzeigen schwere, manifeste Verletzungen zugrunde, die auf 
bestimmte Verletzungshandlungen zurückzuführen waren,’ bei denen die kon- 
krete Entstehung‘°® aber unbekannt blieb. Nur selten bezogen sich die Tatvor- 
würfe auf schwere Handlungen, bei denen teilweise keine konkreten Verlet- 
zungsfolgen vorgetragen wurden. In diesen Fällen wurde manchmal ein vorheri- 
ges Opferverhalten als Tatanlass beschrieben. Diese Fallgruppe umfasst also 
meist klare, schwere bis lebensgefährliche Verletzungen, bei denen jedoch oft 
unklar war, wie es zu der Tat kam. 





666 So z. B. wenn eine Vielzahl von Hämatomen und Kratzwunden unterschiedlichen Alters vorlagen, 
die nicht auf eine akzidentelle Verursachung zurückführbar sind. 

67 Beispielsweise liegt bei einem Schütteltrauma ein sehr spezifisches Verletzungsbild, das konkrete 
Rückschlüsse auf die Verursachung der Verletzung zulässt, vgl. bspw. Herrmann 2005. 

6% 7, B. die Frage wer warum gehandelt hat. 
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6.3.1.4 Nichtelterliche Gewalt gegen Kind (n=69) 


Hierunter fallen Gewalthandlungen, die sich ausschließlich gegen Kinder richten 
und durch Beschuldigte begangen wurden, die nicht Eltern des Kindes waren. 
Als Beschuldigte kamen hierbei grundsätzlich auch minderjährige Personen‘ in 


Betracht. 


Erwachsene Beschuldigte sind z. T. die neuen Lebensgefährten der Eltern des 
Opfers, die aber nicht mit dem Opfer gemeinsam in einem Haushalt leben.°”° Im 
Übrigen handelt es sich um sonstige Personen. Für die erwachsenen Beschuldig- 
ten zeichnet sich ein meist erzieherisches Tatmotiv ab. Typischerweise wird 
dabei ein vorheriges Fehlverhalten des Opfers beschrieben. Dies waren bei- 
spielsweise Fälle, in denen das Opfer „frech“ gegenüber dem Beschuldigten war 
oder sich nicht an Regeln hielt. Es wurde auch beschrieben, dass das Opfer sich 
unfair gegenüber dem Kind des Beschuldigten verhielt oder Tiere schlecht be- 
handelte. Nur sehr selten werden unvermittelte Gewaltausbrüche oder unbekann- 
te Entstehungssituationen beschrieben. 


Als Handlungen werden oftmals klassische Erziehungshandlungen wie Klapse 
auf den Po oder Ohrfeigen beschrieben. Daneben gibt es Handlungen, mit denen 
das Opfer eher körperlich gelenkt werden soll, wie heftiges Wegziehen oder 
schubsen. Zudem wurden auch Schläge oder Bisse berichtet. Häufig gibt es keine 
Angaben zu Verletzungen, teilweise wird eine Unverletztheit positiv festgestellt. 
Wo Verletzungen festgestellt werden, bewegen sich diese im unteren Schwerebe- 
reich. Meist werden einmalige Angriffe beschrieben. Verbindendes Element 
zwischen den Fällen ist ein erzieherischer Charakter, der für diese Fälle über ein 
Erziehungsverhältnis°”' oder eine Reaktion auf ein vorheriges Verhalten des 
Opfers beschrieben werden kann. 


Für minderjährige „Beschuldigte“ wurde typischerweise kein konkreter Anlass 
als Auslöser beschrieben. Es wurden vielmehr plötzliche, meist im mittleren 
Schwerebereich liegende°’” Handlungen beschrieben. Dabei wurden stets auch 
Folgen dokumentiert. Die Folgen umfassten dabei Rötungen, Hämatome, Prel- 
lungen, aber auch Verbrennungen und Frakturen. Aufgrund des heterogenen 





6% Hierunter wurden, anders als nach dem juristischen Verständnis des Beschuldigtenstatus auch 
unter 14-jährige Kinder gefasst. 

670 Damit handelt es sich bei diesen Lebensgefährten nicht um soziale Eltern i. S. d. für die vorlie- 
gende Arbeit verwendeten Definition (vgl. Kapitel 6.3.6.1). 

67! Tebensgefährte/in der/s Mutter/Vaters, aber bspw. auch Babysitter oder Erzicher. 

67? Es wurden aber auch Würgehandlungen und das Zufügen von Verbrennungen mit einem Feuer- 
zeug und damit schwere Gewalthandlungen beschrieben. 
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Tatschwerebildes bei gleichzeitig geringer Fallzahl wurde von einer Differenzie- 
rung zwischen leichten und schweren Sachverhalten abgesehen. Insgesamt wer- 
den auch hier unvermittelte, einmalige Vorfälle beschrieben. In insgesamt zehn 
Fällen waren die Beschuldigten minderjährig. Eine Verbindung zwischen den 
Fällen besteht in einer als vollkommen plötzlich beschriebenen Handlungsweise 
durch minderjährige Täter. 


6.3.1.5 Partnerschaftsgewalt (n=45) 


Diese Fallgruppe beschreibt Fälle, in denen ein Elternteil körperliche Gewalt 
gegenüber dem anderen Elternteil sowie gegenüber dem mit im Haushalt leben- 
den Kind bzw. den Kindern anwendet. Es wurden verschiedene Formen der 
Tatentstehung beschrieben. Oftmals wurde ein plötzlicher, scheinbar anlassloser 
Gewaltausbruch des Beschuldigten beschrieben. Teilweise wurde ein Streit zwi- 
schen den Eltern beschrieben, der in einer tätlichen Auseinandersetzung münde- 
te. Daneben gab es Fälle, in denen ein dauerhaftes Gewaltklima beschrieben 
wird, im Rahmen dessen es immer wieder zu Übergriffen gegenüber den Famili- 
enmitgliedern durch den Beschuldigten kam. 


Bezüglich des Tatablaufs wurden oftmals Übergriffe beschrieben, die sich wahl- 
los gegen alle Anwesenden richteten.‘ Teilweise wurde beschrieben, dass Kin- 
der erst aufgrund der lautstarken Auseinandersetzung zwischen den Eltern auf- 
merksam wurden und daraufhin in das Zimmer kamen, in dem die Eltern stritten. 
Dabei wurde beispielsweise beschrieben, dass die Kinder Schutz bei der Mutter 
suchten oder sich infolge der Auseinandersetzung schützend vor die Mutter stell- 
ten. Die in der Folge beschriebenen Gewalthandlungen z. N. des Kindes wirken 
vor diesem Hintergrund ebenfalls wahllos. Teilweise blieb auch unklar, warum 
Kinder geschlagen wurden. Die Reihenfolge der Gewaltanwendung (erst Kind 
oder Elternteil) variierte.°’* 


Den plötzlichen und emotional aufgeladenen Entstehungssituationen folgten 
ausschließlich körperliche Gewalthandlungen, die sich häufig als unkontrolliert 
charakterisieren lassen. Es wurden bis zu mittelschwere, meist händische Über- 
griffe beschrieben (z. B. Schläge, hartes Anpacken, Schubsen, aber auch Tritte 
oder gegen einen festen Gegenstand drücken), hinter denen die Folgen in ihrer 





63 Selten werden dabei neben den Eltern und Kindern noch weitere Personen betroffen, wie etwa 
anwesende Großeltern. 

674 Bei Streit zwischen den erwachsenen Personen wurde eher erst der andere Elternteil angegriffen 
(so in 7 von 9 Fällen), bei plötzlichen Gewaltausbrüchen des Schädigers wurde in 4 von 6 Fällen 
zuerst das Kind angegriffen. 
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Schwere — überwiegend wurden keine bis leichte Verletzungen beschrieben — 
zurückblieben. Die endgültige Tatschwere wirkt aufgrund der unkontrollierten 
Situation eher zufällig. Zwischen den Fällen lässt sich die dominante Gewaltaus- 
übung durch den männlichen Partner gegenüber seiner Partnerin und den Kin- 
dern als verbindendes Element beschreiben. 


6.3.1.6 Nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson (n=22) 


Diese Fallgruppe beinhaltet Fälle, in denen vorgetragen wurde, dass das Opfer 
von einer Auseinandersetzung zwischen Erwachsenen betroffen war. Beschul- 
digte in dieser Fallgruppe waren ausschließlich Personen, die nicht zugleich 
Eltern des Opfers waren. Betroffen von den infrage stehenden Handlungen wa- 
ren neben dem Opfer stets erwachsene Bezugspersonen des Opfers (i. d. R. Mut- 
ter oder Vater). 


Anlass für die Gewalthandlungen war typischerweise eine Streitsituation Zwi- 
schen den beteiligten erwachsenen Personen. Oftmals wurden dabei länger an- 
dauernde, angespannte Verhältnisse zwischen den erwachsenen Personen be- 
schrieben, bei denen es zu einem aktuellen Streit kam. In der aktuellen Streitsitu- 
ation kam es dann zu einer tätlichen Auseinandersetzung bzw. einem Gerangel 
zwischen den Erwachsenen oder zu einem Angriff durch den Beschuldigten 
gegenüber der erwachsenen Bezugsperson des Opfers.°” Für alle Fälle dieser 
Fallgruppe lässt sich übereinstimmend festhalten, dass die Handlung des Be- 
schuldigten nicht gegen das betroffene kindliche Opfer gerichtet ist, das Kind 
vielmehr ein Zufallsopfer dieser Situationen darstellt.‘”° 


Vorgetragen wurden leichte bis mittelschwere Gewalthandlungen. Dies waren 
z.B. Schläge gegen die oder Schubsen der erwachsenen Bezugsperson von de- 
nen das Opfer mitbetroffen wird, weil es neben der Mutter oder dem Vater stand 
oder sich auf deren/dessen Arm befand. Beschrieben wurde auch, dass das Opfer 
umgestoßen wurde, weil es im Weg stand oder einen Angriff, der sich gegen die 
erwachsene Bezugsperson richtete, allein abbekam. Ob ein Gegenstand verwen- 
det wird, schien von den im Moment verfügbaren Mitteln abhängig zu sein. Die 
Verletzungsfolgen blieben hinter den geschilderten Gewalthandlungen zurück, 





675 Bemerkenswert ist, dass in diesen Fällen oft Hinweise auf Gegenverfahren gegenüber der erwach- 
senen Bezugsperson des Opfers dokumentiert wurden. 

676 Beschrieben wurden die Fälle so, dass es dem Beschuldigten um die Tätlichkeit gegenüber der 
erwachsenen Person ging. Aus juristischer Sicht waren die Handlungen z. N. des Kindes oft allenfalls 
vom Eventualvorsatz getragen zu bewerten, indem der Beschuldigte eine Körperverletzung z. N. des 
Opfers billigend in Kauf nahm. 
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häufig wurden gar keine Verletzungen dokumentiert. Die Intensität wirkt auch 
aufgrund der gerade verfügbaren Mittel eher zufällig. 


6.3.1.7 Vernachlässigung (n=6) 


Unter dieser Fallgruppe wurden Fälle zusammengetragen, bei denen geltend 
gemacht wurde, dass das Opfer unzureichend beaufsichtigt, versorgt oder ge- 
pflegt wurde, ohne dass zugleich körperliche Verletzungshandlungen vorgetra- 
gen werden. Die infrage stehenden Tatvorwürfe bezogen sich z. B. auf unbeauf- 
sichtigt in der Wohnung gelassenen Kinder, teilweise erschienen die Wohnungen 
dabei in einem ungepflegten bis zugemüllten Zustand. Gründe für die Verwahr- 
losung blieben i. d. R. unbekannt. Es wurde aber auch eine Situation beschrie- 
ben, in der der Beschuldigte aus Überforderung dem Opfer keine angemessene 
Pflege und Zuwendung zukommen lassen konnte. Folgen für das Opfer wurden 
nur in einem Teil der Fälle beschrieben. Die beschriebenen Folgen umfassten 
volle Windeln, wunde Stellen im Windelbereich, Kotbeschmierungen auf der 
Matratze des Kindes, leichte bis lebensbedrohliche Retardierungen.. 


6.3.1.8 Versuchter erweiterter Suizid (n=2) 


Diese Fälle umfassen versuchte Selbsttötungen, bei der der Beschuldigte ver- 
suchte, das Opfer auf die gleiche Weise mitumzubringen. Sowohl die Selbsttö- 
tung als auch die Fremdtötung wurden dabei nicht vollendet. Als Auslöser war 
beiden Fällen eine tiefe eheliche Enttäuschung vorangegangen. In beiden Fällen 
wurde ein spontaner Entschluss vorgetragen. 


0.3.1.9 Psychische Gewalt (n=6) 


Psychische Angriffe umfassen verbale oder symbolische Akte, die darauf abziel- 
ten, psychische Schmerzen oder Angst beim Opfer hervorzurufen.°”’ Unter die 
Fallgruppe „psychische Gewalt“ wurden Fälle gefasst, in denen vorgetragen 
wurde, dass das Opfer infolge psychisch wirksamer Akte, wie etwa bei verbalen 
Manipulationen, aggressivem Auftreten des Beschuldigten, dem Miterleben von 
körperlicher Gewalt gegen eine Bezugsperson oder aber bei Ruhestörungen, 
unter körperlichen Folgen litt. Als Folgen wurden z.B. konkret Kopf- und 
Bauchschmerzen, Angstzustände oder Essstörungen, aber auch allgemein ge- 
sundheitliche Beeinträchtigungen vorgetragen. Anlässe oder Motive für die vor- 





67 Straus/Hamby/Finkelhor u. a. 1998, S. 252. 
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geworfenen Taten waren unbekannt. Keines der Opfer lebte mit dem Beschuldig- 
ten im selben Haushalt. 


6.3.1.10 Sonstige Fälle (n=17) 


Die Gruppe der sonstigen Fälle umfasst Sachverhalte ohne einheitlichen inhaltli- 
chen Zusammenhang. Zwar wurden z. T. ähnliche Phänomene beschrieben, wie 
das Einnehmen von Substanzen, Einsperren, Aussperren, Hundebiss, versuchte 
Tötungen oder Taten, die im Straßenverkehr stattfanden, da die Phänomene aber 
empirisch kaum relevant sind und sich auch — soweit ersichtlich — nicht mit Phä- 
nomenen deckten, die in der Literatur beschrieben werden, wurden diese Phäno- 
mene unter die Kategorie „sonstige Fälle“ gefasst. Eine Kurzbeschreibung zu 
den einzelnen sonstigen Fällen findet sich in Tabelle 12. 
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N 
24 


Kurzbeschreibung 


LeMu schildert ggü Pol, dass Bl (Onkel) dem 5J 6M alten Jungen in 
Gegenwart des B2 (leVa) eine Wasserpfeife zum Rauchen gegeben 
habe. O soll durch den Konsum in einen heftigen Erregungszustand 
versetzt worden sein. Bl und B2 können Teile des Tatvorwurfs (Tat- 
ort) positiv widerlegen. Einstellung nach $ 170 II StPO. 





79 


LeMu (B) stellt Methadon-Dose so ab, dass ihr 1J 8M alter Sohn (O) 
daran gelangte und etwas einnehmen konnte. O erlitt infolge der Me- 
thadonintoxikation einen Atemstillstand. B wird schließlich wegen 
fahrlässiger Körperverletzung zu einer Geldstrafe verurteilt. 





136 


B (Bekannter) füllt chemisches Reinigungsmittel in Babyfläschchen, 
weil er später damit putzen wollte. Die IM alte O wird mit dem 
Fläschchen gefüttert, erbricht und erleidet Reizungen im Mundraum. 
B wird wegen fahrlässiger Körperverletzung und zwei weiteren Kör- 
perverletzungen z. N. von anderen Personen angeklagt und zu einer 
Freiheitsstrafe ohne Bewährung verurteilt. 





410 


B (leVa) rauchte in Gegenwart der 0J 5M alten O, obwohl bei ihr eine 
Allergie gegen Zigarettenrauch festgestellt wurde (Gefahr der Atem- 
not bis Atemstillstand). Das Verfahren wird nach $ 154 I StPO im 
Hinblick auf eine Körperverletzung z. N. des 11-jährigen Sohnes und 
eine Nötigung z. N. der leMu eingestellt. 





303 


Bl und B2 (Kindergärtnerinnen) wird vorgeworfen, die Kinder (zwei 
Jungen, 4J 4M und 4J 7M, zwei Mädchen, 4J 11M und 5J 7M) in 
einem Raum im Kindergarten während der Mittagsruhe eingesperrt zu 
haben, nachdem die Kinder Mittagsruhe störten. Es werden keine 
Folgen benannt. Der Fall wird als $ 225 StGB verfolgt. Das Verfah- 
ren wird nach $ 170 II eingestellt. 





287 


Die 1J OM alte O war allein in der Wohnung, nachdem sich die Auf- 
sichtsperson versehentlich aus der Wohnung ausgesperrt hatte. Den 
Hausmeistern (keine Vorbeziehung) wird vorgeworfen, sich absicht- 
lich mit dem Öffnen der Tür Zeit gelassen zu haben. O hatte sich in 
der Zwischenzeit mehrfach übergeben. Verweis auf Privatklageweg. 








129 


Nach einem Streit zwischen leMu und B (leVa) war leMu aus der 
gemeinsamen Wohnung ausgesperrt. B blieb mit dem IM alten Säug- 
ling für mehrere Stunden allein in der Wohnung. Weil O zu dieser 
Zeit noch gestillt wurde, erging Anzeige wegen $ 225 StGB gegen 
den B. Es gibt keine Angaben zu konkreten Folgen. Das Verfahren 
wegen $ 225 StGB wird nach $ 154 I Nr. 1 StPO eingestellt. Anklage 
wegen Verletzungen z. N. der leMu aus anderen Vorfällen. 
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110 


Bl und B2 (Pflegeeltern) sollen dem 4J 7M alten O die Hände gefes- 
selt und ihn auf einen hohen Schrank gesetzt haben. Sie sollen ihn 
zudem im Zimmer eingesperrt haben, nachdem sie dort noch Hunde- 
kot hineingelegt haben. Der O sollte so erfahren, wie es für sie ist, 
wenn er in Hose macht. Es gibt keine Angaben zu konkreten Folgen. 
Bl räumt ein, dem erheblich verhaltensauffälligen Kind einmal zu 
erzieherischen Zwecken die Hände zusammengebunden zu haben. 
Einstellung nach $ 170 II StPO. 





367 


Der 5J 8M alte O wurde vom Hund des B (keine Vorbeziehung) ge- 
bissen. O erleidet leichte Abschürfungen am Bein. Das Verfahren 
wird nach $ 153 1 StPO eingestellt. 





500 


Die 5J 2M alte O wird vom Hund der B (Fremde) ins Bein gebissen, 
sodass kleine Rötungen von den Zahnabdrücken bleiben. Das Verfah- 
ren gegen die 18-jährige B wird nach $ 45 1 JGG eingestellt. 





25 


LeMu schildert Vorfälle, die sich vor ca. 8 Jahren ereigneten. B (le- 
Va) wollte seinem 4J OM alten Sohn ein Lebensmittel geben, das 
einen anaphylaktischen Schock ausgelöst hätte. Die leMu konnte das 
gerade verhindern. B habe von der schweren Allergie des O gewusst 
und solle den Tod des O billigend in Kauf genommen haben. Von der 
Einleitung eines EV wird nach $ 152 IL i. V.m. $ 170 I StPO abge- 
sehen. 





400 


B (ehemaliger Nachbar der drei Opfer: zwei Jungen 0J 2M und 4J 7M 
sowie ein 2J 7M altes Mädchen) steht im Verdacht, mithilfe eines 
Brandbeschleunigers einen vorsätzlichen Brand gelegt zu haben, der 
nur aufgrund des schnellen Einsatzes der Feuerwehr gelöscht werden 
konnte. Die Geschädigten werden mit Verdacht auf Rauchgasvergif- 
tung ärztlich versorgt. Das Verfahren wegen versuchten Mordes (der 
Brandort lag unmittelbar neben dem Erdgasanschluss und dem Gas- 
zähler und hätte eine Explosion herbeiführen können) und versuchter 
Brandstiftung wurde nach $ 170 II StPO eingestellt. 





178 


B (leMu) drohte vom Balkon aus, ihre IM alte Tochter hinunter zu 
werfen, hielt sie aber nicht über die Brüstung hinaus. Bei Pol wird 
Vorfall neben versuchter Körperverletzung als Misshandlung von 
Schutzbefohlenen verrfolgt. Einstellung nach $ 170 II StPO. 





107 





B (keine Vorbeziehung) habe sich mit seinem PKW an leMu, die 
gerade mit O im Kinderwagen die Straße überquerte, vorbei gedrängt 
und dabei den im Kinderwagen sitzenden 1J 9M alten O mit dem 
Beifahrerspiegel gestreift. Es wird festgestellt, dass O keine sichtba- 
ren Verletzungen hat. Einstellung nach $ 170 II StPO. 
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304 2J 5M alter O läuft unvermittelt auf die Straße und wird von B (keine 
Vorbeziehung) trotz Vollbremsung mit seinem PKW leicht erfasst. Es 
sind keine Verletzungen sichtbar. Das Verfahren (bei der Polizei 
8 223, bei der Staatsanwaltschaft $ 229) wird nach $ 170 II StPO 
eingestellt. 

314 B (keine Vorbeziehung) fuhr mit dem Auto und beachtete Vorfahrt 
nicht. Es kam zu einem Zusammenstoß mit Laufrad der 3J 11M alten 
O. O erleidet Abschürfungen und leichte Kopfverletzungen. Das 
Verfahren wird nach $ 170 II StPO eingestellt. 

217 Der 2J 6M alte O wird bei einem Unfall mit Kleinbahn schwer ver- 
letzt (Schnittwunde am Bein). Es wird wegen Körperverletzung durch 
Unterlassen ($8$ 223, 13 StGB) gegen den Parkbetreiber (Bl) und den 
Mitarbeiter an der Kleinbahn (B2) ermittelt. Die Hauptverhandlung 
wird wegen vorsätzlicher Körperverletzung gegen Bl und B2 eröff- 
net. Das Verfahren wird innerhalb der Hauptverhandlung nach 
$ 153a II StPO eingestellt. 

Tabelle 12: Kurzbeschreibung sonstiger Fälle unter Berücksichtigung der Merkmale Opferalter, 
Täter-Opfer-Verhältnis, Tatgeschehen und Verfahrensbeendigung. Verwendete Abkürzungen: B = 
Beschuldigter, leMu = leibliche Mutter, leVa = leiblicher Vater, O = Opfer, Pol = Polizei, J = Jahre, 
M = Monate. 

















6.3.2 Verteilung der Fallgruppen 


In Abbildung 18 zeichnen sich die Fallgruppen der mittelschweren elterlichen 
Gewalt und die nichtelterliche Gewalt gegen Kinder mit einem Anteil von 23,5 
bzw. 24,6 % als größte Fallgruppen ab. Die Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt 
war mit 16,0 % die drittgrößte Fallgruppe. Die weiteren Fallgruppen machten 
weniger als 10 % des Gesamtsamples aus. Die nichtelterliche Gewalt gegen 
Bezugspersonen, die leichte elterliche Gewalt und die schwere elterliche Gewalt 
bewegten sich dabei mit ihren Anteilen zwischen 7,8 % und 8,9 %. Die weiteren 
Fallgruppen machten 2,1 % der Fälle oder weniger aus. Sonstige Fälle beliefen 
sich auf 6,0 %. Zum Zweck der Übersichtlichkeit werden in Abbildung 18 sowie 
in den weiteren Abbildungen und Tabellen im Ergebnisteil folgende Abkürzun- 
gen bei den Fallgruppennamen verwendet: G = Gewalt; Mittelschw. = Mittel- 
schwere; elt. = elterlich; nichtelt. = nichtelterlich; gg. Ki = gegen Kind; gg. 
BezPers = gegen Bezugsperson; Vers. erw. Suizid = Versuchter erweiterter Sui- 
zid. 
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Abbildung 18: Verteilung der Fälle nach Fallgruppen. Gesamtsample (N=281). 


6.3.3 Verteilung der Fallgruppen im zeitlichen Verlauf 


Tabelle 13 zeigt, dass die Anzahl der ausgewerteten Fälle für die Jahre 2007 und 
2010 erheblich anstieg, so wurden für das Jahr 2010 mehr Akten ausgewertet als 
für die Jahre 2004 und 2007 zusammengenommen. Über die Jahre zeigten sich 
dabei leichte Verschiebungen zwischen den Fallgruppen. Während für die Part- 
nerschaftsgewalt und die nichtelterliche Gewalt gegen eine Bezugsperson leichte 
Anstiege zu beobachten waren, zeichnete sich bei der nichtelterlichen Gewalt 
gegen Kinder ein Rückgang ab. Die schwere elterliche Gewalt blieb hingegen 
auf relativ konstantem Niveau. Diese Verschiebungen sind allerdings statistisch 
nicht von zufälligen Schwankungen von Stichproben derselben Verteilung zu 
unterscheiden (Chi-Quadrat-Homogenitätstest, Chi? = 12.27, df= 18, p = .833). 
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2004 2007 2010 yAIRElutg! 
Leichte elt. G 6,3 8,0 9,9 8,9 
Mittelschw. elt. G 21,9 22,7 24,2 23,5 
Schwere elt. G 9,4 8,0 8,1 8,2 
Nichtelt. G gg. Ki 31,3 25,0 23,0 24,6 
Partnerschafts-G 12,5 14,8 17,4 16,0 
Nichtelt. G gg. BezPers 3,1 6,8 9,3 7,8 
Vernachlässigung 3,1 3,4 1,2 2,1 
Vers. erw. Suizid 3,1 0,0 0,6 0,7 
Psychische G 0,0 2,3 2,5 2,1 
Sonstiges 9,4 9,1 3,7 6,0 
Gesamt 100 100 100 100 
N 32 88 161 281 











Tabelle 13: Verteilung der Fälle nach Fallgruppen im zeitlichen Verlauf (2004, 2007, 2010). Anga- 
ben in Prozent. Gesamtsample (N=281). 


0.3.4 Tathandlungen und Tatfolgen 


Da sich die Angaben zu Tathandlungen und -folgen bei Fällen mit mehreren 
Opfern für die einzelnen Tatopfer unterscheiden können, werden die folgenden 
Auswertungen opferbezogen dargestellt. Dies bedeutet, dass jedes Opfer auf- 
grund der unter Kapitel 6.2.6.1.4 beschriebenen Vergleichsdimensionen einzel- 
nen Falltypen zugeordnet wurde. Theoretisch ist damit bei Fällen mit mehreren 
Opfern eine Zuordnung einzelner Opfer zu verschiedenen Typen möglich, fak- 
tisch relevant wurde dies jedoch nur innerhalb der Erscheinungsformen der elter- 
lichen Gewalt, die sich nur gegen Kinder richtete. Hier gab es vereinzelt Zuord- 
nungen von Opfern einzelner Fälle zu unterschiedlichen Schwerekategorien. Die 
folgenden Darstellungen zu Tathandlungen und Tatfolgen beziehen sich auf den 
Zeitpunkt der Kenntniserlangung der Ermittlungsbehörden. 


6.3.4.1 Konkrete Tathandlungen und Tatfolgen 


Die Operationalisierung der Tathandlungen wurde bereits unter Kapitel 
6.2.6.1.4.3 beschrieben. Dabei wurden über das Erhebungsinstrument relativ 
differenziert erfasste Handlungen zu drei großen Kategorien zusammengefasst, 
die zugleich an der Operationalisierung in vorhandenen Untersuchungen zum 
Gesamtfeld orientiert waren. Die Operationalisierung der Tatfolgen orientiert 
sich an den ebenfalls in Kapitel 6.2.6.1.4.3 dargestellten Kategorisierungen zu 
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den Tatfolgen. Unterschieden wurden darüber hinaus leichte Fälle und Fälle, bei 
denen eine Unverletztheit zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung bereits positiv 
festgestellt wurde°”®. Zudem wurde erfasst, ob in den Mitteilungen über den 
Sachverhalt einmalige oder wiederholte Vorfälle vorgetragen wurden. 


Tabelle 14 zeigt, dass in der Regel ein Handlungsvorwurf benannt wird, in etwa 
zwei Drittel der Fälle gab es Angaben zu Folgen der Tat. Insbesondere bei den 
Fallgruppen der Partnerschaftsgewalt, der leichten elterlichen Gewalt und der 
Vernachlässigung war der Anteil ohne Angaben zu den Tatfolgen recht hoch.‘” 
Der Tatfolgenvorwurf ist dennoch wichtig für die Einordnung der Fälle, gerade 
dann, wenn eine Tathandlung nicht benannt wird oder rekonstruiert werden 
kann. In der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt waren dies immerhin 16 
% der Fälle. Für die Schwereeinordnung der elterlichen direkten Gewalt gegen 
Kinder war oft der Handlungsvorwurf entscheidend. 


Auffällig ist, dass die Fallgruppen der Vernachlässigung und der psychischen 
Gewalt sowie die sonstigen Fälle den gebildeten Kategorien oft nicht zuordenbar 
waren. Hier werden i. d. R. andersartige Handlungen und Folgen beschrieben. 


Weiter zeigt sich, dass nichtelterliche Gewaltformen überwiegend leicht waren. 
In jeweils mehr als der Hälfte der Fälle wurden leichte Tathandlungen beschrie- 
ben sowie keine bzw. leichte Verletzungen. Insgesamt gab es mit 14,6 % aller 
Fälle einen beträchtlichen Anteil für den gleich zu Beginn explizit eine Unver- 
letztheit des Opfers festgestellt wurde. 


Für nichtelterliche Gewaltformen wurden zudem meist einmalige Sachverhalte 
beschrieben, ebenso bei häuslicher Gewalt. Bei elterlicher Gewalt direkt gegen 
Kinder wurden in mehr als der Hälfte der Fälle wiederholte Vorfälle beschrieben. 





678 Dies waren beispielsweise Fälle, bei denen sich die Polizei im Rahmen der Mitteilung des Sach- 
verhalts von der Unverletztheit des Opfers direkt überzeugen konnte oder Fälle, bei denen im Rah- 
men der Anzeige mitgeteilt wurde, dass das Opfer keine körperlichen Folgen aufwies. 

6? Bei den erweiterten Suiziden gibt es in einem von zwei Fällen keine Angaben zu den Folgen, 
sodass dort ebenfalls eine recht hohe Quote beschrieben wird. 
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6.3.4.2 Weitere Handlungen und Folgen der Tat 


Für das Langbogensample wurden vertiefende Inhalte zu Tathandlungen und - 
folgen erfasst und in Tabelle 15 abgetragen. Zusätzlich zur körperlichen Gewalt 
als Tathandlung wurde erfasst, ob es Hinweise auf weitere Handlungen gab, die 
sich schädigend auf die betroffenen Kinder auswirken können. Für die Variable 
„Hinweise auf Vernachlässigung“ wurden Angaben über unzureichende Ernäh- 
rung, Pflege, gesundheitliche Versorgung, Beaufsichtigung, unzureichenden 
Schutz vor Gefahren und sonstige Hinweise auf Vernachlässigung zusammenge- 
fasst. Für diese Variable wurden auch Angaben zusammengetragen, die sich erst 
im Lauf der Ermittlungen im Hinblick auf das Verhältnis zwischen Beschuldig- 
tem und Opfer ergaben. Somit beinhaltet die Variable Angaben, die bei der An- 
zeigeerstattung vorgetragen wurden, aber auch Informationen, die die Polizei 
nach Inaugenscheinnahme des Opfers oder der Wohnung dokumentierte, sowie 
Informationen, die sich erst im Lauf der Ermittlungen durch Zeugenbefragungen 
ergaben. 


Darüber hinaus wurden Hinweise auf psychische Misshandlungen erfasst. Unter 
dieses Merkmal wurden Hinweise, dass das Opfer beleidigt wurde, dass das 
Opfer angeschrien wurde sowie sonstige Hinweise auf psychische Gewaltformen 
zusammengefasst. Wie bei der Vernachlässigung bezog sich bei diesem Merk- 
mal die Erfassung auf die gesamte Akte und es wurden Informationen unabhän- 
gig vom konkreten Tatvorwurf zusammengetragen. Für dieses Merkmal wurden 
aber nur solche Hinweise auf psychische Misshandlungen zusammengetragen, 
die auch auf den Beschuldigten zurückgeführt werden konnten. 


Zudem wurden weitere Auswirkungen der Tat erfasst. Hierunter wurden Infor- 
mationen zu Retardierungen und psychischen Folgen zusammengetragen. Dabei 
wurden als weitere Auswirkungen nur solche Hinweise gewertet, die als Folge 
des Tatvorwurfs beschrieben wurden. Unter Retardierungen wurden Hinweise 
auf Entwicklungsverzögerungen gefasst (z. B. motorischer oder sprachlicher 
Art). Unter psychischen Folgen wurden bspw. beschriebene Angstzustände oder 
Schlafstörungen gefasst. Hierunter fielen aber auch Fälle, in denen allgemein von 
einer „Traumatisierung‘ gesprochen wurde. 


Schließlich wird in Tabelle 15 abgebildet, ob das Opfer infolge der Tat medizi- 
nisch versorgt wurde. Dabei wurde zwischen stationären Krankenhausaufenthal- 
ten und ambulanten Formen medizinischer Versorgung unterschieden. Stationäre 
Krankenhausaufenthalte beziehen sich auf stationäre Aufnahmen infolge der Tat. 
Neben intensivmedizinischen Versorgungen umfasst diese Kategorie auch Auf- 
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nahmen zur Beobachtung sowie zur Abklärung unklarer Verdachtslagen°”. Be- 
züglich der ambulanten medizinischen Versorgung werden nur solche Fälle ab- 
gebildet, bei denen es auch tatsächlich zu therapeutischen Maßnahmen kam. 
Reine Diagnosekontakte wurden nicht darunter gefasst. Die therapeutischen 
Maßnahmen umfassten dabei z. B. die Versorgung von Frakturen, aber auch 
Behandlungen mit Salben oder Kühlung der verletzten Stelle. 


Hinweise auf Vernachlässigungen wurden neben der Fallgruppe der Vernachläs- 
sigungen v..a. für elterliche Gewalt gegen Kinder vorgetragen. Hierbei handelte 
es sich i. d. R. um Hinweise, die neben dem Tatvorwurf der Körperverletzung 
eher nebensächlich waren. Hinweise auf psychische Misshandlungen wurden in 
einem Drittel der mittelschweren elterlichen Gewalt vorgetragen. 


In den meisten Fällen gab es keine Hinweise auf weitere Folgen der Tat. Auffäl- 
lig ist, dass Retardierungen bei Vernachlässigungen nur für zwei von sieben 
Opfern vorlagen, auch Krankenhausaufenthalte wurden für zwei von sieben 
Opfern vorgetragen‘. Diese Folgen bezogen sich dabei auf drei Fälle. Bei 
schwerer elterlicher Gewalt kam es in zwei von 17 Fällen zu Retardierungen. 
Psychische Gewalt führt auch immer zu psychischen Belastungen. Sonstige 
Auswirkungen spielten bei den Tatfolgen keine besondere Rolle. 


Überwiegend fand keine stationäre oder ambulante medizinische Versorgung 
infolge der Taten statt. Krankenhausaufenthalte wurden v.a. für die Fallgruppe 
der schweren elterlichen Gewalt vorgetragen. In vier Fällen kam es dabei wegen 
schwerer Kopfverletzungen zu stationären Versorgungen, die länger als 14 Tage 
dauerten. Zu ambulanten medizinischen Versorgungen kam es v.a. in den Fall- 
gruppen nichtelterlicher Gewalt. Psychologische Betreuung infolge der Tat fand 
nur in einem Fall statt. Aus diesem Grund wird diese Kategorie nicht gesondert 
ausgewiesen. 





60 7, B. bei Vermutung auf innere Verletzungen. 
6! Ein Krankenhausaufenthalt wird dabei für einen Fall mit festgestellten Retardierungen sowie für 
einen weiteren Fall vorgetragen. 
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6.3.5 Eigenschaften und Lebenssituationen der Opfer 


Als „Opfer“ wurden in der vorliegenden Arbeit alle Kinder unter sechs Jahren 
gefasst, die in den untersuchten Akten als Geschädigte festgehalten wurden, 
unabhängig von der Frage, ob sich der Tatvorwurf im Verlauf des Strafverfah- 
rens bestätigte. Im Folgenden werden zunächst die allgemeinen Merkmale Alter, 
Geschlecht und Staatsangehörigkeit der Opfer mit dem Gesamtsample darge- 
stellt. Für das Gesamtsample konnten zudem Informationen dazu gewonnen 
werden, ob Opfer und Beschuldigter in einem gemeinsamen Haushalt leben. 
Anhand des Langbogensamples werden sodann vertiefende Informationen zur 
Lebenssituation des Opfers dargestellt (Hinweise auf körperliche oder psychi- 
sche Auffälligkeiten des Opfers, Haushaltssituation, Tagesbetreuung). 


6.3.5.1 Allgemeine Merkmale 


Information zu Alter, Geschlecht und Staatsangehörigkeit konnten i. d. R. direkt 
aus den Formblättern zur Erfassung der Strafanzeige entnommen werden. In den 
281 ausgewerteten Akten wurden insgesamt 309 Opfer im Alter unter 6 Jahren 
geführt. Das Opferalter beschreibt das Alter der Opfer zum Tatzeitpunkt, bei 
mehraktigen Vorwürfen oder Dauerdelikten war der letzte in der Akte angegebe- 
ne Tatzeitpunkt maßgeblich. Das Opferalter wurde dabei aus dem Tatdatum und 
dem Geburtsmonat des Kindes berechnet und auf Monate gerundet.‘ Nach 
dieser Berechnungsweise ergibt sich für die untersuchten Fälle ein Mindestalter 
von einem Monat. Die Sichtung der Akten ergab, dass das jüngste betroffene 
Kind zwei Wochen alt war. Alle anderen Kinder hatten tatsächlich bereits den 
ersten Lebensmonat vollendet. 





6% Aus Datenschutzgründen wurde für jedes Kind nicht das genaue Geburtsdatum, sondern der 
Geburtsmonat erfasst. Für diese vom Datenschutz erzwungene Unschärfe wurde versucht, im An- 
schluss einen statistischen Ausgleich zu schaffen: Für die Auswertung des Kindesalters in Monaten 
wurde zunächst das Geburtsdatum auf den ersten Tag des Geburtsmonats gesetzt, damit wurde das 
Kindesalter tendenziell überschätzt (bis maximal 1 Monat - 1 Tag). Im zweiten Schritt wurden die 
vom ersten Tag des Geburtsmonats bis zum genauen Tatdatum vollendeten Monate als Opferalter 
berechnet, was das Opferalter tendenziell unterschätzt. Damit kann das tatsächliche Opferalter im 
Einzelfall bis maximal +/- 30 Tage vom berechneten Wert abweichen, im Durchschnitt dürften sich 
die Abweichungen jedoch aufheben. 
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Bezüglich des Opferalters ist aus Tabelle 16 zu entnehmen, dass die angezeigten 
Gewalthandlungen im Durchschnitt eher ältere Kinder aus der untersuchten Al- 
tersgruppe betrafen (der Durchschnittswert beträgt 40 Monate von maximal 72 
möglichen Monaten, bei einer Standardabweichung von 20,9).°°® Dabei machte 
die Gruppe der unter Dreijährigen 38 % der Untersuchungsgruppe aus, während 
die Gruppe der drei- bis fünfjährigen Kinder mit 62 % den eineinhalbfachen 
Wert erreichte. 


Die Durchschnittswerte variieren nach Fallgruppen. Die Fallgruppe der schweren 
elterlichen Gewalt umfasste vergleichsweise junge Opfer (mit 24 Monaten und 
einer Standardabweichung von 22,5 bei einem Median von 15 Monaten). Der 
höchste Durchschnittswert bezüglich des Opferalters fand sich mit 50 Monaten 
in der Gruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder. Auffällig ist in dieser 
Fallgruppe die mit einer Standardabweichung von 16,9 vergleichsweise geringe- 
re Streuung beim Opferalter. Bei Gewaltformen, von denen auch Erwachsene 
betroffen sind, lagen die Durchschnittswerte hingegen im Mittel des 72- 
monatigen Zeitraums. Innerhalb der Fallgruppen mit nur geringen Fallzahlen 
zeigt sich, dass die versuchten erweiterten Suizide und die Vernachlässigungen 
eher jüngere Kinder aus der Untersuchungsgruppe betrafen. 


Die Altersspanne von 72 Monaten wurde insgesamt voll ausgeschöpft. Auffällig 
ist, dass bei Fallgruppen, die Gewalthandlungen außerhalb des Elternhauses 
beschreiben, die Opfer mindestens neun Monate alt waren. 


Die analysierten Fälle wiesen über alle Fallgruppen hinweg einen höheren Anteil 
männlicher Opfer auf. Insgesamt waren 58 % der Opfer männlich und 42 % der 
Opfer weiblich. Zwar können Unterschiede für einzelne Jahrgänge beschrieben 
werden, ein Trend ist dabei jedoch nicht erkennbar. Höhere Anteile männlicher 
Opfer fanden sich in den Fallgruppen mit nichtelterlicher Gewalt (gegen Kinder 
und gegen Bezugsperson) sowie in der Fallgruppe mittelschwere elterliche Ge- 
walt. In der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt gab es mehr weibliche 
als männliche Opfer. 


Für 85 % der Opfer wurde eine deutsche Staatsangehörigkeit dokumentiert (vgl. 
Tabelle 16). In knapp 5 % der Fälle hatten die Opfer eine türkische Staatsbürger- 
schaft. Mit Werten von 1 % oder weniger wurden italienische, polnische, russi- 





6% Bei 3 Opfern war das Alter in Monaten unbekannt, es kann aber als Alter in Jahren beschrieben 
werden. Bei 2 weiteren Opfern war auch das Alter in Jahren unbekannt. Hierbei handelte es sich um 
weit zurückliegende Vorwürfe zum Nachteil von Geschwisterkindern eines Opfers, die erst im Lauf 
der Ermittlungen aufgedeckt wurden. Eine genaue Rekonstruktion des Tatgeschehens und der Tatzeit 
war aufgrund der verstrichenen Zeit für diese Taten nicht mehr möglich. 
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sche, sonstige südeuropäische, sonstige osteuropäische, nordafrikanische, sonsti- 
ge afrikanische, vorderasiatische und nordafrikanische Staatsangehörigkeiten der 
Opfer dokumentiert. Bei insgesamt 18 Opfern (6 %) war die Staatsangehörigkeit 
unbekannt. 


Unter den bekannten Staatsangehörigkeiten zeigt sich damit ein Verhältnis von 
deutschen zu nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten von 89,8 % zu 10,2 % 
(n=293 Opfer mit bekannten Staatsangehörigkeiten). Während im Jahr 2004 
insgesamt 14,7 % der Opfer mit bekannten Staatsangehörigkeiten eine nichtdeut- 
sche Staatsangehörigkeit hatten, waren dies im Jahr 2007 insgesamt 9,4 % und 
im Jahr 2010 belief sich der Anteil auf 9,9 %. Im Vergleich dazu lag der Anteil 
nichtdeutscher Kinder unter sechs Jahren in der hessischen Bevölkerung im Jahr 
2004 bei 10,6 %, im Jahr 2007 bei 7,9 % und im Jahr 2010 bei 7,8 %.°° Die 
Anteile an nichtdeutschen Opfern in der Untersuchungsgruppe waren damit für 
alle drei Untersuchungsjahre leicht erhöht gegenüber den Anteilen an nichtdeut- 
schen Kindern unter sechs Jahren in der hessischen Gesamtbevölkerung. 


Das Verhältnis zwischen deutschen und nichtdeutschen Opfern variierte dabei 
zwischen den Fallgruppen. In der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt gab es 
vergleichsweise wenig Opfer mit deutscher Staatsangehörigkeit. Zugleich zeig- 
ten sich in dieser Fallgruppe bezüglich der türkischen und insbesondere bei sons- 
tigen Staatsangehörigkeiten erhöhte Werte gegenüber den anderen Fallgruppen, 
während für knapp 4 % der Opfer die Staatsangehörigkeit unbekannt blieb. Die 
Fallgruppen der nichtelterlichen Gewalt (gegen Kind und gegen Bezugsperson) 
und der leichten elterlichen Gewalt wiesen hingegen vergleichsweise hohe Werte 
bei der deutschen Staatsangehörigkeit der Opfer auf, während in diesen Fall- 
gruppen insgesamt nur in sehr wenigen Fällen die Staatsangehörigkeit unbekannt 
blieb. In diesen Fallgruppen entsprachen die Anteile an nichtdeutschen Opfern in 
etwa den Anteilen in der hessischen Bevölkerung. Auffällig war, dass in der 
Fallgruppe der Vernachlässigung für vier von sieben Opfern die Staatsangehö- 
rigkeit unbekannt blieb. 


6.3.5.2 Zusammenleben von Opfern und Beschuldigten 


Als Zusammenleben von Opfer und Beschuldigtem in einem gemeinsamen 
Haushalt wurden Situationen erfasst, in denen das Opfer zum Tatzeitpunkt mit 
mindestens einer im Verfahren beschuldigten Person in einem gemeinsamen 





6% Hessische Gemeindestatistik (HGSt) 2004, 2007, 2010 Spalte 26 und Spalte 42; eigene Berech- 
nungen. 
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Haushalt lebte. Schwierigkeiten bereitete dieses Merkmal v.a. in Fällen mit 
elterlicher Gewalt, in denen Eltern getrennt lebten. Bei einer Trennung mit ge- 
teiltem Umgang wurde ein gemeinsamer Haushalt dann bejaht, wenn das Opfer 
laut der Umgangsregelung in mehr als der Hälfte der Zeit mit dem Beschuldigten 
in einem gemeinsamen Haushalt lebte. In den Kurzbögen war eine solch diffe- 
renzierte Erfassung nicht möglich. Hier wurde auf die Meldeadressen sowie das 
Verhältnis zwischen Opfer und Beschuldigtem abgestellt und ein Zusammenle- 
ben dann angenommen, wenn die beschuldigte Person leiblicher oder sozialer 
Elternteil war und dieselbe Meldeadresse wie das Opfer hatte. 
































IN Zusammenleben von O und B 
Leichte elt. G 29 65,5 
Mittelschw. elt. G 73 90,4 
Schwere elt. G 25 92,0 
Nichtelt. G gg. Ki 70 0,0 
Partnerschafts-G 53 81,1 
Nichtelt. G gg. BezPers 22 4,5 
Vernachlässigung 7 100,0 
Vers. erw. Suizid 2 100,0 
Psychische G 6 0,0 
Sonstiges 22 27,3 
Gesamt 309 54,0 











Tabelle 17: Opfer, die mit einer beschuldigten Person in einem gemeinsamen Haushalt leben nach 
Fallgruppen. Angaben in Prozent. Gesamtsample Opfer (N=309). Abkürzungen: O = Opfer; B = 
Beschuldigter. 


Tabelle 17 zeigt, dass in etwas mehr als der Hälfte aller Fälle die Opfer mit dem 
Beschuldigten oder zumindest einer beschuldigten Person in einem gemeinsa- 
men Haushalt lebten. Dabei konnte die Haushaltssituation in lediglich sechs 
Fällen mithilfe der oben benannten Kriterien nicht bestimmt werden. Eine Be- 
trachtung des Merkmals für die einzelnen Fallgruppen zeigt, dass bei Fällen von 
nichtelterlicher Gewalt (gegen Kind und gegen Bezugsperson) das Opfer eigent- 
lich nie mit einem der Beschuldigten in einem gemeinsamen Haushalt lebte. 
Einzige Ausnahme bildete hier ein Fall, bei dem das Opfer mit seinem Vater seit 
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geraumer Zeit bei dem später beschuldigten Großvater lebte.°®° Innerhalb der 
Fallgruppen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder fällt auf, dass bei leichten Ge- 
waltformen Opfer und Beschuldigter vergleichsweise selten in einem gemeinsa- 
men Haushalt lebten. Bei den schwereren Gewaltformen lebten Opfer und Be- 
schuldigter in mehr als 90 % der Fälle in einem gemeinsamen Haushalt. Auffäl- 
lig ist auch, dass bei keinem Fall von psychischer Gewalt Opfer und Beschuldig- 
ter im selben Haushalt wohnten. 


6.3.5.3 Besondere Merkmale des Opfers 


Für die mit dem Langbogensample untersuchten Fälle wurde erfasst, ob es Hin- 
weise auf psychische oder physische Auffälligkeiten des Opfers gab. Als solche 
Hinweise wurden ärztlich attestierte Auffälligkeiten gewertet aber auch mündlich 
durch Beteiligte oder Zeugen vorgetragene Auffälligkeiten. Psychische Auffäl- 
ligkeiten umfassten psychische Erkrankungen, geistige Entwicklungsverzöge- 
rungen, Verhaltensauffälligkeiten oder sonstige Hinweise auf psychische Auffäl- 
ligkeiten’”. 


Aufgrund der insgesamt geringen Anzahl an Nennungen für die einzelnen Kate- 
gorien wurde pro Opfer erfasst, ob es Hinweise auf zumindest eines der be- 
schriebenen Merkmale gab. Physische Auffälligkeiten umfassen dabei kurzzeiti- 
ge sowie langfristige körperliche Erkrankungen des Opfers, Frühgeburt, neonata- 
le Auffälligkeiten,°” körperliche Entwicklungsverzögerungen sowie sonstige 
körperliche Auffälligkeiten‘®®. Auch hier wurde lediglich erfasst, ob es überhaupt 
Hinweise gab. 





6%5 Der beschuldigte Großvater geriet am Tattag mit dem Vater in Streit. Im Rahmen der tätlichen 
Auseinandersetzung zwischen den beiden wurde das Opfer von den Handlungen getroffen. 

66 7, B. Schilderung der Familienhilfe, dass das Opfer „schwierig“ sei oder Schilderungen zu einer 
niedrigen Frustrationstoleranz des Opfers. 

67 Hierunter wurden beispielsweise Geburtsverletzungen, aber auch Trinkschwäche oder Koliken im 
Zeitraum nach der Geburt erfasst. 

68 Sonstige körperliche Auffälligkeiten waren bspw. körperliche Verformungen oder Hinweise auf 
häufiges Erbrechen. 
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Hinweise zu Auffälligkeiten ... psychisch körperlich 

Leichte elt. G 22 13,6 13,6 
Mittelschw. elt. G 56 19,6 21,4 
Schwere elt. G 17 23,5 29,4 
Nichtelt. G gg. Ki 36 8,3 0,0 
Partnerschafts-G 30 0,0 0,0 
Nichtelt. G gg. BezPers 14 7,1 7,1 
Vernachlässigung 7 28,6 28,6 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 0,0 
Psychische G 1 0,0 0,0 
Sonstiges 10 10,0 20,0 
Gesamt 195 12,8 12,8 











Tabelle 18: Hinweise auf psychische oder körperliche Auffälligkeiten des Opfers nach Fallgruppen. 
Angaben jeweils in Prozent. Langbogensample Opfer (n=195). 


Hinweise zu psychischen oder physischen Auffälligkeiten des Opfers gab es 
jeweils für etwa 13 % der Opfer (vgl. Tabelle 18). Insbesondere in Fallgruppen 
mit elterlicher Gewalt gegen Kinder, aber auch bei Vernachlässigungen, lagen 
solche Hinweise vor. In den anderen Fallgruppen gab es nur wenig Hinweise auf 
Auffälligkeiten des Opfers. Bei nichtelterlicher Gewalt gegen Kinder wurden für 
drei von 36 Fällen Hinweise auf psychische Auffälligkeiten des Opfers vorgetra- 
gen. 


6.3.5.4 Lebenssituation des Opfers 


Zur Beschreibung der Lebenssituation der Opfer wurde die Haushaltskonstellati- 
on der Opfer zum Zeitpunkt der Tat erfasst. Zudem wurde untersucht, ob sich 
das Opfer regelmäßig in einer Form der Tagesbetreuung befand. 


6.3.5.4.1 Haushaltskonstellation 


Bezüglich der Haushaltskonstellation wurde zunächst erfasst, in welcher Eltern- 
Kind-Konstellation das Opfer seinen Lebensmittelpunkt hatte (Versorgerkonstel- 
lation). Ein Zusammenleben im selben Haushalt wurde dabei auch dann ange- 
nommen, wenn Elternteil und Opfer dieselbe Adresse hatten und keine Anhalts- 
punkte vorhanden waren, die gegen ein Zusammenleben sprachen. Kategorisiert 
wurde dabei, ob die Opfer mit beiden leiblichen Eltern (verheiratet oder unver- 
heiratet) zusammen lebten, bei alleinerziehenden Eltern oder in Stieffamilien- 
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konstellationen‘®” lebten. Pflegefamilien beziehen sich auf Vollzeitpflegen 
1.8.d.$ 33 SGB VI. 


Nicht immer war die Eltern-Kind-Konstellation im Haushalt aufklärbar. Fälle, 
bei denen feststand, dass das Kind bei einem Elternteil lebt, und keine weiteren 
Informationen Eltern-Kind-Konstellation vorhanden waren, wurden unter der 
Kategorie „jedenfalls bei einem leiblichen Elternteil“ erfasst. 


Tabelle 19 zeigt, dass es einen beträchtlichen Anteil an Fällen gab, in denen 
bekannt war, dass die Opfer jedenfalls bei einem leiblichen Elternteil lebten, die 
konkrete Versorgerkonstellation (alleinerziehend, Zusammenleben mit beiden 
leiblichen Eltern oder in einer Stieffamilienkonstellation) aber unklar blieb. Ins- 
gesamt zeigt sich, dass niedrige Anteile bei den konkreten Versorgerkategorien 
(z. B. Zusammenleben mit beiden leiblichen Eltern) von hohen Anteilen des 
Merkmals „jedenfalls bei einem leiblichen Elternteil“ begleitet wurden. Insofern 
können über die konkrete Höhe der Anteile der konkreten Kategorien nur schwer 
belastbare Aussagen gemacht werden. In Fällen mit elterlicher Gewalt gegen 
Kinder wurden die Angaben mit zunehmender Schwere präziser. 


Dass Opfer mit beiden leiblichen Eltern zusammenlebten, konnte vergleichswei- 
se oft in den Fallgruppen Partnerschaftsgewalt und der schweren elterlichen 
Gewalt beobachtet werden. In den drei Fällen aus den Fallgruppen versuchter 
erweiterter Suizid und psychische Gewalt lebten die Opfer ebenfalls mit beiden 
leiblichen Eltern zusammen. 


Bezüglich der Stieffamilienkonstellationen wurden vergleichsweise hohe Werte 
für die Fallgruppen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder (leicht, mittelschwer, 
schwer) sowie für nichtelterliche Gewalt gegen Bezugspersonen beschrieben. 
Über alle Fallgruppen hinweg lebten insgesamt 18 Opfer mit ihren Müttern und 
einem neuen Partner gemeinsam im Haushalt, einmal lebte der Vater in neuer 
Partnerschaft. 


Etwas höhere Anteile von alleinerziehenden Eltern zeigten sich in den Fallgrup- 
pen der mittelschweren und der schweren elterlichen Gewalt. Über alle Fallgrup- 
pen hinweg lebten insgesamt 12 Opfer bei ihren alleinerziehenden Müttern und 
eines beim alleinerziehenden Vater. Dass das Opfer in einer Pflegefamilie lebte, 
wurde für drei Opfer beschrieben. 





6% Hierunter wurden Konstellationen gefasst, in denen ein leiblicher Elternteil mit einem neuen 
Partner/ einer neuen Partnerin, verheiratet oder unverheiratet, gemeinsam mit dem Opfer in einem 
Haushalt lebten. 
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Der hohe Anteil an Fällen, bei denen zwar bekannt war, dass das Opfer zum 
Tatzeitpunkt bei „jedenfalls einem leiblichen Elternteil“ lebte, aber Weiteres 
unbekannt war, macht einen Vergleich mit Daten aus der Gesamtbevölkerung 
schwer. Erschwerend kam hinzu, dass Daten aus der Gesamtbevölkerung i. d.R. 
haushaltsbezogen sind°” und nicht, wie in der vorliegenden Arbeit, aus Kind- 
Perspektive dargestellt werden. 


Im Untersuchungszeitraum waren in der Gesamtbevölkerung etwa 79 % der 
Familien Kernfamilien®”, 10 % Stieffamilien°” und 11 % Familien mit alleiner- 
ziehenden Eltern.°” Wie Tabelle 19 zu entnehmen ist, lagen die Werte bezüglich 
der Kinder, die bei beiden biologischen Eltern sowie bei Alleinerziehenden auf- 
wachsen, unter den Werten bzw. im Rahmen der Werte aus der Gesamtbevölke- 
rung.”* Da nicht klar ist, wie sich die Fälle aus der Kategorie „jedenfalls bei 
einem leiblichen Elternteil lebend“ auf die anderen Kategorien verteilen, können 
Vergleiche mit der Gesamtbevölkerung bezüglich dieser Kategorien kaum herge- 
stellt werden. In allen Fallgruppen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder zeigte 
sich eine leichte Überrepräsentierung der Stieffamilienkonstellationen gegenüber 
der Gesamtbevölkerung, da hier ein erhöhter Mindestwert (13,3 % bis 18,2 %) 
beschrieben wird, bei dem es nicht ausschließbar ist, dass noch weitere Fälle aus 
der Kategorie „jedenfalls bei einem leiblichen Elternteil lebend“ hinzukommen. 
Diese Überrepräsentierung zeigt sich auch, wenn man die Daten fallbezogen 
(familienbezogen) auswertet, hier bewegten sich die Werte zwischen 11,8 % und 
20,0 %. 





@0 So bezieht sich der Bericht zu Stief- und Patchworkfamilien des BMFSFJ auf die haushaltsbezo- 
genen Daten des DJI-Familiensurveys 2009 (AID: A), vgl. BMFSFJ 2013, S. 10; Befunde aus dem 
Datenreport des Statistischen Bundesamts beziehen sich auf die Daten des Mikrozensus, der als 
Haushaltsbefragung ausgestaltet ist, vgl. Statistisches Bundesamt 2011, S. 25. 

®! Hierunter wurden verheiratete Elternpaare mit Kindern gefasst; vgl. BMFSFJ 2013, S. 6. 

© Hierunter wurden Familien gefasst, bei denen Kinder aus früheren Partnerschaften mit im Haus- 
halt lebten; BMFSFJ 2013, S. 6. 

@3 BMFSFJ 2013, S. 10. Eine ähnliche Auswertung auf Basis der Mikrozensusdaten 2009 beschreibt, 
dass 72 % der Familien Ehepaare mit Kindern sind, 9 % der Familien machen nichteheliche Lebens- 
gemeinschaften mit Kindern aus und 19 % der Familien machen alleinerziehende Eltern aus; vgl. 
Statistisches Bundesamt 2011, S. 32. Die Mikrozensusdaten machen jedoch keine Angaben zu Stief- 
familienkonstellationen, weshalb in der vorliegenden Arbeit auf die Daten des DJI-Familiensurveys 
Bezug genommen wird. 

6% Bei einer fallbezogenen Auswertung kommt man auf tendenziell etwas niedrigere Werte, so liegt 
der Anteil der bei beiden leiblichen Eltern wohnenden Opfern über alle Fallgruppen hinweg bei 39,3 
%, der bei Alleinerziehenden lebenden Opfer bei 6,2 %. 
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Bezüglich der Haushaltskonstellation wurde darüber hinaus erfasst, ob Ge- 
schwister‘” des Opfers mit im Haushalt lebten. Zudem wurde die Gesamtkinder- 
zahl im Haushalt erfasst. Hierzu wurde der Mittelwert für die Opfer berechnet, 
bei denen Informationen zur konkreten Kinderzahl im Haushalt” bekannt wa- 
ren. Für Fälle mit Geschwistern des Opfers im selben Haushalt, in denen das 
Verhältnis zwischen dem Opfer und den anderen Kindern bekannt war, wurde 
der Anteil der Fälle berechnet, in denen das Opfer das jüngste im Haushalt le- 
bende Kind war. Zusätzlich zur konkreten Haushaltssituation wurde erfasst, ob 
es in der Akte Hinweise darauf gab, dass Geschwister” des Opfers in einem 
anderen Haushalt lebten. 


Aus den in Tabelle 20 abgebildeten Merkmalen zu den Geschwistern ist zu ent- 
nehmen, dass in Fällen mit nichtelterlicher Gewalt gegenüber den anderen Fall- 
gruppen nur vergleichsweise wenige Informationen zu Geschwistern vorhanden 
waren. Geschwister im selben Haushalt können für mehr als die Hälfte der Fälle 
in den Fallgruppen der Partnerschaftsgewalt, der leichten und der mittelschweren 
elterlichen Gewalt beschrieben werden. Bei schwerer elterlicher Gewalt waren 
neun von 17 Opfern Einzelkinder. Die restlichen Opfer in dieser Fallgruppe 
lebten mit Geschwistern zusammen. 


Bezüglich der Anzahl der in einem Haushalt lebenden Kinder fallen die ver- 
gleichsweise niedrigen Werte bei den nichtelterlichen Gewaltformen auf. Die 
Mittelwerte bezüglich der Anzahl der im Haushalt lebenden Kinder (inkl. Opfer) 
bewegten sich zwischen 1,1 und 2,0 Kinder pro Haushalt. Die höchsten Durch- 
schnittswerte werden dabei für die Fallgruppen der mittelschweren und der 
schweren elterlichen Gewalt beschrieben. Bei der mittelschweren elterlichen 
Gewalt sowie bei der Partnerschaftsgewalt wurden dabei maximal vier im Haus- 
halt lebende Kinder (das Opfer eingeschlossen) beschrieben. 





®5 Hierunter wurden Voll- und Halbgeschwister gefasst. Zudem wurden unter diese Kategorie auch 
drei Fälle gefasst, bei denen Kinder mit im Haushalt lebten, die nicht blutsverwandt waren. Dies 
waren bspw. die Kinder des/der Lebensgefährten/Lebensgefährtin der/des leiblichen Mutter/Vaters. 
@6 Einzelkinder oder „Geschwister“ in dem in Fußnote 695 beschriebenen Sinne. 

@7 Voll- oder Halbgeschwister. 
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In der Gesamtbevölkerung der BRD wuchsen im Jahr 2009 die meisten Kinder 
(47 %) mit einem weiteren Geschwisterkind im Haushalt auf.°”® Mit zwei oder 
mehr Geschwistern wuchsen 27 % der Kinder in der BRD auf, ohne Geschwister 
wuchsen 25 % auf. Da in der Untersuchungsgruppe der Durchschnittswert für 
einzelne Fallgruppen bei maximal einem weiteren Geschwisterkind liegt, handelt 
es sich um Familien mit einer gegenüber der Gesamtbevölkerung verhältnismä- 
Big geringeren Kinderzahl. Der Anteil an Einzelkindern in der Untersuchungs- 
gruppe ist im Vergleich zur Gesamtbevölkerung tendenziell erhöht. 


Bezüglich der Frage, ob das Opfer das jüngste im Haushalt lebende Kind war, 
hebt sich die Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt hervor, die einen ver- 
gleichsweise hohen Anteil an jüngsten Kindern als Opfer aufweist. Bei Fällen 
von nichtelterlicher Gewalt gegen Kinder war das Opfer ebenfalls oft das jüngste 
Kind in der Familie. In der Fallgruppe des versuchten erweiterten Suizids waren 
beide Male die jüngsten Kinder Opfer für die vorliegende Arbeit. In der Fall- 
gruppe der Vernachlässigungen waren zwei von drei Opfern mit Angaben zu 
Geschwistern im Haushalt die jüngsten Kinder. 


Hinweise darauf, dass Geschwister in einem anderen Haushalt lebten, gab es vor 
allem bei den Fallgruppen Partnerschaftsgewalt, mittelschwere und schwere 
elterliche Gewalt gegen Kinder. Eine nähere Betrachtung der Konstellationen 
zeigt dabei Unterschiede zwischen den Fallgruppen: Während sich die sechs 
Hinweise auf Geschwister in anderen Haushalten in der Fallgruppe der Partner- 
schaftsgewalt ausschließlich Konstellationen bezogen, in denen ältere Halbge- 
schwister aus früheren Beziehungen bei ihren leiblichen Müttern leben, beinhal- 
teten die Fälle von mittelschwerer und schwerer elterlicher Gewalt auch Konstel- 
lationen, in denen Geschwister des Opfers in einer Pflegefamilie lebten. 


0.3.5.4.2  Tagesbetreuung 


Weiter wurde erfasst, ob sich das Opfer in einer Form der regelmäßigen Tages- 
betreuung befand. Hierfür wurde kategorisiert, ob das Opfer einen Krippen- oder 
Kindergartenplatz hatte. Sonstige Formen der Tagesbetreuung waren z. B. Be- 
treuungen durch Tagesmütter. Eine weitere Kategorie bildeten Fälle, bei denen 
aus der Akte explizit hervorging, dass das Opfer sich nicht in Tagesbetreuung 
befand („ohne“). 





8 Statistisches Bundesamt 2011, S. 34. 
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Krippe/ Sonstige Ohne Unbekannt 

ISTEr Form 
Leichte elt. G 22 27,3 4,5 9,1 59,1 
Mittelschw. elt. G 56 35,7 3,6 12,5 48,2 
Schwere elt. G 17 35,3 5,9 47,1 11,8 
Nichtelt. G gg. Ki 36 25,0 11,1 2,8 61,1 
Partnerschafts-G 30 10,0 0,0 13,3 76,7 
Nichtelt. G gg. 14 0,0 0,0 0,0 100,0 
BezPers 
Vernachlässigung 7 14,3 0,0 14,3 71,4 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 0,0 50,0 50,0 
Psychische G 1 100,0 0,0 0,0 0,0 
Sonstiges 10 10,0 0,0 40,0 50,0 
Gesamt 195 24,1 4,1 14,4 57,4 











Tabelle 21: Informationen zu Tagesbetreuungsformen der Opfer nach Fallgruppen. Angaben in 
Prozent. Langbogensample Opfer (n=195). Abkürzung: KiGa = Kindergarten. 


Zur Frage, ob sich das Opfer in Tagesbetreuung befand, waren in Fallgruppen 
Gewalt gegen Erwachsene zum Gegenstand haben (Partnerschaftsgewalt und 
nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson), nur wenige bzw. gar keine Informa- 
tionen in den Akten vorhanden (vgl. Tabelle 21). Bei schwerer elterlicher Gewalt 
waren in nahezu allen Fällen Informationen zur Tagesbetreuung vorhanden. 
Tagesbetreuungen in Form eines Krippen- oder Kindergartenplatzes wurden v.a. 
in den Fallgruppen der mittelschweren und schweren elterlichen Gewalt gegen 
Kinder beschrieben. Bei der schweren elterlichen Gewalt fällt der gleichzeitig 
hohe Anteil an Opfern auf, für die explizit beschrieben wurde, dass sich das Kind 
nicht in einer Form der Tagesbetreuung befand. Auch in der Fallgruppe der Part- 
nerschaftsgewalt war der Anteil an Opfern ohne Tagesbetreuung höher als der 
Anteil an Opfern mit Tagesbetreuung. 


Aufgrund des hohen Unbekannt-Anteils fallen Vergleiche zur Gesamtbevölke- 
rung schwer. Insgesamt waren in Hessen im Jahr 2010 gut die Hälfte der unter 
sechsjährigen Kinder (56,5 %) in Tagesbetreuung.°” Unter den 83 Opfern, bei 





„Kinder und tätige Personen in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege in Hessen“ (KV 7 - 
j/10), Tabelle 1, Bevölkerungsstatistik Hessen 2010; eigene Berechnungen. 


204 6 Empirischer Teil 





denen bekannt war, ob sie in Tagesbetreuung waren oder nicht, waren insgesamt 
55 Kinder in Tagesbetreuung, was einem Anteil von 66,3 % entspricht. Damit ist 
der Anteil an Kindern in Tagesbetreuung unter den bekannten Fällen zwar höher, 
aufgrund des hohen Unbekannt-Anteils können jedoch keine verlässlichen Ver- 
gleiche gezogen werden. 


6.3.5.5 Informationen, die ausgewertet wurden 


Für die vorliegende Arbeit wurden grundsätzlich noch weitere Merkmale erfasst, 
da diese aber in den Akten aus ermittlungslogischer Perspektive nicht regelmä- 
Big dokumentiert waren, wurde von einer Auswertung abgesehen. So wurde 
bspw. von einer Auswertung des Merkmals „wechselnde Lebensmittelpunkte“ 
wurde abgesehen, da dieses Merkmal nicht verlässlich abgebildet werden konnte. 
Häufig gab es in den Akten zwar Anhaltspunkte, die typischerweise mit wech- 
selnden Lebensmittelpunkten des Opfers im Zusammenhang standen (z.B. 
Trennung der Eltern), explizit beschrieben wurden wechselnde Lebensmittel- 
punkte aber nur sehr selten. Eine Dokumentation dieser Information in den Ak- 
ten erschien eher zufällig. Da es ohnehin nur selten Informationen zu diesem 
Merkmal gab, wurde von einer Auswertung und Abbildung dieses Merkmals für 
die vorliegende Arbeit abgesehen. 


Weitere Merkmale, die zwar grundsätzlich erfasst, aber nicht systematisch in den 
Akten dokumentiert wurden, waren Informationen zum sozialen Netz der Opfer- 
familie sowie zur Wohngegend und der Wohnsituation. 


6.3.6 Eigenschaften und Lebenssituationen der Beschuldigten 


Als „Beschuldigter‘“ wurde in der vorliegenden Arbeit jede Person bezeichnet, 
die verdächtigt wurde, die infrage stehende Handlung begangen zu haben. Diese 
Definition geht über den strafprozessrechtlichen Beschuldigtenbegriff hinaus und 
umfasst auch strafunmündige Personen. 


6.3.6.1 Verhältnis zwischen Beschuldigten und Opfern 


Für die Fallgruppenbildung wurde bereits danach unterschieden, ob die engste 
Beziehung innerhalb eines Falles eine elterliche Beziehung ist oder nicht. Tabel- 
le 22 enthält präzisere Angaben zu den Verhältnissen der einzelnen Beschuldig- 
ten zu den Opfern. In Fällen mit mehreren Opfern wurde die Beziehung des 
Beschuldigten zum „Opfer 1“ abgetragen. „Opfer 1“ war das Opfer, das nach 
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dem Tatvorwurf die schwersten Handlungen oder Folgen erlitt.’ In den mit dem 
Langinstrument erhobenen Akten konnten die genauen Beziehungen zwi-schen 
den Beteiligten in schwierigen Fällen über Aussagen aufbereitet werden. Für die 
mit den Kurzbögen erhobenen Fälle waren einfachere Operationalisie-rungen 
notwendig. 


Als soziale Mütter und Väter wurden Personen bezeichnet, die „über einen ge- 
wissen Zeitraum faktisch die Elternrolle übernommen hatten“””. Bei den Kurz- 
bögen wurde eine soziale Elternschaft angenommen, wenn der/die Beschuldigte 
eine Liebesbeziehung zu einem Elternteil des Opfers pflegte und dieselbe Mel- 
deadresse hatte wie das Opfer. 


Die Ausprägung „sonstiges familiäres oder verwandtschaftliches Verhältnis“ 
umfasst bspw. Geschwister, Großeltern, Onkel und Tanten, Cousins und Cousi- 
nen umfassen. Da die beiden Ausprägungen „Bekanntschaft“ und „sonstige Vor- 
beziehung“ nicht immer klar zu trennen waren, wurden sie zusammengefasst. 
„Bekanntschaften“ umfassen z. B. Nachbarn oder Freunde der Familie. „Sonsti- 
ge Vorbeziehungen“ umfassen z. B. Beziehungen, die sich aus dem Beruf des 
Beschuldigten ergeben, wie beispielsweise bei Kindergärtnern. Die Ausprägung 
„keine Vorbeziehung“ wurde dann angenommen, wenn sich aus dem Aktenin- 
halt ergab, dass sich Opfer und Beschuldigter am Tattag zum ersten Mal begeg- 
net waren. 





7% Bei gleichen Handlungs- und Folgenvorwürfen wurde das in der Akte erstgenannte Opfer heran- 
gezogen. 
791 Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 55. 
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In den Fallgruppen mit nichtelterlicher Gewalt gegen Kinder fällt auf, dass in 
den meisten Fällen eine bekanntschaftliche oder sonstige Vorbeziehung bestand. 
Vorfälle ohne Vorbeziehung zwischen Beschuldigten und Opfer wurden insbe- 
sondere in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder vorgetragen. 
Bei Vernachlässigungen fällt das sonstige familiäre oder verwandtschaftliche 
Verhältnis auf. Hierbei handelte es sich um einen Fall, bei dem die mit im Haus- 
halt lebende Großmutter ebenfalls beschuldigt wurde. Auffallend hoch ist der 
Anteil an bekanntschaftlichen oder sonstigen Vorbeziehungen in der Fallgruppe 
psychischen Gewalt. Bei der psychischen Gewalt durch leibliche Väter handelte 
es sich einmal um einen Fall, bei dem vorgetragen wurde, der Vater manipuliere 
das Kind im Rahmen seiner Umgangstermine verbal und rede schlecht über die 
Mutter, sodass das Opfer in der Folge unter psychosomatische Störungen litt. In 
dem anderen Fall sah das Opfer dabei zu, wie der Beschuldigte die Mutter des 
Opfers verprügelte, sodass „zumindest von einer psychischen Körperverletzung“ 
des Opfers ausgegangen wurde. Sechs Beschuldigte in dieser Fallgruppe waren 
Nachbarn, die wegen Ruhestörung angezeigt wurden. 


6.3.6.2 Alter und Geschlecht der Beschuldigten 


Informationen zu Alter und Geschlecht der beschuldigten Personen wurden aus 
den Personalbögen zu den Beschuldigten entnommen. Für das Beschuldigtenal- 
ter wurde das Alter in vollendeten Jahren zum Tatzeitpunkt erfasst. 


Die Altersspanne der Beschuldigten reichte von fünf bis 90 Jahre. Eine fallgrup- 
penvergleichende Betrachtung zeigt dabei, dass die Beschuldigten bei elterlichen 
Gewaltformen im Mittel etwa Anfang 30 waren, während Beschuldigte in den 
Fallgruppen mit nichtelterlichen Gewaltformen im Mittel eher über 40 Jahre alt 
waren. Dabei gab es bei den nichtelterlichen Gewaltformen eine breitere Streu- 
ung, die sich auch in einer größeren Altersspanne zeigte. Bei elterlichen Gewal 
gegen Kinder zeigte sich eine leichte Tendenz dahingehend, dass mit jüngerem 
Alter der Beschuldigten, die Schwere der Tat stieg. Bei Vernachlässigungen lag 
das Durchschnittsalter unter 30 Jahren. 


In den analysierten Verfahren waren etwa 60 % der Beschuldigten männlich und 
40 % weiblich. Mit Ausnahme der Gruppe der 18- bis 20-Jährigen dominierten 
die männlichen Beschuldigten in allen Altersgruppen. 
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Alter Beschuldigter in Jahren Geschl. 
N |Mw | Std. | Med. | Min. | Max. | männl. 
I % 

Leichte elt. G 28 34,0 7,7 34,5 20 47 71,4 
Mittelschw. elt. 74 32,0 9,0 30,0 18 61 50,0 
G 
Schwere elt. G 34 28,0 85 275 5(19) 48 55,9 
Nichtelt. G gg. 73 384 16,9 39,0 10 75 37,9 
Ki 
Partnerschafts-G 47 33,7 10,1 31,0 21 66 89,4 
Nichtelt. G gg. 29 413 161 42,0 16 74 55,2 
BezPers 
Vernachlässigung 729,8 10,0 33,0 17 41 14,3 
Vers. erw. Suizid 2 40,0 2,8 40,0 38 42 50,0 
Psychische G 10 36,6 174 35,5 18 72 70,0 
Sonstiges 22 41,7 167 38,0 18 90 54,5 
Gesamt 326 35,1 133 33,0 5 90 60,4 











Tabelle 23: Alter und Geschlecht der beschuldigten Personen nach Fallgruppen. Langbogensample 
Beschuldigte (N=326). Abkürzungen: Mw = Mittelwert; Std. Abw. = Standardabweichung; Med. = 
Median; Min. = Minimum; Max. = Maximum. 


Partnerschaftsgewalt stellt sich als männliches Phänomen dar (vgl. Tabelle 23). 
Insgesamt wurden in dieser Fallgruppe nur fünf Mütter beschuldigt, wobei dabei 
in zwei Fällen zugleich auch der Vater Beschuldigter war, da es zu einer tätli- 
chen Auseinandersetzung zwischen den Eltern kam und nicht klar war, wer das 
Opfer verletzt hatte. Verhältnismäßig hoch war auch der Anteil männlicher Be- 
schuldigter auch in der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt. Bei nichtelter- 
lichen Gewaltphänomenen wurden ebenfalls etwas mehr Männer beschuldigt. 
Bei Vernachlässigungen wurden in sechs von sieben Fällen Frauen beschuldigt. 
In der Fallgruppe der psychischen Gewalt waren drei der zehn Beschuldigten 
weiblich. 


0.3.6.3 Staatsangehörigkeit der Beschuldigten 


Die Staatsangehörigkeit der beschuldigten Personen konnte aus dem Personal- 
blatt zu den Beschuldigten entnommen werden. Zwei Drittel der Beschuldigten 
hatten eine deutsche Staatsangehörigkeit. Etwa 10 % der Beschuldigten waren 
türkische Staatsangehörige, 22 % der Beschuldigten hatten sonstige Staatsange- 
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hörigkeiten. Der Anteil an Nichtdeutschen in der hessischen Bevölkerung (für 
alle Altersgruppen) betrug im Jahr 2004 insgesamt 11,5 % und im Jahr 2010 
insgesamt 11,1 %.’” Der Anteil an nichtdeutschen Personen unter den Beschul- 
digten in der Untersuchungsgruppe war damit gegenüber der Gesamtbevölke- 
rung deutlich erhöht. 


Auffallend gering war der Anteil deutscher Staatsangehöriger in der Fallgruppe 
der Partnerschaftsgewalt (vgl. Tabelle 24). In der Fallgruppe der Vernachlässi- 
gung hatten drei von sieben Beschuldigten eine deutsche Staatsangehörigkeit, bei 
zwei der Beschuldigten war die Staatsangehörigkeit unbekannt. 


Die Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt sowie die nichtelterliche Gewalt 
gegen Kinder hatten im Fallgruppenvergleich erhöhte Werte bei der deutschen 
Staatsangehörigkeit. Versuchte erweiterte Suizide und psychische Gewalt wur- 
den nur für Beschuldigte mit deutscher Staatsangehörigkeit vorgetragen. 
Bezüglich der weiteren Staatsangehörigkeiten lagen die Anteile in der Untersu- 
chungsgruppe insgesamt stets höher als in der Gesamtbevölkerung (vgl. Tabelle 
24, hier wurde der Jahrgang 2007 wird exemplarisch zum Vergleich herangezo- 
gen). Aufgrund der geringen Fallzahlen in den einzelnen Fallgruppen lassen sich 
aber allenfalls Tendenzen beschreiben. In der Fallgruppe der Partnerschaftsge- 
walt hoben sich unter den Beschuldigten neben türkischen Staatsangehörigen 
insbesondere Beschuldigte mit asiatischer Staatsangehörigkeit hervor. Hierbei 
handelte es sich insgesamt um sieben Beschuldigte, wovon fünf eine vorderasia- 
tische Staatsangehörigkeit hatten. Die insgesamt sechs Beschuldigten bei der 
nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsperson mit europäischer Staatsangehörig- 
keit verteilten sich auf süd- und osteuropäische Staatsangehörigkeiten. Im Ver- 
gleich zum Gesamtdurchschnitt fallen bei den Fallgruppen der mittelschweren 
und der leichten elterlichen Gewalt die erhöhten Werte afrikanischer Staatsange- 
hörigkeiten auf. Während es sich bei der mittelschweren elterlichen Gewalt um 
insgesamt sieben Fälle mit nordafrikanischen Staatsangehörigkeiten handelte, 
handelte es sich bei der leichten elterlichen Gewalt um drei Fälle mit Staatsange- 
hörigkeiten aus dem sonstigen Afrika. 





7% Hessische Gemeindestatistik (HGSt) 2004, 2007, 2010, Spalte 19 und Spalte 34; eigene Berech- 
nungen. Die Anteile bei Zugrundelegung der Daten des Ausländerzentralregisters bewegen sich 
zwischen 12,2 % im Jahr 2004 und 11,9 % im Jahr 2010; vgl. Statistisches Bundesamt 2010, Fachse- 
rie 1 Reihe: Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Ausländische Bevölkerung. Ergebnisse des Auslän- 
derzentralregisters. Tab. 2. 
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6.3.6.4 Schulbildung, Berufsbildung, Erwerbstätigkeit 


Information zu Schulbildung, Berufsbildung und Erwerbstätigkeit konnte aus 
den Personalbögen der Beschuldigten gewonnen werden. In Fällen, die mit dem 
Langinstrument untersucht wurden und keine Angaben in den Personalbögen 
hatten, konnten in Einzelfällen Angaben aus den weiteren Akteninhalten, insbe- 
sondere Aussagen, gewonnen werden. 


6.3.6.4.1 Schulbildung 


Zur Schulbildung wurde erfasst, welchen Schulabschluss der Beschuldigte hatte 
bzw. zum Tatzeitpunkt anstrebte. In Tabelle 25 ist dargestellt, wie viele Be- 
schuldigte keinen Schulabschluss hatten bzw. anstrebten und wie hoch unter den 
Schulabschlüssen der Anteil an Haupt- und Sonderschulabschlüssen war. Die 
Kategorie „Nein“ wurde dann gewählt, wenn im Beschuldigtenbogen „Ohne 
Schulbildung“ angegeben wurde oder wenn sich aus anderen Akteninhalten 
ergab, dass die Schulausbildung des Beschuldigten abgebrochen wurde. 



































Schulabschluss Anteil 

Nein |Jat | Unbek.s+ ER 
Leichte elt. G 28 3,6 35,7 60,7 77,8 
Mittelschw. elt. G 74 8,1 31,1 60,8 78,3 
Schwere elt. G 34 5,9 52,9 41,2 46,7 
Nichtelt. G gg. Ki 73 0,0 32,9 67,1 40,0 
Partnerschafts-G 47 4,3 29,5 70,2 75,0 
Nichtelt. G gg. 29 3,4 24,1 72,4 33,3 
BezPers 
Vernachlässigung 7 0,0 28,6 71,4 100,0 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 100,0 0,0 50,0 
Psychische G 10 0,0 0,0 100,0 k.A. 
Sonstiges 22 0,0 36,4 63,6 50,0 
Gesamt 326 3,7 32,5 63,8 59,4 











Tabelle 25: Schulbildung des Beschuldigten und Anteil an Hauptschulabschlüssen an allen Schulab- 
schlüssen (Hauptschule/Realschule/Abitur) nach Fallgruppen. Angaben in Prozent. Gesamtsample 
Beschuldigte (N=326). 

* Hierunter wurden auch angestrebte Schulabschlüsse gefasst. 

** Hierunter wurde auch ein fünfjähriger Beschuldigter gefasst. 

*** Anteil an allen Schulabschlüssen (Hauptschule/ Realschule/ Abitur). 
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Tabelle 25 zeigt, dass in den untersuchten Akten insgesamt nur wenige Informa- 
tionen zur Schulbildung existierten. In der Fallgruppe der schweren elterlichen 
Gewalt waren verhältnismäßig viele Informationen zur Schulbildung der Be- 
schuldigten vorhanden. Insgesamt waren Angaben zur Schulbildung für 36 % der 
Beschuldigten aus den Akten zu entnehmen. Insofern fallen Vergleiche zur 
Schulbildung in der Gesamtbevölkerung schwer. Unter den bekannten Fällen 
zeigte sich ein höherer Anteil an (angestrebten) niedrigen Schulbildungsab- 
schlüssen (insgesamt 59 %, vgl. Tabelle 25) gegenüber der Gesamtbevölkerung: 
Während 2007 noch 44,1 % einen Hauptschulabschluss und 51,6 % einen höhe- 
ren Bildungsabschluss’” hatten, ”’* hatten 2009 insgesamt 41,7 % einen Haupt- 
schulabschluss und 53,5 % einen höheren Bildungsabschluss””. Damit deutet 
sich unter den bekannten Informationen ein niedrigeres Bildungsniveau an, das 
aufgrund des hohen Anteils an Beschuldigten mit unbekannter Schulbildung 
jedoch nicht belastbar belegt werden kann. Keinen Schulabschluss hatten in der 
Gesamtbevölkerung 2007 insgesamt 3,3 %’”, im Jahr 2009 waren es 3,8%”. 
Der Anteil in der Untersuchungsgruppe entsprach mit 3,7 % diesen Werten der 
Gesamtbevölkerung, unklar bleibt jedoch, wie viele Beschuldigte aus der Gruppe 
mit unbekannter Schulbildung hier noch hinzukommen würden. 


Der höchste Anteil an Hauptschulabschlüssen fand sich in der Fallgruppe der 
Partnerschaftsgewalt. Während bei elterlichen Gewaltphänomenen insgesamt 
(angestrebte) Hauptschulabschlüsse dominierten, überwogen bei nichtelterlichen 
Gewaltphänomenen höhere Schulbildungen (Mittlere Reife und Abitur). Be- 
schuldigte in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt gegen Kinder wie- 
sen ebenfalls einen höheren Schulbildungsgrad. 


6.3.6.4.2 Berufsbildung 


Zur Berufsbildung wurde erfasst, welche Art von beruflicher Qualifikation der 
Beschuldigte erlangt hatte. Rückschlüsse aus der angegebenen Erwerbstätigkeit 
auf eine Berufsausbildung wurden nur dann gezogen, wenn es einen eindeutigen 
Ausbildungsweg gab (z. B. Hochschulstudium bei Ärzten). Waren verschiedene 
Ausbildungswege möglich, wurde die Kategorie „unbekannt“ gewählt. In den 
Erhebungsbögen wurde die Art der beruflichen Qualifikation relativ differenziert 





7% Abschluss Realschule oder Polytechnische Oberschule, Fachhochschulreife, Abitur. 
7% Statistisches Bundesamt 2008, S. 70. 
705 Statistisches Bundesamt 2011, S. 68. 
706 Statistisches Bundesamt 2008, S. 70. 
797 Statistisches Bundesamt 2011, S. 68. 
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erfasst, abgetragen werden in Tabelle 26 aufgrund der geringen Informations- 
dichte in den Akten nur relativ grobe Kategorien. 



































N Ohne* Abgeschl. Höherer Unbek. 

Ausbildung! berufsqual. 

Lehre Abschluss 
Leichte elt. G 28 3,6 14,3 3,6 78,6 
Mittelschw. elt. G 73 24,7 9,6 0,0 65,8 
Schwere elt. G 33 36,4 24,2 0,0 39,4 
Nichtelt. G gg. Ki 62 8,1 17,7 8,1 66,1 
Partnerschafts-G 47 12,8 19,1 0,0 68,1 
Nichtelt. G gg. 26 11,5 11,5 11,5 65,4 
BezPers 
Vernachlässigung 6 16,7 0,0 0,0 83,3 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 100,0 0,0 0,0 
Psychische G 10 0,0 10,0 0,0 90,0 
Sonstiges 22 13,6 13,6 4,5 68,2 
Gesamt 309 15,9 15,5 3,2 65,4 











Tabelle 26: Berufliche Qualifikation der Beschuldigten nach Fallgruppen, ohne Schüler und Auszu- 
bildende. Angaben in Prozent. Reduziertes Gesamtsample Beschuldigte (n=309). 
* Inkl. Abbruch. 


Die Kategorie „ohne Berufsausbildung“ wurde dann angenommen, wenn im 
Beschuldigtenbogen das Feld „ohne“ angekreuzt war oder sich aus der Akte 
Hinweise darauf ergaben, dass keine berufliche Qualifikation vorlag oder ein 
Qualifikationsweg abgebrochen wurde. Beschuldigten ohne berufliche Qualifika- 
tion fanden sich verhältnismäßig oft in der Fallgruppe der schweren elterlichen 
Gewalt. Innerhalb der elterlichen Gewalt gegen Kinder zeigte sich zudem, dass 
der Anteil der Beschuldigten ohne berufliche Qualifikation mit zunehmender 
Schwere stieg. 


Innerhalb der Fallgruppen mit elterlichen Gewalt gegen Kinder zeigte ferner, 
dass die Informationsdichte mit zunehmender Deliktsschwere stieg. Die meisten 
Informationen zur beruflichen Qualifikation waren in der Fallgruppe der schwe- 
ren elterlichen Gewalt vorhanden. Auffällig wenige Informationen zur berufli- 
chen Qualifikation waren in der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt vor- 
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handen. Wo es Informationen zur beruflichen Qualifikation gab, überwogen 
Ausbildungen gegenüber anderen berufsqualifizierenden Abschlüssen. Verhält- 
nismäßig hoch war der Anteil an höheren berufsqualifizierenden Abschlüssen’ 
in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsperson. Auch in der 
Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder war der Anteil an höheren 
berufsqualifizierenden Abschlüssen etwas höher als im Gesamtdurchschnitt. In 
den Fallgruppen der Partnerschaftsgewalt, der mittelschweren und der schweren 
elterlichen Gewalt wurden unter den berufsqualifizierenden Abschlüssen aus- 
schließlich Ausbildungen dokumentiert. 


Aufgrund des hohen Anteils an Beschuldigten mit unbekannter Berufsqualifika- 
tion fällt ein Vergleich mit Werten aus der Gesamtbevölkerung schwer. Im Jahr 
2009 kamen auf eine Person über 15 Jahren mit Hochschulabschluss”” 4,1 Per- 
sonen mit Ausbildungsabschluss’'°.’”'' In der Untersuchungsgruppe kamen auf 
eine Person mit (Fach-)Hochschulabschluss insgesamt 5,2 Beschuldigte mit 
Ausbildungsabschluss. Ob sich die Tendenz der niedrigeren Berufsbildungsab- 
schlüsse auf alle Beschuldigten verallgemeinern ließe, kann aber nicht gesagt 
werden. Keine abgeschlossene Berufsausbildung hatten insgesamt 59 Beschul- 
digte (18,0 %). Hierunter fielen beispielsweise aber auch Schüler. Keine Anga- 
ben zum Abschluss gab es für die Befragten aus der Gesamtbevölkerung im Jahr 
2009 für insgesamt 20,5 %’'?. Wie viele Personen hiervon keinen berufsbilden- 
den Abschluss hatten, geht aus den Zahlen nicht hervor, sodass die 18 % aus der 
Untersuchungsgruppe nicht gegenüber der Gesamtbevölkerung verortet werden 
können. 


6.3.6.4.3 Erwerbstätigkeit 


Zur Erfassung der Erwerbstätigkeit wurde ebenfalls der Beschuldigtenbogen 
herangezogen, mit dem Langbogen konnten zudem weitere Akteninhalte berück- 
sichtigt werden. In den Erhebungsbögen wurde die Art der Erwerbstätigkeit sehr 
differenziert erfasst. Abgetragen wurden in Tabelle 27 aufgrund des geringen 
Anteils an Informationen zu einer vorhandenen Erwerbstätigkeit lediglich relativ 
grobe Kategorien. Unter die Ausprägung „ohne Erwerbstätigkeit“ wurden Ar- 





708 Djese Kategorie umfasste in der vorliegenden Arbeit Universitäts- und FH-Abschlüsse. 

79 Hierunter wurden Abschlüsse an Fachhochschulen und Universitäten sowie Promotionen gefasst. 
7! Hierunter wurden Ausbildungen und Fachschulabschlüsse (BRD und DDR) gefasst. 

"I Statistisches Bundesamt 2011, S. 68. Die Werte für das Jahr 2007 entsprachen diesen Werten 
weitgehend; vgl. Statistisches Bundesamt 2008, S. 71. 

"2 Statistisches Bundesamt 2011 S.68. 2007 lag der Wert für diese Kategorie bei 22,0 %; vgl. 
Statistisches Bundesamt 2008, S. 71. 
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beitslose ohne und mit Beschäftigung bis zu 15 Stunden im Monat erfasst sowie 
Fälle, in denen der/die Beschuldigte z. B. wegen Haus- und Familienarbeit nicht 
erwerbstätig war. Unter die Ausprägung „mit Erwerbstätigkeit‘ wurden Ange- 
stellte, Auszubildende, Selbstständige aber auch sonstige Erwerbstätigkeit’'” 
gefasst. 


Erwerbstätigkeit Schüler/ | Unbekannt 



































At | She Rentner 
Leichte elt. G 28 21,4 21,4 0,0 57,1 
Mittelschw. elt. G 74 36,5 18,9 0,0 44,6 
Schwere elt. G 34 55,9 26,5 5,9 11,8 
Nichtelt. G gg. Ki 73 16,4 26,0 20,5 37,0 
Partnerschafts-G 47 23,4 27,7 2,1 46,8 
Nichtelt. G gg. BezPers 29 6,9 27,6 17,2 48,3 
Vernachlässigung 7 14,3 0,0 14,3 71,4 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 100,0 0,0 0,0 
Psychische G 10 0,0 10,0 0,0 90,0 
Sonstiges 22 13,6 45,5 9,1 31,8 
Gesamt 326 24,8 25,2 8,0 42,0 











Tabelle 27: Informationen zur Erwerbstätigkeit der Beschuldigten nach Fallgruppen. Angaben in 
Prozent. Gesamtsample Beschuldigte (N=326). 


Aus Tabelle 27 ergibt sich, dass etwa ein Viertel der Beschuldigten keiner Er- 
werbstätigkeit nachging. Innerhalb der elterlichen Gewalt gegen Kinder stieg der 
Anteil an erwerbstätigen Beschuldigten mit zunehmender Deliktsschwere, bei 
allerdings zugleich sinkenden Anteilen an Fällen, in denen dieses Merkmal un- 
bekannt blieb. Verhältnismäßig niedrig war der Anteil an Beschuldigten mit 
Erwerbstätigkeit in den Fallgruppen mit nichtelterlicher Gewalt (gegen Kind und 
gegen Bezugsperson). In diesen beiden Fallgruppen gab es aber zugleich ver- 
hältnismäßig viele Schüler und Rentner. Insgesamt waren für gut 40 % der Be- 
schuldigten keine Informationen zur Erwerbstätigkeit vorhanden. Auffallend 
niedrig war der Unbekannt-Anteil in der Fallgruppe der schweren elterlichen 
Gewalt, deutlich höher war er bei der mittelschweren und noch höher bei der 





737, B. „lE-Job“ oder wenn unklar war, ob selbstständig oder angestellt. 
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leichten elterlichen Gewalt gegen Kinder. In der Fallgruppe des versuchten er- 
weiterten Suizids waren für beide Beschuldigten Informationen zur Erwerbstä- 
tigkeit vorhanden. In der Fallgruppe der psychischen Misshandlung war nur für 
einen von zehn Beschuldigten bekannt, dass dieser einer Erwerbstätigkeit nach- 
ging. In der Fallgruppe der Vernachlässigungen waren in fünf von sieben Fällen 
keine Informationen zur Erwerbstätigkeit vorhanden. 


Bei Betrachtung des Verhältnisses zwischen Erwerbslosigkeit und Erwerbstätig- 
keit zeigte sich ein insgesamt ausgeglichenes Verhältnis. Betrachtet man allein 
die verschiedenen Schwerestufen der elterlichen Gewalt gegen Kinder, so zeigt 
sich, dass mit zunehmender Schwere des Tatvorwurfs auch der Anteil der er- 
werbslosen Beschuldigten gegenüber den Beschuldigten mit Erwerbstätigkeit 
größer wurde. In den Fallgruppen mit nichtelterlicher Gewalt (gegen Kinder und 
gegen Bezugsperson) überwogen die Anteile an Erwerbslosen gegenüber Er- 
werbstätigen bei zugleich allerdings hohen Anteilen an Schülern und Rentnern. 


Bundesweit lag die Erwerbstätigenquote’'* im Jahr 2005 bei 69 % und im Jahr 
2014 bei 78 %.’'” Im Durchschnitt lag das Verhältnis damit bei etwa einem 
Nichterwerbstätigen auf drei erwerbstätige Personen. In der vorliegenden Arbeit 
zeigte sich damit ein höherer Anteil an nicht erwerbstätigen Personen gegenüber 
erwerbstätigen Personen. 


6.3.6.5 Familienstand 


Der Beschreibung des Familienstands liegen die Angaben aus den Personalbögen 
der Beschuldigten zugrunde. In Fällen, die mit dem Langinstrument untersucht 
wurden und in denen in den Personalbögen keine Angaben vorhanden waren, 
konnten für manche Beschuldigte Angaben aus den weiteren Akteninhalten, 
insbesondere Aussagen, gewonnen werden. 


Aus Tabelle 28 ergibt sich, dass für mehr als 80 % der Beschuldigten Informati- 
onen zum Familienstand vorhanden waren. Bei elterlichen Gewaltformen waren 
anteilig mehr Informationen zum Familienstand des Beschuldigten vorhanden als 
bei den nichtelterlichen Gewaltformen. 





74 Bezogen auf die Personen im Alter zwischen 15 und 64. 
75 Statistisches Bundesamt 2014, Fachserie 1 Reihe 4.1.1, Mikrozensus, Tab. 5.5. 
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N Verhei- Geschieden Getr. Ledig Unbek.* 



































ratet lebend 

Leichte elt. G 28 21,4 14,3 21,4 25,0 17,9 
Mittelschw. elt.G 74 36,5 12,2 14,9 28,4 81 
Schwere elt. G 34 23,5 0,0 2,9 58,8 14,7 
Nichtelt.G gg.Ki 73 34,2 6,8 4,1 30,1 24,7 
Partnerschafts-G 47 48,9 2,1 6,4 27,7 14,9 
Nichtelt. G gg. 29 41,4 6,9 3,4 20,7 27,6 
BezPers 

Vernachlässigung 7 14,3 0,0 14,3 28,6 42,9 
Vers. erw. Suizid 2 100,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Psychische G 10 30,0 0,0 20,0 40,0 10,0 
Sonstiges 22 31,8 0,0 9,1 27,3 31,8 
Gesamt 326 35,0 6,4 9,2 31,0 18,4 











Tabelle 28: Familienstand Beschuldigte in Anteilen nach Fallgruppen. Angaben in Prozent. Gesamt- 
sample Beschuldigte (N=326). 
* Inkl. einem sonstigen Fall (verwitwet). 


Verhältnismäßig hoch war der Anteil an verheirateten Beschuldigten in der Fall- 
gruppe der Partnerschaftsgewalt. In den Fallgruppen der leichten elterlichen 
Gewalt, der schweren elterlichen Gewalt sowie der Vernachlässigungen fanden 
sich vergleichsweise geringe Anteile verheirateter Beschuldigter. In der Fall- 
gruppe der Vernachlässigungen wurde dieser geringe Anteil von einem ver- 
gleichsweise hohen Wert bei den Unbekannt-Fällen begleitet. In der Fallgruppe 
der leichten elterlichen Gewalt fanden sich zugleich die größten Anteile an ge- 
schiedenen und getrennt lebenden Beschuldigten (zusammengerechnet 36 %). In 
der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt hingegen addierten sich die beiden letzt- 
genannten Merkmale auf knapp neun Prozent. Bezüglich der schweren elterli- 
chen Gewalt fällt auf, dass hier kaum geschiedene oder getrennt lebende Be- 
schuldigte zu finden waren, diese Fallgruppe aber den größten Anteil an ledigen 
Personen hatte. 


Tabelle 29 zeigt die Verteilung verschiedener Ausprägungen des Familienstands 
der erwachsenen Bevölkerung in Hessen exemplarisch anhand der Zensus-Daten 
2011.’'° Unbekannt war der Familienstand bei insgesamt 18,4 % der Beschuldig- 





716 Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2014, S. 34. 
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ten. Rechnet man die übrigen Merkmale „verheiratet“, ’'7 „geschieden“ und „le- 


dig“ auf 100 % hoch, ergeben sich Werte von 54 % verheirateten, 8 % geschie- 
denen und 38 % ledigen Beschuldigten. Vergleicht man diese Daten mit hessen- 
weiten Daten zum Familienstand (vgl. Tabelle 29) zeigt sich, dass es in der Un- 
tersuchungsgruppe im Vergleich zur hessischen Bevölkerung tendenziell mehr 
ledige Personen gab, während es insgesamt nur eine verwitwete Person gab. Dies 
scheint durch das Alter der Beschuldigten plausibel. Insofern zeigten sich keine 
wesentlichen Unterschiede zur hessischen Gesamtbevölkerung im Hinblick auf 
den Familienstand. 


Zensus 2011: Hessen Angaben in Prozent: 





verheiratet verwitwet geschieden | ledig 
> 18 Jahre 56,1 82 83 27,3 





Tabelle 29: Familienstand nach Anteilen in der hessischen Bevölkerung 2011. 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2014, S. 34. 


Mit den Langbögen wurde zudem erfasst, ob sich die nicht als verheiratet zu 
klassifizierenden Beschuldigten zum Tatzeitpunkt in einer Partnerschaft befan- 
den oder nicht. Hierzu konnten Information aus Quellen, wie beispielsweise 
Aussagen der Beschuldigten, bezogen werden. Es zeigte sich, dass der hohe 
Anteil an Ledigen in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt vor allem 
auf nichtehelichen Partnerschaften beruhte. 


6.3.6.6 Vorstrafen 


Für die Erfassung der Vorstrafen wurden insbesondere die in den Akten oftmals 
vorhandenen BZR-Auszüge herangezogen. Zudem waren teilweise auch Infor- 
mationen in den Beschuldigtenbögen vorhanden. Bezüglich der Vorstrafen wur- 
de unterschieden, ob es Vorstrafen wegen Körperverletzungsdelikten gab oder 
sonstige Vorstrafen.’'* Es konnten dabei beide Möglichkeiten angegeben wer- 
den. 


Auffällig sind hier v. a. die vergleichsweise hohen Anteile an Vorstrafen wegen 
Körperverletzungen in Fallgruppen, die Gewalt gegen Erwachsene (Partner- 
schaftsgewalt und nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson) zum Gegenstand 





717 Dieses Merkmal umfasst die Ausprägungen „geschieden“ und „getrenntlebend“. 

718 In den Erhebungsbögen wurde zudem erfasst, ob es Vorstrafen wegen Delikten z. N. von Kindern 
gab. Hierzu wurden aber keine Hinweise in Akten gefunden, darum wurde dieses Merkmal in den 
Darstellungen weggelassen. 
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hatten (vgl. Tabelle 30). Keine Vorstrafenbelastung wegen Körperverletzung gab 
es in den Fallgruppen versuchter erweiterter Suizid, Vernachlässigung und psy- 
chische Gewalt. Erhöhte Werte bei sonstigen Vorstrafen gab es in den Fallgrup- 
pen der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsperson, der mittelschweren und der 
schweren elterlichen Gewalt. 


In der Fallgruppe der Vernachlässigung waren drei von sieben Beschuldigten mit 
sonstigen Vorstrafen belastet. In der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt ge- 
gen Kinder waren sowohl für Körperverletzungen als auch für sonstige Delikte 
vergleichsweise wenig Vorstrafen zu verzeichnen. 



































Vorstrafen wegen... N Körperverletzung Sonstiges 
Leichte elt. G 28 10,7 21,4 
Mittelschw. elt. G 74 10,8 24,3 
Schwere elt. G 34 8,8 29,4 
Nichtelt. G gg. Ki 73 6,8 13,7 
Partnerschafts-G 47 17,0 21,3 
Nichtelt. G gg. BezPers 29 172 27,6 
Vernachlässigung 7 0,0 42,9 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 0,0 
Psychische G 10 0,0 20,0 
Sonstiges 22 4,5 22,7 
Gesamt 326 10,1 22,1 











Tabelle 30: Vorhandene Vorstrafen wegen Körperverletzungen und sonstige Vorstrafen des Beschul- 
digten nach Fallgruppen. Angaben jeweils in Prozent. Gesamtsample Beschuldigte (N=326). 


6.3.6.7 Nicht beschriebene Merkmale 


Zur Beschreibung der Eigenschaften und Lebenssituationen der Beschuldigten 
wurden mit dem Erhebungsinstrument weitere Merkmale erhoben, für die es in 
den Akten insgesamt zu wenig Sachinformationen für eine systematische Aus- 
wertung gab. Nicht beschrieben werden konnten vertiefte Informationen zur 
Biografie der Beschuldigten (z. B. Gewalterfahrungen in der Kindheit), ein- 
schneidende Erlebnisse im Vorfeld der Tat, Partnerschaftsgewalt, Informationen 
zur körperlichen oder psychischen Gesundheitssituation, zur Haushaltssituation 
der Beschuldigten, die über die beim Opfer erfassten Angaben hinausgingen, zu 
Schwierigkeiten bei der Erwerbstätigkeit sowie zum Haushaltseinkommen. 
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6.3.7 Tatentstehung 


Die Merkmale zur Tatentstehung umfassen Angaben zur Anzahl der Beteiligten 
und Art der Beteiligung, zu Tatort und Tattag, zu den unmittelbaren Tatauslösern 
und zu Hinweisen auf frühere institutionelle Kontakte. Die Angaben zu den Be- 
teiligten und zu früheren institutionellen Kontakten wurden dabei verfahrensbe- 
zogen ausgewertet. Da sich Merkmale zur Tatentstehung für einzelne Opfer 
unterscheiden können, wurden die Merkmale zu Tatort und Tattag sowie zu den 
Tatauslösern opferbezogen dargestellt. Zunächst werden Angaben zu den Betei- 
ligten, zum Tatort und zum Tattag anhand des Gesamtsamples vorgestellt. Ver- 
tiefend werden unmittelbare Tatauslöser für die Fallgruppen anhand des Lang- 
bogensamples dargestellt. 


6.3.7.1 Anzahl der Beteiligten und Art der Beteiligung 


Für die Untersuchung wurde erfasst, ob in den Fällen der Untersuchungsgruppe 
mehrere Opfer benannt wurden und es wurde die maximale Opferzahl ermittelt. 
Zudem wurde erfasst, ob es Fälle mit Opfern außerhalb der Untersuchungsgrup- 
pe gab, die Opfer von Straftaten durch den oder die Beschuldigten wurden. Dies 
bezog sich nur auf solche Personen, die von der Polizei bei der Erfassung des 
Vorgangs in der Akte als Opfer dokumentiert wurden, aber aufgrund ihres Alters 
nicht in die Untersuchungsgruppe fielen. Ferner wurde erfasst, ob sich der Tat- 
vorwurf gegen mehrere Beschuldigte richtet und gegen wie viele Beschuldigte 
das Strafverfahren betrieben wurde. 


Bezüglich des Anteils an Fällen mit mehreren Opfern fällt auf, dass bei nichtel- 
terlicher Gewalt nur selten mehrere Opfer vorkamen (vgl. Tabelle 31). Bei Fall- 
gruppen mit elterlichen Gewaltphänomenen gab es einige Fälle mit mehreren 
Opfern, die maximale Anzahl betrug dabei drei Opfer in einem Fall. In der Fall- 
gruppe der Vernachlässigung gab es einen Fall mit zwei Opfern. In der Residu- 
algruppe der sonstigen Fälle gab es fünf Fälle mit mehreren Opfern aus der Un- 
tersuchungsgruppe. 
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N Mehre- Max. Opfer Mehre- Max. 
re Op- Opfer** außer- reB. Bier 



































ikeip® EI MOLE, 

Leichte elt. G 26 11,5 2 16,0 11 2 
Mittelschw. elt. G 65 17: 2 16,2 13,8 2 
Schwere elt. G 23 17,4 3 8,7 39,1 4 
Nichtelt. G gg. Ki 69 1,4 2 13,0 5,8 2 
Partnerschafts-G 45 15,6 3 100,0 4,4 2 
Nichtelt. G gg. 22 0,0 1 81,8 22,7 3 
BezPers 

Vernachlässigung 6 16,7 2 33,3 16,7 2 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 1 50,0 0,0 1 
Psychische G 6 0,0 1 66,7 50,0 4 
Sonstiges 17 23,5 3 17,6 29,4 2 
Gesamt 281 8,9 3 35,0 14,2 4 











Tabelle 31: Fälle mit mehreren Opfern aus der Untersuchungsgruppe in Prozent und maximale 
Opferzahl, Fälle mit Opfern außerhalb der Untersuchungsgruppe in Prozent, Fälle mit mehreren 
Beschuldigten in Prozent und maximale Anzahl Beschuldigter pro Fall, nach Fallgruppen. Gesamt- 
sample (N=281). Abkürzungen: UG = Untersuchungsgruppe; B. = Beschuldigter. 

* Fälle mit mehreren Opfern aus der Untersuchungsgruppe. 

** Maximale Opferanzahl pro Fall. 

*** Maximale Beschuldigtenanzahl pro Fall. 


Bei den Fällen mit Opfern außerhalb der Untersuchungsgruppe wurden die be- 
troffenen Personen i.d. R. ebenfalls Opfer der infrage stehenden Körperverlet- 
zung, seltener waren Fälle, in denen versuchte Körperverletzungen oder zusätz- 
lich Beleidigungen vorgetragen wurden. Erwartungsgemäß gab es bei den Fall- 
gruppen mit Gewaltformen gegen Erwachsene viele Fälle mit weiteren (erwach- 
senen) Opfern. Auffällig ist hierbei, dass es in der Gruppe der nichtelterlichen 
Gewalt gegen Bezugsperson insgesamt vier Fälle gab, in denen die beteiligte 
erwachsene Person nicht als Opfer erfasst wurde. Hierbei handelte es sich um 
zwei Fälle, in denen sich der Angriff gegen die erwachsene Bezugsperson des 
Kindes richtete, das Opfer aber allein getroffen wurde, weil es sich etwa auf dem 
Arm seiner Bezugsperson befand. In zwei weiteren Fällen wurde jeweils die 
leibliche Mutter des Opfers so geschubst, dass diese das Opfer anstieß/bzw. 
umriss und dieses sich dann Verletzungen zuzog. Hier wurde jedoch die leibliche 
Mutter nicht als Opfer in der Akte erfasst. Während bei den Fallgruppen mit 
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Gewalt gegen Erwachsene die weiteren Opfer überwiegend erwachsen waren,” 
handelte es sich bei den Fällen mit Gewalt gegen Kinder i. d. R. um weitere 
minderjährige Opfer. In der Regel wurden hier die Geschwisterkinder der Opfer 
aus der Untersuchungsgruppe betroffen. Vereinzelt wurden in den Akten auch 
weitere erwachsene Opfer dokumentiert. Hierbei handelt es sich i. d. R. um zeit- 
lich vorangegangene oder spätere Gewaltanwendungen oder Beleidigungen. 


Mit Ausnahme der erweiterten Suizide tauchten Konstellationen mit mehreren 
Beschuldigten in jeder Fallgruppe auf. Der Umstand, dass es mehrere Beschul- 
digte in einem Fall gab, beruhte dabei auf verschiedenen Konstellationen, die 
sich, das zeigte eine Sichtung der Langbögen-Fälle, nach Fallgruppen unter- 
schieden: In Fallgruppen mit Gewalt gegen Erwachsene, wurden mehrere Perso- 
nen i.d.R. dann beschuldigt, wenn es zu einer tätlichen Auseinandersetzung 
zwischen den erwachsenen Personen kam und nicht klar war, wer die vorgetra- 
genen Handlungen z. N. des Opfers begangen hatte. Bei Handlungen, die nur 
zum Nachteil von Kindern beschrieben wurden, gab es sowohl Fälle, bei denen 
(gemeinsame) Handlungen durch die Beschuldigten beschrieben wurden, als 
auch Fälle, bei denen manifeste Misshandlungsfolgen vorlagen, aber nicht klar 
war, wer diese verursacht hatte. Bei der Fallgruppe der elterlichen Gewalt gegen 
Kinder konnte beobachtet werden, dass mit zunehmender Schwerekategorie der 
Anteil der Fälle stieg, bei denen unklar war, wer die manifesten Verletzungen 
verursacht hatte. Bei Vernachlässigungen wurden einmal die Eltern gemeinsam 
beschuldigt. Bei psychischer Gewalt wurden zweimal Ruhestörungen durch die 
Nachbarsfamilie vorgetragen, dies erklärt die Zahl von bis zu vier Beschuldigten. 


0.3.7.2 Tatort und Tattag 


Als Tatort wurde der Ort erfasst, an dem das Tatgeschehen stattgefunden haben 
soll. Für die Erfassung in den Kurzbögen wurden die Angaben aus dem polizeili- 
chen Erfassungsbogen zur Anzeige entnommen. Für die mit den Langbögen 
erhobenen Akten konnten zwar weitere Angaben aus der Akte berücksichtigt 
werden, i.d. R. ergab sich der Tatort jedoch auch hier aus dem polizeilichen 
Erfassungsbogen zur Strafanzeige. In insgesamt sieben Fällen wurden infolge 
von wiederholten Taten mehrere Tatorte dokumentiert. Da die Angaben bei meh- 
reren Taten oft vage blieben und nicht identifiziert werden konnte, an welchem 
Tatort die schwerste oder die zeitlich letzte Tat stattfand, wurden, sofern hierbei 
öffentliche und private Tatorte zusammenfielen, die privaten Orte codiert. 





719 In einigen Fällen waren ältere Geschwisterkinder ebenfalls von den Gewalthandlungen betroffen. 
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Die „gemeinsame Wohnung des Beschuldigten und des Opfers“ wurde als Tatort 
codiert, wenn angegeben wurde, dass sich die Tat in der Wohnung ereignet hat, 
in der Opfer und Beschuldigter zum Tatzeitpunkt gemeinsam lebten (vgl. oben 
Kapitel 6.3.5.2). Unter „sonstige Privatwohnung“ fielen solche Wohnungen, in 
denen Opfer und Beschuldigter nicht gemeinsam lebten. Hierunter fielen bspw. 
die Wohnung des Opfers, die Wohnung des Beschuldigten oder weitere Privat- 
wohnungen, in denen Opfer und Beschuldigter zum Tatzeitpunkt zu Gast waren. 


Die Kategorie „Tageseinrichtung“ umfasst insbesondere Kindertagesstätten und 
Kindergärten. Unter „öffentliche Wege oder Plätze“ wurden ausschließlich öf- 
fentlich zugängliche Orte erfasst. Hierunter fielen bspw. öffentliche Straßen, 
Supermärkten oder Einkaufszentren. „Sonstige Tatorte‘“ waren insbesondere 
solche Tatorte, die nicht vollkommen privat und nicht vollkommen öffentlich 
waren. Hierunter fielen insbesondere solche Orte, die nur für begrenzte Perso- 
nenkreise zugänglich sind, wie etwa Hausflure, Treppenhäuser, Garageneinfahr- 
ten, Innenhöfe. „Unbekannt“ wurde dann eingetragen, wenn es keine konkreten 
Angaben zum Tatort gab. 


Bezüglich des Tattags wurde unterschieden, ob die Tat an einem Arbeitstag oder 
an einem Wochenend- oder Feiertag begangen wurde. Das konkrete Tatdatum 
ergab sich aus der Akte. Bei wiederholten Tathandlungen oder Dauerdelikten 
wurde der letzte Tatzeitpunkt als Tatdatum erfasst. In Hessen fallen jährlich 
durchschnittlich acht Feiertage auf einen Arbeitstag (Montag bis Freitag), so 
ergibt sich ein Verhältnis von 252 zu 112 zwischen Arbeitstagen und Wochen- 
endtagen (Samstag/Sonntag) und Feiertagen. Somit sind 31 % der Tage in Hes- 
sen Wochenend- oder Feiertag. 
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Die gemeinsame Wohnung zwischen Opfer und Beschuldigtem wurde insbeson- 
dere in den Fallgruppen der Partnerschaftsgewalt, der mittelschweren und schwe- 
ren elterlichen Gewalt sowie bei Vernachlässigungen als Tatort beschrieben (vgl. 
Tabelle 32). Auffallend ist, dass kein Fall aus der Fallgruppe psychische Gewalt 
in der gemeinsamen Wohnung des Opfers und des Beschuldigten stattfand. 
Vielmehr wurden hier andere Privatwohnungen als Tatorte beschrieben. Nichtel- 
terliche Gewalt gegen Bezugsperson fand ebenfalls häufig in anderen Privat- 
wohnungen statt. Auch für die Fallgruppen der leichten elterlichen Gewalt und 
nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder waren vergleichsweise höhere Werte zu 
verzeichnen. Eine nähere Betrachtung dieser Fälle anhand des Langbogensamp- 
les zeigte, dass dabei i. d. R. Situationen beschrieben werden, in denen sich das 
Opfer oder der Beschuldigte innerhalb des üblichen sozialen Rahmens in dieser 
Wohnung aufgehalten hat: So etwa wenn sich der Vorfall im Rahmen der Wahr- 
nehmung eines Umgangsrechts ereignete oder der Beschuldigte auf Einladung 
hin zu Besuch war (z. B. Familienfest). Es gab aber auch Fälle, in denen der 
Beschuldigte in der Wohnung des Opfers und seiner Eltern vorbeikam, um mit 
den Eltern einen Streit auszutragen (so v. a. in der Fallgruppe der nichtelterlichen 
Gewalt gegen Bezugsperson). In Tageseinrichtungen fanden die Fälle selten statt 
und waren insbesondere der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder 
zuzuordnen. Bezüglich der öffentlichen Wege oder Plätze hob sich die Fallgrup- 
pe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder hervor. Bezüglich der sonstigen 
Tatorte zeigte insbesondere die Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen 
Bezugsperson hohe Werte, erhöhte Werte fanden sich auch in der Fallgruppe der 
nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder. Verhältnismäßig oft unbekannt waren die 
Tatorte in den Fallgruppen der mittelschweren und der schweren elterlichen 
Gewalt. 


Tabelle 32 zeigt, dass 31 % der Tatvorwürfe für einen Feiertag vorgetragen wur- 
den. Verhältnismäßig oft war dies in der Fallgruppe der leichten elterlichen Ge- 
walt der Fall. Etwas erhöht war der Anteil an Sachverhalten, die für einen Wo- 
chenend- oder Feiertag vorgetragen werden auch in der Fallgruppe der Partner- 
schaftsgewalt. Zudem hoben sich die Vernachlässigungsfälle mit hohen Werten 
für einen Wochenend- oder Feiertag als Tattag hervor. Da es sich hierbei um 
Dauerdelikte handelt, drückt der „Tattag“ in dieser Fallgruppe vielmehr den 
„Anzeigetag‘“ aus. Hier schienen mehr Tatwahrnehmungen an Wochenend- oder 
Feiertagen gemeldet zu werden. In allen anderen Fallgruppen wurden als Tattage 
verhältnismäßig oft Arbeitstage dokumentiert. 
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6.3.7.3  Unmittelbare Tatauslöser 


Als Tatauslöser wurden solche Angaben erfasst, die für die Entstehung der Tat- 
handlung vorgetragen wurden. Für dieses Merkmal wurden Informationen her- 
angezogen, die sich teilweise auch erst im Lauf der Ermittlungen ergeben haben. 
Informationen zu diesen Merkmalen wurden i. d.R. aus Aussagen der Beteilig- 
ten oder der befragten Zeugen gewonnen. 


Als „Konflikte“ wurden Hinweise auf einen Streit mit Personen erfasst, die nicht 
zugleich Opfer der Untersuchungsgruppe waren. Hierunter fielen auch Situatio- 
nen, in denen der Streit plötzlich durch den Beschuldigten begonnen wurde. 
Hierbei handelte es sich i. d. R. um Konflikte mit anderen erwachsenen Perso- 
nen, teils auch mit tätlichen Auseinandersetzungen, sowie teilweise auch um 
Auseinandersetzung mit älteren Kindern. Eine „Überforderung“ wurde dann 
angenommen, wenn für den Beschuldigten ausdrücklich eine Überlastung oder 
Überforderung benannt wurde. Diese Vorgehensweise wurde gewählt, weil diese 
Angaben wiederholt auftraten. Unter „Alkoholkonsum“ oder „Drogenkonsum“ 
wurden sowohl durch die Polizei gemessene als auch geschilderte Alkohol- oder 
Drogeneinflüsse gefasst. „Vorheriges Opferverhalten“ beschreibt Situationen, in 
denen Gewalt gegenüber dem Opfer nach einem vorangehenden Verhalten an- 
gewendet wurde, z. B. wenn das Opfer den Beschuldigten zuvor tätlich angriff 
oder das Opfer sich sonst aus Sicht der schildernden Person unangemessen ver- 
hielt, z. B. ein Tier quälte. Dieses Merkmal wurde aber auch dann angenommen, 
wenn geschildert wurde, dass es zu den Tathandlungen kam, weil das Opfer 
„nicht hörte“. Unter die „sonstigen Tatauslöser“ fielen verschiedene Schilderun- 
gen, wie etwa Beschreibungen, dass der Beschuldigte gestresst, übernächtigt 
oder aggressiv war. Daneben wurde beispielsweise auch geschildert, dass das 
Opfer für die geschiedene Ehe verantwortlich gemacht wurde, der Beschuldigte 
sich über seine Vaterschaft nicht sicher war oder der Beschuldigte eine depressi- 
ve Episode durchlebte. 
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Insgesamt konnten für zwei Drittel der Fälle Tatauslöser beschrieben werden 
(vgl. Tabelle 33). Auffällig ist, dass innerhalb der elterlichen Gewalt gegen Kin- 
der mit zunehmender Schwere, anteilig weniger Tatauslöser beschrieben wurden. 
Dazu fällt auf, dass Konflikte insbesondere bei Fallgruppen mit Gewalt gegen 
erwachsene Personen tatauslösend waren. Hierbei handelte es sich um Konflikte, 
die zwischen dem Beschuldigten und dem weiteren, erwachsenen Opfer bestan- 
den. Beim versuchten erweiterten Suizid wurden in einem Fall Eheprobleme als 
Auslöser benannt. Das Merkmal „Überforderung“ erlangte insbesondere im 
Bereich der elterlichen Gewalt gegen Kinder Bedeutung. Auffällig ist, dass die- 
ses Merkmal in der Fallgruppe der Vernachlässigung nur einmal benannt wurde. 
Alkoholkonsum wurde insbesondere bei Fallgruppen mit Gewalt gegen erwach- 
sene Personen dokumentiert. In der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt gab es 
auch anteilig vergleichsweise erhöhte Werte zu einer Drogenintoxikation zum 
Zeitpunkt der Tat. In diesen Fallgruppen wurde verhältnismäßig oft der Alkohol- 
bzw. Drogenkonsum durch eine polizeilich veranlasste Blutanalyse kurz nach 
der Tat festgestellt. In den anderen Fallgruppen beruhten diese Angaben mehr- 
heitlich auf Schilderungen. 


Ein vorheriges Opferverhalten als Tatauslöser war insbesondere in Fallgruppen 
mit elterlicher und nichtelterlicher Gewalt gegen Kinder von Bedeutung. Auffäl- 
lig hoch war die Werte in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kin- 
der. Hier ging in zwei Dritteln der Fälle der Tat ein vorheriges Opferverhalten 
voran. Unter die Kategorie „vorheriges Opferverhalten“ wurden auch Fälle ge- 
fasst, bei denen sich das Opfer in die laufenden Gewalthandlungen gegenüber 
anderen Familienmitgliedern (z. B. der leiblichen Mutter) einschaltete. In einem 
Fall versuchte das Opfer den Beschuldigten von der weiteren Tatbegehung abzu- 
halten. In einem anderen Fall sprach das Opfer gegenüber dem Beschuldigten 
Beleidigungen aus. 


6.3.7.4 Frühere institutionelle Kontakte 


Zudem wurde erfasst, ob es in den untersuchten Verfahren Hinweise auf frühere 
institutionelle Kontakte gab. Hinweisarten waren etwa schriftliche Dokumente 
über einen entsprechenden Kontakt, aber auch mündliche Aussagen darüber, 
dass es entsprechende, frühere Kontakte gab. Das Vorliegen solcher Hinweise 
wurden dabei binärcodiert. Unter Hinweise auf frühere Arztbesuche, die im Zu- 
sammenhang mit einer Misshandlung standen, wurden solche Fälle gefasst, bei 
denen geäußert bzw. dokumentiert wurde, dass ein Arztbesuch anlässlich eines 
Verdachts auf Misshandlung stattfand. Daneben wurden Hinweise auf vorherige 
Kontakte mit dem Jugendamt sowie Hinweise auf vorherige Kontakte mit dem 
Familiengericht oder der Polizei erfasst. 
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n _ Arzt- Alitezsstel, Familien- Polizei 
besuche* hilfe gericht 

Leichte elt. G 18 0,0 50,0 33,3 5,6 
Mittelschw. elt. G 51 0,0 41,2 25,5 3,9 
Schwere elt. G 15 13,3 66,7 33,3 13,3 
Nichtelt. G gg. Ki 35 0,0 14,3 11,4 5,2. 
Partnerschafts-G 26 0,0 15,4 0,0 26,9 
Nichtelt. G gg. Bez- 14 0,0 14,3 0,0 0,0 
Pers 

Vernachlässigung 6 0,0 33,3 0,0 16,7 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 0,0 0,0 0,0 
Psychische G 1 0,0 0,0 0,0 0,0 
Sonstiges 10 0,0 20,0 0,0 0,0 
Gesamt 178 1] 30,9 15,7 8,4 











Tabelle 34: Hinweise auf vorangegangene institutionelle Kontakte. Anteile nach Fallgruppen. Anga- 
ben in Prozent. Mehrfachnennungen möglich. Langbogensample (n=178). 
* Arztbesuche im Zusammenhang mit einem Misshandlungsverdacht. 


Hinweise auf frühere Arztbesuche im Zusammenhang mit einer (möglichen) 
Misshandlung, gab es insgesamt in zwei Fällen der schweren elterlichen Gewalt 
(vgl. Tabelle 34). In allen anderen Fallgruppen gab es keine entsprechenden 
Hinweise. Hinweise auf frühere Kontakte mit dem Jugendamt gab es vor allem 
in den Fallgruppen der leichten elterlichen Gewalt und der schweren elterlichen 
Gewalt, aber auch in der Fallgruppe der mittelschweren elterlichen Gewalt. Dies 
waren beispielsweise Fälle, bei denen Hilfen zur Erziehung in der Familie instal- 
liert waren, aber auch Fälle, in denen vorgetragen wurde, dass die Familie dem 
Jugendamt bereits bekannt sei. Daneben gab es auch Fälle, bei denen das Ju- 
gendamt anlässlich einer Auseinandersetzung um das elterliche Sorgerecht tätig 
wurde. Frühere Kontakte mit dem Familiengericht gab es vor allem in den Fall- 
gruppen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder. Hierbei ging es im Wesentlichen 
um frühere, aber auch um anhängige Sorgerechtsstreitigkeiten. In der Fallgruppe 
der mittelschweren elterlichen Gewalt stand Kinderschutz im Vordergrund. 


Auffällig ist, dass auch im Bereich der nichtelterlichen Gewalt Kontakte zum 
Familiengericht dokumentiert waren. Hierbei handelte es sich in drei von vier 
Fällen um Konstellationen, in denen ein Streit um das Umgangsrecht bestand 
und in denen der anzeigeerstattende Elternteil den Vorwurf äußerte, dass die 
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Verletzungen z. B. durch den Großvater oder die Tagesmutter zugefügt worden 
sein sollen, als sich das Opfer bei dem anderen Elternteil aufhielt. 


Bezüglich früherer Polizeikontakte hob sich insbesondere die Fallgruppe der 
Partnerschaftsgewalt hervor. Hierbei handelte es sich um Fälle, in denen es be- 
reits im Vorfeld Einsätze wegen häuslicher Gewalt gab. 


6.3.8 Kenntniserlangung der Ermittlungsbehörden 


In diesem Abschnitt wird zunächst dargestellt, wer die Sachverhalte an die Straf- 
verfolgungsbehörden gemeldet hat. Zudem werden Anzeigewege und Gründe für 
die Anzeigeerstattung dargestellt. Die Auswertungen erfolgen hierbei jeweils 
fallbezogen. 


6.3.8.1 Anzeigeerstattende Person 


Als Anzeigeerstatter wurde die Person erfasst, die erstmals die Strafverfolgungs- 
organe auf den infrage stehenden Sachverhalt aufmerksam gemacht hat. Informa- 
tionen zur anzeigeerstattenden Person ergaben sich in der Regel aus den Unterla- 
gen zur Strafanzeige. Die Ausprägung „von Amts wegen“ wurde dabei nur dann 
angenommen, wenn dies im Formblatt zur Strafanzeige eingetragen war und die 
Mitteilung keiner anderen Person zugerechnet werden konnte. 


Die Ausprägung „Eltern“ umfasst leibliche und soziale Eltern.’ „Verwandte“ 
oder „Bekannte“ waren Personen, für die ein verwandtschaftliches oder bekannt- 
schaftliches Verhältnis zum Beschuldigten und/oder zum Opfer dokumentiert 
wurde. Für die vorliegende Arbeit wurden Meldungen durch Mitarbeiter sozialer 
Dienste sowie durch Mitarbeiter in Kindertagesstätten und Lehrer zusammenge- 
fasst, da es sich hierbei um Menschen handelt, die in ihrem beruflichen Alltag 
mit Kindern und ihren Familien in Kontakt stehen. Meldungen durch Ehrenamt- 
liche aus der Kinder- und Jugendarbeit wurden nicht verzeichnet. Ferner wurden 
Zufallszeugen und Nachbarn in einer Kategorie zusammengefasst. Zufallszeugen 
waren Personen, die den gemeldeten Vorfall zuvor zufällig beobachtet bzw. 
sonstige Hinweise auf den Vorfall wahrgenommen hatten, wie etwa auffällige 
Geräusche, und die nicht unter die anderen Kategorien fielen. Als „Nachbarn“ 
wurden Personen erfasst, die ihren Wohnsitz am oder neben dem Tatort hatten 
und für die kein Bekanntschaftsverhältnis zum Opfer oder zum Beschuldigten 
dokumentiert wurde. Unter die Kategorie „Sonstiges“ wurden Anzeigeaufnah- 





720 Insgesamt gab es aber nur einen Fall, bei dem ein sozialer Vater den Vorfall meldete. Dies war in 
der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsperson. 
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men „von Amts wegen‘ erfasst, sofern es keine Hinweise gab, auf wen die Mit- 
teilung zurückging, zudem anonyme Meldungen (2 Fälle bei mittelschwerer und 
schwerer elterlicher Gewalt) und Mitteilungen durch das Opfer selbst (ein Fall 
bei mittelschwerer elterlicher Gewalt durch ein mittlerweile erwachsenes Opfer). 


Tabelle 35 zeigt, dass die Fälle überwiegend auf Anzeigen durch Eltern zurück- 
gingen. Insbesondere in den Fallgruppen Partnerschaftsgewalt, leichte elterlichen 
Gewalt, den nichtelterlichen Gewaltformen (gegen Kind und gegen Bezugsper- 
son) sowie in der Fallgruppe psychische Gewalt gingen die Meldungen auf die 
Eltern zurück. Insgesamt wurden deutlich mehr Anzeigen durch die Mütter als 
durch Väter erstattet. Abweichend davon zeigte sich in den Fallgruppen der 
leichten elterlichen Gewalt und der mittelschweren elterlichen Gewalt ein ausge- 
glichenes Verhältnis zwischen den Anzeigen durch Mütter und Väter. Zufalls- 
zeugen und Nachbarn wurden als Anzeigeerstatter wichtiger bei Fällen von 
leichter und mittelschwerer elterlicher Gewalt. Professionelle und Verwandte 
bzw. Bekannte wurden wichtiger bei Fällen von mittelschwerer und schwerer 
elterlicher Gewalt. Insbesondere in der Fallgruppe der schweren elterlichen Ge- 
walt werden solche Fälle überwiegend über diese Personengruppen gemeldet. 


6 Empirischer Teil 


232 








"097 pun usYeIssodellapury; UOA UISOGTEI "TNU] % 
"usgeZuy Sumy = "y 'Y] :uodunz 
-ıNJqV '(I8Z=N) SJdwespwessen, Juszoig ur usgeduy "usddnizjfeg y9eu uajıojuy ur UOSsIOg SPuUsNEIsISAFTDZUY !SE O[[OgeL 


juressg 
sagnsuog 

D) Oy9sıy9Asq 
pIzns MIO SO A 
Zundissejydeum A 
sIogzag 

"339 oydIN 
H-Syeydsiulleg 
33 9 NOPIN 
D) 'JP 2IOMy9S 
DAN MYSSPNIN 


D°N9 y9I9T 
ureqyoen 
[er ]1eyAg We e)te MAeNeRI Suueyog | uesursuod 
oänsuos | -sjpemz | JaTerzos "ze | ‚apuemnmoA ug | 109eA | onnWw 


"yoınp Sundue]Iosımuus> 


6.3 Ergebnisse 233 





6.3.8.2 Anzeigewege und Anzeigegründe 


Zur Ermittlung von Faktoren, die eine Strafanzeige möglicherweise begünstigen, 
wurden mithilfe der induktiven Kategorienbildung nach Mayring Kategorien 
entwickelt. Für die Kategorienbildung wurden zwei Oberkategorien gebildet. Die 
erste Oberkategorie umfasste objektive Ereignisse, die vor einer Anzeigeerstat- 
tung stattfanden. Die zweite Oberkategorie umfasste Aspekte, die die Intention 
der anzeigeerstattenden Person steuerten (vgl. dazu Kapitel 6.2.6.2.3). 


6.3.8.2.1 Ereignisse vor der Anzeigeerstattung 


Für Ereignisse, die vor einer Anzeigeerstattung stattfanden, wurden anhand des 
Materials die folgenden Kategorien gebildet. Unerheblich war dabei, ob die Er- 
eignisse die Intention der Anzeigeerstatter steuerten.’”' 


„Besprechung mit Beratungsstelle“: Hierunter wurden Fälle gefasst, bei denen 
der Anzeigeerstatter sich im Voraus mit einer anderen, für die Erteilung eines 
Ratschlags professionell qualifizierten Person über den Fall besprochen hatte. 
Dies waren insbesondere Mitarbeiter von Beratungsstellen (z. B. Mitarbeiter des 
Jugendamts oder Rechtsanwälte). Auffällig war hierbei, dass der Kontakt zu den 
Beratungsstellen ohnehin schon bestand und nicht etwa extra eine Opferbera- 
tungsstelle o. ä. aufgesucht wurde. 


„Besprechung mit Vertrauensperson/Privatpersonen“: Diese Kategorie umfasst 
Besprechungen mit Vertrauenspersonen aus dem persönlichen Nahbereich (enge 
Verwandte oder Bekannte) sowie mit sonstigen Personen, die sich beispielsweise 
dadurch für die Erteilung eines Ratschlags qualifizierten, dass sie den Vorfall 
oder wesentliche Teile davon ebenfalls beobachtet hatten. 


„schlichtungsversuch vor Anzeigeerstattung“: Hierunter wurden Fälle gefasst, 
bei denen vor einer Anzeigeerstattung entweder ein Schlichtungsversuch durch 
eine an der Tat unbeteiligte Person unternommen wurde oder Fälle, bei denen 
Professionelle beauftragt wurden, einen Schlichtungsversuch zu unternehmen. 
Schlichtungsversuche durch unbeteiligte Personen umfassten Fälle, bei denen 
Privatpersonen versuchten, den Beschuldigten im Moment des Vorfalls von der 
weiteren Tatbegehung abzuhalten. Schlichtungsversuche durch Professionelle 
bezogen sich auf Fälle, bei denen der Anzeigeerstatter zuvor Meldungen an das 
Jugendamt oder an andere offizielle Stellen machte und in deren Folge — zumin- 
dest aus Sicht der meldenden Person — nichts geschah. Gemeinsam war diesen 
Fällen, dass durch eine unbeteiligte Person versucht wurde, weitere Gefahren für 





71 Vgl. zu handlungsleitenden Gründen Kapitel 6.3.8.2.2. 
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das betroffene Kind abzuwehren. In diesen Fällen erschien die Anzeigeerstattung 
als nächster, konsequenter Schritt, nachdem mildere, nichtstrafrechtliche Mög- 
lichkeiten ausgeschöpft wurden. 


„Anderweitiger Polizeikontakt“: Diese Kategorie beschreibt Fälle, bei denen der 
Anzeigeerstatter wegen einer anderen Sache im Kontakt mit der Polizei stand 
und die Schilderung des Sachverhalts in diesem Kontext geschah. In den für die 
vorliegende Arbeit untersuchten Fällen wurde der Sachverhalt im Wesentlichen 
im Rahmen polizeilicher Vernehmung in anderer Sache (als Zeuge oder Be- 
schuldigter) geschildert. Charakteristisch für diese Kategorie war, dass die Fälle 
eher zufällige Meldungen beschreiben, die nicht aus eigenem Antrieb erfolgen. 
Insofern unterscheidet sich die Kategorie von den anderen Kategorien. Es ist 
davon auszugehen, dass diese Kategorie im Vergleich zu den anderen auch zu- 
verlässiger in den Akten dokumentiert wurde, da die Informationen oftmals aus 
Aussagen in anderen Verfahren gewonnen wurden und damit dokumentations- 
pflichtig waren. 


„Günstige Gelegenheit“: In dieser Kategorie bestand ein Entschluss zur Anzeige 
schon seit längerer Zeit. Mit der Anzeige wurde jedoch abgewartet, bis sich eine 
Gelegenheit bot, in der der Anzeigeerstatter vom Beschuldigten unbehelligt An- 
zeige erstatten konnte. 


0.3.8.2.2  Anzeigegründe 


Für die Bildung der Kategorien wurden alle in den Akten dokumentierten Anga- 
ben der Anzeigeerstatter über die der Anzeige zugrunde liegende Motive, Ziele 
und Erwartungen herangezogen, sowie auch Erklärungen der Anzeigeerstatter 
dazu, was sie zur Anzeige ermutigte. Diese persönlichen Erklärungen sowie die 
Motive und die mit der Strafanzeige verknüpften Erwartungen und Ziele wurden 
zu „Gründen“ zusammengefasst, weil sie sich nicht trennscharf voneinander 
unterscheiden ließen.’”” Nicht berücksichtigt wurden Vermutungen von anderen 
Personen über die Anzeigegründe. In Abgrenzung zu den unter Kapitel 6.3.8.2.1 
beschriebenen Ereignissen, wurden hier nur solche Angaben kategorisiert, die als 
handlungsleitend qualifiziert werden konnten. 





7? Wie oben in Kapitel 4.3.1 beschrieben, wird in anderen Untersuchungen oftmals zwischen aktuel- 
len, die Anzeige begründenden Motiven und den mit der Anzeige verbundenen Erwartungen und 
Zielen unterschieden. Diese Unterscheidung ist in Befragungsstudien mit entsprechend ausgerichte- 
ten Fragedesigns möglich, in der vorliegenden Arbeit, in der lediglich auf zufällig geäußerte Beweg- 
gründe Bezug genommen werden kann, kann aber nicht klar zwischen aktuellen Anzeigemotiven und 
mit der Anzeige verbundenen Erwartungen und Zielen unterschieden werden. 
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„Ausfall anderer Anzeigeerstatter“: Diese Kategorie beschreibt Fälle, in der die 
Strafanzeige erfolgte, weil näherstehende Personen eine Anzeige unterließen, 
obwohl die Erwartung bestand, dass die andere Person anzeigen werde. 


„Externe Ermunterung/Bestätigung‘“ Hierunter wurden Fälle gefasst, bei denen 
der Anzeigeerstatter durch Dritte auf die Idee gebracht wurde, Anzeige zu erstat- 
ten (externe Ermunterung), aber auch Fälle, in denen eine bereits bestehende 
Idee durch einen Dritten bekräftigt wurde (externe Bestätigung). Dies beinhaltete 
den expliziten Rat zur Strafanzeige, aber auch Bestätigungen aus bspw. fachli- 
cher Perspektive, wie etwa bei einer Einschätzung eines Rechtsanwalts zur straf- 
rechtlichen Relevanz des geschilderten Sachverhalts oder bei Einschätzungen 
von Ärzten, die einen Misshandlungsverdacht bestätigen. 


„sorge um Kindeswohl“: Hierunter wurden Fälle gefasst, in denen vom Anzei- 
geerstatter explizit geäußert wurde, dass er den Vorfall deshalb melde, weil er 
sich Sorgen um das Wohl des Kindes mache. Neben allgemein geäußerten Sor- 
gen um das Wohl des Kindes umfasst diese Kategorie Fälle, bei denen eine akute 
Sorge geäußert wurde, etwa weil eine aktuell stattfindende Schädigung befürch- 
tet wurde. Ebenso wurden Fälle erfasst, bei denen die Sorge ausdrücklich zu- 
kunftsbezogen war, wie bspw. wenn befürchtet wurde, dass bestimmte Gefähr- 
dungen oder Schädigungen künftig wieder auftreten könnten. 


„Täterbezogener Handlungsbedarf“: Hierunter wurden verschiedene Konstellati- 
onen gefasst, die in unterschiedlicher Weise einen Wunsch nach staatlichen 
Handlungen gegen den Beschuldigten erkennen ließen. Dies umfasst Strafanzei- 
gen, bei denen explizit geäußert wurde, dass hier ein „Handlungsbedarf“ bestehe. 
Ebenso wurden Äußerungen darunter gefasst, die einen Wunsch nach staatlichen 
Handlungen zum Ausdruck brachten, so etwa wenn geschildert wurde, dass das 
beobachtete Verhalten des Beschuldigten nicht zu tolerieren sei. Es handelt sich 
also um einen abstrakten Wunsch nach staatlichen Handlungen (in Abgrenzung 
zur nachfolgenden Kategorie). 


„Wunsch nach konkreten Maßnahmen“: Hierunter wurden Fälle gefasst, bei 
denen bei der Anzeigeerstattung ein expliziter Wunsch nach konkreten staatli- 
chen Handlungen vorgetragen wurde. Dies umfasste etwa den konkreten Wunsch 
nach polizeilichen Schutzmaßnahmen bei häuslicher Gewalt, z. B. wenn der 
Beschuldigte nicht wieder in die Wohnung gelangen sollte. Andere konkret ge- 
äußerte Ziele waren beispielsweise die Einschaltung des Jugendamts oder die 
Unterbringung des Beschuldigten in einer psychiatrischen Klinik. In einem Fall 
wurde mit der Anzeige konkrete Intervention in das elterliche Sorgerecht gefor- 
dert. 
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6.3.8.2.3 Verknüpfungen von Ereignissen und Gründen 


Teilweise zeigten sich beständige Verknüpfungen zwischen vorherigen Ereignis- 
sen und bestimmten Anzeigegründen/-motiven: So ging bei einer externen Er- 
munterung/Bestätigung 1. d. R. auch eine Besprechung mit Dritten (Vertrauens- 
person oder Beratungsstelle) voraus. Bei den anderen dokumentierten Anzeige- 
gründen ließen sich hingegen keine beständigen Verknüpfungen herausarbeiten, 
sondern nur einzelne Verknüpfungen beschreiben: Den Gründen „Sorge um das 
Kindeswohl“ und „täterbezogener Handlungsbedarf“ gingen zum Teil „Schlich- 
tungsversuche vor Anzeigeerstattung“ voraus, in der Regel wurden diese Gründe 
aber ohne vorherige Ereignisse benannt. Beim „Wunsch nach konkreten Maß- 
nahmen“ wurde einmal explizit die Abwesenheit des Unterdrückers genutzt 
(günstige Gelegenheit), um Anzeige zu erstatten (mit Wunsch nach konkreten 
polizeilichen Schutzmaßnahmen). 


Bei Sachverhalten, die über anderweitige Polizeikontakte bekannt wurden, wur- 
den keine subjektiven Gründe explizit benannt. Teilweise stützen jedoch gewisse 
Indizien die Annahme, dass der Anzeigeerstatter mit seinen Schilderungen be- 
zweckte, einen Nachteil von sich abzuwenden, z. B. wenn der in einem anderen 
Strafverfahren Beschuldigte die Sachverhaltsschilderung mit der Anmerkung 
einleitete, dass er angesichts der gegen ihn gerichteten Vorwürfe nun die Wahr- 
heit sagen müsse. 


6.3.8.2.4  Häufigkeiten 


Für Auswertungen zu Häufigkeiten der vorherigen Ereignisse und der Gründe 
für eine Anzeigeerstattung wurden die einzelnen Kategorien zu ihren Oberkate- 
gorien zusammengefasst. In Fällen mit mehreren Nennungen innerhalb einer 
Oberkategorie wurden die Nennungen nur einfach gezählt. 


Eine Auflösung in die Einzelkategorien erwies sich als nicht ergiebig für eine 
Häufigkeitsauszählung, da sich insgesamt nur wenige Fälle auf die einzelnen 
Kategorien verteilten. Dies ist aus ermittlungslogischer Perspektive naheliegend, 
denn für die Frage, ob ein Anfangsverdacht besteht und Ermittlungen einzuleiten 
sind, sind vorherige Ereignisse und individuelle Gründe für die Strafanzeige 
irrelevant. Dass diese Angaben überhaupt in den Akten dokumentiert werden, ist 
zunächst davon abhängig, dass ein solches Ereignis oder ein solcher Grund über- 
haupt benannt wurde, sowie dann ferner davon, dass diese Information als rele- 
vant für die Akte eingeschätzt und dokumentiert wurde. Bei den in den Akten 
hierzu festgehaltenen Angaben handelt es sich daher um eher zufällige Doku- 
mentationen. 
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Aus diesem Grund sind die in Tabelle 36 abgebildeten Prozentwerte nicht als 
verlässliche Häufigkeitsverteilungen zu verstehen, sondern vielmehr als Be- 
schreibung dazu, in wie vielen Verfahren solche Informationen dokumentiert 
wurden. 



































Hinweise auf... Ereignisse vor SloJPu@suilıtelcguiig 
Anzeigeerstattung Anzeigeerstattung 

Leichte elt. G 18 33,3 38,9 
Mittelschw. elt. G 51 23,5 21,5 
Schwere elt. G 15 20,0 26,7 
Nichtelt. G gg. Ki 35 11,4 14,3 
Partnerschafts-G 26 3,8 7,7 
Nichtelt. G gg. BezPers 14 7,1 7,1 
Vernachlässigung 6 0,0 0,0 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 50,0 
Psychische G 1 0,0 0,0 
Sonstiges 10 10,0 30,0 
Gesamt 178 15,7 20,8 











Tabelle 36: Hinweise auf vorherige Ereignisse vor einer Anzeige und Gründe für eine Anzeige nach 
Fallgruppen. Angaben jeweils in Prozent. Langbogensample (n=178). 


Tabelle 36 ist zu entnehmen, dass es Hinweise zu Wegen der Anzeigeerstattung, 
aber auch zu Gründen insbesondere in den Fallgruppen der elterlichen Gewalt 
gegen Kinder gab. Für andere Fallgruppen wurden vergleichsweise wenige bis 
gar keine Hinweise auf Begründungen dokumentiert. Innerhalb der Fallgruppen 
der elterlichen Gewalt zeigte sich eine Tendenz dahingehend, dass mit abneh- 
mender Schwere des Delikts, der Anteil besonders begründeter Fälle für eine 
Anzeigeerstattung steigt. Am häufigsten erfolgte eine Anzeige im Zuge eines 
anderweitigen Polizeikontakts (9 Fälle) oder nach Besprechungen mit Bera- 
tungspersonen (7 Fälle) oder Vertrauenspersonen (5 Fälle). Bei den angegebenen 
Anzeigegründen dominierten externe Ermunterung (10 Fälle), Sorge um das 
Kindeswohl (8 Fälle) und täterbezogener Handlungsbedarf (7 Fälle). 


6.3.9 Polizeiliche Ermittlungsarbeit 


Für die Abbildung der polizeilichen Ermittlungsarbeit wurden Ermittlungshand- 
lungen erfasst, die ausdrücklich in der StPO benannt sind. Dies waren Verneh- 
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mungen, Sachverständigengutachten, Untersuchungshaft und vorläufige Fest- 
nahmen sowie weitere Zwangsmaßnahmen. In den untersuchten Akten wurden 
zudem häufig weitere, weniger intensive Ermittlungshandlungen dokumentiert. 
Um diese Ermittlungshandlungen ebenfalls abbilden zu können, wurden sie im 
Wege der induktiven Kategorienbildung (vgl. Kapitel 6.2.6.2) zu verschiedenen 
informatorische Ermittlungshandlungen gruppiert. 


6.3.9.1 „Formelle“ Ermittlungshandlungen 


Als „formelle“ Ermittlungshandlungen wurden Handlungen zur Erforschung des 
Sachverhalts erfasst, die ausdrücklich in der StPO geregelt sind. Erhoben wurden 
für die vorliegende Arbeit Vernehmungen von Beschuldigten und Zeugen. Eine 
Vernehmung von Beschuldigten wurde in der vorliegenden Arbeit dann bejaht, 
wenn in dem untersuchten Verfahren mindestens eine der beschuldigten Perso- 
nen nach einer Belehrung i. S. d. $ 136 I StPO vernommen wurde. Schriftliche 
Stellungnahmen durch einen Rechtsanwalt waren hiermit ausgenommen. Als 
Zeugenvernehmungen wurden in der vorliegenden Arbeit nur solche Befragun- 
gen erfasst, die nach einer vorherigen Belehrung gemäß $ 57 StPO erfolgten. In 
Fällen mit Zeugenvernehmungen wurde zudem erfasst, wie viele Zeugen ver- 
nommen wurden. Des Weiteren wurde erfasst, ob rechtsmedizinische oder psy- 
chologische bzw. psychiatrische Gutachten erstellt wurden. Zudem wurde erho- 
ben, ob körperliche Untersuchungen des Beschuldigten, Sicherstellungen von 
Beweismitteln oder Durchsuchungen stattfanden. Der Begriff Sicherstellungen 
bezieht sich in der vorliegenden Arbeit auf Sicherstellungen von Gegenständen 
zu Beweiszwecken i.S.d. $ 941 StPO sowie Beschlagnahmen gemäß $ 94 II 
StPO. Schließlich wurde erhoben, ob zur Sicherung des Verfahrens vorläufige 
Festnahmen oder Verhaftungen stattfanden. 


In der Gesamtschau zeigt Tabelle 37, dass mit Ausnahme von Zeugenverneh- 
mungen nur wenige formelle Ermittlungshandlungen durchgeführt wurden. Nur 
in knapp der Hälfte der Verfahren wurden beschuldigte Personen vernommen. 
Dass keine beschuldigte Person vernommen wurde, war meist darauf zurückzu- 
führen, dass der Beschuldigte keine Aussage zur Sache machen wollte. Dass er 
nicht zur Vernehmung geladen wurde, kam nur sehr selten und nur in solchen 
Fällen vor, in denen sich schon sehr früh ergab, dass das Verfahren eingestellt 
wird. Auffallend viele Beschuldigtenvernehmungen wurden in der Fallgruppe 
der schweren elterlichen Gewalt durchgeführt. Vergleichsweise selten kam es zu 
Beschuldigtenvernehmungen in der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt. 
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Zeugenvernehmungen wurden in der weit überwiegenden Zahl der Verfahren 
durchgeführt. In der Regel wurden dabei der Anzeigeerstatter sowie ein bis zwei 
weitere Personen vernommen. In der Fallgruppe der schweren Gewalt wurden in 
einem Fall insgesamt 16 Zeugen vernommen. Eine genauere Analyse zur Zeu- 
genvernehmung auf Basis des Langbogensamples zeigte, dass der Anteil an 
Fällen, bei denen Zeugen nach einer vorherigen Ladung nicht zur polizeilichen 
Vernehmung erschienen, unter 10 % lag (vgl. Tabelle 38). Verhältnismäßig oft 
erschienen geladene Zeugen nicht in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt 
gegen Bezugsperson. Nichtaussagen unter Berufung auf ein Zeugnisverweige- 
rungsrecht wurden in ebenfalls weniger als 10 % der Fälle verzeichnet. Verhält- 
nismäßig oft wurde vom Zeugnisverweigerungsrecht in der Fallgruppe der 
schweren elterlichen Gewalt Gebrauch gemacht. Dort beriefen sich in drei von 
15 Fällen Zeugen auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht. Dabei ist zu beachten, dass 
die in Tabelle 38 dargestellten Daten nur abbilden, ob ein Zeuge im Lauf des 
Verfahrens überhaupt von einer dieser Möglichkeiten Gebrauch gemacht hat. Die 
Daten bilden nicht ab, ob andere Zeugen erschienen und ausgesagt haben. 


Nicht erschienen Zeugnisverweigerung 



































Leichte elt. G 18 0,0 16,7 
Mittelschw. elt. G 51 15,7 5,9 
Schwere elt. G 15 0,0 20,0 
Nichtelt. G gg. Ki 35 8,6 0,0 
Partnerschafts-G 26 71 11,5 
Nichtelt. G gg. BezPers 14 21,4 14,3 
Vernachlässigung 6 0,0 0,0 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 0,0 
Psychische G 1 0,0 0,0 
Sonstiges 10 10,0 0,0 
Gesamt 178 9,6 7,9 











Tabelle 38: Anteil an Fällen, bei denen Zeugen auf vorherige Ladung nicht erschienen sowie Anteil 
an Fällen, bei denen Zeugen unter Berufung auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht eine Aussage ver- 
weigerten. Angaben jeweils in Prozent. Langbogensample (n=178). 


Bezüglich der weiteren formellen Ermittlungshandlungen zeigt Tabelle 37, dass 
rechtsmedizinische Gutachten im Wesentlichen in Fällen schwerer elterlicher 
Gewalt durchgeführt wurden. Psychologische bzw. psychiatrische Gutachten 
spielten keine besondere Rolle. Körperliche Untersuchungen des Beschuldigten 
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wurden vor allem dann durchgeführt, wenn die Polizei zum Zweck der Gefah- 
renabwehr zum Tatort gerufen wurde. Dies kam verhältnismäßig oft in den Fall- 
gruppen mit Gewalt gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt und nichtelterliche 
Gewalt gegen Bezugsperson) vor, aber auch in Fällen der schweren elterlichen 
Gewalt. Hierbei ging es im Wesentlichen um Feststellungen zur Blutalkoholkon- 
zentration des Beschuldigten zum Tatzeitpunkt, seltener um eine mögliche Dro- 
genintoxikation. Zu Sicherstellungen von Beweismitteln kam es insbesondere in 
der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt. Eine Sichtung der Langbogen- 
fälle zeigte, dass es sich bei den sichergestellten Gegenständen im Wesentlichen 
um (mögliche) Tatmittel handelte. Durchsuchungen, vorläufige Festnahmen und 
Anordnungen von Untersuchungshaft fanden nur selten statt. 


6.3.9.2 Informatorische Ermittlungshandlungen 


6.3.9.2.1 Kategorien von informatorischen Ermittlungshandlungen 


Da es in den Akten sehr viele Hinweise auf weitere, weniger intensive Handlun- 
gen zur Informationsgewinnung gab, wurden diese informatorischen Ermitt- 
lungshandlungen als Freitext erfasst und anschließend induktiv kategorisiert. Die 
Kategorien ließen sich in die Oberkategorien visuelle Wahrnehmung, Einholung 
behördlicher Auskunft, Einholung professioneller Einschätzung und Einholung 
sonstiger Auskünfte einteilen. Inhaltlich orientiert wurde die Kategorisierung an 
den Ausführungen zu $$ 163 I, 161 I StPO hinsichtlich des Schweregrades sowie 
an den Eingriffsnormen der StPO hinsichtlich der inhaltlichen Ausgestaltung 
(vgl. Kapitel 2.3.1.2). Es ging hierbei um Ermittlungshandlungen, wie beispiels- 
weise Befragungen oder Inaugenscheinnahmen von möglichen Verletzungen. 
Maßgebliches Selektionskriterum war die Beschreibung einer durchgeführten 
informatorischen Ermittlungshandlungen der Polizei, zu welcher sie zum Zweck 
der Sachverhaltserforschung selbst aktiv wurde. Erfasst wurden danach nur tat- 
sächlich durchgeführte Ermittlungshandlungen, die entweder als solche selbst 
dokumentiert wurden oder deren Ergebnisse festgehalten wurden (z. B. im Er- 
mittlungsbericht). 


Das Selektionskriterium zielte auf Maßnahmen mit ausschließlichem Zweck der 
Sachverhaltserforschung. Sofern die Handlungen auch zukunftsorientierte As- 
pekte aufwiesen,” wurden sie von der Kategorisierung ausgenommen. Nicht 





73 Dies waren z. B. Maßnahmen zur Gefahrenabwehr nach HSOG sowie Handlungen, bei denen eine 
Schutzdimension zumindest nicht ausgeschlossen werden konnte. So wurde bspw. das Aufsuchen des 
Tatorts nach Meldung eines aktuellen Konflikts wegen der Unschärfe der Zielrichtung (Gefahrenab- 
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einbezogen wurden außerdem Informationen (Unterlagen oder Mitteilungen), die 
ohne Zutun der Polizei erlangt wurden. Dies umfasste bspw. Informationen, die 
durch Verfahrensbeteiligte oder andere Personen zur Akte gegeben wurden (z. B. 
wenn ein Elternteil ein Attest zur Anzeigeerstattung mitbrachte oder Unterlagen 
zum familiengerichtlichen Verfahren zur Akte reichte), sowie solche Informatio- 
nen, bei denen dies nicht sicher ausschließbar war (z. B. wenn die Herkunft von 
Unterlagen unbekannt war).’”* 


Visuelle Wahrnehmungen 


Hierunter wurden Kategorien gefasst, bei denen die sich Polizei durch visuelle 
Wahrnehmung selbst ein Bild von dem Vorwurf verschaffte, ohne dass dies 
Untersuchungen oder Durchsuchungen waren. 


„lnaugenscheinnahme des Opfers“: Diese Kategorie umfasst visuelle Wahrneh- 
mungen des Opfers bzw. körperlicher Bereiche des Opfers durch die Polizei, 
nachdem Verletzungshandlungen beschrieben wurden. In Abgrenzung zu $ 81 c 
StPO handelt es sich gerade nicht um körperliche Untersuchungen, die nach 
einer Belehrung der betroffenen Person, bzw. ihres gesetzlichen Vertreters statt- 
fand. Es handelte sich zudem i. d.R. nicht um eine umfassende Untersuchung 
des Opfers, sondern die Inaugenscheinnahme erschöpfte sich meist darin, dass 
Feststellungen zum Zustand des Opfers getroffen wurden. ’” 


„lnaugenscheinnahme Tatort“: Diese Kategorie umfasst polizeilich dokumentier- 
te visuelle Wahrnehmungen des Ortes, an dem das angezeigte Geschehen stattge- 
funden hat oder stattgefunden haben soll. Es fand dabei aber keine Spurensiche- 
rung statt. 


Auskunftseinholung bei Behörden 


„Auskunftseinholung bei Strafverfolgungsorganen“: Hierunter wurden „interne“ 
Auskunftseinholung erfasst, bei der Informationen aus anderen Strafverfahren 
oder Polizeieinsätzen eingeholt wurden. Dies umfasste die Heranziehung von 





wehr vs. Strafverfolgung) nicht miteinbezogen. Ausgeschlossen wurden ferner Kontakte zwischen 
Polizei und Jugendamt, die dem Schutz der betroffenen Kinder dienten (z. B. Absprache über weite- 
ren Verbleib des Kindes) oder lediglich die Entwicklungen nach der Tat zum Gegenstand hatten 
(Befragung zu den seit dem Vorfall durchgeführten Maßnahmen). Diese Aspekte fanden an späterer 
Stelle Berücksichtigung (vgl. Kapitel 6.3.15). 

74 Bei dieser Art von Informationen kann man nichts dazu sagen, inwiefern die Polizei selbst diese 
Informationen beigeholt hätte oder inwiefern diese Informationen der Einschätzung der Polizei zum 
Tatgeschehen tatsächlich zugrunde gelegt wurden. 

75 Z.B. wurde dokumentiert, dass das Opfer vergnügt sei; in einem anderen Fall, dass es offensicht- 
lich zuvor geweint habe. 
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Informationen aus anderen Ermittlungsverfahren (z.B. Zeugenaussagen aus 
Gegenverfahren) oder aus Polizeieinsätzen, die mit dem aktuellen Tatvorwurf in 
Zusammenhang standen (bspw. ergaben sich aus einem unabhängig von der 
Strafanzeige durchgeführten Polizeieinsatz Hinweise auf die Glaubwürdigkeit 
des Anzeigeerstatters, die dem untersuchten Verfahren zugrunde gelegt wurden). 
Nicht hierunter gefasst wurden die üblicherweise eingeholten Auszüge aus Ver- 
fahrensregistern, z. B. aus dem Zentralen Staatsanwaltschaftliches Verfahrensre- 
gister (ZStV) oder dem Bundeszentralregister (BZR). 


„Auskunftseinholung bei sonstigen Behörden“: Hierunter fielen Auskunftseinho- 
lungen bei Behörden, wie etwa Abfragen beim Einwohnermeldeamt zur Adres- 
sermittlung von Personen. 


Einholung professioneller Einschätzungen 


Hierunter Kategorien gefasst, bei denen die Polizei zur Aufklärung des Tatvor- 
wurfs professionelle Einschätzungen einholte, ohne dass diese in Form von 
Sachverständigengutachten oder Zeugenvernehmungen ergingen. 


„Einholung einer ärztlichen Einschätzung zum Tatvorwurf“: Diese Kategorie 
beinhaltet schriftlich oder mündlich erbetene, ärztliche Stellungnahmen zu aktu- 
ellen Verletzungen (z. B. durch Befragung der behandelnden Ärzte) oder zu 
früheren Auffälligkeiten in Bezug auf Verletzungen (insbesondere durch Befra- 
gung der behandelnden Kinderärzte). Die Einschätzung zu früheren Auffälligkei- 
ten war insbesondere in Fällen relevant, bei denen sich der Tatvorwurf auf länger 
andauernde Misshandlungen bezog. 


„Einholung einer professionellen Einschätzung des Jugendamts zum Tatvor- 
wurf“: Diese Kategorie beinhaltet schriftlich oder mündlich erbetene Stellung- 
nahmen zum aktuellen Tatvorwurf aufgrund eines bereits bestehenden oder in- 
folge der Sachverhaltsmeldung entstandenen Kontakts (z. B. Erbitten von Hin- 
weisen zur Bestätigung oder Entkräftung eines Tatvorwurfs aufgrund der aus 
einem Hausbesuch gewonnenen Erkenntnisse). Darunter gefasst wurden auch 
erbetene Stellungnahmen zu früheren Auffälligkeiten, dies schien insbesondere 
beim Vorwurf länger andauernder Misshandlungen von Bedeutung. Erfasst wur- 
den ferner Fälle, bei denen das Jugendamt um eine sonstige professionelle Ein- 
schätzung gebeten wurde (z. B. zur Frage der Glaubhaftigkeit einer Aussage, 
aber auch bei allgemeinen Hinweisen zum Tatvorwurf). 


„Einholung sonstiger professioneller Einschätzung“: Hierunter wurden sonstige 
schriftlich oder mündlich erbetene, professionelle Stellungnahmen zum aktuellen 
Tatvorwurf oder zu früheren Auffälligkeiten gefasst. Letzteres war insbesondere 
beim Vorwurf länger andauernder Misshandlungen von Bedeutung. Eingeholt 
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wurden diese Einschätzungen bspw. durch Befragungen von Mitarbeitern in 
Kindergärten oder Kindertagesstätten, etwa zu Auffälligkeiten in der Familie. 
Befragungen 

Hierunter wurden Kategorien gefasst, bei denen die Polizei die Wahrnehmungen 
von Tatbeteiligten oder von Personen aus dem (sozialen) Umfeld der Tatbeteilig- 
ten einholte, ohne diese Personen formal als Zeugen zu vernehmen. Spätere oder 
vorangegangene Zeugenvernehmungen waren dadurch nicht ausgeschlossen. 
Ausgeschlossen wurden Fälle, bei denen die Befragung in einer Vernehmung 
mündete. 


„Befragung von Personen, die bei der Tathandlung anwesend waren“: Hierunter 
wurden informatorische Befragungen von Personen gefasst, die — zumindest in 
wesentlichen Teilen — Angaben zur Tathandlung machen konnten, weil sie ent- 
weder selbst von der Tat betroffen waren oder diese beobachtet hatten. So wur- 
den bspw. das erwachsene Tatopfer oder weitere erwachsene Verletzte bei häus- 
licher Gewalt befragt aber auch Tatbeobachter, die (mögliche) Tathandlungen im 
öffentlichen oder privaten Raum beobachteten. 


„Befragung sonstiger Personen“: Diese Kategorie bezieht sich auf Befragungen 
von Personen, die die Tathandlung nicht selbst beobachtet hatten und auch nicht 
von der Tat betroffen waren. Dies waren bspw. Personen, die nur mittelbar über 
Beobachtungen berichten konnten, wie z.B. Eltern, die auf Befragen der Polizei 
angaben, was ihre Kinder zu Hause bezüglich des Vorfalls berichtet hatten oder 
Personen, die zwar selbst die Tathandlungen nicht gesehen hatten, aber bspw. 
Schreie für den Tatzeitpunkt oder sonstige Auffälligkeiten berichten konnten. 
Häufig wurden hierzu Nachbarn befragt. 


Sonstige Ermittlungshandlungen 


Hierunter fielen sonstige Ermittlungsmaßnahmen, die nicht unter eine der oben 
genannten Kategorien einsortiert werden konnten. Dies waren z.B. sonstige 
Inaugenscheinnahmen (z. B. Tatwerkzeuge), aber auch die Beifügung von Ko- 
pien von Videosequenzen mit Beweismaterial (z. B. private Aufnahmen) oder 
von Chatinhalten (Abschriften), ohne dass diese Inhalte infolge einer formalen 
Sicherstellung oder Beschlagnahme erlangt wurden. 


0.3.9.2.2  Häufigkeiten informatorischer Ermittlungshandlungen 


Weiter wurde erfasst, ob und wie häufig in den untersuchten Verfahren informa- 
torische Ermittlungshandlungen durchgeführt wurden. 
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Tabelle 39 zeigt, dass bei Inaugenscheinnahmen insgesamt öfter das Kind unter- 
sucht wurde als der Tatort. Vergleichsweise oft fanden Inaugenscheinnahmen 
des Opfers in der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt sowie in der Fallgruppe 
der mittelschweren elterlichen Gewalt statt. Mehr Inaugenscheinnahmen des 
Tatorts als des Opfers fanden in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt 
statt. In drei von insgesamt sechs Vernachlässigungsfällen wurden die Tatvor- 
würfe überhaupt erst durch die Inaugenscheinnahme des Tatorts und damit der 
Feststellung verwahrloster Zustände begründet. 


In den Fallgruppen der mittelschweren und der schweren elterlichen Gewalt 
fanden vergleichsweise oft Informationseinholungen aus anderen Strafverfahren 
statt. Professionelle Einschätzungen zum Tatvorwurf wurden insbesondere in 
den Fallgruppen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder eingeholt sowie bei Ver- 
nachlässigungsvorwürfen. Einschätzungen des Jugendamts wurden dabei in den 
Fallgruppen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder bei einem Drittel der Fälle 
eingeholt, bei Vernachlässigungen in vier von sechs Fällen. Ärztliche Einschät- 
zungen wurden insbesondere in den Fallgruppen der mittelschweren und der 
schweren elterlichen Gewalt eingeholt. In der Gesamtschau konzentrierten sich 
die verschiedenen Formen professioneller Einschätzung auf die Fallgruppen der 
mittelschweren und der schweren elterlichen Gewalt. 


Bezüglich der Befragungen zeigt Tabelle 39, dass in Fällen mit Gewalt gegen 
erwachsene Dritte insbesondere unmittelbar Beteiligte zum Vorfall befragt wur- 
den.’ In der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt wurden insbesondere 
sonstige Personen befragt. Hierbei wurden beispielsweise Nachbarn oder Be- 
kannte dazu befragt, ob und welche Wahrnehmungen sie zum Tatvorwurf oder 
aber in Bezug auf den Beschuldigten und seine Familie vortragen können. 


0.3.9.3  Staatsanwaltschaftliche Steuerung der Ermittlungen 


Die Staatsanwaltschaft ist Herrin des Ermittlungsverfahrens. Für die vorliegende 
Arbeit wurde untersucht, ob die Staatsanwaltschaft die polizeiliche Ermittlungs- 
arbeit durch Anordnungen gesteuert hat. Dies war beispielsweise der Fall, wenn 





76 Eine nähere Betrachtung der unmittelbaren Zeugen in den Fallgruppen mit elterlicher Gewalt 
gegen Kinder zeigte, dass es unmittelbare Zeugen v. a. dann gab, wenn die Tathandlungen im öffent- 
lichen oder öffentlicheren Raum stattfanden (z. B. Familienfeiern oder Vorfall im Garten, den Nach- 
barn beobachteten). Daneben gab es in diesen Fallgruppen auch Fälle, bei denen die von der Gewalt- 
handlung nicht betroffene leibliche Mutter zu ihren Wahrnehmungen bezüglich des (möglichen) 
Vorfalls befragt wurde. In der Fallgruppe der mittelschweren elterlichen Gewalt wurde in zwei Fällen 
das Opfer selbst zum Vorfall befragt (in diesen Fällen waren die Opfer drei bzw. 5 Jahre alt). 
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die Staatsanwaltschaft nach der Erhalt des Falles von der Polizei um die Ver- 
nehmung weiterer Zeugen bat. Zudem wurde erfasst, ob die Staatsanwaltschaft 
selbst Ermittlungshandlungen, auch informeller Art, durchgeführt hat. Neben 
klassischen Ermittlungshandlungen wie Vernehmungen wurden hierunter bspw. 
auch Einholungen von Einschätzungen bei Ärzten oder Jugendamtsmitarbeitern 
gefasst. Nicht erfasst wurden Aufforderungen zur Stellungnahme an den Rechts- 
anwalt des Beschuldigten. 



































n Pol. Ermittlungen Eigene Ermittlun- 

nach Anordnung gen StA 

StA 
Leichte elt. G 18 27,8 222 
Mittelschw. elt. G 51 31,4 25,5 
Schwere elt. G 15 46,7 66,7 
Nichtelt. G gg. Ki 35 25,7 8,6 
Partnerschafts-G 26 3,8 19,2 
Nichtelt. G gg. BezPers 14 0,0 0,0 
Vernachlässigung 6 0,0 16,7 
Vers. erw. Suizid 2 50,0 0,0 
Psychische G 1 100,0 0,0 
Sonstiges 10 20,0 30,0 
Gesamt 178 23,6 21,9 











Tabelle 40: Eigenverantwortliche Ermittlungen der Polizei nach Fallgruppen, eigene Ermittlungen 
durch die Staatsanwaltschaft nach Fallgruppen. Angaben jeweils in Prozent. Langbogensample 
(n=178). Abkürzung: StA = Staatsanwaltschaft. 


Tabelle 40 zeigt, dass bei Fallgruppen mit Gewalt gegen erwachsene Dritte die 
Polizei nur sehr selten auf Anordnung der Staatsanwaltschaft tätig wurde, viel- 
mehr nahezu immer eigenständig ermittelte. Innerhalb der elterlichen Gewalt 
gegen Kinder zeigte sich, dass mit zunehmender Schwere der Tatvorwürfe der 
Anteil der polizeilichen Ermittlungen auf Anordnung der Staatsanwaltschaft 
zunahm. Entsprechend stieg mit zunehmender Schwere der Tatvorwürfe bei 
elterlicher Gewalt gegen Kinder auch der Anteil der eigenen Ermittlungshand- 
lungen durch die Staatsanwaltschaft. Eigene Ermittlungen durch die Staatsan- 
waltschaft wurden in Fällen nichtelterlicher Gewalt sehr selten durchgeführt. In 
den Fällen mit nichtelterlicher Gewalt gegen Bezugspersonen ergingen weder 
steuernde Anordnungen der Staatsanwaltschaft, noch führte diese eigene Ermitt- 
lungen durch. 
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6.3.10 Geständnis und sonstige Belege für die beschriebenen Delikte 


Für die mit dem Langbogen erhobenen Fälle wurde erfasst, in welcher Form 
Bestätigungen für den anfänglichen Tatverdacht im Zuge des Ermittlungsverfah- 
rens erlangt werden konnten. Dazu wurde zunächst erfasst, ob der Beschuldigte 
den ihm vorgeworfenen Sachverhalt in relevanten Teilen einräumte. Relevante 
Einräumungen wurden dann bejaht, wenn die Einlassungen selbst ein strafrecht- 
lich relevantes Verhalten begründeten. Dabei wurde unterschieden, ob der voll- 
ständige Sachverhalt oder nur ein Teil eingeräumt wurde.’”’ Die Auswertung 
wurde fallbezogen, für den jeweiligen Hauptbeschuldigten durchgeführt. 
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Abbildung 19: Einräumung des Sachverhalts durch den Beschuldigten (vollumfänglich/teilweise) 
nach Fallgruppen. Angaben in Prozent. Langbogensample (n=178). 





77 Beispielsweise wurde nur Teil der Tat eingeräumt, wenn der Beschuldigte zugab, das Opfer auf 
den Po geschlagen zu haben, im Tatvorwurf bei Anzeigeerstattung aber neben dem Schlag auf den Po 
auch noch weitere Handlungen vorgetragen wurden, wie bspw. Schläge mit einem Gegenstand oder 
Tritte. 
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Abbildung 19 zeigt, dass die Beschuldigten in etwa einem Viertel der untersuch- 
ten Fälle zumindest wesentliche Teile des Sachverhalts einräumten. In den Fall- 
gruppen mit Gewalt gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt, nichtelterliche 
Gewalt gegen Bezugsperson) wurden die angezeigten Taten nur in Einzelfällen 
eingeräumt. In den Fallgruppen mit Gewalt gegen Kinder gab es häufiger ge- 
ständige Einlassungen. Bei der elterlichen Gewalt gegen Kinder war mit steigen- 
der Deliktsschwere eine rückläufige Tendenz zu beobachten. Erhebliche Anteile 
der Einlassungen bezogen sich dabei nur auf einen Teil des Sachverhalts. Bei der 
nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder wurden die Taten häufiger vollumfänglich 
eingeräumt. Beide Fälle der Fallgruppe versuchter erweiterter Suizid wurden 
vollumfänglich eingeräumt. In den Fallgruppen Vernachlässigung und psychi- 
sche Gewalt gab es keine geständigen Einlassungen durch Beschuldigte. 


Neben der Einlassung des Beschuldigten wurde untersucht, ob es weitere Belege 
für den Tatvorwurf gab. Als Beleg für den Tatvorwurf wurden Bezeugungen zu 
den vorgeworfenen Handlungen oder eindeutige, Misshandlung belegende Fol- 
gen verstanden, die sie sich inhaltlich mit der vorgeworfenen Tat wesentlich 
deckten.’”® Anders als der Zeugenbeweis im strafprozessrechtlichen Sinn wurden 
unter Bezeugungen für die vorliegende Arbeit auch Erklärungen außerhalb for- 
meller Vernehmungen gefasst, wie beispielsweise die Schilderungen im Rahmen 
von informatorischen Befragungen. Voraussetzung war, dass die Schilderungen 
mindestens Angaben zum Beschuldigten, zum Opfer, zum Tatgeschehen sowie 
zur Art der Wahrnehmung umfassten. 


Abbildung 20 zeigt, dass etwa 60 % der Tatvorwürfe durch unmittelbare Bezeu- 
gungen oder aufgrund eindeutiger Folgen beim Opfer bekräftigt wurden. Unmit- 
telbare Bezeugungen waren hier Personen, die den Vorfall unmittelbar beobach- 
tet oder mitbekommen’” hatten. Für die Auswertung wurden nur solche unmit- 
telbaren Bezeugungen herangezogen, die nicht im Widerspruch zu anderen Zeu- 
genaussagen oder Belegen für die Tat standen. Unmittelbare Bezeugungen durch 
Personen, die nicht selbst Opfer der Tat wurden, gab es in etwa einem Drittel der 
Fälle. Verhältnismäßig oft wurden sie in den Fallgruppen leichten elterlichen 





78 Bezugspunkt war der schwerste, zu Beginn der Ermittlungen bestehende Tatvorwurf. Bekräfti- 
gungen wurden damit dann angenommen, wenn der Vorwurf vollumfänglich bestätigt wurde, aber 
auch dann, wenn wesentliche Elemente der Tat bestätigt wurden. So bspw., wenn die Partnerin des 
Beschuldigten angab, dass dieser immer Klapse verteile und sich der Vorwurf darauf bezog, dass der 
Beschuldigte die Kinder „schlägt“. 

"9 7, B. wenn die von der Tat betroffene Mutter nach dem Vorfall, den die Nachbarn schon gehört 
hatten, zu diesen Nachbarn eilte, um Hilfe zu holen und die Nachbarn dort die Blessuren der Mutter 
sahen. 
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Gewalt, mittelschweren elterlichen Gewalt und nichtelterlichen Gewalt gegen 
Kinder gezählt.” 





Weitere Belege für die Tat 
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0 Unmittelbare Bezeugung durch betroffene Person 
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Abbildung 20: Art der weiteren „Belege“ für die Tat nach Fallgruppen. Angaben in Prozent. Langbo- 
gensample (n=178). 


Fallgruppen mit Gewalt gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt und nichtelter- 
liche Gewalt gegen Bezugsperson) wurden v. a. durch Schilderungen unmittelbar 
betroffener Personen belegt. Dabei bekräftigte stets das erwachsene Opfer den 





70 Bei einem Fall von versuchtem erweitertem Suizid kam die Reinigungskraft im Zeitpunkt des 
Suizidversuchs ins Haus und rettete die Beteiligten. 
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Sachverhalt.’°' Darüber hinaus wurden v. a. in der Fallgruppe der schweren elter- 


lichen Gewalt die Sachverhalte über die Folgen der Tat belegt, i. d.R. durch 
medizinische Gutachten oder Einschätzungen. 


In den übrigen Fällen fiel es schwer, bestimmte Belege für die Tat zu finden. In 
einem Fünftel der Fälle konnten nur mittelbare Bezeugungen’’” den Tatvorwurf 
stützen. Insbesondere in den Fallgruppen der leichten elterlichen Gewalt (ca. 
40 %), der mittelschweren elterlichen Gewalt und der nichtelterlichen Gewalt 
gegen Kinder (je ein Viertel der Fälle) wurden solche Bezeugungen dokumen- 
tiert. In einigen Fällen wurden nur widersprüchliche Angaben oder gar keine 
weiteren Belege’ für die Tat erlangt. 


In vier Fällen wurde der Tatvorwurf im Lauf der Ermittlungen positiv widerlegt. 
Darunter wurden in zwei Fällen nichtelterlicher Gewalt ein entsprechender 
Misshandlungsvorwurf mithilfe einer entsprechenden Videosequenz widerlegt 
bzw. widerlegte eine Jugendamtsmitarbeiterin mithilfe der Jugendamtsunterlagen 
den Vorwurf der Vernachlässigung ihrer Dienstpflicht. In einem Fall der schwe- 
rer elterlicher Gewalt gegen Kinder gab im Lauf des Verfahrens das Geschwis- 
terkind zu, dem Opfer die erheblichen Verletzungen zugefügt zu haben; in einem 
Fall von mittelschwerer elterlicher Gewalt, gab das Opfer im Lauf des Verfah- 
rens zu, sich den Sachverhalt nur ausgedacht zu haben. 


Die Glaubhaftigkeit einer Bezeugung kann verschiedenen Einflüssen unterliegen. 
Während Wahrnehmungen durch Zufallszeugen meist plausibel erschienen, 
können Personen aus dem sozialen Nahfeld persönliche Interessen mit einer 
Bezeugung verbinden. Eine Analyse, ob es Hinweise auf Konflikte zwischen 
dem Anzeigeerstatter und dem Beschuldigten gab, offenbarte häufige Spannun- 
gen. 





71 In einem Fall nichtelterlicher Gewalt gegen Kinder wurde ausschließlich auf die Schilderungen 
des betroffenen Opfers abgestellt. 

7? Hierbei gingen die Schilderungen nicht auf eine unmittelbare Wahrnehmung zurück. So bspw., 
wenn die berichtete Person nur etwas gehört hat oder wenn Eltern schildern, was ihre Kinder ihnen 
zu Hause mitgeteilt haben. 

73 Hierunter fielen bspw. Fälle, in denen kein Beleg für die Tat ermittelt werden konnte sowie auch 
Fälle, in denen die Ermittlungen nach einem frühen, umfassenden Geständnis eingestellt wurden. 
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Sorge- Partner- Kör- Sons- Un- 

rechts- schafts- perl. tiges bek. 

streit streit Gewalt 
Leichte elt. G 18 16,7 27,8 11,1 5,6 38,9 
Mittelschw. elt. G 51 2,0 25,5 7,8 13,7 51,0 
Schwere elt. G 15 6,7 6,7 0,0 20,0 66,7 
Nichtelt. G gg. Ki 35 0,0 11,4 2,9 14,3 71,4 
Partnerschafts-G 26 0,0 3,8 69,2 3,8 23,1 
Nichtelt. G gg. 14 0,0 7,1 0,0 50,0 42,9 
BezPers 
Vernachlässigung 6 0,0 0,0 0,0 16,7 83,3 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 0,0 0,0 0,0 100 
Psychische G 1 0,0 0,0 0,0 0,0 100 
Sonstiges 10 0,0 10,0 10,0 10,0 70,0 
Gesamt 178 2,8 14,6 14,6 14,6 53,4 











Tabelle 41: Hinweise auf Konfliktverhältnisse zwischen Anzeigeerstatter und Beschuldigtem nach 
Fallgruppen. Angaben in Prozent. Langbogensample (n=178). 


Tabelle 41 zeigt, dass aus knapp der Hälfte der Akten Hinweise auf Konfliktver- 
hältnisse entnommen werden konnten. Während Partnerschaftsstreitigkeiten 
infolge von Trennungen insbesondere in den Fallgruppen der leichten und mit- 
telschweren elterlichen Gewalt gegen Kinder von Bedeutung waren, war Gewalt 
zwischen den Partnern insbesondere in der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt 
bedeutsam. Sonstige Konflikte (z. B. Nachbarschaftsstreitigkeiten) waren insbe- 
sondere in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsperson er- 
heblich. Möglich erscheint daher, dass die Angaben unmittelbarer Zeugen von 
diesen Spannungsfeldern geprägt sind. 


6.3.11 Staatsanwaltschaftliche und gerichtliche Entscheidungs- und Begrün- 
dungspraxis 


Für die Beschreibung der staatsanwaltschaftlichen Entscheidungs- und Begrün- 
dungspraxis werden zunächst die verfahrensbeendenden Entscheidungen nach 
Normen sowie die konkreten Folgen für das Gesamtsample abgebildet. Die Be- 
gründungspraxis wird für die Einstellungen mangels hinreichenden Tatverdachts 
gemäß $ 170 II StPO und Einstellungen wegen Geringfügigkeit nach $ 1531 
StPO anhand der mit dem Langinstrument erhobenen Daten ergänzt. 


6.3 Ergebnisse 253 





6.3.11.1 Verfahrensbeendigungen 


Zunächst wurde erfasst, wie das Strafverfahren beendet wurde. Beendigungen 
erfolgen durch eine Entscheidung der Staatsanwaltschaft oder des Gerichts. Da 
es in der vorliegenden Arbeit auch darum ging, typische Verfahrensverläufe zu 
beschreiben, und diese — im Gegensatz zu Querschnittsdaten — mit der Methode 
der Aktenanalyse herausgearbeitet werden können, wurden die Verfahren längs- 
schnittlich betrachtet und gerichtliche Verfahrensbeendigungen neben staatsan- 
waltschaftlichen Verfahrensbeendigungen dargestellt.’”* Maßgeblich war damit 
in der vorliegenden Arbeit jeweils die letzte, verfahrensbeendende Entschei- 
dung.’ Da sich die Verfahrensbeendigungen auf die jeweils beschuldigten Per- 
sonen beziehen, erfolgten die Auswertungen hierzu beschuldigtenbezogen. 


Einstellungen ohne Auflagen bezogen sich im Wesentlichen Delikte im unteren 
Schwerebereich, die wegen Geringfügigkeit eingestellt werden konnten ($ 153 I 
StPO, $ 45 1JGG). Daneben kamen aber auch folgenlose Einstellungen bei De- 
likten in Betracht, die neben anderen Taten nicht ins Gewicht fielen ($ 154 1 
StPO).””° Aufgrund des erheblichen empirischen Anteils wurden Einstellungen 
nach $ 153 I StPO noch einmal gesondert ausgewiesen. 


Bei den gerichtlichen Verfahrensbeendigungen wurden Einstellungen nach 
8 153 IL und $ 154 II StPO zusammengefasst, da es sich jeweils um sanktionslo- 
se Beendigungen außerhalb eines Urteils oder Strafbefehls handelt, die zudem in 
der ‚vorliegenden Arbeit nur eine sehr geringe, empirische Relevanz aufwie- 
sen. 





74 Anders bspw. Jehle 2015, S. 20 bzw. S. 26, der sich bei seinen Ausführungen auf amtliche Quer- 
schnittsdaten bezieht, vgl. S. 6 £. 

75 Wurde etwa ein Rechtsmittel gegen eine Entscheidung der Staatsanwaltschaft oder des Gerichts 
eingelegt, so war die letzte infolge des Rechtsmittels ergangene Entscheidung maßgeblich (z. B. 
Berufungsurteil oder Entscheidung der Generalstaatsanwaltschaft zur Verfahrenseinstellung). 

76 Auch Jehle 2015, S. 19 fasst $$ 153 Iund $ 154 I StPO sowie $ 45 I JGG zu den Einstellungen 
ohne Auflagen zusammen. 

77 Auch Jehle differenziert zwischen Einstellungen mit Auflagen und Einstellungen ohne Auflagen; 
vgl. Jehle 2015, S. 26. 
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Tabelle 42 zeigt, dass 45 % der Verfahren gegen beschuldigte Personen nach 
$ 170 II StPO eingestellt wurden.” In der Regel erfolgte die Einstellung in Er- 
mangelung eines hinreichenden Tatverdachts, weil sich nicht genau aufklären 
ließ, was und ggf. auch ob etwas geschehen war. Verfahrenshindernisse waren 
hingegen selten Grund für die Einstellung nach $ 170 II StPO und lagen insbe- 
sondere in der fehlenden Strafmündigkeit des Beschuldigten begründet ($ 19 
StGB). Auffallend oft wurde von dieser Einstellungsform in der Fallgruppe der 
schweren elterlichen Gewalt Gebrauch gemacht. Insgesamt nahm in den Fall- 
gruppen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder mit zunehmender Schwere des 
Tatvorwurfs auch der Anteil an Einstellungen nach $ 170 II StPO zu. In der 
Fallgruppe der Vernachlässigung wurde das Verfahren gegen fünf von sieben 
Beschuldigten nach $ 170 II StPO eingestellt, in der Fallgruppe der Partner- 
schaftsgewalt waren es über die Hälfte der Verfahren. Auffallend selten wurden 
hingegen Verfahren in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugs- 
person nach $ 170 II StPO eingestellt. 


Einstellungen ohne Auflagen gab es auffallend oft in der Fallgruppe der nichtel- 
terlichen Gewalt gegen Bezugsperson aber auch in der Fallgruppe der leichten 
elterlichen Gewalt. Hierbei handelte es sich nahezu immer um ein Absehen von 
der Verfolgung bei Geringfügigkeit nach $ 153 I StPO. In der Fallgruppe der 
Partnerschaftsgewalt wurden lediglich 19 % der Verfahren nach $ 153 I StPO 
eingestellt. Bei den übrigen Einstellungen ohne Auflagen durch die Staatsan- 
waltschaft handelte es sich insbesondere um Einstellungen nach $ 1541 StPO, 
bei denen, die für die Untersuchung relevante Tat neben anderen Taten des Be- 
schuldigten nicht ins Gewicht fiel.’”” Auffallend ist auch, dass immerhin 12 % 
der Verfahren gegen Beschuldigte in der Fallgruppe der schweren elterlichen 
Gewalt nach $ 153 I StPO eingestellt wurden und damit die Schuld des Beschul- 
digten jeweils für geringfügig erachtet wurde. 


In den Fallgruppen der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsperson und der 
psychischen Gewalt wurden die Verfahren auffallend oft auf den Weg der Pri- 
vatklage verwiesen. In der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugs- 
person wurden damit etwa drei Viertel der Verfahren entweder nach $ 1531 
StPO oder mit Verweis auf den Weg der Privatklage eingestellt. In der Fallgrup- 





78 Unter die Einstellung nach & 170 II StPO wurden auch drei Fälle gefasst, in denen eine Eröffnung 
des Strafverfahrens nach $ 152 ILi. V. m. $ 170 II StPO abgelehnt wurde, weil schon kein Straftatbe- 
stand erfüllt wurde. 

7° In Einzelfällen wurde auch die Verfolgung der Tat z. N. des betroffenen Kindes eingestellt, wäh- 
rend die Tat z. N. der Mutter weiterverfolgt wurde. Teilweise erfolgte die Einstellung dabei nach $ 
154 al StPO. 
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pe der psychischen Gewalt wurden die Verfahren gegen alle zehn Beschuldigten 
folgenlos durch die Staatsanwaltschaft eingestellt. 


Einstellungen gegen Auflagen erfolgten insbesondere in den Fallgruppen der 
leichten elterlichen Gewalt und der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder. Neben 
Geldauflagen wurden in Fällen mit elterlicher Gewalt auch Teilnahmen an Er- 
ziehungsberatungsstunden oder sozialen Trainingskursen zur Auflage gemacht. 


Die durch das Gericht beendeten Fälle gingen auf Anklagen (46 Beschuldigte) 
bzw. auf Anträge auf Strafbefehl (sieben Beschuldigte) zurück. Die Anklagen 
wurden überwiegend bei den zuständigen Amtsgerichten erhoben. Für sieben 
Beschuldigte wurde Anklage beim zuständigen Landgericht erhoben, fünf Fälle 
entstammten dabei der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt. Insgesamt 
erfolgten verhältnismäßig viele Anklagen in der Fallgruppe der schweren elterli- 
chen Gewalt. Aus den Fallgruppen Vernachlässigung und psychische Gewalt 
gelangte keiner der Fälle zu Gericht. 


Zu Verurteilungen kam es in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt für 
fünf von acht angeklagten Beschuldigten. Zwei Beschuldigte wurden in dieser 
Fallgruppe nach der Hauptverhandlung freigesprochen. In der Fallgruppe der 
mittelschweren elterlichen Gewalt wurden sieben von 16 angeklagten Beschul- 
digten verurteilt. In den anderen Fallgruppen erfolgten Verurteilungen seltener. 
In der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt wurden zwei von neun Beschuldigten 
nach einer Anklage durch das Gericht freigesprochen. Strafbefehle erfolgten in 
den Fallgruppen der Partnerschaftsgewalt und der mittelschweren elterlichen 
Gewalt. Im Übrigen erfolgten für verschiedene Fallgruppen unterschiedliche 
gerichtliche Einstellungen mit kleinen Fallzahlen (vgl. Tabelle 42). 


Aus Tabelle 42 ergibt sich ferner, dass 86 % der Verfahren ohne strafrechtliche 
Konsequenz, also ohne verhängte Strafen oder Auflagen beendet wurden. Die 
Anteile verteilten sich dabei recht ähnlich auf die Fallgruppen mit elterlicher und 
nichtelterlicher Gewalt gegen Kinder. Für die anderen Fallgruppen waren die 
Werte — mit Ausnahme der beiden Fälle von versuchtem erweitertem Suizid und 
der sonstigen Fälle — geringer. 


Um zu ermitteln, inwiefern die abgebildeten Verfahrensbeendigungen durch 
Besonderheiten des Verfahrensgegenstandes — Körperverletzungen an unter 
sechsjährigen Kindern — geprägt waren, wurden die staatsanwaltschaftlichen 
Beendigungsentscheidungen der vorliegenden Arbeit mit den staatsanwaltschaf- 
ten Beendigungsentscheidungen bei vorsätzlichen Körperverletzungsdelikten 
insgesamt verglichen. Abbildung 21 zeigt hierzu eine Gegenüberstellung der 
Daten aus der vorliegenden Arbeit mit amtlichen Daten aus der Strafverfol- 
gungsstatistik für Hessen aus dem Jahr 2010. Beim Vergleich der Anteile zeigt 
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sich, dass bei den Strafverfahren wegen vorsätzlichen Körperverletzungen an 
Kindern unter sechs Jahren zwei Drittel der Verfahren folgenlos eingestellt wur- 
den (Einstellungen nach $ 170 I StPO, $ 153 I StPO, $ 154 I StPO und sonstige 
Einstellungen ohne Auflagen), während bei den Verfahren wegen Körperverlet- 
zungen insgesamt die nur Hälfte aller Verfahren folgenlos eingestellt wurden. 
Für die staatsanwaltschaftlichen Verfahrensbeendigungen bei Körperverletzun- 
gen an Kindern unter sechs Jahren fiel neben dem verhältnismäßig hohen Anteil 
an Einstellungen nach $ 170 II StPO der verhältnismäßig hohe Anteil an Einstel- 
lungen wegen Geringfügigkeit auf ($ 153 I StPO) auf. Anklagen und Anträge auf 
Strafbefehl bei Gericht erfolgten bei Verfahren wegen aller Körperverletzungen 
insgesamt in etwa einem Viertel der Verfahren, bei Körperverletzungen an Kin- 
dern erfolgten diese Erledigungsarten in ca. 16 % der Verfahren. Auffallend 
hoch ist in der amtlichen Statistik der Anteil an „anderen Erledigungsarten“’". 
Jüngere Statistiken erläutern, dass hierunter auch Verweisungen auf den Weg der 
Privatklage gefasst werden, ’*' diese machen etwa zwei Drittel der anderen Erle- 
digungsarten aus’”. 





740 Was hierunter gefasst wird, konnte mit den Erläuterungen zur Strafverfolgungsstatistik 2010 nicht 
aufgeklärt werden. 

1 Statistisches Bundesamt 2016, Fachserie 10 Reihe 2.6, Vorbemerkungen. Die verschiedenen 
„anderen Erledigungsarten“ werden seit 2015 in der Statistik gesondert ausgewiesen. 

"2 Vgl. Statistisches Bundesamt 2016 und 2015, jeweils Fachserie 10 Reihe 2.6, Tabelle 3.2.1. 
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Angaben in Prozent 


u Strafverfolgungstatistik: Erledigungsarten bei Körperverletzungen 
(Hessen, 2010) 


DErledigungsarten wegen Körperverletzungen Kinder < 6 J (vorliegende 
Studie) 





Abbildung 21: Staatsanwaltschaftliche Verfahrensbeendigungen wegen Körperverletzungen insge- 
samt in Hessen 2010 und staatsanwaltschaftliche Verfahrensbeendigungen wegen Körperverlet- 
zungsdelikten an Kindern anhand der Untersuchungsgruppe (2004,2007,2010). Gesamtsample Be- 
schuldigte (N=326). 

Quelle Verfahrensbeendigungen wegen Körperverletzungen insgesamt in Hessen 2010: Statistisches 
Bundesamt 2010, Fachserie 10, Reihe 2.6, Tab. 3.2.1.; eigene Berechnungen. 

Abkürzungen: $ 170 II StPO = Einstellung gem. $ 170 II StPO; SB = Strafbefehl; $ 153a I StPO = 
Einstellung des Verfahrens gegen Auflage gem. $ 153a I StPO; $ 153 I StPO = Absehen von der 
Verfolgung bei Geringfügigkeit gem. $ 153 I StPO (ohne Auflagen); $ 154 I StPO = Teileinstellung 
bei mehreren Taten gem. $ 154 1 StPO. 
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6.3.11.2 (Strafähnliche) Sanktionen 


Neben den verfahrensbeendenden Normen wurden die (strafähnlichen) Sanktio- 
nen erfasst, die den Verfahrensbeendigungen folgten. Hierbei wurde zwischen 
Geldauflagen’”, Geldstrafen, Freiheitsstrafen mit und ohne Bewährung sowie 
sonstigen Folgen unterschieden. 


Aus Tabelle 43 geht hervor, dass die Verfahren für 85 % der Beschuldigten ohne 
Sanktionen beendet wurden. Vergleichsweise oft erfolgten Sanktionen in der 
Fallgruppe der mittelschweren elterlichen Gewalt. Vergleichsweise selten erfolg- 
ten Sanktionen in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsper- 
son. Nie erfolgten Sanktionen in den Fallgruppen Vernachlässigung und psychi- 
sche Gewalt. 


Geldauflagen wurden vergleichsweise oft in der Fallgruppe der leichten elterli- 
chen Gewalt und der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder ausgesprochen. Geld- 
auflagen durch die Staatsanwaltschaft betrugen ganz überwiegend weniger als 
500 €. Gerichtlich angeordnete Geldauflagen betrugen in etwa der Hälfte der 
Fälle auch mehr als 500 €. Geldstrafen wurden oft in der Fallgruppe der Partner- 
schaftsgewalt auferlegt. Geldstrafen betrugen insgesamt ganz überwiegend mehr 
als 500 €. Sie bewegten sich in der Anzahl zwischen 20 und 100 Tagessätzen. 
Letzteres wurde für einen Vorfall ausgesprochen, in dem ein Nachbar ein beina- 
he 2-jähriges Kind ins Gesicht schlug. Der Beschuldigte war in diesem Fall mit 
19 Vorstrafen erheblich vorbelastet, die Hälfte der Vorstrafen bezog sich auf 
Körperverletzungen. Die Höhe der einzelnen Tagessätze betrug zwischen acht 
und 30 €. 


Freiheitsstrafen mit Bewährung wurden verhältnismäßig oft in der Fallgruppe 
der schweren elterlichen Gewalt verhängt. Zu sonstigen Verfahrensbeendigungen 
kam es auffällig oft in der Fallgruppe der mittelschweren elterlichen Gewalt. In 
dieser Fallgruppe wurde drei Beschuldigten (zwei Fälle) eine Teilnahme an einer 
Erziehungsberatung zur Auflage gemacht. Unter „Sonstiges“ fielen daneben z. B. 
auch Auflagen zur Leistung gemeinnütziger Arbeit, zur Teilnahme an einer Dro- 
genberatung sowie Verwarnungen mit Strafvorbehalt. 





73 Schmitt schreibt Auflagen den Charakter „besonderer nichtstrafrechtlicher Sanktionen“ zu, vgl. 
Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt 2018, StPO, $ 153a Rn. 12 m. w. V. 
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6.3.11.3 Begründungen zu Verfahrensbeendigungen durch die 
Staatsanwaltschaft 


Um zu erfassen, wie die verfahrensbeendenden Entscheidungen der Staatsan- 
waltschaft begründet werden, wurden die entsprechenden staatsanwaltschaftli- 
chen Verfügungen näher analysiert. Die Verfügungen erfolgten in unterschiedli- 
cher Weise. Neben frei formulierten Texten wurden auch Standardformulare 
verwendet, die um Stichpunkte bzw. kurze Begründungen ergänzt wurden. Da- 
neben wurden die Verfügungen auch handschriftlich abgefasst, teilweise auf der 
Rückseite des letzten Aktenblatts. Hierbei wurden i. d. R. keine besonderen Ein- 
stellungsgründe benannt. 


Viele Begründungsinhalte konnten den Einstellungen mangels hinreichenden 
Tatverdachts nach $ 170 II StPO sowie den Entscheidungen zu einem Absehen 
von Verfolgung bei Geringfügigkeit nach $ 153 I StPO entnommen werden. Die 
weiteren verfahrensbeendenden Entscheidungen nach $ 153a I StPO (Einstellung 
gegen Auflagen), $ 154 I StPO (Teileinstellung bei mehreren Taten) und auch 
Verweise auf den Weg der Privatklage enthielten kaum Informationen zu tat- 
sächlichen Einstellungsgründen. Bei Einstellungen nach $ 153a I StPO beschrieb 
die Staatsanwaltschaft ı. d. R. die konkret erteilte Auflage und ihren Erfüllungs- 
zeitpunkt. Einstellungsverfügungen nach $ 154 I StPO enthielten i. d. R. nur den 
Verweis auf das andere Verfahren, in dem eine Strafe verhängt wurde bzw. er- 
wartet wurde. Für die Verweise auf den Weg der Privatklage wurde i. d.R. eine 
Standardbegründung verwendet, nur in wenigen Fällen wurden dazu auch indi- 
viduelle Gründe angegeben. 


Näher analysiert wurden daher die verhältnismäßig reichhaltigen Einstellungsbe- 
gründungen nach $ 170 II StPO und $ 153 I StPO. Dabei wurden für die einstel- 
lungserheblichen Tatsachen des Einzelfalls induktive Kategorien gebildet.’** 
Grundlage waren die paraphrasierten, für die Einstellungsentscheidung maßge- 
benden Umstände des Einzelfalls. Dabei wurden Kategorien zum Kenntnisstand, 
zur Perspektive weiterer Ermittlungen sowie zu prospektiven Aspekten entwi- 
ckelt. Im Anschluss wurden die Oberkategorien nach ihren Häufigkeiten nach 
Fallgruppen ausgewertet. 


Selektionskriterien bei Einstellungen nach $ 170 II StPO waren die in den Ent- 
scheidungen benannten sachlichen Gründe für die Nichtnachweisbarkeit des 





ae Verwendungen von Rechtsbegriffen, wie z. B. „kein hinreichender Tatverdacht“ oder „geringe 
Schuld“, wurden dabei nicht codiert. Ebenfalls wurden bloße Wiederholungen des Sachverhalts nicht 
codiert. 
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Sachverhalts, die benannten rechtlichen Gründe für die Einstellung sowie die mit 
Blick auf das Kindeswohl benannten Argumente. Selektionskriterien bei Einstel- 
lungen nach $ 153 1 StPO waren Hinweise auf Geringfügigkeit der Schuld, Hin- 
weise auf geringe Folgen der Tat, Hinweise auf fehlendes öffentliches Interesse 
sowie die mit Blick auf das Kindeswohl benannten Argumente. Für beide Ein- 
stellungsmöglichkeiten wurden die in den Entscheidungen benannten, weiteren 
staatlichen Maßnahmen beschrieben, um abbilden zu können, inwiefern hier 
andere Reaktionen anstatt einer Strafe erfolgten. 


6.3.11.3.1  Einstellungsgründe $ 170 II StPO 


Mithilfe der induktiven Kategorienbildung wurden aus den in den Einstellungen 
benannten Gründen verschiedene Kategorien gebildet. Diese Kategorien ließen 
sich zu folgenden Oberkategorien zusammenfassen: „Kenntnisstand“, „Ermitt- 
lungsperspektive“ und „prospektive Elemente“. 


Kenntnisstand 


„Tathandlung nicht zuordenbar“: Diese Kategorie beschreibt Begründungen, 
nach denen eine strafbare Tathandlung mit entsprechenden Tatfolgen nachweis- 
lich vorlag, diese aber niemandem zugeordnet werden konnte. Dabei stand fest, 
dass es sich um eine zielgerichtete, menschlich verursachte Verletzung handelte. 


„Herkunft der Verletzungen unklar“ Unter diese Kategorie wurden Begründun- 
gen gefasst, nach denen zwar bestimmte Verletzungen festgestellt werden konn- 
ten, aber nicht aufgeklärt werden konnte, woher diese Verletzungen stammten. 
Mögliche andere Ursachen waren z. B. ein Unfall oder selbstverletzendes Ver- 
halten des Kindes. Diese Kategorie umfasste auch Einstellungsgründe, in denen 
beschrieben wurde, dass die festgestellten Verletzungen keinen zwingenden 
Rückschluss auf strafbares Handeln zulassen. 


„Keine Hinweise auf Misshandlungen“: Hierunter wurden Begründungen ge- 
fasst, in denen explizit festgehalten wurde, dass keine Verletzungsfolgen doku- 
mentiert werden konnten. Dies umfasste Fälle, in denen in den Einstellungsgrün- 
den darauf verwiesen wurde, dass durch Jugendhilfe, Ärzte oder sonstige Perso- 
nen keine Verletzungsfolgen beschrieben werden konnten. 


„strafbares Verhalten nicht bestätigt/feststellbar“: Diese Kategorie beschreibt 
Fälle, bei denen in den Einstellungsbegründungen beschrieben wurde, dass ein 
Nachweis für ein strafrechtlich relevantes Tatgeschehen nicht geführt werden 
konnte bzw. ein strafrechtlich relevantes Verhalten nicht festgestellt werden 
konnte. Hierunter wurden auch Einstellungsgründe gefasst, in denen beschrieben 
wurde, dass nicht geklärt werden konnte, ob die geschilderten Übergriffe tatsäch- 
lich stattfanden. 
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„Widersprüchliche Angaben“: Unter diese Kategorie wurden Begründungen 
gefasst, nach denen ein Tatnachweis aufgrund widersprüchlicher Angaben nicht 
zu führen war (z. B. „Aussage gegen Aussage“). 


„Zweifel an den Darstellungen zum Tatvorwurf“: Diese Kategorie beschreibt 
Fälle, in denen die Schilderungen der anzeigeerstattenden Person in der Einstel- 
lungsentscheidung angezweifelt wurden. So wurde beispielsweise beschrieben, 
dass mit der Anzeigeerstattung eine Besserstellung in einem anhängigen fami- 
liengerichtlichen Verfahren angestrebt wurde. 


Ermittlungsperspektive 


„Beschuldigter streitet Tatvorwurf ab/keine Einlassung des Beschuldigten“: 
Hierunter wurden Fälle gefasst, bei denen in den Gründen angegeben wurde, 
dass der Beschuldigte entweder den ihm gemachten Tatvorwurf abstreite oder 
eine Einlassung zur Sache verweigere. 


„Keine Aussage durch Opfer“: Hierunter wurden Begründungen gefasst, in de- 
nen dokumentiert wurde, dass das Opfer keine verwertbare Aussage gemacht 
habe, vom Opfer keine verwertbare Aussage zu erwarten sei oder eine Verneh- 
mung des Opfers aus Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten nicht angezeigt sei. 
Als maßgeblicher Grund wurde in diesen Fällen i. d. R. das junge Alter des Op- 
fers benannt. Erfasst wurden von dieser Kategorie auch Fälle, in denen eine be- 
rechtigte Person für das Opfer von seinem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch 
machte. 


„Keine weiteren (aussagebereiten) Zeugen“: Diese Kategorie bezieht sich auf 
Begründungen, in denen beschrieben wurde, dass der Tatvorwurf nicht mit einer 
Zeugenaussage gestützt werden könne. Hierunter wurden Fälle gefasst, in denen 
es keine weiteren Tatzeugen neben dem Opfer gab. Es wurden ebenfalls Fälle 
erfasst, in denen dokumentiert wurde, dass von weiteren Zeugen keine Aussage 
zu erwarten sei (z.B. aufgrund eines bestehenden Zeugnisverweigerungsrechts 
oder aufgrund sonstiger persönlicher Beziehungen). 


„Keine weiteren Beweismittel/Ermittlungsansätze“: Hierunter wurden Fälle 
gefasst, in denen explizit dokumentiert wird, dass keine weiteren Beweismittel 
oder Ermittlungsansätze ersichtlich seien. 


Prospektive Elemente 


„Hinweise auf Entwicklung seit Vorfall“: Hierunter wurden Fälle gefasst, bei 
denen im Rahmen der Einstellungsbegründung positive Entwicklungen in der 
Familie seit dem fraglichen Vorfall beschrieben wurden (z. B. keine neuen Ge- 
walthandlungen). 
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„Hinweis auf Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe“: Hierunter wurden Fälle 
gefasst in denen explizit auf aktuell stattfindende Maßnahmen durch die Kinder- 
und Jugendhilfe hingewiesen wurde (z. B. Hinweis auf aktuelle Unterstützungs- 
maßnahmen in der Familie, aber auch auf eine Unterbringung des Opfers außer- 
halb der Familie). ’* 


6.3.11.3.2  Einstellungsgründe $ 170 II StPO — Häufigkeiten 


Bei insgesamt 96 der 210 Beschuldigten des Langbogensamples wurde das 
Strafverfahren nach $ 170 II StPO beendet. Da für die Auswertungen nach Ein- 
zelkategorien nur sehr geringe Fallzahlen beschrieben werden konnten, wurden 
für die Häufigkeitsauswertungen die Oberkategorien herangezogen. Dabei wurde 
eine Oberkategorie schon dann gezählt, wenn eine der dazugehörigen Kategorien 
erfüllt war. 


Tabelle 44 zeigt, dass in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt insge- 
samt sechs von 13 Verfahren gegen Beschuldigte deshalb eingestellt wurden, 
weil die nachweislich vorliegende Tat keinem der Beschuldigten zugerechnet 
werden konnte. Es handelte sich dabei allerdings nur um zwei Fälle mit vier bzw. 
zwei Beschuldigten. In beiden Fällen hatte das Opfer zur fraglichen Tatzeit Kon- 
takt mit verschiedenen Personen. Auch in der Fallgruppe der nichtelterlichen 
Gewalt gegen Kinder war verhältnismäßig oft unklar, welchem Beschuldigten 
die Taten zuzurechnen waren. Weitere Angaben zum Kenntnisstand wurden 
verhältnismäßig oft in den Fallgruppen der leichten und mittelschweren elterli- 
chen Gewalt gegen Kinder gemacht. Nur selten fanden sich solche Angaben in 
den Einstellungsbegründungen der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt. Dass 
eine weitere Kenntniserlangung nicht möglich sei, wurde in allen Einstellungs- 
begründungen der schweren elterlichen Gewalt beschrieben, nie hingegen bei 
Vernachlässigungen. Dafür wurden in der Fallgruppe der Vernachlässigung 
verhältnismäßig oft prospektive Aspekte betont. Aber auch in den Fallgruppen 
mit mittelschwerer und schwerer elterlicher Gewalt wurden prospektive Aspekte 
benannt. Insgesamt zeigte sich ein höherer Begründungsaufwand in den schwe- 
reren Fallgruppen. 





5 In zwei Einzelfällen wurde nur ein Unterstützungsbedarf beschrieben. Es ergab sich in diesen 
Fällen aus der Akte, dass bereits eine Unterstützung durch die Kinder- und Jugendhilfe bestand. 
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Einstellun- | Einstellungsgründe 



































gen nach 
8 17011 Tathand- | Kennt- Ermitt- | Pro- 
SX0} lung nicht | nisstand | lungs- | spekti- 
n=96 zuorden- j3 ve 
bar spek- Aspek- 
tiven te 
Leichte elt. G 10 0,0 70,0 70,0 0,0 
Mittelschw. elt. G 31 9,7 71,0 74,2 12,9 
Schwere elt. G 13 46,2 61,5 100,0 15,4 
Nichtelt. G gg. Ki 16 25,0 37,5 68,8 0,0 
Partnerschafts-G 12 0,0 33,3 66,7 0,0 
Nichtelt. G gg. 1 0,0 0,0 0,0 0,0 
BezPers 
Vernachlässigung 5 0,0 80,0 0,0 80,0 
Vers. erw. Suizid 1 0,0 0,0 0,0 0,0 
Psychische G 0 - - - - 
Sonstiges 7 0,0 71,4 28,6 28,6 
Gesamt 96 13,5 58,3 66,7 12,5 











Tabelle 44: Einstellungsgründe ($ 170 II StPO) nach Oberkategorien und Fallgruppen. Angaben in 
Prozent. Mehrfachnennungen möglich. Teilsample Beschuldigte (n = 96). 


6.3.11.3.3  Einstellungsgründe $ 153 I StPO 


Zu den Einstellungsgründen nach $ 153 I StPO wurden verschiedene Kategorien 
gebildet, die folgenden Oberkategorien zugeordnet werden: „Kenntnisstand“, 
„Unverhältnismäßigkeit weiterer Ermittlungen“, „Prospektive Elemente“. 
Kenntnisstand 

„Sachverhalt kann nicht aufgeklärt werden“: Unter diese Kategorie fielen Be- 
gründungen, in denen angegeben wurde, dass der vorgetragene Sachverhalt mit 
den durchgeführten Ermittlungen nicht aufgeklärt werden konnte. 

„Nur geringe Tatfolgen“: Diese Kategorie beschreibt Begründungen, in denen 


das Vorliegen geringer Tatfolgen oder das Ausbleiben schwerer Tatfolgen do- 
kumentiert wurde. 


266 6 Empirischer Teil 





Unverhältnismäßigkeit weiterer Ermittlungen 


„Weitere Ermittlungen/justizielle Entscheidungen unverhältnismäßig‘“: Diese 
Kategorie beschreibt Begründungen, in denen die Staatsanwaltschaft eine be- 
wusste Entscheidung gegen weitere Ermittlungen dokumentierte. Hierunter wur- 
den Fälle gefasst, in denen dokumentiert wurde, dass weitere Ermittlungen (z. B. 
Vernehmungen von Zeugen) unverhältnismäßig wären. Hierunter wurden aber 
auch Fälle gefasst, in denen dokumentiert wurde, dass ein Eingreifen durch die 
Justiz unverhältnismäßig wäre (z. B. wenn eine strafrechtliche Einwirkung zur 
Befriedung der Familie nicht erforderlich erschien). 


„Keine Vorbelastung“: Hierunter wurden Begründungen gefasst, in denen be- 
schrieben wurde, dass der Beschuldigte bislang noch nicht strafrechtlich auffällig 
wurde. 


„Einmaliger Vorfall“: Hierunter wurden Begründungen gefasst, in denen explizit 
beschrieben wurde, dass davon ausgegangen werde, dass es sich um einen ein- 
maligen Vorfall handele. 


„Beteiligte haben kein Interesse an Strafverfolgung/Privatsache“: Diese Katego- 
rie beschreibt Begründungen, in denen dokumentiert wurde, dass die Beteiligten 
kein besonderes Interesse an der Strafverfolgung hätten. Dies umfasste bei- 
spielsweise Fälle, in denen für das minderjährige Opfer von dessen Zeugnisver- 
weigerungsrecht Gebrauch gemacht wurde und deswegen davon ausgegangen 
wurde, dass kein Interesse an der Strafverfolgung bestehe. Diese Kategorie er- 
fasst auch Begründungen in denen beschrieben wurde, dass die Angelegenheit 
für betroffene Personen anderweitig erledigt scheine. 


Prospektive Aspekte 


„Entwicklung seit Vorfall“: Hierunter wurden Begründungen gefasst, in denen 
positive Entwicklungen in der Familie seit dem Vorfall beschrieben wurden. So 
bspw., wenn beschrieben wurde, dass seit der Tat keine weiteren Vorfälle be- 
kannt wurden oder eine Kindeswohlgefährdung nicht bestehe. 


„Hinweise auf staatliche Unterstützung“: Hierunter wurden Begründungen ge- 
fasst, in denen dokumentiert wurde, dass der Beschuldigte bzw. seine Familie 
Unterstützung durch die Kinder- und Jugendhilfe bekomme. Diese Kategorie 
umfasste auch Fälle, in denen dokumentiert wurde, dass das Jugendamt infor- 
miert sei. 


6.3.11.3.4  Einstellungsgründe $ 153 I StPO — Häufigkeiten 


Insgesamt wurden gegenüber 37 Beschuldigten die Verfahren durch die Staats- 
anwaltschaft gemäß $ 1531 StPO eingestellt. Auf die einzelnen Fallgruppen 
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entfielen dabei jeweils nur wenige Fälle. Für eine Beschreibung zu den Häufig- 
keiten werden darum ebenfalls die Oberkategorien dargestellt. 


Einstellungen | Einstellungsgründe 



































gem. 
$ 153 1StPo, | Kennt- Ermittlun- Prospek- 
n=37 nisstand | gen unver- tive 
EIS, Aspekte 
Big 
Leichte elt. G 4 25,0 75,0 25,0 
Mittelschw. elt. G 13 53,8 61,5 38,5 
Schwere elt. G 2 50,0 100,0 50,0 
Nichtelt. G gg. Ki 4 50,0 75,0 0,0 
Partnerschafts-G 5 40,0 20,0 0,0 
Nichtelt. G gg. Be- 7 42,9 28,6 0,0 
zPers 
Vernachlässigung 1 0,0 0,0 100,0 
Vers. erw. Suizid 0 - - - 
Psychische G 1 100,0 100,0 0,0 
Sonstiges 0 - - - 
Gesamt 37 45,9 54,1 18,9 











Tabelle 45: Einstellungsgründe nach $ 153 1 StPO nach Oberkategorien und Fallgruppen. Angaben in 
Prozent. Mehrfachnennungen möglich. Teilsample Beschuldigte (n = 37). 


Tabelle 45 zeigt, dass in knapp der Hälfte der Fälle Angaben zum Kenntnisstand 
dokumentiert wurden. Ein gesichertes Vorliegen der Tat durch (teilweise) Ein- 
räumung durch die Beschuldigten wurde dabei nur in zwei Fällen angesprochen. 
Dass weitere Ermittlungen unverhältnismäßig seien, wurde in der Fallgruppe der 
leichten elterlichen Gewalt sowie in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt 
gegen Kinder in jeweils drei von vier Einstellungsbegründungen festgehalten. In 
der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt wurde dies in einer von fünf Einstellun- 
gen dokumentiert, in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugs- 
person wurde dies in zwei von sieben Einstellungen dokumentiert. Prospektive 
Aspekte wurden insbesondere in den Fallgruppen mit mittelschwerer und schwe- 
rer elterlicher Gewalt gegen Kinder dokumentiert. Insgesamt zeigte sich, dass 
neben dem Kenntnisstand v. a. die Verhältnismäßigkeit zentral ist. Zudem zeigte 
sich, dass in schwereren Fällen umfangreicher begründet wurde. Prospektive 
Aspekte wurden insbesondere bei schwereren Fällen durch Eltern benannt. 
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6.3.11.3.5 Synthese Einstellungsgründe Staatsanwaltschaft 


Betrachtet man Einstellungen nach $ 154 I StPO, $ 153al StPO und die Ver- 
weise auf den Weg der Privatklage, dann zeigt sich, dass Einstellungen oft und in 
leichten Fällen ohne große Begründung erfolgten. In schwereren Fällen zeigte 
sich ein erhöhter Begründungsbedarf. Hier wurden auch prospektive Aspekte 
genannt. Eine fehlende Zuordenbarkeit der Taten zu Beschuldigten ist kein quan- 
titativ relevantes Phänomen in den untersuchten Fällen. Im Wesentlichen konn- 
ten die Fälle nicht vollständig aufgeklärt werden. Dies hatte neben Zeugnisver- 
weigerungsrechten insbesondere damit zu tun, dass neben dem jungen Opfer 
keine weiteren Zeugen zur Verfügung standen. Auch die Geringfügigkeit der 
Vergehen spielte bei der Frage, ob weitere Ermittlungen verhältnismäßig sind, 
eine nicht unerhebliche Rolle. 


6.3.11.4 Strafzumessung 


Das Langbogensample umfasste 35 Beschuldigte mit einem gerichtlich beende- 
ten Verfahren, 13 Beschuldigte wurden nach einer Hauptverhandlung zu einer 
Strafe verurteilt. Statistische Analysen wurden aufgrund der geringen Fallzahlen 
nicht durchgeführt. Für zehn der insgesamt 13 Verurteilungen’“ wurden straf- 
zumessungsrelevante Faktoren berichtet. Zugunsten des Beschuldigten wurden 
insbesondere Geständnisse und ein straffreies Vorleben des Beschuldigten ge- 
wertet. Daneben sprachen zugunsten des Beschuldigten z. B. Belastungen des 
Beschuldigten in der Biografie oder zum Zeitpunkt der Tat, Reue sowie eine gute 
Zusammenarbeit mit der Familienhilfe. Zu Lasten des Beschuldigten gingen 
insbesondere erhebliche Verletzungen des Kindes sowie das junge Alter und die 
Schutzbedürftigkeit des Kindes. Daneben wurden auch vorherige Verurteilun- 
gen, grundloses Schlagen sowie auch die Tatsache, dass sich der Beschuldigte 
trotz erkannter Überforderung keine Hilfe suchte, zu Lasten des Beschuldigten 
gewertet. 


6.3.12 Veränderungen in der Bearbeitungs- und Erledigungspraxis im zeitlichen 
Verlauf 


In den untersuchten Fällen war der Anteil an gerichtlich beendeten Verfahren 
über die drei untersuchten Jahrgänge signifikant zurückgegangen (Chi? = 9.43; 
df=2; p= .009). Während im Jahr 2004 insgesamt 34 % der Verfahren gegen 





76 In zwei Fällen erfolgten Verurteilungen nach Jugendstrafrecht, d. h. mit spezifischem Blick auf 
die Entwicklung der Täter, und in einem Fall waren die Urteilsgründe nach $ 267 IV StPO abgekürzt. 
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Beschuldigte durch das Gericht beendet wurden, waren es im Jahr 2007 noch 
19 % der Verfahren und im Jahr 2010 etwa 12 %. Für feiner aufgelöste Analy- 
sen, z. B. nach Sanktionsart oder Fallgruppen konnte aufgrund zu geringer Fall- 
zahlen nicht bestimmt werden, ob sich die Veränderungen vom Zufall unter- 
scheiden. 


6.3.13 Dauer der Verfahrensabschnitte 


Die Dauer der einzelnen Verfahrensabschnitte wurde verfahrensbezogen ausge- 
wertet. Bei Verfahren mit mehreren Beschuldigten bezog sich die Auswertung 
auf den Beschuldigten mit dem schwereren Tatanteil. Zunächst wurde die Dauer 
zwischen dem letzten Tattag und der Kenntniserlangung der Strafverfolgungsbe- 
hörden durch Anzeigeerstattung bzw. der sonstigen Kenntniserlangung ermittelt. 
Für die Berechnung der Dauer des Ermittlungsverfahrens wurden der Tag der 
Kenntniserlangung und das Datum der ermittlungsverfahrensbeendenden Ent- 
scheidung der Staatsanwaltschaft (z. B. Einstellung’”’ oder Anklage) zugrunde 
gelegt. Für die Dauer des gerichtlichen Verfahrens wurde der Zeitraum zwischen 
der ermittlungsverfahrensbeendenden Entscheidung durch die Staatsanwaltschaft 
und der letzten, (erstinstanzlichen) gerichtlichen Entscheidung’”* ermittelt. 


Anhand der Mediane in Tabelle 46 lässt sich ablesen, dass die Hälfte der Fälle 
spätestens am Tag nach der Tat angezeigt wurde. Die Daten zeigten dabei eine 
deutliche rechtsschiefe Verteilung. Die Daten zu Mittelwerten und Standardab- 
weichungen waren oftmals von Ausreißern geprägt. In jeder Fallgruppe gab es 
Fälle, die innerhalb des ersten Tages angezeigt werden. Bei Fallgruppen mit 
Gewalt gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt und nichtelterlicher Gewalt 
gegen Bezugspersonen) wurde mehr als die Hälfte der Fälle innerhalb des ersten 
Tages nach der Tat angezeigt. Dass für Vernachlässigungen ebenfalls ein Median 
von 0,0 ermittelt wurde, hat damit zu tun, dass bei Anzeigen wegen Vernachläs- 
sigungen i.d. R. der Tag der Anzeigeerstattung als letzter Tattag in der Akte 
eingetragen war. Elterliche Gewalt gegen Kinder wurde im Gesamtvergleich 
eher später angezeigt. Bei Betrachtung des Medians fällt auf, dass mittelschwere 
und schwere elterliche Gewalt zeitlich oft etwas schneller angezeigt wurden, als 
leichte elterliche Gewalt. Die Mittelwerte und Maximalwerte stiegen dagegen 





"7 Sofern die Einstellungen zunächst eine vorläufige Einstellung vorsahen, wurde jeweils das Datum 
der endgültigen Einstellung erfasst. 

"#8 7, B. Datum des Erlasses des Strafbefehls oder des erstinstanzlichen Urteils. Von der Betrachtung 
des Datums der Rechtskraft der ohnehin nur wenigen gerichtlichen Verfahren wurde abgesehen. Dies 
schien zweckmäßiger für eine Diskussion der Verfahren, insbesondere aus Sicht der Betroffenen. 
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innerhalb der Fallgruppen elterlicher Gewalt gegen Kinder mit zunehmender 
Deliktsschwere. Lange zurückliegende Fälle wurden vor allem in den schwereren 
Fallgruppen angezeigt. In dem Extremfall in der Fallgruppe der schweren elterli- 
chen Gewalt erstattete ein inzwischen 18-jähriges Opfer Anzeige gegen seine 
Eltern wegen Vorfällen, die bereits über 15 Jahre zurücklagen. Anlass war ein 
Polizeikontakt des Opfers, das einer anderen Straftat beschuldigt wurde. 


Tabelle 46 zeigt, dass die Hälfte der Ermittlungsverfahren weniger als 15 Wo- 
chen dauerte. Verhältnismäßig niedrig, bei ca. 10 Wochen, lagen die Mediane in 
den Fallgruppen der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsperson und der Ver- 
nachlässigung. Verhältnismäßig hohe Mediane waren in den Fallgruppen der 
elterlichen Gewalt gegen Kinder zu beobachten, insbesondere in den Fallgruppen 
der leichten und der schweren elterlichen Gewalt waren die Werte besonders 
hoch. In der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt fällt zugleich der recht 
hohe Mittelwert bei vergleichsweise geringer Standardabweichung auf. Dies 
verdeutlicht, dass diese Verfahren nur selten verhältnismäßig kurz dauerten. Mit 
Ausnahme der beiden Fälle von erweitertem Suizid, gab es allerdings in jeder 
Fallgruppe Verfahren, die innerhalb eines Monats erledigt wurden. Vor allem 
aber gab es in jeder Fallgruppe hohe Maximalwerte. Teilweise gingen die langen 
Verfahrensdauern auf vorläufige Einstellungen zurück, die später wieder aufge- 
hoben wurden. Weitere verfahrensverzögernde Schwierigkeiten bestanden u. a. 
darin, dass der Aufenthaltsort des Beschuldigten lange Zeit nicht ermittelt wer- 
den konnte, dass Vernehmungstermine durch die Beteiligten mehrfach abgesagt 
wurden oder durch Verzögerungen bei der Einrichtung und dem Kontakt mit der 
Ergänzungspflegschaft. 


Die zeitliche Dauer zwischen Beendigung des Ermittlungsverfahrens und einer 
(erstinstanzlichen) gerichtlichen Entscheidung kann für 47 Verfahren beschrie- 
ben werden. Verhältnismäßig hoch waren Werte der Mediane in den Fallgruppen 
der mittelschweren und der schweren elterlichen Gewalt gegen Kinder. Gründe 
für lange Verfahrensdauern lagen z. B. darin, dass vor einer Entscheidung über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens weitere Zeugenvernehmungen durch das 
Gericht in Auftrag gegeben wurden, aber auch darin, dass die Hauptverhandlung 
verschoben bzw. vertagt werden musste’”. Die sehr kurzen Verfahrensdauern 
von neun und 14 Tagen resultierten aus dem Erlass von Strafbefehlen. 





"9 7, B. weil die Vernehmung einer Zeugin als zu belastend erachtet wurde. 
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6.3.14 Entwicklung des Tatvorwurfs 


Die jeweilige Einordnung des Tatvorwurfs durch die drei Institutionen Polizei, 
Staatsanwaltschaft und Gericht basiert auf Informationen aus den analysierten 
Akten.’° Dabei war der jeweils schwerste benannte Körperverletzungsstraftatbe- 
stand maßgeblich, unabhängig davon, ob weitere Straftatbestände’””' in den je- 
weiligen Akten verfahrensgegenständlich waren. Für die Einordnung des Tat- 
vorwurfs wurde auf das Ende des jeweiligen Verfahrensabschnitts abgestellt. In 
den Abschlussverfügungen der Polizei wurde allerdings nur selten ein Straftatbe- 
stand bezeichnet. In diesen Fällen wurde die polizeiliche Einordnung zum An- 
fang der Ermittlungen herangezogen. Wo es Angaben zur strafrechtlichen Ein- 
ordnung in den polizeilichen Abschlussberichten gab, entsprach diese auch meist 
den Einordnungen zum Zeitpunkt der Anzeigeerstattung. Für die staatsanwalt- 
schaftliche Einordnung war die Abschlussentscheidung (z. B. Einstellung oder 
Anklageschrift) maßgeblich, für die gerichtliche Einordnung wurde die rechtli- 
che Einordnung in der abschließenden Entscheidung (z. B. Urteil) herangezogen. 
Da aber insgesamt nur 15 % der Fälle durch ein Gericht bearbeitet wurden und 
diese sich mit nur sehr kleinen Fallzahlen auf die einzelnen Fallgruppen vertei- 
len, wird auf eine Darstellung der gerichtlichen Einordnung verzichtet. 


Für die Beschreibung der Entwicklung des Tatvorwurfs wurden in den Abbil- 
dung 22 bis 25 die polizeiliche Einordnung und die staatsanwaltschaftliche Ein- 
ordnung für die untersuchten Fälle jeweils in einer gemeinsamen Grafik ähnlich 
einer Kreuztabelle abgebildet. Dargestellt werden die Körperverletzungstatbe- 
stände des $ 223 (Körperverletzung), $ 224 (gefährliche Körperverletzung) und 
8 225 StGB (Misshandlung von Schutzbefohlenen) sowie die Kategorie „Sonsti- 
ges“, die versuchte Tötungen’”, versuchte oder fahrlässige Körperverletzungen 
sowie Einordnungen umfasste, in denen lediglich andere Delikte benannt wur- 
den.”°° Eine weitere Kategorie „Unbekannt“ kam nur bei staatsanwaltschaftli- 
chen Einstellungen vor. Hierunter wurden Fälle gefasst, in denen keine Strafvor- 





750 Die übermittelten Datensätze (6.2.4.4.1) konnten hierfür nicht genutzt werden, da sie nicht de- 
ckungsgleich waren. So waren infolge der MESTA-Abfrage sehr viel mehr Datensätze übermittelt 
worden als über die Suchabfrage beim LKA. Zugleich beinhalteten die vom LKA übermittelten 
Daten lediglich die Aktenzeichen ohne eine strafrechtliche Einordnung. 

75! Häufig z. B. Beleidigungen oder Nötigungen. 

75? Diese Delikte wurden wegen ihrer geringen quantitativen Relevanz der Kategorie „Sonstiges“ 
zugeordnet. Versuchte Tötungen machten nur 1,8 % der polizeilichen Einordnungen und 1,2 % der 
staatsanwaltschaftlichen Einordnungen aus. 

73 Bei dem ganz überwiegenden Teil der Fälle handelt es sich um Herabstufungen gegenüber den 
ursprünglich benannten Straftatbeständen. 
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schriften benannt wurden, was mitunter bei handschriftlichen Einstellungsverfü- 
gungen vorkam. Daneben wurden unter diese Kategorie auch Einstellungen er- 
fasst, die mit dem Begriff „Körperverletzung“ ohne konkrete tatbestandliche 
Zuordnung überschrieben ware, da in diesen Fällen eine klare Zuordnung zu 
einem bestimmten Straftatbestand nicht möglich war. Beispielsweise finden sich 
in Abbildung 22 sieben Fälle, die von der Polizei unter $ 224 StGB bearbeitet 
wurden und von der Staatsanwaltschaft unter $ 223 StGB. 
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Abbildung 22: Polizeiliche Einordnung und staatsanwaltschaftliche Einordnung im Vergleich ohne 
erweiterter Suizid, Vernachlässigung, psychische Misshandlung und sonstige Fälle. Angaben in 
absoluten Zahlen (n=285). Abkürzungen: StA = Staatsanwaltschaft; die genannten Paragraphen sind 
solche des StGB: $ 223 = (einfache) Körperverletzung; $ 224 = gefährliche Körperverletzung; $ 225 
= Misshandlung von Schutzbefohlenen. 
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Abbildung 23: Polizeiliche Einordnung und staatsanwaltschaftliche Einordnung im Vergleich für die 
Fallgruppen leichte elterliche Gewalt (n=28) und mittelschwere elterliche Gewalt (n=74). Angaben in 
absoluten Zahlen. Abkürzungen: StA = Staatsanwaltschaft; die genannten Paragraphen sind solche 
des StGB. 


6.3 Ergebnisse 275 








Schwere elt. G 








StA Unbekannt 
StA Sonstiges 
StA 8225 
StA 8224 


StA $ 223 














a 
F — => / StA Unbekannt 
m / Sta Sonstiges 
Fi StA 8225 
StA $ 224 
StA 8223 





Polizei 





Abbildung 24: Polizeiliche Einordnung und staatsanwaltschaftliche Einordnung im Vergleich für die 
Fallgruppen schwere elterliche Gewalt (n=34) und nichtelterliche Gewalt gegen Kind (n=73). Anga- 
ben in absoluten Zahlen. Abkürzungen: StA = Staatsanwaltschaft; die genannten Paragraphen sind 
solche des StGB 
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Abbildung 25: Polizeiliche Einordnung und staatsanwaltschaftliche Einordnung im Vergleich für die 
Fallgruppen Partnerschaftsgewalt (n=47) und nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson (n=29). 
Angaben in absoluten Zahlen. Abkürzungen: StA = Staatsanwaltschaft; die genannten Paragraphen 
sind solche des StGB. 
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Abbildung 22 zeigt, dass eine polizeiliche Einordnung der Fälle als $ 223 StGB 
im Wesentlichen durch die Staatsanwaltschaft bestätigt wurde. Bei etwa 12 % 
dieser Fälle war die staatsanwaltschaftliche Einordnung jedoch unbekannt. Von 
den wenigen durch die Polizei als $ 224 StGB eingeordneten Fällen wurde ledig- 
lich ein Drittel auch durch die Staatsanwaltschaft explizit als $ 224 StGB einge- 
ordnet. Bei einem Viertel dieser Fälle blieb die Einordnung unbekannt. Die rest- 
lichen Fälle wurden von der Staatsanwaltschaft als $ 223 StGB oder Sonstiges 
eingeordnet. Insgesamt 60 % der durch die Polizei als $ 225 StGB eingeordneten 
Fälle wurden auch durch die Staatsanwaltschaft als $ 225 StGB bewertet. Bei 
einem weiteren Viertel dieser Fälle fand eine Herabstufung zu $ 223 StGB statt, 
bei 9 % war die staatsanwaltschaftliche Einordnung unbekannt. Sonstige Fälle 
traten bei der polizeilichen Einordnung nur in Einzelfällen als versuchte Tötun- 
gen auf. Insgesamt zeigte sich eine Übereinstimmung von 76 % bei der rechtli- 
chen Einordnung. ’°* 


Die Betrachtung nach Fallgruppen (Abbildung 23 bis 25) zeigt, dass Fälle von 
Partnerschaftsgewalt durch die Polizei überwiegend als einfache Körperverlet- 
zungen ($ 223 StGB) eingeordnet wurden. Weniger Fälle wurden in dieser Fall- 
gruppe als Misshandlung von Schutzbefohlenen eingeordnet. Eine genauere 
Analyse dieser Fälle zeigte, dass eine Misshandlung von Schutzbefohlenen dann 
angenommen wurde, wenn sich die Tat in erster Linie gegen das Kind richtete. 
War hingegen der betroffene Elternteil das Hauptopfer oder waren Elternteil und 
Kind gleichermaßen betroffen, dann entsprach die rechtliche Einordnung der 
Handlung z. N. des Kindes der Einordnung der Tat z. N. des Elternteils. Fälle mit 
elterlicher Gewalt wurden auch in den leichten Formen von der Polizei oft als 
Misshandlungen von Schutzbefohlenen ($ 225 StGB) eingeordnet. Darunter 
waren auch Fälle, die nach dem geschilderten Tatvorwurf keine der in $ 225 I 
StGB benannten, qualifizierten Tathandlungen (vgl. Kapitel 2.2.4) erfüllten. Mit 
zunehmender Schwere stieg der Anteil an Misshandlungen von Schutzbefohle- 
nen ($ 225 StGB) unter den polizeilichen Einordnungen. Nichtelterliche Gewalt 
gegen Bezugsperson wurde von der Polizei als einfache Körperverletzung ($ 223 
StGB) oder gefährliche Körperverletzung eingeordnet ($ 224 StGB). Bei Letzte- 
rem ging es i.d.R. um eine Begehung mittels eines gefährlichen Werkzeugs. 
Nichtelterliche Gewalt gegen Kinder wurde durch die Polizei meist als einfache 
Körperverletzung eingeordnet ($ 223 StGB). In der Fallgruppe der Vernachlässi- 





754 Selbst dann, wenn Polizei und Staatsanwaltschaft die Einordnungen völlig zufällig vornehmen 
würden, wäre noch eine gewisse Übereinstimmung zu erwarten. Ein um solche zufälligen Übereinst- 
immungen korrigiertes Maß ist Cohens Kappa, das hier mit 61 % zufallsbereinigter Übereinstim- 
mung geringer ausfiel. 
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gungen fanden sich ebenfalls Fälle, die als $ 225 StGB erfasst wurden, obwohl 
der Tatvorwurf nicht die qualifizierten Tatbestandsmerkmale erfüllte. Dies waren 
Fälle, in denen unordentliche und unhygienische Zustände in der Familienwoh- 
nung beschrieben wurden, es jedoch keine Hinweise auf gesundheitlich Folgen 
beim Opfer gab. Mangels Angaben zu Folgen beim Opfer wäre auch der Tatbe- 
stand der Körperverletzung nach $ 223 StGB nicht einschlägig gewesen. 


In den einzelnen Fallgruppen zeigte sich das globale Muster von Bestätigung der 
$ 223-Fälle und häufiger Umgruppierung der $ 225-Fälle fast durchgängig. Aus- 
nahmen war die überwiegende Bestätigung der $ 225-Fälle in der Fallgruppe der 
schweren elterlichen Gewalt gegen Kinder und in der Fallgruppe der nichtelterli- 
chen Gewalt gegen Kinder. In diesen Fallgruppen zeigte sich insgesamt eine 
vergleichsweise hohe Übereinstimmung zwischen der polizeilichen und der 
staatsanwaltschaftlichen Bewertung. In diesen beiden Gruppen gab es auch fast 
keine unbekannten Einordnungen. Unbekannte Einordnungen durch die Staats- 
anwaltschaft zeigten sich vergleichsweise oft in den Fallgruppen mit Gewalt 
gegen Erwachsene. 


6.3.15 Austausch zwischen Strafverfolgungsbehörden und Jugendamt 


Bei der Analyse der Verfahrensakten zeigte sich, dass es Kontakte zwischen den 
Strafverfolgungsbehörden und dem Jugendamt gab, die nicht ausschließlich die 
Tataufklärung zum Inhalt hatten. Beispielsweise ging es bei diesen Kontakten 
um die durchgeführten Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe, aber auch um 
Mitteilungen von Erkenntnissen aus den Ermittlungsverfahren. Unter der An- 
nahme, dass solche Inhalte für die weitere Arbeit der jeweils anderen Seite hilf- 
reich sind, wurden diese Kontakte als „zukunftsorientiert“ bezeichnet. 


6.3.15.1 Austausch zwischen Polizei und Jugendamt 


6.3.15.1.1 Häufigkeiten und Zeitpunkte der Kontakte zwischen Polizei und 
Jugendamt 


Zur Beschreibung der Kontakte zwischen Polizei und Jugendamt werden zu- 
nächst die Häufigkeiten der Verfahren mit Kontakten im Lauf des Ermittlungs- 
verfahrens sowie der Zeitpunkt des Erstkontakts dargestellt. Bei Letzterem wur- 
de danach unterschieden, ob er bereits während der laufenden polizeilichen Er- 
mittlungen erfolgte oder aber erst, wenn der Fall an die Staatsanwaltschaft abge- 
geben wurde (Nr. 3.2.7. Abs. 1 und Abs. 2 PDV 382). Darüber hinaus wird die 
Anzahl der Kontakte zwischen Polizei und Jugendamt in den untersuchten Er- 
mittlungsverfahren beschrieben. Jeweils als ein Kontakt gezählt wurden dabei 
sowohl einseitige Kommunikation (z. B. eine Mitteilung) als auch zweiseitige 
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Kommunikation in Form von z. B. einer Frage mit Antwort (siehe ausführlicher 
Kategorisierung Kapitel 6.3.15.1.2). 


Kontakt 
Pol. - JA 


Kontakt 
während pol. 
Ermittlungen 
a) 


Fälle mit Kontakt zwischen Polizei 
und Jugendamt: 


Anzahl 
Kontakte 
2) 



































Leichte elt. G 18 122: 13 76,9 1,5 
Mittelschw. elt. G 51 76,5 39 87,2 2,1 
Schwere elt. G 15 73,3 11 100,0 2,3 
Nichtelt. G gg. Ki 35 40,0 14 50,0 1,2 
Partnerschafts-G 26 73,1 19 73,7 1,2 
Nichtelt. G gg. 14 21,4 3 0,0 1,0 
BezPers 

Vernachlässigung 83,3 5 100,0 1,8 
Vers. erw. Suizid 2 - - - - 
Psychische G 1 - - - - 
Sonstiges 10 50,0 5 80,0 1,5 
Gesamt 178 61,2 109 78,0 1,7 











Tabelle 47: Anteil, Zeitpunkt und durchschnittliche Anzahl Kontakte zwischen Polizei und Jugend- 
amt im Ermittlungsverfahren nach Fallgruppen. Langbogensample (n=178). Abkürzung: © = Durch- 
schnitt. 


Tabelle 47 zeigt, dass in über 60 % der Fälle zukunftsorientierte Kontakte zwi- 
schen Polizei und Jugendamt festgestellt wurden. In Fallgruppen mit elterlicher 
Gewalt gegen Kinder wurden entsprechende Kontakte in drei von vier Fällen 
dokumentiert. Deutlich seltener wurden entsprechende Kontakte in den Fall- 
gruppen nichtelterlicher Gewalt (gegen Bezugsperson und gegen Kinder) doku- 
mentiert. In den Fällen mit versuchtem erweiterten Suizid und psychischer Miss- 
handlung gab es keinen entsprechenden Austausch. 


Tabelle 47 zeigt auch, dass in Fällen mit Kontakten zwischen Polizei und Ju- 
gendamt der Austausch überwiegend bereits während den laufenden polizeili- 
chen Ermittlungen stattfand. Nur in den Fallgruppen mit nichtelterlicher Gewalt 
(gegen Bezugspersonen und gegen Kinder) fand der Austausch oft erst bei Ab- 
gabe des Verfahrens an die Staatsanwaltschaft statt. 
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Verhältnismäßig viele Kontakte zwischen Polizei und Jugendamt gab es in den 
Fallgruppen der mittelschweren und der schweren elterlichen Gewalt gegen 
Kinder. Aus Tabelle 47 ergibt sich, dass innerhalb der Fallgruppen der elterli- 
chen Gewalt gegen Kinder die durchschnittliche Anzahl der Kontakt mit zuneh- 
mender Deliktsschwere stieg. Die maximale Anzahl an Kontakten wurde dabei 
in der Fallgruppe der mittelschweren elterlichen Gewalt erreicht: Hier gab es 
einen Fall, in dem 13 Kontakte dokumentiert wurden. In der Fallgruppe der 
schweren elterlichen Gewalt lag das Maximum bei vier Kontakten. Vergleichs- 
weise wenige Kontakte gab es in der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt. Hier 
wurde i. d. R. ein Kontakt dokumentiert.’ 


In Fallgruppen mit elterlichen Gewaltformen (gegen Kinder und Partnerschafts- 
gewalt) gab es in je ca. einem Viertel der Fälle keinen Austausch zwischen Poli- 
zei und Jugendamt. Eine genauere Betrachtung der Fälle zeigte, dass innerhalb 
der Fallgruppen mit direkter elterlicher Gewalt gegen Kinder in zwei Drittel der 
Fälle in den Akten Hinweise darauf dokumentiert wurden, dass das Jugendamt 
bereits anderweitig informiert wurde und teilweise auch schon aktiv wurde. In 
der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt gab es in einem von sieben Fällen ohne 
Kontakt zum Jugendamt einen Hinweis darauf, dass das Jugendamt über den 
Vorfall informiert wurde. In einem weiteren Fall wurde dokumentiert, dass das 
Jugendamt über die zugleich bestehende Sorgerechtsproblematik informiert sei. 


6.3.15.1.2 Art der Kontakte zwischen Polizei und Jugendamt 


Aus den einschlägigen Vorschriften lassen sich gewisse Mitteilungswege und 
Berührungspunkte der Strafverfolgungsbehörden mit dem Jugendamt entnehmen 
(siehe Kapitel 2.3.4). Danach müssen Polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht 
Mitteilungen an das Jugendamt machen, sofern sie ein Handeln des Jugendamts 
zum Zweck der Gefahrenabwehr für erforderlich erachten.’ Aus Nr. 3.2.71 
PDV 382 sowie Nr. 235 III RiStBV ergibt sich, dass bei der Bearbeitung der 
Fälle auch die Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe zu beachten sind.” 


Über das Erhebungsinstrument wurde erfasst, ob die Polizei Mitteilungen an das 
Jugendamt machte und welchen Inhalt die Mitteilung ggf. hatte (z. B. Anregung 
von Maßnahmen). Da sich in den Fallakten viel umfangreichere Informations- 
flüsse abzeichneten, wurden die Inhalte aus dem Erhebungsinstrument durch 





755 In zwei Fällen gab es zwei Kontakte und in einem Fall gab es drei Kontakte. 

756 Vgl. PDV 382 Nr. 3.2.7 II für die Polizei und Nr. 35 II Nr. 6 MiStra ($$ 13 und 17 EGGVG) für 
Staatsanwaltschaft und Gericht. 

757 Ebenso auch BT-Drucks. 14/1247 S. 3 und S. 6. 
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Inhalte aus den Fallskizzen ergänzt. Aus diesen kombinierten Inhalten wurden 
sodann induktiv Kategorien gebildet. Für die Kategorisierung der Kooperation 
wurde als Selektionskriterium jeglicher Informationsfluss zwischen Polizei und 
Jugendamt bezüglich (zumindest auch) zukunftsorientierter Inhalte gesetzt. Aus- 
schließlich retrospektive, sachverhaltsaufklärende Inhalte wurden also nicht 
einbezogen. 


Bei der Durchführung der Kategorisierung ergaben sich unterschiedliche Intensi- 
täten des Informationsflusses: Als einzelner Kontakt wurden einseitige Mittei- 
lungen und Informationsübermittlungen gewertet, bei denen keine Reaktion 
durch den Empfänger erforderlich war. Eine einseitige Mitteilung wurde auch 
dann angenommen, wenn eine mündliche Mitteilung und ein schriftlicher Be- 
richt sich auf denselben Inhalt bezogen und der schriftliche Bericht lediglich eine 
Bestätigung der mündlichen Mitteilung war. Als einzelner Kontakt wurden zu- 
dem auch zweiseitige Austausche gewertet, wenn es um Informationseinholung 
im Sinne eines Frage-Antwort-Verhältnisses ging (z. B. Anfrage und hierauf 
erfolgende Informationsübermittlung). Ein einzelner Kontakt wurde dabei auch 
dann angenommen, wenn die Reaktion in mehreren Schritten erfolgte (z. B. bei 
Nachträgen). Mehrere Einzelkontakte wurden hingegen dann angenommen, 
wenn sich kein konkreter Bezug zwischen den einzelnen Informationsflüssen im 
Sinne eines Frage-Antwort-Verhältnisses herstellen ließ. Ausgeschlossen wurden 
Fälle, in denen lediglich erfolglose Kontaktversuche unternommen worden wa- 
ren. Keine Berücksichtigung fanden zudem Inhalte, bei denen nicht klar war, 
woher die Information stammte. 


Einseitige Kontakte durch Polizei an Jugendamt 


„Mitteilung über Tatvorwurf durch Polizei“: Hierunter wurden Kontakte gefasst, 
bei denen der Inhalt der Mitteilung ausschließlich darin bestand, das Jugendamt 
über den Vorwurf einer Körperverletzung z. N. eines Kindes zu informieren 
ohne weitere Anregungen oder Informationen zum Fall. Häufig wurde hierzu 
unter Verwendung einer Formularvorlage mitgeteilt, dass Kind „als Opfer einer 
Körperverletzung in Erscheinung getreten ist“. 


„Bitte, Maßnahmen in eigener Verantwortung einzuleiten“ Hierunter wurden 
Kontakte gefasst, bei denen die Polizei das Jugendamt bat, eigenständig die (Ge- 
fährdungs-)Situation einzuschätzen und ggf. Hilfen einzuleiten, oft mithilfe der 
Formulierung einer Bitte „Maßnahmen in eigener Verantwortung einzuleiten“. 


„Anregung konkreter Maßnahmen“: Unter diese Kategorie wurden Kontakte 
gefasst, bei denen die Polizei beim Jugendamt konkrete Maßnahmen anregte. So 
bat beispielsweise die Polizei um die Durchführung eines Hausbesuchs oder um 
die Herbeiführung einer Entscheidung über den weiteren Verbleib des Opfers. 
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„Übermittlung von Informationen durch die Polizei an Jugendamt“: Hierunter 
wurden einseitige Übermittlungen von Informationen durch die Polizei an das 
Jugendamt gefasst, ohne ersichtliche vorherige Aufforderung. Die Informations- 
übermittlung erfolgte dabei mündlich oder schriftlich, z. B. durch Übermittlung 
von Unterlagen. Inhaltlich wurde hier im Wesentlichen darüber berichtet, welche 
Ermittlungsschritte bisher durchgeführt wurden bzw. welche weiter geplant wa- 
ren. Die Informationen beinhalteten aber auch aus dem Ermittlungsverfahren 
gewonnene Erkenntnisse, z. B. Feststellungen zum Sachverhalt oder Feststellun- 
gen zu den familiären Verhältnissen oder zur häuslichen Situation. 


Einseitige Kontakte durch Jugendamt an Polizei 


„Übermittlung von Informationen durch Jugendamt an Polizei“: Hierunter wur- 
den einseitige Übermittlungen von Informationen durch das Jugendamt an die 
Polizei gefasst, ohne ersichtliche vorherige Aufforderung. Die Informations- 
übermittlung erfolgte mündlich oder schriftlich, z. B. durch Übermittlung von 
Unterlagen. Inhaltlich wurden im Wesentlichen Informationen zur Gefährdungs- 
lage und zur Situation seit dem fraglichen Vorfall sowie zu durchgeführten oder 
geplanten Maßnahmen übermittelt. 


Zweiseitige Kontakte: 


„Einholung von Informationen durch die Polizei beim Jugendamt“: Hierunter 
wurden Fälle gefasst, bei denen auf schriftliche oder mündliche Nachfrage der 
Polizei durch das Jugendamt zukunftsorientierte Informationen übermittelt wur- 
den. Inhaltlich wurden dabei im Wesentlichen Informationen zur Gefährdungsla- 
ge seit der Anzeige oder zu den seit dem fraglichen Vorfall durchgeführten und 
geplanten Maßnahmen übermittelt. Hierunter wurde eine Informationseinholung 
auch dann gefasst, wenn nur Teilinformationen übermittelt werden konnten oder 
wenn sie negativ beschieden ’°* wurde. 


„Einholung von Informationen durch Jugendamt bei der Polizei“: Hierunter 
wurden Fälle gefasst, bei denen auf schriftliche oder mündliche Nachfrage des 
Jugendamts durch die Polizei Erkenntnisse zum Tatgeschehen oder zu den 
durchgeführten oder geplanten Ermittlungen übermittelt wurden. 


„Gemeinsame Besprechung der Gefährdungslage und/oder der weiteren Schrit- 
te‘: Diese Kategorie beinhaltet Fälle, bei denen es über gegenseitige Information 
hinaus eine gemeinsame Absprache zwischen Polizei und Jugendamt zur Ge- 





758 7, B. wenn das Jugendamt angab, zum erfragten Thema keine Informationen zu haben. 
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fährdungslage oder zu weiteren Schritten gab. Unklar blieb dabei oft, von wem 
die Initiative für diese Besprechung ausging. 


„Gemeinsam von Jugendamt und Polizei durchgeführte Maßnahmen“: Hierunter 
wurden die von Polizei und Jugendamt gemeinsam durchgeführten Maßnahmen 
gefasst. Dies waren beispielsweise Zusammenarbeiten bei Inobhutnahmen oder 
gemeinsames Aufsuchen der Wohnung des Beschuldigten. 


„sonstiges“: Hierunter fielen weitere zukunftsorientierte Kontakte, wie bei- 
spielsweise solche, die nicht das Opfer der Untersuchungsgruppe betrafen, son- 
dern Geschwisterkinder oder einen minderjährigen Beschuldigten. 


6.3.15.1.3 Art der Kontakte zwischen Polizei und Jugendamt — Häufigkeiten 


Für die Ermittlungsverfahren wurde untersucht, welche Arten von Kontakten 
(siehe 6.3.15.1.2) in den Fällen stattfanden. Dabei wurde eine Kontaktart regis- 
triert, sofern sie mindestens einmal im Ermittlungsverfahren vorkam. In Tabelle 
48 werden die Häufigkeiten für die einzelnen Kontaktarten bezogen auf alle 
Fälle in den Fallgruppen dargestellt. 


Tabelle 48 zeigt, dass von der Polizei in erheblichem Umfang Kontakte zur In- 
formationsübermittlung und -einholung ausgingen. Einseitige Kontakte von der 
Polizei an das Jugendamt fanden verhältnismäßig oft und in verschiedenen For- 
men in der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt statt. Mitteilungen über das 
Strafverfahren gab es zudem verhältnismäßig oft in der Fallgruppe der leichten 
elterlichen Gewalt. Innerhalb der Fallgruppen der elterlichen Gewalt gegen Kin- 
der waren die Anteile an Mitteilungen mit zunehmender Deliktsschwere sinkend. 
Selten erfolgten solche Mitteilungen auch in der Fallgruppe der nichtelterlichen 
Gewalt gegen Bezugsperson. 
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Einseitige Übermittlungen von Unterlagen durch die Polizei an das Jugendamt 
erfolgten neben Fällen von häuslicher Gewalt auch oft in der Fallgruppe der 
mittelschweren elterlichen Gewalt gegen Kinder. Nie hingegen wurden Unterla- 
gen durch die Polizei in der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt übermit- 
telt. In Zusammenschau mit der Übermittlung von Unterlagen durch das Jugend- 
amt an die Polizei zeigte sich in der Fallgruppe der mittelschweren elterlichen 
Gewalt ein nicht unerheblicher Informationsfluss in beide Richtungen. In etwas 
schwächerer Form war dies auch in der Fallgruppe der schweren elterlichen 
Gewalt zu sehen. 


Konkrete Einholungen von Unterlagen oder Informationen durch die Polizei 
waren v. a. in den Fallgruppen der elterlichen Gewalt gegen Kinder festzustellen. 
Dort zeigte sich mit zunehmender Deliktsschwere eine steigende Häufigkeit. 
Gemeinsame Gespräche über weitere Schritte gab es v. a. in den Fallgruppen von 
Partnerschaftsgewalt und elterlicher Gewalt gegen Kinder. Im Wesentlichen 
waren es auch diese Fallgruppen, in denen gemeinsam durchgeführte Maßnah- 
men beschrieben werden konnten. 


6.3.15.1.4 Veränderungen im zeitlichen Verlauf 


Eine Untersuchung des Austauschs zwischen Polizei und Jugendamt zeigte keine 
signifikanten Veränderungen im zeitlichen Verlauf. Dies konnte sowohl bezüg- 
lich der Intensität der Kontakte festgestellt werden (Chi? = 3.266; df = 8; p= 
.917) sowie hinsichtlich der Frage, ob es überhaupt einen Austausch zwischen 
Polizei und Jugendamt gab (Chi? = .077; df= 2; p = .962). 


6.3.15.2 Kontakte zwischen Staatsanwaltschaft und Jugendamt 


Neben dem Austausch mit der Polizei wurde erfasst, in wie vielen Fällen zu- 
kunftsorientierte Kontakte zwischen der Staatsanwaltschaft und dem Jugendamt 
stattfanden. Dazu wurde zunächst erfasst, ob eine Mitteilung in Strafsachen mit 
bloßem Hinweis auf die abschließende Entscheidung der Staatsanwaltschaft ggf. 
unter Übermittlung eines entsprechenden Schriftstücks erging.” Dies war in 12 
von 241 Fällen (5 %) geschehen, z. B. dann, wenn das Jugendamt als Anzeigeer- 
statter über die Einstellung des Verfahrens informiert wurde. Darüber hinaus 
wurden solche Kontakte erfasst, die über diese Form der Mitteilungen nach 
MiStra hinausgingen. 





759 Gemäß Nr. 35 Ti. V.m. Nr. 9 I MiStra erfolgen die Mitteilungen i. d. R. durch die Übermittlung 
einer Kopie des Schriftstücks, aus dem sich der Mitteilungsinhalt ergibt. 
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Tabelle 49 zeigt, dass solche Kontakte insbesondere in den Fallgruppen mit el- 
terlicher Gewalt gegen Kinder stattfanden. Im Wesentlichen wurden dabei durch 
die Staatsanwaltschaft beim Jugendamt Erkenntnisse zur Situation in der Familie 
und zu den dort installierten Hilfen eingeholt. In einigen Fällen wurde dabei die 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungsakte übersandt. In Einzelfällen wurden die 
weiteren Ermittlungen bzw. die staatsanwaltschaftliche Abschlussentscheidung 
explizit von der Stellungnahme des Jugendamts abhängig gemacht.’ Bei den in 
Tabelle 49 dargestellten Fällen gab es keine Überschneidungen zu den Fällen, 
bei denen ein Standardformular nach den Nrn. 35, 9 TV MiStra versandt wurde. 



































Kontakt Anzahl Kontakte 

StA - JA 

(%) 
Leichte elt. G 18 11,1 1 
Mittelschw. elt. G 51 13,7 1 5 
Schwere elt. G 15 6,7 1 2 
Nichtelt. G gg. Ki 35 5,7 2 
Partnerschafts-G 26 0,0 0 
Nichtelt. G gg. BezPers 14 0,0 0 
Vernachlässigung 6 0,0 0 
Vers. erw. Suizid 2 0,0 0 
Psychische G 1 0,0 0 
Sonstiges 10 10,0 1 
Gesamt 178 71,3 1 5 











Tabelle 49: Anteil und Anzahl zukunftsorientierter Kontakte zwischen Staatsanwaltschaft und Ju- 
gendamt im Ermittlungsverfahren nach Fallgruppen. Langbogensample (n=178). Abkürzungen: StA 
= Staatsanwaltschaft; JA = Jugendamt; Min. = Minimum; Max. = Maximum. 





760 In einem Fall mittelschwerer elterlicher Gewalt gab es nach entsprechender Signalisierung durch 
die Staatsanwaltschaft ein gemeinsames Gespräch zwischen der Staatsanwaltschaft und dem Jugend- 
amt dazu, wie sich die Jugendhilfemaßnahmen in Auflagen einbauen ließen. In der Folge wurde eine 
entsprechende Auflage gemacht und es fand ein enger Austausch zwischen dem Jugendamt und der 
Staatsanwaltschaft zum Verlauf der Maßnahmen statt. In Abstimmung zwischen beiden Institutionen 
wurden noch Anpassungen der Maßnahmen vorgenommen. 
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6.3.16 Zusammenfassung nach Fallgruppen 


Im Folgenden werden die einzelnen Fallgruppen anhand der zuvor dargestellten 
Merkmale charakterisiert, beginnend bei den angezeigten Sachverhalten in ihrer 
Entstehung und Schwere, über Besonderheiten und Möglichkeiten der strafver- 
folgungsbehördlichen Aufklärung bis hin zur Beendigung der Fälle durch die 
Justiz im Spannungsfeld zwischen Gefahrenabwehr, Strafverfolgung und Hilfe 
beschrieben. 


6.3.16.1 Leichte elterliche Gewalt 


In dieser Fallgruppe (n=25) wurden leichtere Gewalthandlungen durch Eltern 
wie etwa Klapse, Ohrfeigen, Schläge auf das Gesäß oder festeres Anfassen ange- 
zeigt. Angaben, zu Folgen der Tat, wurden oft nicht vorgetragen. In einem erheb- 
lichen Teil der Fälle wurde festgestellt, dass keine Verletzungen sichtbar waren. 
Verhältnismäßig oft wurden aber wiederholte Vorfälle berichtet. Bezüglich der 
Opferwerdung hob sich ein erzieherischer Charakter hervor. So wurde in der 
Mehrheit der Fälle ein vorangegangenes, kindliches Verhalten als Auslöser für 
die Tathandlung beschrieben. 


Neben dem Handeln der Kinder waren aber weniger die persönlichen Opferei- 
genschaften als vielmehr die familiären Situationen und Spannungen charakteris- 
tisch für die Fälle. Das durchschnittliche Opferalter lag mit 3,5 Jahren über der 
Mitte der Altersspannbreite der vorliegenden Studie. Die weiteren Opferbe- 
schreibungen zu Geschlecht, Staatsangehörigkeit oder sonstiger persönlicher 
Eigenschaften waren dagegen unauffällig. Im Vergleich zu anderen elterlichen 
Gewaltformen lebten Opfer und Beschuldigter seltener in biologischen Kernfa- 
milien zusammen, verhältnismäßig oft dagegen in Stiefelternkonstellationen, 
sodass Opfer und Beschuldigter nur in zwei Dritteln der Fälle im selben Haushalt 
lebten. Beschuldigt waren in dieser Fallgruppe oft leibliche Väter, verhältnismä- 
Big oft auch soziale Väter. Die Opfer hatten oft ältere Geschwister, die mit im 
Haushalt lebten. Insgesamt entsteht so ein Bild von Familien, die infolge von 
Trennungen neu arrangiert werden. Bei nur wenigen Angaben zu sozioökonomi- 
schen Faktoren wurde eher ein Bild sozial schwacher Familien erkennbar. Wo es 
Angaben gab, wurden v.a. niedrige Bildungsabschlüsse sowie eine niedrige 
Erwerbstätigenquote beschrieben. Den Verhältnissen im Gesamtsample entspre- 
chend hatten die Beschuldigten im Vergleich zur Bevölkerung verhältnismäßig 
selten eine deutsche Staatsangehörigkeit. Im Vorfeld der Tat gab es oft Kontakte 
zur Kinder- und Jugendhilfe, aber auch zum Familiengericht. 


Zwischen Vorfall und Strafanzeige verging in dieser Fallgruppe verhältnismäßig 
viel Zeit und es gab Hinweise, dass die Vorfälle nicht aus Anlass der Tat selbst 
angezeigt wurden. Nur die Hälfte der Fälle wurde innerhalb von vier Tagen an- 
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gezeigt. Der Mittelwert lag bei 52 Tagen. In einem Fall erging die Strafanzeige 
2,5 Jahre nach dem Vorfall. Dabei wurden verhältnismäßig oft wiederholte Fälle 
angezeigt. Die Fälle wurden oft durch Eltern angezeigt, von Müttern und Vätern 
gleichermaßen. Damit zeigten im Vergleich zum Gesamtsample verhältnismäßig 
viele Väter an. Da zugleich auch die Eltern beschuldigt wurden, zeigten viele 
Eltern den anderen Elternteil an — hier wird eine Konfliktlage explizit. Oft wur- 
den Wochenenden oder Feiertage als Tattage benannt, also gerade solche Tage, 
in denen typischerweise im Rahmen von Umgangsregelungen Kontakt mit dem 
nicht vorwiegend sorgeberechtigten Elternteil vorgesehen ist. Relativ oft wurden 
Wege und Gründe der Anzeigeerstattung bezeichnet. Hierbei hoben sich insbe- 
sondere externe Ermunterungen infolge vorheriger Besprechung hervor. 


An den streitgegenständlichen Taten waren selten mehrere Personen beteiligt. 
Als Tatort wurden oft Privatwohnungen benannt. Im Vergleich zu den anderen 
Fallgruppen mit elterlicher Gewalt wurden aber häufig öffentliche oder sonstige 
Tatorte benannt. 


Die polizeiliche Arbeit war durch die Aufklärung des Tatvorwurfs und durch 
einen erheblichen Austausch zwischen Polizei und Jugendamt geprägt, der die 
angespannte familiäre Situation berücksichtigt. Gefahrenabwehr kam dagegen 
nicht vor, was sich oft durch die vergleichsweisen späten Anzeigen erklärte. Die 
Ermittlungsverfahren dauerten verhältnismäßig lang und umfassten verhältnis- 
mäßig oft Vernehmungen von Beschuldigten oder Zeugenvernehmungen. Ein 
erheblicher Teil der Zeugen konnte dabei nur über mittelbare Wahrnehmungen 
zur Tat berichten, etwa das, was ihnen ihre Kinder zu Hause zur Tat erzählten. 
Im Verhältnis zum Gesamtsample wurden die Vorwürfe durch die Beschuldigten 
öfter eingeräumt. Sonstige formelle Ermittlungshandlungen wurden nur in Ein- 
zelfällen durchgeführt. Bei den informatorischen Ermittlungshandlungen hoben 
sich keine großen Auffälligkeiten hervor. Gelegentlich wurde eine Einschätzung 
des Jugendamts eingeholt. In den meisten Fällen wurden Kontakte zum Jugend- 
amt dokumentiert. Sie erfolgten meist schon während der laufenden Ermittlun- 
gen. Oft wurden durch die Polizei Mitteilungen über ein Strafverfahren gemacht. 
In einem erheblichen Anteil der Verfahren holte die Polizei aber auch Informati- 
onen zur Entwicklung seit der Tat ein und vereinzelt gab es sogar gemeinsame 
Gespräche bzw. Schritte zwischen Polizei und Jugendamt. Nur einseitige Über- 
mittlungen von Unterlagen durch die Polizei an das Jugendamt gab es nicht. 


Die Verfahren wurden verhältnismäßig oft durch die Staatsanwaltschaft nach 
wegen Geringfügigkeit nach $ 153 I StPO oder gegen Auflagen nach $ 153aI 
StPO beendet. Insgesamt stufte die Staatsanwaltschaft viele von der Polizei als 
Misshandlung von Schutzbefohlenen ($ 225 StGB) einsortierten Fälle zu Kör- 
perverletzungen nach $ 223 StGB herunter. Nur sehr selten wurden die Verfah- 
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ren durch das Gericht beendet. In Verfahrensbeendigungen mangels hinreichen- 
den Tatverdachts nach $ 170 II StPO hob sich bezüglich des Kenntnisstandes die 
Angabe fehlender Hinweise auf Misshandlungen hervor, bezüglich der Ermitt- 
lungsperspektiven wurde es als hinderlich beschrieben, wenn es keine Einlas- 
sung des Beschuldigten gab, bzw. keine Aussage des Opfers erreichbar war. Bei 
Einstellungen nach $ 153 I StPO wurde insbesondere die Unverhältnismäßigkeit 
weiterer Ermittlungen benannt. Prospektive Aspekte wurden dagegen nicht be- 
nannt. 


Insgesamt ist diese Fallgruppe von familiären Spannungen, insbesondere elterli- 
chen Konflikten, geprägt, in denen sich ein erhebliches Interesse an der Strafver- 
folgung seitens eines Elternteils zeigt. Es wird ein ordentliches Strafverfahren 
betrieben, das jedoch von der geringen Tatschwere sowie auch davon geprägt ist, 
dass die angezeigten Sachverhalte einige Zeit zurückliegen. 


6.3.16.2 Mittelschwere elterliche Gewalt 


In dieser Fallgruppe (n=66) wurden rohe Gewaltformen wie etwa Verprügeln, zu 
Boden schlagen, Schläge mit Gegenständen oder Tritte angezeigt. Teilweise 
beinhalteten die Anzeigen Angaben zu Folgen, von denen auf solche rohen Ge- 
waltformen geschlossen werden konnte. Als Tatort wurde oft die gemeinsame 
Wohnung von Beschuldigtem und Opfer benannt. Verhältnismäßig oft blieb ein 
Tatort unbekannt. Die konkrete Opferwerdung blieb oft unbekannt. Teilweise 
wurde ein vorheriges Verhalten des Opfers als Auslöser für die Tat benannt, 
aufgrund der Schwere des Tatvorwurfs kann hieraus aber keine rein erzieherisch 
gemeinte Handlung abgeleitet werden. Seltener wurde Überforderung als Grund 
benannt, es gab aber auch Fälle, in denen „Geschrei“ im Vorfeld der Tat oder 
plötzliche Ausraster berichtet wurden. Die Opfer waren etwas älter und öfter 
männlich. Etwas häufiger wurden Erkrankungen oder psychische Auffälligkeiten 
beschrieben. Es wurden meist mittelschwere, wiederholte Handlungen berichtet 
mit teilweise mittelschweren, aber auch mit leichteren Folgen. Teilweise gab es 
keine Angaben zu Verletzungen. Wo Verletzungen manifest waren, waren sie oft 
nicht eindeutig auf eine Misshandlung zurückzuführen (z. B. Hämatome am 
Schienbein). Dabei gab es verhältnismäßig oft Hinweise auf Vernachlässigung 
oder psychische Misshandlungen, zudem Hinweise auf Retardierungen oder 
psychische Belastungen infolge der Tat sowie Angaben zur stationären medizini- 
schen Versorgung der Opfer. 


Für die Beschuldigten wurde verhältnismäßig oft ein sozial schwaches Milieu 
beschrieben sowie relativ häufig Trennungssituationen und vorherige Kontakte 
zur Kinder- und Jugendhilfe und zum Familiengericht. Beschuldigt waren meist 
die leiblichen Eltern, etwas öfter die Mutter, teils aber auch die sozialen Eltern 
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und hier öfter der Vater, sodass sich ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen 
männlichen und weiblichen Beschuldigten ergab. Damit war der Anteil an weib- 
lichen Beschuldigten höher als im Gesamtsample. Meist lebten Opfer und Be- 
schuldigte in einem gemeinsamen Haushalt. Wo die Versorgerkonstellation be- 
kannt war, zeigten sich keine besonderen Auffälligkeiten. Die durchschnittliche 
Geschwisterzahl war im Vergleich zum Gesamtsample etwas erhöht, im Ver- 
gleich zur Bevölkerung aber nicht auffällig. Verhältnismäßig oft gab es Hinweise 
auf Geschwister in anderen Haushalten, mitunter in Pflegefamilien. Wie im Ge- 
samtsample gab es nur wenige Angaben zu sozioökonomischen Faktoren. Wo es 
Informationen gab, wurde verhältnismäßig oft beschrieben, dass die Beschuldig- 
ten keinen Schulabschluss oder Ausbildungsabschluss hatten. Bei vorhandenen 
Abschlüssen wurden ganz überwiegend niedrige Bildungsabschlüsse beschrie- 
ben. Die Eltern lebten im Vergleich zum Gesamtsample verhältnismäßig oft 
getrennt oder waren geschieden. Aufgrund des hohen Unbekannt-Anteils und der 
Kategorie getrennt lebend, die letztlich Verheiratete beinhaltet, können Unter- 
schiede zur Bevölkerung aber nicht sicher festgemacht werden. Im Vorfeld der 
Tat gab es oftmals Kontakt mit der Kinder- und Jugendhilfe sowie mit dem Fa- 
miliengericht. 


Es gab vergleichsweise oft Hinweise auf eine Migrationsgeschichte in den Fami- 
lien. Im Vergleich zum Gesamtsample hatten etwas weniger Beschuldigte die 
deutsche Staatsangehörigkeit. Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung gab es mehr 
türkische, sonstige europäische und afrikanische Staatsangehörigkeiten. Die 
Opfer hatten deutlich öfter als ihre Eltern eine deutsche Staatsangehörigkeit aber 
immer noch seltener als in anderen Fallgruppen. 


Die Vorfälle wurden vielfach nicht direkt angezeigt. In der Hälfte der Fälle er- 
folgte die Anzeige innerhalb von zwei Tagen. Der Mittelwert lag bei 61 Tagen. 
In einem Fall erging die Strafanzeige erst nach fast vier Jahren. Die Fälle wurden 
im Vergleich zum Gesamtsample deutlich seltener durch die Mütter der Opfer 
angezeigt und Anzeigen durch Mütter und Väter kommen auf ein ausgeglichenes 
Verhältnis. Verhältnismäßig oft wurden die Fälle dagegen durch Verwandte, 
Bekannte oder sonstige Personen angezeigt und verhältnismäßig oft wurden 
Wege und Begründungen für die Anzeigen beschrieben. Dabei hoben sich insbe- 
sondere Erwähnungen im Rahmen anderweitiger Polizeikontakte sowie die Sor- 
ge um das Kindeswohl hervor. 


Bei der polizeilichen Arbeit spielte Gefahrenabwehr keine Rolle. Die polizeiliche 
Arbeit zeichnete sich dagegen durch erheblichen Ermittlungsaufwand und inten- 
siven Kontakt mit der Kinder- und Jugendhilfe aus. Die Verfahren dauerten da- 
bei im Durchschnitt etwa einen Monat länger als im Gesamtsample. Bezüglich 
der formalen Ermittlungshandlungen zeigte sich eine gesteigerte Aktivität, die 
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sich auf die verschiedenen Einzelmaßnahmen verteilt. Innerhalb der informatori- 
schen Ermittlungshandlungen hoben sich die Einholungen professioneller Ein- 
schätzungen hervor. Daneben wurde das Opfer vergleichsweise oft direkt auf 
mögliche Verletzungen hin untersucht. Die polizeilichen Ermittlungen erfolgten 
dabei verhältnismäßig oft auf Anordnung der Staatsanwaltschaft. Der Anteil 
geständiger Einlassungen entsprach insgesamt dem Anteil im Gesamtsample, 
dabei wurden aber verhältnismäßig oft nur Teile der Tatvorwürfe durch die Be- 
schuldigten eingeräumt. Eine Sichtung der Langbogen-Fälle zeigte, dass bei 
diesen Teileinräumungen nicht mehr als der eingeräumte Teil nachgewiesen 
werden konnte. In 47 Prozent der Fälle, und damit verhältnismäßig oft, wurden 
die Vorwürfe durch unmittelbare Bezeugungen bestätigt. Darüber hinaus konn- 
ten für einen erheblichen Anteil der Fälle mittelbare Bezeugungen den Tatvor- 
wurf stützen. In den meisten Fällen wurden Kontakte zum Jugendamt dokumen- 
tiert, in der Regel schon während der laufenden Ermittlungen. Die durchschnitt- 
liche Anzahl an Kontakten war leicht erhöht. Verhältnismäßig oft holte die Poli- 
zei beim Jugendamt Informationen/Unterlagen ein oder fanden Übermittlungen 
von Unterlagen in beide Richtungen statt. Es gab auch gemeinsame Erörterungen 
bzw. gemeinsam gestaltete Maßnahmen. Verhältnismäßig oft gab es zudem Kon- 
takte zwischen der Staatsanwaltschaft und dem Jugendamt. 


Die Verfahren wurden etwas öfter mangels hinreichenden Tatverdachts einge- 
stellt, zugleich gab es etwas mehr gerichtliche Verfahrensbeendigungen und 
Sanktionen. Eine Sichtung der Langbögen-Fälle zeigte, dass es gerichtliche Ver- 
fahrensbeendigungen v.a. dann gab, wenn die Beschuldigten ein (Teil- 
)Geständnis ablegten, oder Zufallszeugen die Vorwürfe bestätigen konnten. Im 
Vergleich zum Gesamtsample gab es in dieser Fallgruppe etwas öfter Sanktionen 
wie Geldauflagen, Geldstrafen oder Freiheitsstrafen mit Bewährung. Bezüglich 
der Beendigungen wurde insgesamt ein erhöhter Begründungsaufwand festge- 
stellt. Bei Einstellungen nach $ 170 II StPO hob sich bezüglich des Kenntnis- 
stands die Begründung hervor, dass ein strafbares Verhalten nicht nachgewiesen 
werden konnte. Bezüglich der Ermittlungsperspektiven wurde insbesondere 
darauf verwiesen, dass keine Einlassung des Beschuldigten vorliege, bzw. eine 
Aussage des Opfers nicht erreichbar sei. Bei Einstellungen wegen Geringfügig- 
keit nach $ 153 I StPO zeigte sich ein erhöhter Begründungsbedarf. Dabei wurde 
zu einem erheblichen Anteil auch auf prospektive Aspekte verwiesen. 


Auch in dieser Fallgruppe gab es Hinweise auf bestehende Spannungen zwi- 
schen Anzeigeerstatter und dem Beschuldigten infolge von Streitverhältnissen. 
Zugleich ist diese Fallgruppe von der Vagheit der Vorwürfe geprägt, bei denen 
oft bis zuletzt oft unklar blieb, was genau geschehen war. 
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6.3.16.3 Schwere elterliche Gewalt 


In dieser Fallgruppe (n=23) wurden sehr schwere Gewaltformen, wie etwa Ver- 
brühen, Verbrennen, Würgen, das Kind mit dem Kopf gegen die Wand schlagen 
oder Schütteln eines Kleinkindes angezeigt. Die streitgegenständlichen Vorwürfe 
beinhalteten oft ein schweres Verletzungsbild, das auf Misshandlungen schließen 
ließ, gleichzeitig waren die genauen Umstände der Tat oft unbekannt. Wo es 
Informationen gab, wurden Überforderungen und vorheriges Opferverhalten 
benannt. Die Schwere der Taten lässt aber rein erzieherische Motive abwegig 
erscheinen. Bei den Taten überwogen sehr schwere Handlungen, insbesondere 
wiederholte Misshandlungen. Zudem gab es Hinweise auf Vernachlässigungen, 
verhältnismäßig oft gab es aber gar keine Angaben zu den Handlungen. Oft wur- 
den sehr schwere Folgen oder auch stationäre medizinische Versorgung be- 
schrieben. Es gab zudem Hinweise auf Retardierungen sowie auf psychische 
Belastungen der Opfer infolge der Tat. Daneben gab es aber auch Fälle, in denen 
positiv festgestellt wurde, dass gar keine Verletzungen vorlagen. Als Tatort wur- 
de oft die gemeinsame Wohnung von Beschuldigtem und Opfer benannt. Ver- 
hältnismäßig oft war der Tatort auch unbekannt. 


Bezüglich der Familien ergibt sich ein Bild von jungen, entstehenden Familien, 
mit verschiedenen Hinweisen auf Problemlagen. Opfer und Beschuldigte waren 
verhältnismäßig jung. Bei den Opfern gab es relativ oft Hinweise auf körperliche 
Erkrankungen oder psychische Auffälligkeiten. Stark überwiegend handelte es 
sich bei den Beschuldigten um die leiblichen Eltern, verhältnismäßig oft wurden 
zudem soziale Väter beschuldigt. Selten wurden auch Verwandte oder Bekannte 
beschuldigt. Überwiegend lebten Beschuldigter und Opfer in traditionellen Ver- 
sorgerkonstellationen zusammen, aber auch Stieffamilien und Alleinerziehende 
kamen vor. Die Beschuldigten waren im Vergleich zur Bevölkerung selten ver- 
heiratet und oft ledig, aber in Partnerschaften zusammenlebend. Die Kinder leb- 
ten in dieser Fallgruppe oft ohne weitere Geschwister im Haushalt. Jedoch gab es 
verhältnismäßig oft Angaben zu Geschwistern in anderen Haushalten, teils in 
Pflegefamilien. Informationen zu einer (möglichen) Tagesbetreuung wurden 
verhältnismäßig oft recherchiert. Dabei zeigte sich ein in etwa ausgeglichenes 
Verhältnis zwischen Fällen mit und ohne Tagesbetreuung. Sehr oft gab es Kon- 
takte zur Kinder- und Jugendhilfe sowie oft auch zum Familiengericht. Bei Letz- 
terem ging es oft um Fragen der elterlichen Sorge wegen Kindeswohlerwägun- 
gen und nicht um Sorgerechtsfragen infolge von Trennung. Im Vergleich zu den 
anderen Fallgruppen gab es wenige Hinweise auf einen Migrationshintergrund. 


Informationen zu sozioökonomischen Merkmalen wurden in dieser Fallgruppe 
vergleichsweise umfangreich ermittelt. Die Schulbildung der Beschuldigten 
entsprach etwa der Bildung der Gesamtbevölkerung und war damit im Vergleich 
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zum Gesamtsample verhältnismäßig hoch. Angesichts steigender Partizipation 
an höherer Bildung scheint das Bildungsniveau der eher jungen Beschuldigten 
aber eher unterdurchschnittlich. Die Beschuldigten hatten zudem oft keine Be- 
rufsausbildung und keine höheren berufsbildenden Abschlüsse. Ein großer Anteil 
der Beschuldigten war ohne Erwerbstätigkeit. Die Beschuldigten zeigten leicht 
erhöhte Werte bei sonstigen Vorstrafen. 


Die Vorfälle wurden meist durch Personen gemeldet, die nicht zum engsten 
Familienkreis gehörten. Bis diese Personen von den Verletzungen Kenntnis er- 
langten, verging oft etwas Zeit. Die Hälfte der Fälle wurde innerhalb von drei 
Tagen angezeigt. Der Mittelwert liegt bei 283 Tagen, was auf zwei Ausreißer 
zurückzuführen war. Alle anderen Sachverhalte wurden innerhalb von 13 Tagen 
gemeldet. Als Anzeigeerstatter hoben sich Verwandte oder Bekannte sowie ärzt- 
liches Personal hervor, nur sehr selten waren es die Eltern. Verhältnismäßig oft 
wurden die Fälle auch durch Mitarbeiter sozialer Dienste gemeldet. Der Begrün- 
dungsbedarf war etwas erhöht und konnte v. a. dort festgestellt werden, wo nicht 
klar war, ob etwas passiert war. Unter den Anzeigegründen hob sich die Benen- 
nung eines Handlungsbedarfs hervor. 


Die Strafverfolgung war geprägt von der Schwere der Taten und der Schwierig- 
keit von Ermittlungen im engsten Familienkreis. Maßnahmen zur Gefahrenab- 
wehr wurden kaum dokumentiert. Da die Opfer sich zum Zeitpunkt der Meldung 
oft in stationärer medizinischer Behandlung befanden, waren diese wohl auch 
kaum relevant. Es konnten intensive Aktivitäten zur Fallaufklärung festgestellt 
werden. In den Verfahren zeigte sich ein erhöhter Ermittlungsaufwand in allen 
Bereichen formaler Ermittlungen. Der Anteil an Fällen mit Zeugenvernehmun- 
gen war zwar nicht erhöht, es wurden dann aber im Durchschnitt mehr Zeugen 
vernommen. Bei den informatorischen Ermittlungshandlungen wurden oft pro- 
fessionelle Einschätzungen eingeholt und sonstige Personen befragt. Verhältnis- 
mäßig oft wurde der Tatort in Augenschein genommen. Die Staatsanwaltschaft 
ordnete häufig Ermittlungen selbst an oder führte sie sogar selbst durch. In den 
meisten Fällen wurden Kontakte zum Jugendamt dokumentiert. Dabei erfolgte 
der Kontakt immer bereits während der laufenden Ermittlungen. In dieser Fall- 
gruppe wurden verhältnismäßig viele Kontakte gezählt. Nur selten wurden bloße 
Mitteilungen über Strafverfahren gemacht. Oft holte die Polizei Unterlagen beim 
Jugendamt ein. Verhältnismäßig oft gab es gemeinsam gestaltete Gespräche oder 
Maßnahmen. Aus der Sichtung der Akten konnte dabei der Eindruck gewonnen 
werden, dass es dabei nicht um die Abwägung zwischen Hilfe oder Strafe ging, 
sondern beide Anliegen parallel verfolgt wurden. 


Die Ermittlungsverfahren dauerten in etwa doppelt so lang wie die Ermittlungs- 
verfahren im Gesamtsample. Geständnisse oder Bezeugungen durch tatunbetei- 
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ligte Personen wurden praktisch nie erlangt. Oft wurden die Vorwürfe durch 
medizinische Gutachten oder Einschätzungen bestätigt. 


Die Verfahren wurden oft nach $ 170 II StPO eingestellt. Gleichzeitig gab es in 
dieser Fallgruppe verhältnismäßig viele Verurteilungen. Damit entsprach der 
Anteil an Verfahren mit Sanktionen dem Gesamtsample, allerdings wurden aus- 
schließlich Freiheitsstrafen ausgesprochen. Insgesamt konnte auch in dieser 
Fallgruppe ein hoher Begründungsaufwand in den staatsanwaltschaftlichen Ent- 
scheidungen festgestellt werden, der auch prospektive Aspekte einbezog. 


Bei Einstellungen mangels hinreichenden Tatverdachts nach $ 170 II StPO wur- 
de bezüglich des Kenntnisstandes insbesondere vorgetragen, dass die Tat keiner 
Person zuordenbar war. Bezüglich der Ermittlungsperspektiven wurde insbeson- 
dere darauf verwiesen, dass es keine Einlassung des Beschuldigten gab bzw. 
keine weiteren Zeugen zur Verfügung standen. 


Diese Fallgruppe ist insbesondere durch die Schwere der Taten geprägt, zudem 
durch viele besonders junge Opfer, die also besonders verletzlich sind. Auffällig 
ist, dass oft mehrfache schwere Taten vorgetragen werden, bei denen die Anzei- 
ge nicht schon nach der ersten Tat erfolgte. Zudem fallen besondere Zurech- 
nungsschwierigkeiten in Fällen auf, in denen die Opfer zur möglichen Tatzeit 
mit verschiedenen Personen Kontakt hatte. 


6.3.16.4 Nichtelterliche Gewalt gegen Kinder 


In dieser Fallgruppe (n=69) wurden verschiedene Gewaltformen, wie Schlagen, 
Ziehen, Beißen oder festes Packen angezeigt. Es zeigt sich ein Bild einmaliger 
Gewalt zwischen Personen außerhalb des Elternkreises und Kindern. Bei er- 
wachsenen Beschuldigten entstand das Bild, dass eher ältere, männliche Be- 
schuldigte auf aus ihrer Sicht unartige Kinder, insbesondere ältere Jungen, erzie- 
herisch einwirkten oder ihre Interessen gewaltsam durchsetzen wollen. Die 
Grenzen waren dabei fließend. Als Tatauslöser wurde oft ein vorheriges Verhal- 
ten des Opfers benannt. Dazu wurde auch Gewalt von Partnern der Eltern be- 
schrieben, die (noch) keine sozialen Eltern waren. Neben Gewalt von Erwachse- 
nen gegenüber Kindern, fielen in dieser Fallgruppe auch Gewalthandlungen 
durch minderjährige Beschuldigte auf. In diesen Fällen wurden insbesondere 
unvermittelte, klare, einmalige Vorfälle ohne konkreten Tatanlass beschrieben. 


In den Anzeigen wurden meist klare Vorwürfe überwiegend leichter und einma- 
liger Handlungen eines Beschuldigten gegenüber einem Opfer benannt. Verhält- 
nismäßig oft wurde explizit festgehalten, dass keine Verletzungen festgestellt 
werden konnten. Nur in Einzelfällen wurden schwere Taten beschrieben. Wenn 
die Gewalt sehr schwer war, dann wurde sie durch Partner der Eltern oder Ju- 
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gendliche begangen. Letztere begingen v.a. schwerere Handlungen wie z.B. 
Zubodenwerfen des Opfers, Treten, Würgen, aber auch Zwicken als leichtere 
Handlung. Hinweise auf weitere Handlungen oder Folgen gab es kaum. Einzig 
ambulante medizinische Versorgungen hoben sich leicht hervor. 


Der Fallgruppe als nichtelterliche Gewalt entsprechend lebten die Opfer nie mit 
dem Beschuldigten in einem gemeinsamen Haushalt. Die Beschuldigten stam- 
men meist aus dem Bekanntenkreis der Familie des Opfers.’”°' Es gab aber auch 
einige Fälle, in denen sich Beschuldigter und Opfer im Vorfeld der Tat unbe- 
kannt waren. Bezüglich weiterer Beschuldigtenmerkmale war wenig bekannt und 
die vorhandenen Informationen zeigten eine breite Streuung. 


Die Anzeigen erfolgten oft direkt, in der Hälfte der Verfahren wurden die Sach- 
verhalte innerhalb des ersten Tages gemeldet. Der Durchschnitt lag bei 17 Ta- 
gen. In einem Fall wurde der Sachverhalt erst nach 84 Wochen angezeigt, nach- 
dem die Kinder zu Hause berichtet hatten, dass der Beschuldigte ihnen nun nach- 
stellen würde. Anzeige erstatteten meist die Eltern des Opfers. 


Bei der polizeilichen Arbeit gab es keine Hinweise auf Gefahrenabwehr, die 
formalen Aktivitäten zur Strafverfolgung zeigten keine besonderen Auffälligkei- 
ten. Insgesamt gab es weniger informatorische Ermittlungshandlungen in allen 
Bereichen. Eigene Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft wurden verhält- 
nismäßig selten durchgeführt. Hinweise auf engere Kontakte zum Jugendamt gab 
es insbesondere dann, wenn der Lebensgefährte eines Elternteils beschuldigt 
wurde. Meist handelte es sich um Mitteilungen über Strafverfahren und einseiti- 
ge Übermittlungen von Unterlagen durch die Polizei. 


Die Verfahren dauerten verhältnismäßig kurz. Verhältnismäßig oft räumten die 
Beschuldigten die Taten vollumfänglich ein. Darüber hinaus wurden die Vorfälle 
relativ oft durch unmittelbare, unbetroffene Zeugen bestätigt. Zu einem erhebli- 
chen Anteil konnten aber nur mittelbare Zeugen den Vorwurf belegen. 


Bezüglich der Verfahrensbeendigung zeigten sich keine großen Unterschiede 
zum Gesamtsample. Es gab lediglich etwas mehr Verweise auf den Weg der 
Privatklage und Einstellungen nach $ 153a I StPO, zugleich wurden etwas weni- 
ger Verfahren nach $ 153 I StPO beendet. Insgesamt gab es etwas weniger ge- 
richtliche Verfahrensbeendigungen. Verhältnismäßig oft folgten Geldauflagen. 
Bei Einstellungen nach $ 170 II StPO gab es verhältnismäßig selten Angaben 
zum Kenntnisstand, es wurden keine prospektiven Aspekte beschrieben. Zudem 





76! Als Bekannte des Opfers wurden auch die Lebensgefährten/Lebensgefährtinnen der leiblichen 


Eltern des Opfers gewertet, die nicht als soziale Eltern zu qualifizieren waren. 
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gab es Einstellungen nach $ 170 II StPO wegen eines Verfahrenshindernisses bei 
nicht strafmündigen, unter 14-jährigen Beschuldigten. 


In dieser Fallgruppe gab es nur selten Hinweise auf Spannungen zwischen dem 
Anzeigeerstatter und dem Beschuldigten. Es zeichnet sich das Bild der einmali- 
gen Regelübertretung, die nicht durch eine besondere Nähebeziehung zwischen 
Beschuldigtem und Opfer geprägt ist und daher gar nicht im Spannungsfeld 
„Hilfe oder Strafe“ liegt. Insgesamt erscheint auch eine Wiederholungsgefahr 
gering, denn es handelte sich meist um einmalige Fälle, die meist von den Eltern 
angezeigt wurden und die damit ihre Missbilligung dieser Sachverhalte zum 
Ausdruck brachten. Anders liegt der Fall, wenn Lebensgefährten der Eltern, die 
nicht zugleich soziale Eltern sind, für die Tathandlungen verantwortlich gemacht 
werden sollen. In diesen Fällen wurde das Jugendamt deutlich stärker einbezo- 
gen. 


6.3.16.5 Partnerschaftsgewalt 


In dieser Fallgruppe (n=45) wurden rohe Gewaltformen angezeigt, die sich ne- 
ben dem Opfer gegen weitere Familienmitglieder richten. Als Handlungen wur- 
den insbesondere multiple Schläge gegen verschiedene Körperteile, reißen, 
schubsen, an den Haaren ziehen oder das Kind aufs Bett werfen beschrieben. 
Eine Betrachtung der Merkmale zeigt, dass die Opfer in dieser Fallgruppe nur 
insofern aufgrund ihrer Eigenschaft als Kind Opfer werden, als sie ein Famili- 
enmitglied sind, das sich in der Nähe seiner Eltern aufhält oder bei ihnen Schutz 
sucht. Hierfür spricht, dass die Opfer bezüglich individueller Merkmale wie 
Alter, Geschlecht, Erkrankungen oder psychischer Eigenschaften unauffällig 
waren und stets weitere Familienmitglieder, insbesondere leibliche Mütter, aber 
auch Geschwister oder selten auch andere Familienmitglieder’° von den Tat- 
handlungen betroffen waren. Für eine von der Kind-Eigenschaft nicht spezifisch 
abhängige Opferwerdung spricht auch, dass die Auslöser für die Tat meist au- 
Berhalb des Kindes und seines Handelns lagen. Häufig wurde ein Konflikt zwi- 
schen Beschuldigtem und der leiblichen Mutter als Auslöser beschrieben, dane- 
ben wurden auch unvermittelte Gewaltausbrüche beschrieben. Dabei waren die 
Gewalthandlungen verhältnismäßig oft durch Alkohol- oder Drogenintoxikation 
begünstigt. 


Insgesamt waren im Fallgruppenvergleich verhältnismäßig oft mehrere kindliche 
Opfer aus der Untersuchungsgruppe betroffen, was dafür spricht, dass von den 





’%2 7, B. die anwesende Großmutter. 
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Vorfällen in dieser Fallgruppe alle Familienmitglieder betroffen werden, die 
gerade anwesend sind. Dies könnte erklären, warum verhältnismäßig selten 
jüngste Geschwisterkinder von den Vorfällen betroffen waren. 


Gegenüber der Polizei wurden meist klare, mittelschwere Handlungsvorwürfe 
gegenüber dem kindlichen Opfer benannt, deren Folgen oft weniger schwer 
waren. So wurden bei den betroffenen Kindern oft nur leichte Verletzungen 
festgestellt oder es wurden gar keine Angaben zu Verletzungen gemacht. In 
einem erheblichen Anteil der Fälle wurde sogar positiv festgestellt, dass keine 
Verletzungen sichtbar waren. Es gab kaum Hinweise auf weitere Handlungen 
und Auswirkungen der Tat beim kindlichen Opfer, was die Fokussierung der 
Behörden auf das erwachsene Opfer verdeutlicht. 


Die Angaben zum Milieu des Beschuldigten und seiner Familie scheinen ent- 
sprechend der Erklärung der Opferwerdung als Familiengewalt eher die Umstän- 
de häuslicher Gewalt zu erklären, als spezifische Gewalt gegen Kinder. Die Fa- 
milien, bei denen Partnerschaftsgewalt angezeigt wurde, wiesen überwiegend 
traditionelle Formen auf, gehörten zu sozial schwachen Milieus und es fanden 
sich Indikatoren für erhöhte Gewaltbereitschaft. Bei den Beschuldigten handelte 
es sich meist um die leiblichen Väter der kindlichen Opfer, die gemeinsam mit 
der leiblichen Mutter und ggf. weiteren Kindern im Haushalt lebten. Verhältnis- 
mäßig viele Beschuldigte waren wegen Körperverletzungen vorbestraft. In vielen 
Fällen wurde wiederholte Partnerschaftsgewalt beschrieben. Dabei gab es auch 
wiederkehrende Polizeikontakte im Vorfeld der Tat. Die Familien hatten zudem 
vergleichsweise oft eine Migrationsgeschichte. Während die Kinder (Opfer) 
schon deutlich öfter die deutsche Staatsangehörigkeit hatten, war der Anteil 
nichtdeutscher Staatsangehöriger in der Elterngeneration (Beschuldigter) noch 
recht hoch. Wo es Informationen zu den Bildungsabschlüssen der Beschuldigten 
gab, überwogen niedrige Bildungsabschlüsse. Die ansonsten gemachte Beobach- 
tung, dass die Kinder tagsüber eher in einer Einrichtung betreut werden als zu 
Hause, kann in dieser Fallgruppe nicht gemacht werden. 


Das polizeiliche Handeln lässt sich vor allem als Gefahrenabwehr interpretieren, 
aber weniger als strafrechtliche Aufarbeitung. Sichtbar wird dies beispielsweise 
daran, dass unmittelbar nach der Meldung eine hohe Aktivität der Polizei zu 
verzeichnen war, die bald danach deutlich nachließ, insbesondere wenn die Be- 
troffenen kein Interesse an einem Strafverfahren zeigten. Die im privaten Be- 
reich stattfindenden Vorfälle wurden häufig direkt nach der Tat gemeldet, als 
eine Bedrohungssituation noch andauerte oder aber auch bereits während der 
Tat, z. B. durch Nachbarn aber auch durch die betroffene Mutter selbst. Insge- 
samt gab es zu den Anzeigegründen aber nur verhältnismäßig wenige Informati- 
onen. Meist fuhr direkt nach der Meldung eine Polizeistreife zum Tatort. Die 
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Ermittlungsarbeit war relativ oft von Handlungen gekennzeichnet, die bei einer 
unmittelbaren Ergreifung durchgeführt werden (z. B. körperliche Untersuchun- 
gen, vorläufige Festnahmen aber auch die Inaugenscheinnahme des Opfers). 
Aufgrund der zeitlichen Nähe zu den Vorfällen konnten Alkohol- und Drogenin- 
toxikationen nachgewiesen werden. Nicht selten wurden Platzverweise und An- 
näherungs- bzw. Kontaktverbote ausgesprochen. 


Im Gesamtvergleich dauerten die Ermittlungsverfahren verhältnismäßig kurz. 
Geständige Einlassungen der Beschuldigten gab es kaum. Eine Bestätigung für 
den Sachverhalt wurde verhältnismäßig oft durch Bekundungen der unmittelbar 
betroffenen Zeugen erlangt, die von der Polizei beim Aufsuchen des Tatorts zum 
Sachverhalt informell befragt wurden. Die Erlangung gerichtsverwertbarer Aus- 
sagen blieb aber oft aus. Die Beteiligten wurden zwar in der Folgezeit zur Ver- 
nehmung geladen, leisteten dieser Ladung aber oft keine Folge oder beriefen sich 
auf ihr Aussage- bzw. Zeugnisverweigerungsrecht. Ob belastbare Beweise er- 
langt werden, hing in dieser Fallgruppe damit oft davon ab, ob Beschuldigte oder 
Zeugen sich in Vernehmungen zur Sache äußerten. Aus den Akten konnte nicht 
entnommen werden, dass die Strafverfolgungsbehörden oft gezielt auf die Erlan- 
gung verwertbarer Beweise hinarbeiteten, etwa durch ermittlungsrichterliche 
Vernehmungen. Auch hierin wird ein Fokus auf der Gefahrenabwehr in der kon- 
kreten Situation erkennbar. 


Die Polizei ermittelte in diesen Fällen verhältnismäßig oft ohne Weisung der 
Staatsanwaltschaft bei geringem Kontakt zu anderen Institutionen. Es konnte den 
Akten nicht entnommen werden, dass andere Reaktionen, wie etwa Unterstüt- 
zungsmaßnahmen eingeleitet wurden. Auch wurden in dieser Fallgruppe nur 
selten behördliche Auskünfte und professionelle Einschätzungen eingeholt. Zu- 
kunftsorientierte Kontakte mit dem Jugendamt waren geprägt von Mitteilungen 
und einseitigen Übermittlungen von Informationen durch die Polizei zur eigen- 
ständigen Weiterbearbeitung. Prospektive Aspekte wurden in den Einstellungs- 
begründungen nie erwähnt. 


Bezüglich der Verfahrensbeendigung zeigten sich erhöhte Werte gegenüber dem 
Gesamtsample für Einstellungen mangels hinreichenden Tatverdachts und für 
Einstellungen wenn die Taten neben anderen Taten nicht beträchtlich ins Ge- 
wicht fallen nach $ 154 I StPO. Die Einstellungen mangels hinreichenden Tat- 
verdachts passen zu den beschriebenen, formellen Beweisschwierigkeiten. Die 
erhöhten Werte bezüglich $ 154 I StPO ergänzen das Bild wiederholter Gewalt. 


Der betriebene Begründungsaufwand bei Einstellungen durch die Staatsanwalt- 
schaft war vergleichsweise gering. Die eher knappen Begründungen passen dazu, 
dass die Staatsanwaltschaft in ihren Einstellungsverfügungen oft kein konkretes 
Delikt benannte. 
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Insgesamt scheinen Besonderheiten des kindlichen Opfers bei der Polizeiarbeit 
fast keine Rolle zu spielen. Die Strafverfolgungsarbeit zeigt dabei eine Fokussie- 
rung auf das erwachsene Opfer. Zugleich besteht ein geringes Interesse an der 
Strafverfolgung seitens der Personensorgeberechtigten. Es scheint in den Fällen 
insbesondere um die Beendigung eines aktuellen Angriffs durch den Beschuldig- 
ten zu gehen. Als Gründe für eine Anzeigeerstattung wurde in zwei Fällen sogar 
explizit angegeben, dass mit der Meldung konkrete Schutzmaßnahmen bezweckt 
wurden. Zudem gab es in den Akten oft Hinweise auf wiederholte Partner- 
schaftsgewalt. 


6.3.16.6 Nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson 


In dieser Fallgruppe (n=22) wurden Handgreiflichkeiten angezeigt, von denen 
das Opfer betroffen wurde. Dabei wurden Handlungen wie Stoßen und Rangelei- 
en, teilweise auch die Verwendung von Gegenständen beschrieben (z. B. Attacke 
mit Pfefferspray oder Wurf mit Stein). Auch in dieser Fallgruppe werden die 
Opfer nicht primär aufgrund ihrer Eigenschaft ein Kind zu sein Opfer, sondern 
aufgrund ihrer Anwesenheit in der Nähe ihrer erwachsenen Bezugspersonen, die 
an einem tätlichen Konflikt beteiligt waren. Dafür spricht, dass die Opfer bezüg- 
lich der Merkmale Alter, Staatsangehörigkeit, Erkrankungen oder psychischer 
Eigenschaften unauffällig waren. Dass die Kind-Eigenschaft nicht tatprägend ist, 
spiegelt sich auch darin wider, dass es insgesamt nur wenige Informationen zur 
familiären und sozialen Situation der Opfer gab. Typischerweise lebten die Opfer 
nicht mit den Beschuldigten Personen in häuslicher Gemeinschaft. Die konkreten 
Haushaltssituationen der Opfer blieben dabei oft unbekannt. Verhältnismäßig oft 
war lediglich bekannt, dass das Opfer zumindest bei einem leiblichen Elternteil 
lebte. An den Tathandlungen waren die Kinder derart beteiligt, dass sie entweder 
von den Tätlichkeiten gegen ihre erwachsene Bezugsperson mitbetroffen oder 
anstatt diesen getroffen wurden. Während die Körperverletzung des Kindes da- 
mit zufällig wirkt, waren die Situationen, in denen es zu diesen Handlungen kam, 
nicht zufällig. Häufig ging den beschriebenen Taten ein Konflikt zwischen dem 
Beschuldigten und der erwachsenen Bezugsperson des Opfers voraus, der sich 
oft in ein schon länger bestehendes Streitverhältnis einfügte. Dabei kannten sich 
die Beteiligten sich schon länger und lebten teilweise in derselben Nachbar- 
schaft, weshalb die Taten z. B. auch in Treppenhäusern oder Garageneinfahrten 
stattfanden. Selten spielte Alkohol eine Rolle. Bei den vorgetragenen Tatvorwür- 
fen handelte es sich oft um klare und einmalige, leichte Handlungsvorwürfe die 
verhältnismäßig oft ohne Folgen oder ohne Angabe zu einer Folge blieben oder 
für die nur leichte Verletzungen dokumentiert wurden. Dabei war stets nur ein 
kindliches Opfer betroffen. Mehrere Beschuldigte gab es dann, wenn im Rahmen 
einer tätlichen Auseinandersetzung nicht klar war, wer das Opfer geschädigt hat. 
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Das Beschuldigtenmilieu ist breit gestreut. Die Beschuldigten waren nicht er- 
kennbar sozial schwach und hatten ein erhöhtes Durchschnittsalter bei breiter 
Streuung, dazu passend war der Anteil an Schülern und Rentnern erhöht. Wo es 
Informationen zur Bildung gab, wurden verhältnismäßig oft höhere Bildungsab- 
schlüsse angegeben, als im Gesamtsample. Ebenso gingen die Beschuldigten 
verhältnismäßig oft einer Erwerbstätigkeit nach. Wie im Gesamtsample war der 
Anteil an nichtdeutschen Staatsangehörigen erhöht. Verhältnismäßig oft hatten 
die Beschuldigten in dieser Fallgruppe eine sonstige europäische Staatsangehö- 
rigkeit. Gegenüber dem Gesamtsample zeigte sich eine erhöhte strafrechtliche 
Vorbelastung. Bezüglich der meisten Merkmale waren die Beschuldigten aber 
unauffällig, sodass sich insgesamt kein spezifisches Profil ergibt. 


Die Vorfälle wurden meist direkt nach der Tat angezeigt, verhältnismäßig oft 
durch die beteiligten Eltern. Dabei wurde die Polizei teilweise zum Tatort geru- 
fen, teilweise erschienen die Eltern des Opfers auch auf dem Polizeirevier und 
berichteten von dem Vorfall. Bezüglich der Anzeigen gab es selten Begrün- 
dungsbedarf. 


Die polizeiliche Arbeit ist in dieser Fallgruppe von unmittelbaren Strafanzeigen 
und Sachverhalten im unteren Schwerebereich geprägt. Wo die Polizei direkt 
zum Tatort gerufen wurde, kam es oft zu Handlungen der Gefahrenabwehr und 
körperlichen Untersuchungen des Beschuldigten. Die Ermittlungen berücksichti- 
gen die Tat gegen das Kind ganz wesentlich bei sehr geringem Kontakt zu ande- 
ren Institutionen. Oft wurden die unmittelbar beteiligten Personen im Rahmen 
von Zeugenvernehmungen befragt. Dabei wurde regelmäßig durch die Bezeu- 
gung des unmittelbar betroffenen erwachsenen Opfers eine Bestätigung für den 
Tatvorwurf erlangt. Aufgrund der Streitverhältnisse zwischen den Parteien und 
fehlender Einlassungen der Beschuldigten war der tatsächliche Ablauf der Fälle 
aber nicht immer klar. Die Ermittlungen wurden von der Polizei komplett eigen- 
verantwortlich durchgeführt, es wurden keine Ermittlungen der Staatsanwalt- 
schaft oder Einholungen professioneller Einschätzungen dokumentiert. Dem 
Jugendamt wurde gelegentlich eine Mitteilung über das Strafverfahren am Ende 
der Ermittlungen gemacht. 


Die durchschnittliche Dauer der Ermittlungsverfahren lag deutlich unter dem 
Gesamtdurchschnitt. Geständige Einlassungen der Beschuldigten gab es kaum. 
Die Verfahren wurden verhältnismäßig oft ohne Sanktionen beendet. Dabei wa- 
ren Einstellungen, die sich auf Geringfügigkeit der Taten und ein mangelndes 
öffentliches Interesse beziehen, prägend ($ 1531 StPO oder Verweis auf den 
Weg der Privatklage). Insgesamt wurde bei den Verfahrensbeendigungen wenig 
Begründungsaufwand betrieben. Dazu passt, dass die Staatsanwaltschaft in ihren 
Entscheidungen verhältnismäßig oft gar keinen Straftatbestand benannte. 
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Insgesamt ergibt sich also das Bild leichter tätlicher Auseinandersetzungen, bei 
denen ein Kind zufällig zum Opfer wird. Opfer und Beschuldigte haben wenige 
Besonderheiten, was den Eindruck eines zufälligen Entstehens unterstreicht. Die 
Polizei führt entsprechend ein eher kurzes Verfahren, in dem zwar das Jugend- 
amt informiert wird, aber ansonsten kein weiterer Austausch stattfindet. Die 
leichten, dem Anschein nach einmaligen Fälle können erklären, warum die 
Staatsanwaltschaft häufig ohne großen Begründungsbedarf die Verfahren ein- 
stellt. 


6.3.16.7 Versuchter erweiterter Suizid 


In dieser Fallgruppe (n=2) wurden versuchte Vergiftungen im Rahmen eines 
versuchten erweiterten Suizids angezeigt. Die Taten hatten dabei nichts mit dem 
Handeln der Kinder zu tun. Die Opfer in dieser Fallgruppe waren zum Tatzeit- 
punkt zehn und 31 Monate alt. In einem Fall wurde ein älteres Geschwisterkind 
in den versuchten Mitnahmesuizid einbezogen. Im anderen Fall sollte nur das 
jüngste Kind mit in den Tod genommen werden. Die Kinder lebten jeweils mit 
beiden leiblichen Eltern zusammen, die auch miteinander verheiratet waren. Die 
Beschuldigten gingen nach abgeschlossener Ausbildung einer Erwerbstätigkeit 
nach und hatten keine Vorstrafen. Die Tatschwere war dabei hoch, die Taten 
hätten prinzipiell tödlich verlaufen können. In einem Fall wurde der versuchte 
Mitnahmesuizid frühzeitig durch den Beschuldigten selbst abgebrochen. Hier 
meldete die Mutter der Kinder den Vorfall der Polizei, als sie einen erneuten 
Mitnahmesuizidversuch des Vaters befürchtete. Im anderen Fall trat als Folge 
bereits eine Intoxikation ein, die zu einer stationären medizinischen Versorgung 
führte. In diesem Fall alarmierte eine Zufallszeugin (Haushaltshilfe) die Ret- 
tungskräfte. 


In den beiden Fällen wurde keine polizeiliche Tätigkeit zur Gefahrenabwehr 
dokumentiert. Die Aktivitäten waren auf die Aufklärung des Sachverhalts ausge- 
richtet, wie z. B. Spurensicherung am Tatort. Das erforderliche Maß an Ermitt- 
lungen für die Strafverfolgung wurde betrieben. Die Ermittlungsarbeit war dabei 
geprägt von den umfassenden Geständnissen der Beschuldigten. Beide beschrie- 
ben als Auslöser für die Tat eine tiefe eheliche Enttäuschungssituation, in der sie 
sich überfordert fühlten. In beiden Fällen gab es weder im Vorfeld noch infolge 
der Tat einen Kontakt zum Jugendamt. 


Grundsätzlich sind die Fälle aufgrund der Tatschwere einer Verurteilung zuzu- 
führen. In dem Fall, in dem der Beschuldigte den Mitnahmesuizidversuch ab- 
brach, wurde das Verfahren wegen eines Rücktritts vom Versuch nach $ 170 II 
StPO nach 35 Tagen eingestellt. Im anderen Fall führte der vollendete Tötungs- 
versuch zu einer Freiheitsstrafe mit Bewährung. 
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6.3.16.8 Vernachlässigung 


Diese Fallgruppe (n=6) umfasste unterlassene Aufsicht, Ernährung oder Pflege 
des Kindes, teils wurden unhygienische Zustände beschrieben. Die sieben Opfer 
waren im Durchschnitt 2 Jahre alt, das älteste Kind war etwa 3,5 Jahre alt. Es 
gab Fälle mit mehreren Opfern, teilweise waren auch ältere Geschwisterkinder 
betroffen. Meist gab es keine Angaben zu Folgen der Tat. Es kam teils aber auch 
zu erheblichen gesundheitlichen Folgen für Kinder. Tatort war immer die ge- 
meinsame Wohnung. Angaben, zu Auslösern, gab es kaum. In lediglich einem 
Fall wurde eine Überforderung beschrieben. Kontakte mit der Jugendhilfe im 
Vorfeld der Anzeige gab es in zwei von sechs Fällen. 


Bezüglich des Beschuldigtenmilieus gab es kaum klare Besonderheiten. Die 
Beschuldigten waren cher jung. In einem Fall wurde die mit im Haushalt lebende 
Großmutter mitbeschuldigt, dennoch lag der Altersdurchschnitt unter dem Mit- 
telwert im Gesamtsample. Beschuldigt wurden meist die mit dem Opfer in häus- 
licher Gemeinschaft lebenden leiblichen Mütter. Darüber hinaus gab es relativ 
wenige Angaben zur Staatsangehörigkeit der Beteiligten, zur konkreten Versor- 
gerkonstellation sowie zu sozioökonomischen Faktoren. Drei Beschuldigte hat- 
ten Vorstrafen. In zwei Fällen gab es bereits im Vorfeld der angezeigten Tat 
Kontakt zum Jugendamt. 


Die Anzeigen erfolgten direkt „im Anschluss“ an die Tat, was darauf zurückzu- 
führen war, dass bei den vorgetragenen Dauerdelikten der Anzeigetag immer 
zugleich als der letzte Tattag in der Akte vermerkt wurde. Anzeige erstatteten 
Nachbarn, Bekannte oder Väter des Opfers. Es kam aber auch vor, dass die Poli- 
zei im Rahmen einer Fahndung nach der beschuldigten Person wegen einer ande- 
ren Tat zufällig Verwahrlosungszustände in der Wohnung entdeckte. In den 
Verfahren wurde Gefahrenabwehr und Strafverfolgung betrieben. Wo Kinder 
zurückgelassen in Wohnungen aufgefunden wurden, wurden kurzfristige alterna- 
tive Unterbringungsmöglichkeiten für die Kinder organisiert. Insgesamt wurden 
zwar kaum formelle Ermittlungshandlungen durchgeführt, oft wurden aber um- 
fangreiche Einschätzungen des Jugendamts zu den Vorwürfen eingeholt, wie 
z. B. Beobachtungen aus Hausbesuchen. Die Polizei ermittelte dabei stets ohne 
Anweisung der Staatsanwaltschaft. Es fanden meist zukunftsorientierte Kontakte 
statt. Dabei machte die Polizei i. d. R. Mitteilung über das Verfahren und holte 
Informationen zur Entwicklung seit der Tat ein. 


Es gab nur wenige Aussagen der Beschuldigten, was damit zusammen hing, dass 
die Beschuldigten nur in wenigen Fällen zur Vernehmung geladen wurden. In 
Fällen, in denen die Beschuldigten nicht vernommen wurden, wurden aber im- 
mer umfangreiche Einschätzungen des Jugendamts eingeholt. 
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Die Verfahren dauerten im Gesamtvergleich verhältnismäßig kurz. Alle Verfah- 
ren wurden durch die Staatsanwaltschaft ohne Folgen eingestellt, meist weil ein 
hinreichender Tatverdacht nicht belegt werden konnte. In den Einstellungsbe- 
gründungen wurde meist auf prospektive Aspekte Bezug genommen. 


Eine Besonderheit dieser Fallgruppe ist, dass es sich um ein durch Unterlassen 
begangenes Dauerdelikt handelt. Eine Wiederholungsgefahr besteht per se und 
begründet Maßnahmen der Gefahrenabwehr. Die Strafverfolgung erscheint ins- 
gesamt schwierig, weil aufgrund der Umstände (z. B. chaotische, unhygienische 
Zustände in der Wohnung) ein ungeeignetes Handeln durch Unterlassen be- 
schrieben werden muss. 


6.3.16.9 Psychische Gewalt 


In dieser Fallgruppe (n=6) wurden Verängstigungen des Opfers z. B. durch ver- 
bale Manipulationen oder Lärmbelästigungen angezeigt. Eine Besonderheit die- 
ser Fallgruppe besteht darin, dass es sich um nichtkörperliche Akte handelt, die 
psychosomatische Wirkungen haben. In den Fällen mit Lärmbelästigungen er- 
schien die Opferwerdung der Kinder zufällig, da auch die weiteren, mit dem 
Opfer im Haushalt lebenden Personen von den Taten betroffen waren. Die verba- 
le Manipulation wirkte dagegen sehr gezielt. Die sechs Opfer in dieser Fallgrup- 
pe waren im Altersdurchschnitt etwas älter. Das jüngste Kind war ein Jahr und 
vier Monate alt. Wo dies bekannt war, hatten sie die deutsche Staatsangehörig- 
keit. Die körperlichen Folgen der Taten waren meist gering und zeigten sich 
z.B. in vorgetragenen Bauchschmerzen oder Schlafstörungen. Meist wurden 
wiederholte Vorfälle angezeigt. 


Opfer und Beschuldigte lebten in dieser Fallgruppe nie in häuslicher Gemein- 
schaft. Beschuldigte waren in dieser Fallgruppe insbesondere Bekannte. In Ein- 
zelfällen waren auch leibliche Väter beschuldigt. Alle Beschuldigten hatten die 
deutsche Staatsangehörigkeit. Weitere Angaben zum Beschuldigtenmilieu waren 
unspezifisch. 


Die Anzeigen erfolgten meist direkt. Angezeigt wurden die Fälle insbesondere 
durch die Mütter der Opfer. Tatort war fast immer die Wohnung, in der das Op- 
fer lebte. Bei den polizeilichen Ermittlungen hob sich keiner der drei Bereiche — 
Gefahrenabwehr, Tataufklärung, Prävention — hervor. Insgesamt blieb das Aus- 
maß der Ermittlungen recht gering. Als formelle Ermittlungshandlungen wurden 
ausschließlich Vernehmungen von Zeugen dokumentiert. Beschuldigte wurden 
nicht vernommen. Dies hatte unterschiedliche Gründe. Beispielsweise waren 
manche Beschuldigte nicht zur Vernehmung erschienen, andere wollten sich 
später über einen Verteidiger äußern, wozu es dann nicht mehr kam, weil das 
Verfahren vorher eingestellt wurde. 
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Die Verfahren dauerten im Gesamtvergleich verhältnismäßig kurz. Die Verfah- 
ren gegen die Beschuldigten wurden alle folgenlos durch die Staatsanwaltschaft 
eingestellt. Während in den Verfahren mit Ruhestörungen und aggressivem Auf- 
treten des Beschuldigten, in denen zudem relativ allgemein gesundheitliche Be- 
einträchtigungen beschrieben wurden, auf den Weg der Privatklage verwiesen 
wurden (drei Fälle mit insgesamt sieben Beschuldigten), wurden die zwei Fälle, 
in denen verbale Manipulationen vorgetragen wurden, nach $ 153 I StPO been- 
det. In dem Fall, in dem die erwachsene Bezugsperson körperliche Gewalt er- 
fuhr, erfolgte eine Einstellung nach $ 154 StPO. Es zeigte sich also insgesamt ein 
geringes öffentliches Interesse an der Strafverfolgung der Taten. 


6.3.17 Zusammenhänge zwischen Fallvariablen 


Aus statistischer Sicht stellt sich die Frage, inwieweit Muster zwischen den Fall- 
variablen auftauchen, die sich auch über alle Fallgruppen hinweg zeigen. Die 
Analyse solcher Muster lässt sich vor allem für Variablen bewerkstelligen, die 
zumindest ordinal oder besser metrisch sind, dann nämlich können Zusammen- 
hänge der Form, dass eine höhere Ausprägung in der einen Variable statistisch 
mit einer höheren Ausprägung der anderen Variablen einhergeht, durch Korrela- 
tionskoeffizienten dargestellt werden und auf statistische Signifikanz überprüft 
werden. 


Für die metrischen und ordinalen Variablen werden daher Korrelationen betrach- 
tet, teilweise wurden dafür ordinale Variablen gebildet (vgl. dazu die Merkmals- 
beschreibung zu Tabelle 50). Zur Erklärung einzelner Variablen durch mehrere 
andere Variablen werden zudem Regressionen betrachtet, die zur Einbeziehung 
einzelner nominaler Variablen auch auf Dummy-Variablen basieren. 


6.3.17.1 Korrelationen 


Zwischen Opfer- und Beschuldigtenmerkmalen fanden sich verschiedene, eher 
geringe Zusammenhänge (siehe Tabelle 50). Es zeigte sich, dass jüngere Opfer, 
jüngere Beschuldigte und engere Nähebeziehungen tendenziell gemeinsam auf- 
treten. Engere Näheverhältnisse wurden zudem eher für Beschuldigte mit deut- 
scher Staatsangehörigkeit beschrieben. Der entsprechende Zusammenhang fand 
sich nicht bei den Opfern, obwohl die Staatsangehörigkeiten von Beschuldigten 
und Opfern klar korrelieren. Nähere Beziehungen wurden außerdem eher in 
Fällen mit nur einem Opfer beschrieben. Vorbestrafte Beschuldigte waren häufi- 
ger männlich und die Opfer vorbestrafter Beschuldigter auch. 


Schwerere vorgeworfene Tathandlungen fanden sich eher bei jungen Beschuldig- 
ten und Opfern und einem engen Verhältnis beider, außerdem in Fällen mit meh- 
reren Opfern. Die Schwere der vorgeworfenen Tathandlungen hing außerdem 
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etwas stärker mit der Schwere der bei Anzeige berichteten Folgen zusammen, die 
ebenfalls bei jüngeren Beschuldigten tendenziell höher ausfiel. Zusammenhänge 
zu besonders jungen Opfern oder einem engen Verhältnis beider fanden sich hier 
aber nicht. 


Anders als bei den Tathandlungen zeigten sich bei schwereren Folgen dafür eher 
lange Ermittlungsverfahren mit eher hohen Sanktionen. Die Dauer des Ermitt- 
lungsverfahrens war außerdem in Fällen mit enger Beziehung zwischen Opfer 
und Beschuldigtem, mit mehreren Opfern und in Fällen mit langer Zeitspanne 
zwischen Tat und Anzeige auch selbst länger. Letztere wiederum war bei weibli- 
chen Opfern etwas höher. Diese Zusammenhänge sind in der Höhe allerdings 
eher gering. 


Auch zu den verfahrensbeendigenden Sanktionen fanden sich verschiedene, eher 
geringe Zusammenhänge. Schwerere Sanktionen standen eher am Ende von 
Fällen, die bei Anzeige noch nicht lange zurücklagen und auf einem schweren 
Vorwurf bezüglich der Tatfolge basierten. Sie fanden sich am Ende von eher 
langen Verfahren, tendenziell aus den früheren Jahrgängen und cher bei Fällen 
mit männlichen Opfern und vorbestraften Beschuldigten. 


Die Intensität der Kontakte zwischen Polizei und Jugendamt korrelierte etwas 
stärker mit einem engen Näheverhältnis zwischen Beschuldigtem und Opfer. 
Darüber hinaus zeigt Tabelle 50 schwache Zusammenhänge zwischen der Ko- 
operation mit dem Jugendamt und dem geringen Alter von Beschuldigten und 
Opfern. Zudem zeigt sich ein intensiverer Kontakt eher bei schwereren Hand- 
lungsvorwürfen und wenn mehrere Opfer betroffen waren. Intensivere Kontakte 
korrelierten dabei positiv mit längeren Verfahrensdauern. 
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6.3.17.2 Regressionen 


Regressionsrechnungen waren nur für wenige Variablen sinnvoll durchführbar. 
Die Erklärung von Variablen durch andere Variablen mittels einer (gerichteten) 
Regression erfordert inhaltlich, dass die erklärte Variable als Ergebnis eines 
Prozesses verstanden werden kann, der durch die erklärenden Variablen (mit- 
)bestimmt wird. Erklärende Variablen sollten also z. B. zeitlich vor der erklärten 
Variable liegen. Methodisch können zudem nur Variablen verwendet werden, 
deren Ausprägung in möglichst vielen Fällen bekannt sind, um noch auf vernünf- 
tige Fallzahlen zu kommen. Außerdem sollten die Variablen metrisch, zumindest 
jedoch ordinal sein, damit die Ergebnisse interpretiert werden können. 


Anhand dieser Einschränkungen verblieben die Variablen Verfahrensdauer, 
Sanktionsart und Kooperation zwischen Polizei und Jugendamt, mit denen linea- 
re Regressionsanalysen durchgeführt wurden. In diese Analysen wurden neben 
den bei Tabelle 50 beschriebenen Variablen auch Dummy-codierte Fallgruppen- 
variablen’°° zu den großen Fallgruppen einbezogen. 


6.3.17.2.1  Erklärungsmuster für die Verfahrensdauer 


Für die Regressionsanalysen zur Dauer des Strafverfahrens wurden die Merkma- 
le Tathandlung bei Kenntniserlangung und Tatfolge bei Kenntniserlangung nicht 
einbezogen. Da beide Merkmale verhältnismäßig oft unbekannt waren (vgl. 
Tabelle 14), würde ihre Verwendung das Sample deutlich verkleinern. Ver- 
gleichsrechnungen mit diesen Variablen zeigten, dass ihnen keine signifikante 
Erklärungskraft zukam. 


Tabelle 51 zeigt, dass eine Prognose der Länge des Ermittlungsverfahrens auf 
Basis der vorhandenen Variablen kaum gelingt. Einzig ein Fall mit mehreren 
Opfern zu sein sowie der Fallgruppe schweren elterlichen Gewalt anzugehören 
erklärte eine längere Verfahrensdauer signifikant. Grenzwertig signifikant (p- 
Wert < 10 %) war die Erklärungskraft einer längeren Dauer zwischen Tat und 
Anzeige. Der Bestimmtheitsgrad R-Quadrat war mit 0,127 eher gering, d. h. der 
größte Teil der Varianz in der Verfahrensdauer bleibt unbestimmt. Nimmt man 
die Fallgruppen-Variablen aus den Analysen heraus, ist R-Quadrat mit 0,093 
etwas schlechter. Dies spricht für die Einbeziehung der Fallgruppenvariablen. 





73 D, h. die Variable hat für alle Fälle aus der entsprechenden Fallgruppe den Wert 1, sonst den Wert 
0. 
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Nicht standardisierte Beta 

Koeffizienten 

B Re; 
(Konstante) 5,11 0,67 7,68 0,00 
Eintragungsjahr (Az.) -0,06 0,08 -0,05  -0,77 0,44 
Alter O in Mon. 0,00 0,00 -0,01  -0,18 0,86 
Geschlecht O 0,00 0,12 0,00 0,00 1,00 
Staatsangehörigkeit O 0,14 0,18 0,05 0,78 0,44 
B-O-V -0,07 0,08 -0,12  -0,95 0,34 
Alter B zum Tatzeitpunkt 0,01 0,01 0,10 1,50 0,13 
Geschlecht B -0,10 0,13 -0,05 _ -0,75 0,45 
Staatsangehörigkeit B 0,09 0,13 0,05 0,71 0,48 
Vorstrafen B 0,12 0,09 0,09 1,44 0,15 
Dauer Tat bis Anzeige loga- 
rithmiert 0,06 0,03 0,10 1,67 0,10 
Mehrere O 0,43 0,20 0,13 2,10 0,04 
FG Partnerschafts-G 0,00 0,26 0,00 -0,01 0,99 
FG Nichtelt. G 
gg. BezPers 0,08 0,28 0,02 0,29 0,77 
FG Leichte elt. G 0,44 0,28 0,13 1,58 0,12 
FGMittelschwere elt. G 0,34 0,24 0,15 1,42 0,16 
FG Schwere elt. G 0,61 0,28 0,18 2,21 0,03 
FG Nichtelt. G gg. Ki 0,17 0,23 0,08 0,74 0,46 
Abhängige Variable: Dauer zwischen Anzeige und Beendigung EV 











Tabelle 51: Regressionskoeffizienten für die Erklärung der Dauer zwischen Anzeige und Beendigung 
des Ermittlungsverfahrens. Abkürzungen: SF = Standardfehler; O = Opfer; B = Beschuldigter; B-O- 
V = Beschuldigten-Opfer-Verhältnis; FG = Fallgruppe; EV = Ermittlungsverfahren. 


6.3.17.2.2  Erklärungsmuster für die Sanktionsart 


Für die Regressionsanalysen zur Sanktionsart als abhängige Variable wurden die 
Merkmale Tathandlung und Tatfolgen aus denselben Gründen wie bei der Ver- 
fahrensdauer nicht einbezogen. Auch hier zeigte eine Proberechnung, dass die 
Variablen keine Erklärungskraft hatten. 


Tabelle 52 zeigt, dass Verfahren mit vorbestraften Beschuldigten und Verfahren 
mit kürzeren Zeitspannen zwischen Tat und Anzeige eher mit schwereren Folgen 
beendet wurden. Auch fanden sich in älteren Verfahren signifikant höhere Stra- 
fen. Zwischen den Fallgruppen und den verfahrensbeendigenden Sanktionen 
zeigte sich kein vom Zufall zu unterscheidender Zusammenhang. Grenzwertig 
signifikant (p-Wert < 10 %) war die Erklärungskraft einer deutschen Staatsange- 
hörigkeit der Beschuldigten für schwerere Rechtsfolgen. Der Bestimmtheitsgrad 
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R-Quadrat betrug 0,133, das heißt, auch hier ist die Aufklärung der abhängigen 
Variablen gering. 


Nicht standardisier- | Beta 
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B DB; 

(Konstante) 2,00 0,56 3534. 0,00 
Eintragungsjahr (Az.) -0,18 0,07 -0,16 -2,59 0,01 
Alter O inMon 0,00 0,00 -0,01 -0,12 0,90 
Geschlecht O -0,13 0,10 -0,08 -1,31 0,19 
Staatsangehörigkeit O 0,22 0,15 0,10 1,50 0,14 
B-O-V -0,05 0,07 -0,10 -0,82 0,41 
Alter B zum Tatzeitpunkt 0,00 0,00 0,07 1,00 0,32 
Geschlecht B 0,05 0,11 0,03 0,45 0,65 
Staatsangehörigkeit B -0,20 0,11 -0,12 -1,83 0,07 
Vorstrafen B 0,15 0,07 0,13 2,06 0,04 
Dauer Tat bis Anzeige loga- 

rithmiert -0,08 0,03 -0,17 -2,78 0,01 
Mehrere O 0,07 0,17 0,02 0,38 0,71 
FG Partnerschafts-G -0,10 0,22 -0,05 -0,45 0,66 
FG Nichtelt. G gg. BezPers -0,16 0,24 -0,06 -0,69 0,49 
FG Leichte elt. G -0,02 0,23 -0,01 -0,07 0,95 
FG Mittelschwere elt. G 0,19 0,20 0,10 0,93 0,36 
FG Schwere elt. G 0,24 0,23 0,08 1,02 0,31 
FG Nichtelt. G gg Ki 0,01 0,20 0,01 0,05 0,96 
Abhängige Variable: Verfahrensbeendigende Sanktionen 











Tabelle 52: Regressionskoeffizienten für die Erklärung der verfahrensbeendigenden Sanktion. Ab- 
kürzungen: SF = Standardfehler; O = Opfer; B = Beschuldigter; B-O-V = Beschuldigten-Opfer- 
Verhältnis; FG = Fallgruppe; EV = Ermittlungsverfahren. 


6.3.17.2.3 Erklärungsmuster für die Intensität des Kontakts zwischen Polizei 
und Jugendamt 


Für die Regressionsanalysen zur Intensität des Kontakts zwischen Polizei und 
Jugendamt konnten nur die Fälle aus dem Langbogensample verwendet werden, 
bei dem der Kontakt der Behörden systematisch erhoben wurde. Dabei wurde die 
Variable Tatfolge bei Kenntniserlangung ausgeschlossen, weil sie oft nicht be- 
kannt war und damit das Sample deutlich verkleinert wäre’. Eine Vergleichs- 





76 Hier würden 61 Fälle fehlen. 
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rechnung mit dieser Variablen zeigte keine signifikante Erklärungskraft. Eine 
geringe Verkleinerung der Datengrundlage resultierte aus der Verwendung der 
Variable zur Tathandlung, die hier aber nicht ausgeschlossen werden wurde, weil 
sie signifikant zur Erklärung beitrug. Weitere Rechnungen zeigen, dass auch 
unter Einbezug der Fälle, bei denen diese Variable nicht bekannt war, die Ergeb- 
nisse in ihren Grundzügen gleich blieben. 


Nicht standardisierte Beta 


Koeffizienten 
} RB; 




































































(Konstante) 1,68 1,54 1,09 0,28 
Eintragungsjahr (Az.) -0,07 0,15 -0,03  -0,42 0,67 
Alter O inMon -0,01 0,01 -0,14  -1,80 0,08 
Geschlecht O 0,37 0,21 0,13 1,74 0,08 
Staatsangehörigkeit O 0,21 0,33 0,05 0,66 0,51 
B-O-V -0,19 0,17 -0,19 -1,09 0,28 
Alter B zum Tatzeit- 

punkt 0,00 0,01 0,01 0,10 0,92 
Geschlecht B 0,06 0,23 0,02 0,26 0,80 
Staatsangehörigkeit B -0,44 0,24 -0,15 -1,84 0,07 
Vorstrafen B 0,07 0,16 0,03 0,44 0,66 
Schwere Handlung bei 

Kenntniserlangung 0,62 0,26 0,28 2,42 0,02 
Dauer Tat bis Anzeige 

logarithmiert -0,15 0,06 -0,20  -2,60 0,01 
Mehrere O 0,71 0,34 0,15 2,10 0,04 
FG Partnerschafts-G 1,35 0,75 0,37 1,80 0,08 
FG Nichtelt. G gg Be- 

zPers 0,93 0,83 0,17 1,12 0,26 
FG Leichte elt. G 2,37 0,85 0,54 2,78 0,01 
FG Mittelschwere elt. G 2,13 0,71 0,71 3,02 0,00 
FG Schwere elt. G 1,91 0,70 0,40 2,73 0,01 
FG Nichtelt. G gg Ki 1,76 0,82 0,52 2,16 0,03 
Abhängige Variable: Kooperation mit dem Jugendamt 





Tabelle 53: Regressionskoeffizienten für die Erklärung der Kooperation mit dem Jugendamt. Abkür- 
zungen: SF = Standardfehler; O = Opfer; B = Beschuldigter; B-O-V = Beschuldigten-Opfer- 
Verhältnis; FG = Fallgruppe; EV = Ermittlungsverfahren. 


Eine Erklärung intensiverer Kontakte zwischen Polizei und Jugendamt ergab 
sich aus einer kürzeren Zeitspanne zwischen Tat und Anzeige sowie aus der 
Information, dass mehrere Opfer im Fall betroffen waren (vgl. Tabelle 53). Au- 
Berdem war die Kooperation dann höher, wenn schwerere Handlungsvorwürfe 
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bei der Anzeige vorgetragen wurden. Die Intensität der Kontakte erklärte sich 
darüber hinaus durch Zugehörigkeit zu den Fallgruppen der leichten, mittel- 
schweren und schweren elterlichen Gewalt gegen Kinder. Die Koeffizienten der 
Fallgruppen stiegen von der leichten über die mittelschwere zur schweren elterli- 
chen Gewalt um jeweils etwa 0,24 Punkte ab und kompensierten den Effekt der 
Schwere der Handlungsvorwürfe im Bereich elterlicher Gewalt, der bei 0,62 
Punkten pro Schweregrad lag. Dies lässt darauf schließen, dass der Zusammen- 
hang von Gewaltschwere und Kooperation mit dem Jugendamt zwischen den 
Fallgruppen elterlicher Gewalt weniger stark ausgeprägt ist, weil bereits leichte 
elterliche Gewalt zu einer relativ intensiven Kooperation führt. 


Eine relativ hohe Kooperation erklärte auch die Fallgruppe der nichtelterlichen 
Gewalt gegen Kinder. In diese Fallgruppe wurden auch Fälle mit Gewalt durch 
den oder die nicht mit im Haushalt lebenden Partner oder Partnerin eines Eltern- 
teils einbezogen. Für die Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt hingegen konnte 
lediglich ein grenzwertig signifikanter Zusammenhang (p-Wert < 10 %) be- 
schrieben werden. Grenzwertig signifikante Zusammenhänge wurden auch für 
jüngere Opfer, weibliche Opfer, deutsche Beschuldigte mit intensiveren Kontak- 
ten zwischen Polizei und Jugendamt beschrieben. Der Bestimmtheitsgrad R- 
Quadrat weist einen Wert von 0,389 auf, d. h. hier konnte mit ca. 39 % ein sub- 
stanzieller Anteil der Varianz in der Kooperation zwischen Polizei und Jugend- 
amt erklärt werden. Ohne Einbeziehung der Fallgruppen in die Regressionsana- 
lyse hätte der Bestimmtheitsgrad R-Quadrat einen deutlich geringeren Wert von 
0,298. Der Fallgruppenzuordnung kann also ein großer, eigener Teil an Erklä- 
rungskraft zugerechnet werden. 


M 
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7 Diskussion 


7.1 Kurze Zusammenfassung der Studie 


Vor dem Hintergrund der gestiegenen Opferzahlen zu Körperverletzungsdelikten 
an Kindern in der PKS und deren Bedeutung für die Diskussion um Kinder- 
schutz zielt die vorliegende Arbeit darauf ab, das Fallspektrum des polizeilichen 
Hellfeldes zu beschreiben. Weiter soll zur Aufklärung der verhältnismäßig ge- 
ringen Zahl an Verurteilungen wegen Körperverletzungsdelikten an Kindern die 
strafverfolgungsbehördliche Bearbeitung dieser Fälle beschrieben werden. Dabei 
sollen auch Besonderheiten, die sich aus der Strafverfolgung von Fällen mit 
kindlichen Opfern und Fällen im sozialen Nahbereich ergeben, berücksichtigt 
werden. Die Befunde sollen eine Diskussion von rechtspolitischen Folgerungen 
im Hinblick auf Prävention und Intervention erlauben. 


Zur Bearbeitung der konkreten Fragestellungen wurde eine Analyse von Straf- 
verfahrensakten zu vorsätzlichen Körperverletzungsdelikten ($$ 223, 224, 225, 
226 StGB inkl. versuchter Tötungen gem. $$ 211, 22 StGB und $$ 212, 22 
StGB) an Kindern unter 6 Jahren durchgeführt. Die Untersuchung bezieht sich 
auf eine Stichprobe der staatsanwaltschaftlich registrierten Fälle aus 2004, 2007 
und 2010, bei der nach Berücksichtigung bestimmter Parameter (z. B. Fallauf- 
kommen pro Bezirk, rechtliche Einordnung der Fälle) über alle Staatsanwalt- 
schaftsbezirke in Hessen zufällig gestreut wurde. Insgesamt konnten 281 Fälle in 
die Untersuchung einbezogen werden. Die Datenerhebung erfolgte für einen Teil 
der Fälle mittels eines ausführlichen Erhebungsinstruments (Langbogen), das 
detaillierte Informationen erfasste, beim anderen Teil mittels eines Kurzinstru- 
ments (Kurzbogen), das auf die schnellere Erfassung standardisierter Informatio- 
nen aus den Akten ausgerichtet war. 


Für die Datenauswertung wurden qualitative und quantitative Methoden genutzt. 
Die Strukturierung des Fallspektrums orientierte sich an Vorschlägen zur qualita- 
tiven Typenbildung nach Kelle und Kluge. Zudem wurden für die Antworten zu 
einzelnen Items induktive Kategorienbildungen orientiert an den Vorschlägen 
von Mayring durchgeführt. Für die Analysen vieler standardisiert erhebbarer 
Variablen nach Fallgruppen wurden insbesondere Häufigkeitsverteilungen und 
teils auch statistische Absicherungen von Unterschieden durchgeführt. Dieser 
querschnittlichen Betrachtung nach einzelnen Merkmalen schloss sich eine ab- 
schließende Charakterisierung der einzelnen Fallgruppen an, in der fallgruppen- 
spezifische Besonderheiten der angezeigten Taten und ihrer strafrechtlichen 
Aufarbeitung herausgearbeitet wurden. Darüber hinaus wurde mithilfe von Kor- 
relations- und Regressionsanalysen untersucht, ob es statistisch basierte Erklä- 
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rungsansätze für das behördliche Handeln gibt, die über Erklärungen mithilfe 
von Fallgruppen hinausgehen. 


7.2  Desiderati1 
7.2.1 Beantwortung der Forschungsfragen 1 bis 4 


7.2.1.1 Forschungsfrage 1 


Lässt sich das Fallspektrum hinsichtlich bestimmter Merkmale (z. B. Erschei- 
nungsformen) in einer Weise sinnvoll gliedern, dass Erklärungsansätze für be- 
hördliches Handeln und Prävention gefunden werden können? 


Diese Frage wird durch die gebildeten Fallgruppen beantwortet. Dabei wurde die 
elterliche Gewalt entsprechend der Schwere in drei Stufen eingeteilt, die z. B. 
Ohrfeigen (leichte Gewalt), Schläge mit Gegenständen (mittelschwere Gewalt) 
oder lebensgefährliche Behandlungen (schwere Gewalt) umfassen. Weitere Fall- 
gruppen sind die nichtelterliche Gewalt gegen Kinder, die Partnerschaftsgewalt 
und die nichtelterliche Gewalt gegen Bezugspersonen. Daneben gibt es die Fall- 
gruppen der Vernachlässigungen, der erweiterten Suizide und der psychischen 
Gewalt. 


7.2.1.2 Forschungsfrage 2 
Wie verteilen sich die Fälle in Bezug auf die Gliederung zu Forschungsfrage 1)? 


Die größten Fallgruppen sind die der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder und 
der mittelschweren elterlichen Gewalt, die jeweils ein knappes Viertel der Fälle 
ausmachen. Leichte elterliche Gewalt und schwere elterliche Gewalt betreffen 
jeweils etwas weniger als 10 % der Fälle. Die mittelschweren Fälle machen also 
das Gros der Fälle in der gegen das Kind gerichteten, elterlichen Gewalt aus, 
sehr schwere und sehr leichte Fälle finden sich im Verhältnis dazu selten. Part- 
nerschaftsgewalt beläuft sich auf 16 % des Samples, nichtelterliche Gewalt ge- 
gen Bezugsperson auf 8 %. Für die anderen Fallgruppen konnten nur sehr weni- 
ge Fälle (2 % oder weniger) beschrieben werden. Insgesamt wurden in etwa 
einem Viertel der Fälle Kinder Opfer von Gewalt, die sich hauptsächlich gegen 
eine erwachsene Bezugsperson des Kindes richtete. Die nichtelterlichen Gewalt- 
formen machen etwa ein Drittel der Fälle aus. 
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7.2.1.3 Forschungsfrage 3 
Gibt es Verschiebungen zwischen den Fallgruppen im zeitlichen Verlauf? 


Zwischen den untersuchten Jahrgängen wurden leichte Verschiebungen der An- 
teile der Fallgruppen beobachtet, diese lassen sich jedoch statistisch nicht von 
zufälligen Schwankungen von Stichproben derselben Verteilung unterscheiden. 
Verschiebungen zwischen den Fallgruppen im zeitlichen Verlauf lassen sich 
damit nicht feststellen. 


7.2.1.4 Forschungsfrage 4 
Wie schwer sind die Sachverhalte bezüglich Handlungen und Folgen? 


Zur Beantwortung der Forschungsfrage 4 wurden der Schweregrad des Hand- 
lungsvorwurfs und des Tatfolgenvorwurfs sowie der Anteil an wiederholten 
Sachverhalten zum Anzeigezeitpunkt abgebildet. Das Handlungsspektrum reicht 
von leichten, kurzzeitigen Schmerzzufügungen bis hin zu Handlungen, die prin- 
zipiell tödlich enden können. Bezüglich der Folgen reichen die beschriebenen 
Sachverhalte von Fällen, in denen explizit festgehalten wurde, dass keine Folgen 
festgestellt werden können, bis hin zu lebensgefährlichen Verletzungen. 


Die Handlungsvorwürfe und Tatfolgenvorwürfe wurden in grobe Schwerekate- 
gorien eingeteilt, um sie vergleichbar zu machen. Als leicht wurden händische 
Gewalthandlungen gefasst, die nicht dazu geeignet sind, ernsthafte oder dauer- 
hafte körperliche Verletzungen hervorzurufen, wie etwa Ohrfeigen oder Klapse 
(auf Po oder Hände). Als mittelschwere Gewalthandlungen wurden direkte Ge- 
walthandlungen erfasst, die grundsätzlich dazu geeignet sind, erhebliche Verlet- 
zungen hervorzurufen, wie beispielsweise Schläge oder Tritte. Schwere Gewalt- 
handlungen umfassen in der vorliegenden Arbeit Handlungen, die grundsätzlich 
dazu geeignet sind, schwere und ggf. dauerhafte Schädigungen zu verursachen 
oder das Leben zu gefährden. Leichte Tatfolgen beziehen sich auf Rötungen oder 
einzelne Hämatome. Sobald mehrere Hämatome festgestellt wurden, wurden die 
Fälle als mittelschwere Fälle kategorisiert. Schwere Fälle waren solche, in denen 
es zu erheblichen inneren Verletzungen kam oder die Verletzungen grundsätzlich 
lebensgefährlich waren. 


Für die Fallgruppen der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder und der nichtelter- 
lichen Gewalt gegen Bezugsperson wurden überwiegend einmalige, leichte 
Handlungen bei leichten bis keinen Folgen beschrieben. Für die Fallgruppe der 
Partnerschaftsgewalt wurden mittelschwere Handlungen bei geringen bis keinen 
Folgen vorgetragen. Dabei wurden insbesondere einmalige Vorfälle zur Anzeige 
gebracht. Bei Partnerschaftsgewalt gab aber es nicht selten Hinweise, dass be- 
reits frühere Anzeigen wegen Partnerschaftsgewalt ergingen. Innerhalb der Fall- 
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gruppen der elterlichen Gewalt gegen Kinder wurden oft wiederholte Handlun- 
gen leichter, mittelschwerer und schwerer Gewalt beschrieben, die in ihren Fol- 
gen — gemessen an dem für die vorliegende Arbeit gebildeten Schwereindex — 
häufig leichter ausfielen. 


Über alle Fallgruppen hinweg wurden für knapp 30 % der Fälle leichte Handlun- 
gen beschrieben, in weniger als 50 % der Fälle mittelschwere Handlungen und in 
8 % der Fälle schwere Handlungen, die teils nur vage vorgetragen wurden. Be- 
züglich der Folgen gab es in den untersuchten Akten oft keine Angaben. Teils 
war bekannt, dass die Taten keine physischen Folgen hatten oder nur leichte 
Folgen, wie z. B. Rötungen oder ein einzelnes Hämatom. In 15 % der Fälle wur- 
den Folgen beschrieben, die über ein einzelnes Hämatom hinaus gingen, in wei- 
teren 6 % schwere Folgen wie Schädelverletzungen. Nur etwa jeder fünfte Fall 
führt also zu erheblicheren Verletzungen. Auffallend ist damit, dass sich die 
Schwere der vorgetragenen Tathandlungen häufig nicht in der Schwere der kör- 
perlichen Tatfolgen widerspiegelt. 


Innerhalb des Langbogensamples gab es in je einem Fünftel der Fälle Hinweise 
darauf, dass das Opfer (zusätzlich) vernachlässigt oder psychisch misshandelt 
wurde. Vergleichsweise oft gab es Angaben hierzu in den Fallgruppen der elter- 
lichen Gewaltformen gegen Kinder (leichte, mittelschwere und schwere elterli- 
che Gewalt). Hinweise auf Retardierungen und psychische Belastungen waren 
dagegen sehr selten. Etwa 15 % der Kinder wurden infolge der Tat stationär 
medizinisch versorgt, dabei entstammen diese Angaben insbesondere aus den 
Fallgruppen der mittelschweren elterlichen Gewalt und der schweren elterlichen 
Gewalt. Hinweise auf ambulante medizinische Versorgung gab es insgesamt 
selten, im Verhältnis zwischen den Fallgruppen eher bei nichtelterlicher Gewalt 
gegen Kinder (nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson und nichtelterliche 
Gewalt gegen Kinder). Neben der Mehrzahl an Fällen mit geringen Folgen gab 
es also einen substanziellen Teil, bei dem Gewalt mit deutlich schlimmeren Fol- 
gen ausgeübt wurde. Dazu kommen Hinweise auf Wiederholungstaten in etwa 
jedem zweiten Fall elterlicher Gewalt. Das Handlungsunrecht und die Folgen für 
die Opfer variieren also erheblich im abgebildeten Fallspektrum. 


7.2.2. Diskussion der Ergebnisse im Kontext anderer Studien 


Die vorliegende Arbeit zeigt, wie sich die aus der Literatur bekannte Gewaltfor- 
men gegen Kinder im Hellfeld widerspiegeln. Dies betrifft die Formen der leich- 
ten elterlichen Gewalt und der mittelschweren elterlichen Gewalt, wie sie auch in 
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den KFN-Untersuchungen beschrieben werden,’ aber auch aus der Literatur 
bekannte, sehr schwere direkte körperliche Gewaltformen, wie sie in rechtsmedi- 
zinischen Arbeiten für Einzelphänomene beschrieben werden’ oder aus Arbei- 
ten mit einem anderen Fokus bekannt sind’. Auch die von Mönig (2012) be- 
schriebene Partnerschaftsgewalt mit kindlichen Opfern’°® sowie auch Vernach- 
lässigungsfälle’”°” und erweiterte Suizide’” werden im Hellfeld sichtbar. Die aus 
der Literatur bekannten psychischen Gewaltformen’”’' werden um Fälle berei- 
chert, in denen somatische Folgen beim Opfer dokumentiert werden. 


Daneben beschreibt die vorliegende Arbeit für das Hellfeld erhebliche Anteile an 
Fällen mit nichtelterlicher Gewalt (gegen Kinder und gegen Bezugsperson), die 
bisher in der Literatur kaum diskutiert wurden. Zwar werden in der Literatur 
Gewaltformen auch unabhängig von der Beschuldigten-Opfer-Beziehung be- 
schrieben, dabei wird aber nicht explizit unterschieden, ob Eltern oder andere 
Personen die Täter sind. Auffallend ist auch der erhebliche und zugleich in der 
Literatur kaum thematisierte Anteil an mittelbaren Opferwerdungen von Kindern 
in Fällen, in denen sich die Gewalt gegen erwachsene Bezugspersonen des Kin- 
des richtet. 


Dabei zeigt sich, dass die Zahlenverhältnisse zwischen einzelnen Fallgruppen im 
Hellfeld deutlich anders ausfallen als in den in der Literatur zu findenden Be- 
schreibungen des Gesamtfelds (vgl. zu den Abschätzungen der Fallzahlen Kapi- 
tel 4.1.2.2). Zwischen den elterlichen Gewaltformen, die sich ausschließlich 
gegen Kinder richten, zeigt sich in den Hellfeld-Daten ein prinzipiell anderes 
Verhältnis zwischen den Schwereformen als in Beschreibungen des Gesamtfelds. 
Während im Gesamtfeld 2,5- bis 4-mal so hohe Werte für leichte Gewaltformen 
gegenüber mittelschweren Gewaltformen beschrieben werden, zeigt sich im 
Hellfeld ein eher umgekehrtes Verhältnis. In der vorliegenden Arbeit werden 
etwa 2,5-mal so viele mittelschwere elterliche Gewalthandlungen dokumentiert 
wie leichte elterliche Gewaltformen. Schwere elterliche Gewalt wird im Ver- 





765 Vgl. Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 51 f., Dünkel/Geng 2003, S. 170; Hellmann 2014, S. 82; 
Wetzels 1997a, S. 145; Wilmers/Enzmann/Schaefer u. a. 2002, S. 64. Die benannten Untersuchungen 
unterscheiden dabei zwischen leichter und schwerer Gewalt. Der Begriff der schweren Gewalt ent- 
spricht dem in der vorliegenden Arbeit verwendeten Begriff der mittelschweren Gewalt. 

766 Vgl. Herrmann 2005; Matschke/Herrmann/Sperhake u. a. 2009. 

767 Siehe z. B. Leitner/Troscheit 2008, S. 5 ff. zu sehr schweren Körperverletzungen. 

768 Mönig 2012, 8.49. 

79 Vgl. Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, S. 289; Stadler 2012, S. 427. 

70 Siehe Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 194 ff. zu erweiterten Suiziden. 
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318 7 Diskussion 





gleich zur mittelschweren elterlichen Gewalt im Hellfeld seltener dokumentiert. 
Eine grobe schematische Darstellung der Verhältnisse zwischen leichter, mittel- 
schwerer und schwerer elterlicher Gewalt im Gesamtfeld und im Hellfeld zeigt 
Abbildung 26. 
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mittel 


CM 
= 
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Abbildung 26: Schematische Darstellung der Verhältnisse zwischen leichter, mittelschwerer und 
schwerer elterlicher Gewalt im Gesamtfeld und im Hellfeld. 


Ein Vergleich der Fallzahlen der schweren Gewalt mit den Fallzahlen der mittel- 
schweren Gewalt zeigt aber, dass im Hellfeld verhältnismäßig öfter schwere 
elterliche Gewalt dokumentiert wird: Während für das Gesamtfeld der Anteil an 
schweren Fällen zahlenmäßig bei nur etwa einem Prozent des Fallaufkommens 
der mittelschweren Fälle liegt, kommen im Hellfeld die schweren Fälle zahlen- 
mäßig auf gut ein Drittel des Fallaufkommens der mittelschweren Fälle. Dem- 
nach sind bei elterlicher Gewalt schwerere Gewaltformen im Hellfeld stärker 
repräsentiert. Bei leichten elterlichen Gewaltformen kann die oben beschriebene 
Unterrepräsentierung schon daran liegen, dass einige der über Befragungsstudien 
erfassten Fälle die strafrechtliche Erheblichkeitsschwelle gar nicht erst über- 
schreiten. 


Für das Gesamtfeld wurde auf Basis der Zahlen aus der Literatur grob geschätzt, 
dass Gewalthandlungen im Zuge von Partnerschaftsgewalt zahlenmäßig etwa ein 
Viertel bis ein Drittel der Zahlenwerte der mittelschweren elterlichen Gewalt 
erreichen. Im Hellfeld erreicht diese Fallgruppe zahlenmäßig etwa zwei Drittel 
des Fallaufkommens der Werte mittelschwerer elterlicher Gewalt. Auch wenn 
die Anhaltspunkte für die Schätzung der Prävalenz dieser Fallgruppe im Gesamt- 
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feld nur sehr grob sind, zeigt sich doch, dass Fälle von Partnerschaftsgewalt mit 
kindlichem Opfer verhältnismäßig oft im Hellfeld auftauchen. 


Während die in Kapitel 4.1.2 dargestellten Untersuchungen zum Gesamtfeld 
zeigen, dass körperliche Vernachlässigungen etwa 1,5-mal so oft auftauchen wie 
mittelschwere elterliche Gewalt, tauchen diese Fälle im Hellfeld praktisch nicht 
auf. Aufgrund der Befragungsitems ist in den Gesamtfeldstudien nicht immer ein 
strafrechtlich relevantes Ausmaß anzunehmen, auch ist die Vergleichbarkeit der 
Daten aufgrund des teilweise hohen Alters der befragten Personen und — damit 
verbunden — der Abbildung bereits lange zurückliegender Zeiträume erheblich 
erschwert. Dennoch lassen die hohe Diskrepanz der Fallzahlen und das gerade 
bei jungen Kindern vergleichsweise geringe Entdeckungsrisiko vermuten, dass 
strafbare Vernachlässigungen im justiziellen Hellfeld unterrepräsentiert sind. Für 
eine Unterrepräsentierung spricht auch, dass Vernachlässigungen im Hellfeld der 
Kinder- und Jugendhilfe deutlich öfter auftauchen. So beschreiben Haug und 
Höynck (2012), dass jährlich etwa ein Drittel der Inobhutnahmen von unter 3- 
jährigen Kindern zwischen 1997 und 2010 wegen Vernachlässigungen erfolg- 
ten.’”’”” Die absoluten Fallzahlen der Inobhutnahmen wegen Vernachlässigungen 
stiegen dabei von etwa 500 im Jahr 1997 auf etwa 1.200 im Jahr 2010 und sind 
damit deutlich höher als die Fallzahlen im justiziellen Hellfeld. Wie viele dieser 
Fälle zugleich ein strafbares Ausmaß erreicht haben, lässt sich aufgrund der 
Daten jedoch nicht sagen und müsste empirisch geklärt werden. 


Die geringe Anzahl der erweiterten Suizide im justiziellen Hellfeld entspricht in 
etwa den aus Untersuchungen zu Tötungsdelikten an Kindern bekannten, gerin- 
gen Fallzahlen. Psychische Gewaltformen wie z. B. emotionaler Missbrauch 
werden im Gesamtfeld mit etwa einem Viertel der Fallzahlen von mittelschwerer 
elterlicher Gewalt beschrieben. In der vorliegenden Arbeit beläuft sich die Häu- 
figkeit der psychischen Gewaltformen auf 9 % des Wertes von mittelschwerer 
elterlicher Gewalt. Ähnlich wie bei der leichten elterlichen Gewalt und der Ver- 
nachlässigung ist hier nicht klar, wie hoch der als Körperverletzung strafrechtlich 
relevante Anteil psychischer Gewalt ist, also der Anteil von Gewalt mit erhebli- 
chen somatischen Folgen. 


Die Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder macht im Hellfeld etwa 
ein Viertel der Fälle aus, die Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Be- 
zugsperson macht 8 % der Fälle aus. Zusammengenommen kommen diese nicht- 
elterlichen Gewaltformen etwa auf ein Drittel der Fälle im justiziellen Hellfeld. 
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Dieser hohe Wert ist überraschend, spielen doch nichtelterliche Gewaltformen in 
der Literatur eine deutlich geringere Rolle. Beispielsweise gibt es keine Schät- 
zungen, wie viele solche Fälle im Gesamtfeld zu erwarten sind. Entsprechend 
lässt sich auch zur Hellfeld-Dunkelfeld-Relation nichts aussagen. 


Insgesamt lässt sich daher eine vergleichsweise hohe Anzeigequote in den Fall- 
gruppen der versuchten erweiterten Suizide und der schweren elterlichen Gewalt 
vermuten sowie in der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt vermuten. Als ver- 
gleichsweise niedrig anzunehmen ist hingegen die Anzeigequote in den Fall- 
gruppen der Vernachlässigungen und der leichten elterlichen Gewalt. Anzeigen 
scheinen also umso eher erstattet zu werden, je schwerer die Gewalt ist. Die 
vergleichsweise hohe Anzeigequote bei Partnerschaftsgewalt ist vermutlich auch 
auf das eigene Bedürfnis der Anzeigeerstatter nach Schutz in der konkreten Situ- 
ation zurückzuführen, das eine Besonderheit dieser Fallgruppe darstellt. So ließe 
sich auch erklären, warum nur in dieser Gruppe von Anzeigen später wieder 
Abstand genommen wird, nämlich wenn die konkrete Gefahr abgewendet wurde. 


Verfügbare Handlungsalternativen können die Anzeigebereitschaft hingegen 
verringern, etwa wenn bei Vernachlässigungen die Kinder- und Jugendhilfe für 
die Problemlösung eingeschaltet wird. Möglich wäre auch die private Klärung 
oder Vermittlung von Unterstützung bei leichteren Fällen. Beides könnte auch zu 
geringeren Quoten im Bereich der leichten elterlichen Gewalt führen. 


Auf dieser Basis lässt sich eine zumindest im Vergleich zu leichter elterlicher 
Gewalt eher hohe Anzeigebereitschaft bei nichtelterlicher Gewalt vermuten, 
schon allein, weil die Möglichkeiten zur Klärung außerhalb des sozialen Nah- 
felds oftmals geringer sind. Dafür sprechen auch die zügige Anzeige und die 
geringe Anzahl dokumentierter Begründungen für die Anzeige in dieser Gruppe. 
Hier werden außerdem weniger Mehrfachfälle berichtet, sodass anzunehmen ist, 
dass oft schon die erste Tat zur Anzeige gebracht wird. 


Der längsschnittliche Vergleich zeigte keine signifikanten Verschiebungen zwi- 
schen den Fallgruppen im zeitlichen Verlauf. Ein geringer Anstieg bei leichter 
und mittelschwerer elterlicher Gewalt ist aber sichtbar. Dass es sich dabei nicht 
nur um eine Zufallsschwankung handelt, ist deshalb plausibel, weil mit der Ein- 
führung des Gewaltverbots einige bisher nicht strafbare Handlungen strafbar 
wurden. Der Anstieg der Fallzahlen in der PKS ist aber nicht sprunghaft im Jahr 
2000, sondern eher gleichmäßig verlaufend. Ein gewisser Net-Widening-Effekt 
ist also durchaus anzunehmen. ’’® Dass die Verschiebungen der Relationen zwi- 
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schen den Fallgruppen nicht erheblich zugunsten der leichten elterlichen Gewalt 
ausfallen, kann als Indiz dafür gelesen werden, dass sich auch bezüglich anderer 
Formen elterlicher Gewalt die Anzeigebereitschaft erhöht hat. 


Generell zeigt sich die Zuordnung zu den Fallgruppen als hilfreich für die Erklä- 
rung weiterer Verfahrensmerkmale. Im Fall der Regressionsanalysen konnten so 
außerdem Zusammenhänge sichtbar gemacht werden, die bei der Analyse ein- 
zelner Merkmale über den gesamten Datensatz verborgen bleiben (vgl. Kapitel 
7.6). 


7.3  Desiderat 2 
7.3.1 Beantwortung der Forschungsfragen 5 und 6 


7.3.1.1. Forschungsfrage 5 


a) Welche Eigenschaften und Lebenssituationen lassen sich für die Opfer be- 
schreiben? 


Die Untersuchung zeigt, dass die im justiziellen Hellfeld registrierten Taten 
Kinder der ganzen Altersspanne (72 Monate) betreffen, wobei das jüngste Kind 
zwei Wochen alt war. Der Altersdurchschnitt lag bei ca. dreieinhalb Jahren. 
Mehr als die Hälfte der Opfer war männlich. Während für die schwere elterliche 
Gewalt und die Fallgruppe der Vernachlässigung insbesondere Vorfälle zum 
Nachteil von vergleichsweise mehr weiblichen, verhältnismäßig jungen (der 
Altersdurchschnitt liegt jeweils bei ca. zwei Jahren) Opfern beschrieben wurden, 
fanden sich in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder Vorwür- 
fe, die verhältnismäßig oft männliche und ältere Kinder betreffen (der Alters- 
durchschnitt der Opfer in dieser Fallgruppe liegt bei über vier Jahren). Die Opfer 
hatten ganz überwiegend die deutsche Staatsangehörigkeit, das Verhältnis von 
Deutschen zu Nichtdeutschen entsprach in etwa den Verhältnissen in der hessi- 
schen Gesamtbevölkerung und variierte leicht zwischen den Fallgruppen. 


In etwa 8 % der Fälle aus dem Langbogensample wurden Hinweise auf physi- 
sche oder psychische Auffälligkeiten beschrieben, insbesondere in den Fallgrup- 
pen der mittelschweren und der schweren elterlichen Gewalt. 


Gut die Hälfte der Opfer lebte mit der bzw. einer beschuldigten Person im selben 
Haushalt. Dabei ergaben sich natürlicherweise Unterschiede zwischen den Fall- 
gruppen mit elterlicher und nichtelterlicher Gewalt. Auffällig selten lebten hin- 
gegen Opfer und Beschuldigte in der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt 
in einem Haushalt zusammen. Auffällig ist in dieser Fallgruppe der verhältnis- 
mäßig hohe Anteil an Stieffamilienkonstellationen. 
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In den Fallgruppen der schweren elterlichen Gewalt und der Partnerschaftsge- 
walt gab es verhältnismäßig viele Informationen zur konkreten Versorgersituati- 
on und es wurde oft beschrieben, dass die betroffenen Kinder mit beiden leibli- 
chen Eltern gemeinsam in einem Haushalt leben. Bei Fällen mit nichtelterlicher 
Gewalt war hingegen häufig nur bekannt, dass das Opfer jedenfalls mit einem 
leiblichen Elternteil zusammenlebt. 


Die Durchschnittswerte zu Kindern im Haushalt bewegten sich im Langbogen- 
sample zwischen durchschnittlich 1,3 und 2,0 Kindern. Die Werte sind im Ver- 
gleich zur Gesamtbevölkerung eher gering, jedoch ist aufgrund des jungen Alters 
der Opfer anzunehmen, dass weitere Geschwister hinzukommen können. Hin- 
weise darauf, dass (Halb-)Geschwister in anderen Haushalten leben, gab es ins- 
besondere in den Fallgruppen der Partnerschaftsgewalt und der mittelschweren 
bzw. schweren elterlichen Gewalt. Während bei der Partnerschaftsgewalt die 
weiteren Geschwister meist aus einer früheren Partnerschaft stammten, lebten bei 
elterlichen Gewaltformen, die sich ausschließlich gegen Kinder richteten, die 
anderen Geschwister auch aus Gründen des Kindeswohls in anderen Familien. 


b) Welche Eigenschaften und Lebenssituationen lassen sich für die Beschuldig- 
ten beschreiben? 


In der Hälfte der Fälle wurden die leiblichen Eltern beschuldigt. Etwa ein Zehn- 
tel der Beschuldigten waren soziale Eltern, insbesondere soziale Väter. Ein Vier- 
tel der Beschuldigten waren Bekannte wie Nachbarn oder Freunde der Familie 
oder hatten eine sonstige Vorbeziehung zum Opfer, wie bspw. Kindergärtner 
oder Babysitter. Selten wurden Verwandte oder Personen ohne Vorbeziehung 
beschuldigt, die Anteile beliefen sich dabei auf jeweils weniger als 7 %. Inner- 
halb der Fallgruppen der mittelschweren elterlichen Gewalt und der schweren 
elterlichen Gewalt machten leibliche Mütter die größten Anteile aus, zugleich 
wurden in diesen Fallgruppen verhältnismäßig oft soziale Väter beschuldigt. In 
der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt wurden in zwei Drittel der Fälle 
leibliche oder soziale Väter beschuldigt. In der Fallgruppe der Partnerschaftsge- 
walt wurden ganz überwiegend leibliche Väter beschuldigt. In Fallgruppen mit 
nichtelterlicher Gewalt gegen Kinder wurden überwiegend bekanntschaftliche 
Verhältnisse zwischen Beschuldigtem und Opfer beschrieben. Keine Vorbezie- 
hung gab es in diesen Fallgruppen in 10 % (nichtelterliche Gewalt gegen Be- 
zugsperson) und 15 % (nichtelterliche Gewalt gegen Kinder) der Fälle. 


Etwa 60 % der Beschuldigten waren männlich. Entsprechend dem Beschuldig- 
ten-Opfer-Verhältnis fanden männliche Beschuldigte sich stark überwiegend in 
der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt (ca. 90 %) sowie in der Fallgruppe der 
leichten elterlichen Gewalt (ca. 70 %). Ausgeglichen war das Verhältnis zwi- 
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schen männlichen und weiblichen Beschuldigten in der Fallgruppe der mittel- 
schweren elterlichen Gewalt. In den Fallgruppen der schweren elterlichen Ge- 
walt, der nichtelterlichen Gewalt (gegen Bezugsperson und gegen Kinder) mach- 
te der Anteil männlicher Beschuldigter etwas über die Hälfte aus. Bei den sieben 
Beschuldigten in der Fallgruppe der Vernachlässigungen überwogen Frauen, bei 
den zehn Beschuldigten wegen psychischer Gewalt überwogen männliche Be- 
schuldigte. 


Die Beschuldigten waren im Durchschnitt 35 Jahre alt, die Altersspanne reichte 
von fünf’’* bis 90 Jahren. Beschuldigte in den Fallgruppen elterlicher Gewalt 
waren durchschnittlich etwas jünger bei einer engeren Altersspanne als in den 
Fallgruppen mit nichtelterlicher Gewalt. Der jüngste Altersdurchschnitt fand sich 
in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt. In dieser Fallgruppe fanden 
sich zugleich die durchschnittlich jüngsten Opfer. 


Im Vergleich zur hessischen Gesamtbevölkerung hatten die Beschuldigten selte- 
ner die deutsche Staatsangehörigkeit (66 % statt 88 %). Verhältnismäßig viele 
nichtdeutsche Beschuldigte fanden sich in der Fallgruppe der Partnerschaftsge- 
walt. Im Fallgruppenvergleich verhältnismäßig viele deutsche Beschuldigte fan- 
den sich in den Fallgruppen der schweren elterlichen Gewalt und der nichtelterli- 
chen Gewalt gegen Kinder - in diesen Fallgruppen waren jeweils etwa ein Vier- 
tel der Beschuldigten nichtdeutsch. 


Für alle Fälle zusammen wurden eher niedrigere Bildungsabschlüsse und eine 
niedrigere Erwerbstätigenquote beschrieben. Insgesamt gab es aber in den unter- 
suchten Akten nur relativ selten Informationen zu diesen Merkmalen, sodass 
Vergleiche zur Gesamtbevölkerung schwer fallen. Im Vergleich zwischen den 
Fallgruppen fanden sich bei den nichtelterlichen Gewaltformen unter den be- 
kannten Fällen anteilig etwas öfter höhere Schulabschlüsse gegenüber Haupt- 
schulabschlüssen, etwas mehr Hinweise auf höhere berufsqualifizierende Ab- 
schlüsse sowie höhere Erwerbstätigenquoten. In den Fallgruppen der mittel- 
schweren elterlichen Gewalt und der schweren elterlichen Gewalt wurde ver- 
gleichsweise oft beschrieben, dass die Beschuldigten keine Berufsqualifikation 
haben, zugleich hatten diese Fallgruppen vergleichsweise niedrige Erwerbstäti- 
genquoten. 


Bezüglich des Familienstands fallen Vergleiche mit der Gesamtbevölkerung 
aufgrund des Unbekannt-Anteils sowie der Fokussierung auf bestimmte Alters- 





4 Beschuldigte werden für die empirische Auswertung nicht als Beschuldigte im strafrechtlichen 
Sinne verstanden, sondern als Personen, denen (möglicherweise) die Tat zugerechnet werden kann. 
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gruppen (z.B. Eltern von Kindern unter 6 Jahren) ebenfalls schwer. Im Ver- 
gleich zwischen den Fallgruppen zeigte sich, dass in der Gruppe der Partner- 
schaftsgewalt verhältnismäßig viele Beschuldigte verheiratet waren, in den 
Gruppen der leichten elterlichen Gewalt und der schweren elterlichen Gewalt 
hingegen nur wenige. In der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt fanden 
sich auffällig viele getrenntlebende und geschiedene Beschuldigte. Bei der 
schweren elterlichen Gewalt waren viele Beschuldigte zwar formal ledig, lebten 
jedoch häufig in einer festen Partnerschaft. 


Etwa ein Zehntel der Beschuldigten war wegen Körperverletzungen einschlägig 
vorbestraft, etwa ein Fünftel war wegen sonstiger Straftaten vorbestraft. Auffal- 
lend viele einschlägige Vorstrafen fanden sich in den Fallgruppen mit Gewalt 
gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt und nichtelterlichen Gewalt gegen 
Bezugsperson). 


7.3.1.2. Forschungsfrage 6 


Welche Entstehungszusammenhänge (insbesondere tatauslösende Aspekte) las- 
sen sich bei den verschiedenen Fällen beobachten? 


Zur Beschreibung der Entstehungszusammenhänge wurden die Tatsituationen 
hinsichtlich der Anzahl der beteiligten Personen, der Tatorte, der konkreten Tat- 
tage sowie der angegebenen unmittelbaren Tatauslöser analysiert. Zudem wur- 
den Hinweise auf vorherige Kontakte mit Ärzten wegen eines Hinweises auf 
Misshandlung, dem Jugendamt, dem Familiengericht oder der Polizei untersucht. 


In einem Zehntel der Fälle gab es mehrere — maximal drei — unter sechsjährige 
Opfer. Fälle mit mehreren Opfern wurden oft für die Fallgruppen der schweren 
elterlichen Gewalt sowie der Partnerschaftsgewalt beschrieben, selten hingegen 
für die Fallgruppen der nichtelterlichen Gewalt (gegen Kinder und gegen Be- 
zugsperson). 

Für ein Drittel der Fälle wurden Opfer außerhalb der Untersuchungsgruppe be- 
schrieben. In Fallgruppen mit direkter Gewalt gegen Kinder (elterlich und nicht- 
elterlich) richteten sich die verfahrensgegenständlichen Taten typischerweise 
gegen ältere Geschwister des Opfers. In den Fallgruppen mit Gewalt gegen er- 
wachsene Opfer richteten sich die verfahrensgegenständlichen Taten gegen EI- 
ternteile des Opfers. Mehrere Beschuldigte (bis zu vier) gab es in etwa einem 
Achtel der Fälle. Besonders häufig (in ca. 40 % der Fälle) wurden mehrere Per- 
sonen in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt beschuldigt, hier kamen 
oft mehrere Personen als Täter in Betracht. 


Als Tatorte wurden in mehr als der Hälfte der Fälle Privatwohnungen beschrie- 
ben. Die gemeinsame Wohnung des Beschuldigten und des Opfers wurde ver- 
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hältnismäßig oft in den Fallgruppen der mittelschweren und schweren elterlichen 
Gewalt sowie in Fällen mit Partnerschaftsgewalt als Tatort beschrieben. Vorfälle 
mit nichtelterlicher Gewalt gegen Kinder fanden verhältnismäßig oft im halböf- 
fentlichen (Treppenhäuser, Innenhöfe, Garageneinfahrten) oder im öffentlichen 
Raum statt. Bezüglich des Tattages entsprach das Verhältnis zwischen Wochen- 
tagen und Wochenend- bzw. Feiertagen dem Verhältnis in Hessen. Besonders 
häufig - in fast der Hälfte der Fälle — wurden aber Wochenend- oder Feiertage in 
der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt als Tattage beschrieben. 


In 40 % der Fälle aus dem Langbogensample wurde ein vorheriges Opferverhal- 
ten als Auslöser beschrieben. Verhältnismäßig oft wurde dieser Tatauslöser in 
den Fallgruppen der leichten elterlichen Gewalt und der nichtelterlichen Gewalt 
gegen Kinder beschrieben. In einem Fünftel aller Fälle wurde ein Konflikt des 
Beschuldigten mit einer sonstigen Person, insbesondere einem Elternteil des 
Kindes beschrieben. Besonders häufig fand sich dieser Tatauslöser in den Fall- 
gruppen mit Gewalt gegen Elternteile des Kindes (Partnerschaftsgewalt und 
nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson). In diesen Fallgruppen gab es zu- 
dem auch öfter Hinweise auf Alkohol- oder Drogenkonsum des Beschuldigten. 
In einem Achtel der Fälle spielten Überforderungen eine Rolle. Verhältnismäßig 
häufig wurde dieser Tatauslöser in der Fallgruppe der schweren elterlichen Ge- 
walt benannt. Insgesamt werden sehr selten planerische Vorgehensweisen in den 
Akten sichtbar. Wo sich Beschreibungen zur Tatentstehung finden, werden vor 
allem spontane Handlungen in emotionsgeladenen Konfliktsituationen beschrie- 
ben. Ausnahmen bilden die Fallgruppen der Vernachlässigung, der versuchten 
erweiterten Suizide und teilweise auch der psychischen Gewalt. 


Vorherige Kontakte mit der Kinder- und Jugendhilfe und dem Familiengericht 
wurden insbesondere in den Fallgruppen der elterlichen Gewalt beschrieben. 
Kontakte mit der Polizei wurden verhältnismäßig häufig in der Fallgruppe der 
Partnerschaftsgewalt beschrieben. In zwei Fällen der schweren elterlichen Ge- 
walt (1 % der Fälle des Langbogensamples) wurden Kontakte zu Ärzten wegen 
eines Verdachts auf Misshandlung beschrieben. Weitere Indikatoren für Gewalt- 
belastungen in Familien sind wiederholte Tatbegehungen und Vorstrafen des 
Beschuldigten. Diese wurden vor allem in der Fallgruppe der Partnerschaftsge- 
walt, bezogen auf die wiederholte Tatbegehung aber auch in Fallgruppen der 
mittelschweren und schweren elterlichen Gewalt beschrieben. 


7.3.2. Diskussion der Ergebnisse im Kontext anderer Studien 


Die Arbeit zeigt ein Opferalter von durchschnittlich 3,5 Jahren. Der Vergleich 
zwischen den Fallgruppen bestätigt den bei Menzel et al. (2013) beschriebenen 
Zusammenhang zwischen besonders schweren Gewaltformen und jungem Op- 
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feralter””” sowie den bei Mayer et al. (2007) beschriebenen Zusammenhang zwi- 
schen Vernachlässigungen und jungem Opferalter’’°. Die Ergebnisse sind inso- 
fern auch kohärent den Ergebnissen von Höynck et al. (2015), bei denen die 
untersuchten Opfer von Tötungsdelikten noch deutlich jünger waren.‘ Die 
genauere Betrachtung zeigt, dass die in anderen Untersuchungen beschriebenen 
Häufigkeitsgipfel im ersten Lebensjahr und in der Trotzphase’’* nicht bestätigt 
werden können. 


Die vorliegende Arbeit zeigt für das justizielle Hellfeld mehr männliche Opfer 
von körperlicher Gewalt als weibliche Opfer. Besonders oft gab es männliche 
Opfer bei der mittelschweren elterlichen Gewalt und der nichtelterlichen Gewalt 
gegen Kinder. Vergleichsweise selten gab es in der vorliegenden Arbeit männli- 
che Opfer in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt. 


Studien, die ein höheres Opferwerdungsrisiko für männliche Kinder beschrei- 
ben’”” werden damit in gewisser Weise bestätigt, vor allem aber bestätigt sich die 
Uneinheitlichkeit der Rolle des Opfergeschlechts. So zeigte sich in der vorlie- 
genden Arbeit bei elterlicher Gewalt kein erhöhter Anteil männlicher Opfer für 
leichte Gewalt, wohl aber für die mittelschwere Gewalt, nicht für die schwere 
Gewalt und nach Ergebnissen von Höynck et al. (2015) aber wieder für tödlich 
endende Gewaltformen der Misshandlung und der zielgerichteten Tötung’”. Ein 
einheitliches Muster lässt sich daraus nicht ableiten. Auffällig ist allerdings der 
erhöhte Anteil männlicher Opfer bei nichtelterlicher Gewalt, die in der Literatur 
wenig besprochen wird. Hier könnten sowohl provozierende Verhaltensweisen 
der Opfer als auch die unterschiedliche Akzeptanz von Gewalt gegen Jungen 
bzw. Mädchen eine Rolle spielen. Genaueres müsste weitere Forschung hierzu 
zeigen. 


Bezüglich der Herkunft bekräftigen die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit Be- 
funde, die einen Zusammenhang zwischen nichtdeutscher Herkunft und einer 
erhöhten Schwere elterlicher Gewalt berichten’”'. Die Bekräftigung ergibt sich 
dabei nicht aus der Staatsangehörigkeit der Opfer, sondern aus der Staatsangehö- 
rigkeit der Eltern, die in der Fallgruppe der mittelschweren elterlichen Gewalt im 
Vergleich zur hessischen Bevölkerung, aber auch innerhalb des Untersuchungs- 





775 Menzel 2013, S. 32 f. 

776 Vgl. Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 727. 

77 Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 48. 

78 Bender/Lösel 2005, S. 327 m. w.N. 

® Vgl. Bender/Lösel 2005, S. 327; Hellmann 2014, S. 86 ff. 

780 Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 147 und S. 266. 

"81 Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 53; Häuser/Schmutzer/Brähler u. a. 2011, 8.291. 
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samples verhältnismäßig oft nichtdeutsch ist. Hier scheint sich eine unterschied- 
liche Gewaltbereitschaft in unterschiedlichen Kulturen widerzuspiegeln, die sich 
bei den Eltern noch an der Staatsangehörigkeit erkennen lassen, während die 
Kinder oft schon deutsche Staatsbürger sind. Denkbar ist aber auch eine höhere 
Anzeigebereitschaft gegenüber nichtdeutschen Beschuldigten, die wiederum 
gerade im familiären Kontext häufiger in Fällen mit nichtdeutschen Opfern auf- 
tauchen. 


In allen Fallgruppen mit elterlicher Gewalt, die sich ausschließlich gegen Kinder 
richtet, zeigte sich eine leichte Überrepräsentierung von Stieffamilienkonstellati- 
onen gegenüber der Gesamtbevölkerung. Der in anderen Arbeiten festgestellte 
Zusammenhang zwischen nicht-traditionellen Familienkonstellationen und kör- 
perlicher Gewalt gegen Kinder’ wird damit in Teilen bekräftigt, allerdings 
anhand des Langbogensamples. Ein entsprechender Zusammenhang für Allein- 
erziehende lässt sich generell nicht aus Akten rekonstruieren, in denen die EI- 
ternkonstellation häufig nicht klar erfasst ist. 


Das Problem mangelnder Dokumentation in den Akten zeigt sich auch bezüglich 
der Anzahl der Geschwister. Die vorliegende Arbeit zeigte in den besser doku- 
mentierten Fällen Familien mit im Vergleich zum deutschen Durchschnitt weni- 
gen Kindern, allerdings könnten gerade bei sehr jungen Opfern in den Folgejah- 
ren noch Geschwister geboren werden. Ein Vergleich mit anderen Familien ist 
also wenig aussagekräftig. 


Weiter zeigte sich bei den Fallgruppen mit elterlicher Gewalt, die sich aus- 
schließlich gegen Kinder richtet, ein niedrigeres Durchschnittsalter der Eltern je 
schwerer die Gewaltform war. Dieser Zusammenhang lässt sich in zwei Kompo- 
nenten zerlegen: Erstens waren in den Gruppen mit mittelschwerer oder schwerer 
Gewalt auch die Opfer durchschnittlich jünger als bei leichter Gewalt (s. o.), 
schwere Gewalt tritt also eher in frühen Phasen der Familienzeit auf. Zweitens 
zeigt ein Vergleich der Zahlen aber auch, dass schon die Eltern bei Geburt des 
Opfers in der Fallgruppe der schweren Gewalt ca. 2 Jahre jünger waren als in der 
Fallgruppe der mittelschweren Gewalt und ca. 4 Jahre jünger als in der Gruppe 
der leichten Gewalt. Damit können Literaturergebnisse erweitert werden, die 
einen Zusammenhang zwischen Misshandlungsrisiko und Alter der Mutter bei 
Geburt des Kindes beschreiben.” Zudem präzisieren die Befunde den Zusam- 





7%? Mayer/Lavergne/Tourigny u. a. 2007, S. 727, Stadler 2012, S. 432. 
78 Bender/Lösel 2005, S. 320; Menzel 2013, S. 32 f. 
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menhang zwischen dem Alter der Mutter und der Schwere der Handlung, der in 
der Literatur bereits gezeigt wurde.’** 


In allen Fallgruppen außer der Vernachlässigung machten Männer mindestens 
die Hälfte der Beschuldigten aus. In den Fallgruppen der leichten elterlichen 
Gewalt und der Partnerschaftsgewalt dominierten männliche Beschuldigte mit 
Anteilen von 70 bzw. 90 %. In der Fallgruppe der mittelschweren elterlichen 
Gewalt war das Verhältnis zwischen männlichen und weiblichen Beschuldigten 
in etwa ausgeglichen, dies entspricht insoweit den Studien, die keinen Zusam- 
menhang zwischen der Schwere elterlicher Gewalt und Geschlecht finden konn- 
ten”. Bei schwerer Gewalt liegt der Anteil männlicher Beschuldigter bei 56 %, 
was in etwa dem aus der Literatur bekannten Anteil männlicher Täter bei tödli- 


chen Misshandlungen entspricht’*”. 


Diese Ergebnisse stehen allerdings im Kontrast zu Ergebnissen von Hellmann 
(2014), die auf Basis einer aufwendigen Gesamtfeldbefragung für Frauen ein fast 
1,5-fach erhöhtes Risiko beschreibt,” elterliche Gewalt gegen Kinder auszu- 
üben. Dieser Unterschied könnte aber methodisch bedingt sein. So könnte weib- 
liche Gewalt seltener ins Hellfeld vordringen, genauso könnten Männer ihre 
selbst ausgeübte Gewalt in Befragungen seltener angeben als Frauen. 


Mit der vorliegenden Arbeit können kaum Aussagen zu sozioökonomischen 
Faktoren getroffen werden, die in anderen Studien oft als Prädiktor für Gewalt- 
ausübung beschrieben werden’®. Zur Schulbildung und zur beruflichen Qualifi- 
kation sind nur für ein Drittel der Beschuldigten Angaben vorhanden, sodass 
kaum belastbare Angaben zur Gesamtgruppe gemacht werden können. Unter den 
bekannten Fällen deutet sich eher ein niedrigeres Schul- und Ausbildungsniveau 
an. Ähnlich sind auch die Angaben zur Erwerbstätigkeit sehr lückenhaft. Für die 
ausführlich dokumentierte Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt zeigte 
sich, dass verhältnismäßig viele Beschuldigte ohne Erwerbstätigkeit sind. Dies 
könnte für einen Zusammenhang sprechen, allerdings sind für genauere Analy- 
sen zu wenige Merkmale in den Akten verlässlich dokumentiert. Ein Zusam- 
menhang zwischen vorherigen kriminellen Aktivitäten’®” wird durch die unter- 
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suchten Fälle bekräftigt, ist doch der Anteil an Personen mit Vorstrafen gegen- 


über der Gesamtbevölkerung erhöht”. 


Bemerkenswert ist noch die Tatsache, dass leichte elterliche Gewalt besonders 
häufig an Wochenenden oder Feiertagen stattfand. Zunächst könnte man gestei- 
gerte Möglichkeiten für Gewalt annehmen, weil die Kinder nicht in Betreuungs- 
einrichtungen sind. Zugleich zeigten die Akten, dass bei getrennt lebenden Eltern 
mit geteiltem Umgangsrecht die Anzeigen öfter auch nach einem Besuchswo- 
chenende erstattet wurden. Da in diesen Fällen nicht selten auch Hinweise auf 
Sorgerechtskonflikte dokumentiert wurden, scheinen — neben einer tatsächlich 
erhöhten Möglichkeit zur Gewaltanwendung — zumindest in Einzelfällen auch 
strategische Motive eine Rolle spielen, wie etwa der Wunsch, eine Besserstel- 
lung in einem anhängigen Sorgerechtsverfahren zu erlangen. 


7.4 Desiderat 3 


7.4.1 Beantwortung der Forschungsfrage 7 (Desiderat 3a) 


Wie gelangen die Fälle zur Kenntnis der Ermittlungsbehörden? Lassen sich 
Faktoren erkennen, die eine Strafanzeige begünstigen? 


Zur Beantwortung der Fragestellung wurde einerseits untersucht, wer die Ermitt- 
lungsbehörden über den Sachverhalt informiert hat. Andererseits wurden die in 
den Akten beschriebenen Wege, wie es zu der Anzeige kam sowie die für die 
Meldung angegebenen Gründe kategorisiert. 


Über alle Fallgruppen hinweg wurden 60 % der Fälle durch die Eltern des Opfers 
angezeigt. Jeweils ungefähr ein Zehntel der Fälle wurde durch Verwandte bzw. 
Zufallszeugen gemeldet. Auf Ärzte bzw. Mitarbeiter sozialer Dienste gingen 
jeweils ca. 5 % der Meldungen zurück. Dabei gab es deutliche Unterschiede 
zwischen den einzelnen Fallgruppen. 


Bezüglich elterlicher Gewalt gegen Kinder zeigte sich, dass leichtere Gewalt- 
formen überwiegend von den anderen Elternteilen erstattet wurden. Mit zuneh- 
mender Tatschwere wurden mehr Anzeigen durch Personen außerhalb des EI- 
ternkreises erstattet. Neben Verwandten und Bekannten meldeten die Fälle auch 
Mitarbeiter sozialer Dienste und ärztliches Personal. Je schwerer die Vorfälle 





"0 Die Strafverfolgungsstatistik nennt ca. 800.000 Aburteilungen pro Jahr. Selbst unter der Annah- 
me, dass keine Person doppelt abgeurteilt wird, ergeben sich bei einer mittleren Löschfrist von 10 
Jahren 8 Mio. vorbestrafte Personen. Dies entspricht etwa 10 % der Bevölkerung, dagegen zeigen 
sich in der vorliegenden Arbeit über 20 % vorbestrafter Beschuldigter. 
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elterlicher Gewalt waren, desto seltener wurden zudem Wege und Gründe der 
Anzeigeerstattung dokumentiert. Es zeichnet sich damit für die leichteren Fälle 
ein erhöhter Begründungsbedarf ab. Unter den Wegen der Anzeigeerstattung 
dominierte bei allen Fällen von elterlicher Gewalt die Mitteilung im Rahmen 
eines anderweitigen Polizeikontakts. Dies waren insbesondere Situationen, in 
denen ein in anderer Sache Tatverdächtiger oder ein Zeuge im Rahmen seiner 
Vernehmung Hinweise auf die mögliche Straftat gab. Unter den Anzeigegründen 
dominierten in der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt externe Ermunte- 
rungen und Bestätigungen sowie die Sorge um das Kindeswohl. In der Fallgrup- 
pe der schweren elterlichen Gewalt dominierte als Grund, dass ein täterbezoge- 
ner Handlungsbedarf gesehen wurde. 


Fälle mit nichtelterlicher Gewalt wurden in der deutlich überwiegenden Anzahl 
an Fällen durch Eltern angezeigt. In diesen Fallgruppen wurden verhältnismäßig 
selten Wege oder Gründe der Anzeigeerstattung dokumentiert. 


Bei Partnerschaftsgewalt zeigten überwiegend die zugleich von der Tat betroffe- 
nen Mütter die Vorfälle an. Dabei gab es wenige Informationen zu den Wegen 
und Gründen einer Anzeigeerstattung. Bezüglich der Wege wurde in einem Fall 
benannt, dass die längere Abwesenheit des Beschuldigten nun genutzt werde, um 
Übergriffe zu melden. Bezüglich der Gründe wurde in zwei Fällen beschrieben, 
dass mit der Anzeige konkrete Schutzmaßnahmen bezweckt werden. 


Vernachlässigungen wurden insbesondere durch Verwandte, Bekannte oder 
durch Nachbarn gemeldet, Fälle mit psychischer Gewalt wurden überwiegend 
durch die Mütter der Opfer gemeldet. Wege und Gründe der Anzeigeerstattung 
wurden in diesen Fallgruppen nicht dokumentiert. 


7.4.2. Diskussion der Ergebnisse im Kontext anderer Studien (Desiderat 3a) 


Die in der vorliegenden Arbeit untersuchten Vorfälle wurden verhältnismäßig oft 
(ca. 60 % der Fälle) durch Eltern angezeigt. Zieht man aus der vorliegenden 
Arbeit die Ergebnisse zu den Anzeigeerstattern in den Fallgruppen der mittel- 
schweren und schweren elterlichen Gewalt — also den Fallgruppen mit hohen 
Anteilen an Misshandlungen von Schutzbefohlenen ($ 225 StGB) — heran, zei- 
gen sich mit etwa einem Drittel Anzeigen durch Eltern und zwei Dritteln Anzei- 


gen durch andere Personen ähnliche Verteilungen wie bei Bachmann (2011). 





®! Bachmann 2011, S. 210 und 233. Zwar zeigt sich auf den ersten Blick ein Unterschied zu der 
Untersuchung, in der Anzeigen durch Eltern oder Partnern der Tatverdächtigen insgesamt etwa 30 % 
der Anzeigen ausmachten. Bachmann beschreibt jedoch in seiner Arbeit Misshandlungen von 
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Die Befunde der vorliegenden Arbeit zeigen hierzu ergänzend, dass mit zuneh- 
mender Deliktsschwere weniger die Eltern und dafür mehr andere Personen 
Anzeige erstatten. Insbesondere werden mit zunehmender Schwere mehr Anzei- 
gen durch Verwandte oder Bekannte, Nachbarn, ärztliches Personal oder Mitar- 
beiter sozialer Dienste erstattet. In Zusammenschau mit den in den Akten doku- 
mentierten Konfliktverhältnissen bekräftigt die vorliegende Arbeit den Befund 
von Bachmann, dass bei Anzeigen durch Partner des Tatverdächtigen das Kind 
oft zum Gegenstand des Partnerschaftkonflikts gemacht werde’”. Dieser Befund 
wird mit der vorliegenden Arbeit um die Erkenntnis ergänzt, dass mit zuneh- 
mender Deliktsschwere seltener Konfliktverhältnisse zwischen Anzeigeerstatter 
und Beschuldigtem im Vordergrund stehen. 


Bezüglich der in den Akten beschriebenen Wege, wie es zur Anzeige kam, zeigte 
die vorliegende Arbeit, dass die Meldungen an die Strafverfolgungsbehörden oft 
nach Besprechungen mit Beratungsstellen oder Vertrauenspersonen erfolgten. 
Dies deckt sich mit Befunden aus anderen Untersuchungen”. Auch erfolglose 
vorherige Schlichtungsversuche wurden bereits in anderen Untersuchungen vor 
einer Anzeigeerstattung beschrieben. ””* Die Strafanzeige scheint also eine mitun- 
ter nur nachrangige Möglichkeit der Konfliktlösung zu sein, deren Nutzung oft 
abgewogen wird. Diese Vermutung wird auch durch die Beobachtung gestützt, 
dass die Anzeige elterlicher Gewalt mehrheitlich nicht am Tattag direkt erfolgt, 
wie auch die Untersuchung von Bachmann schon zeigte”. Etwas anders ist die 
Lage bei Partnerschaftsgewalt, wo die Unmittelbarkeit der Meldung von Fällen 
auf das Vorliegen einer konkreten Gefahrensituation hindeutet, die mit der An- 
zeige beendet werden soll. Vergleichbar beschreiben Taefi et al. (2013), dass in 
Fällen mit häuslicher Gewalt gegen ältere Frauen Meldungen in der konkreten 
Gefahrensituation und damit eher zur Gefahrenabwehr als zur Einleitung eines 
Strafverfahrens erfolgen.” 


Vergleichsweise oft wurden Vorfälle im Rahmen von anderweitigen Polizeikon- 
takten benannt. Die der vorliegenden Arbeit zugrunde liegende Literatur benennt 
diesen Weg nicht. Solche Angaben wurden z. B. gemacht, wenn sich ein Tatver- 





Schutzbefohlenen gemäß $ 225 StGB an Personen unter 18 Jahren. Einen erheblichen Anteil machten 
dadurch die Anzeigen durch das Opfer selbst aus. 

”* Bachmann 2011, 8.211. 

3 Vgl. Kilchling 1995, S. 219 zu Anzeigen insgesamt; Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 44 zu 
häuslicher Gewalt gegen ältere Frauen; Goedelt 2010, S. 76 zu Sexualdelikten. 

4 Vgl. Kilchling 1995, S. 219; Schwind/Fetchenhauer/Ahlborn u. a. 2001, S. 177 m. w.N. 

®5 Bachmann 2011, 8. 209 f. und S. 231 f. 

76 Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 43. 
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dacht gegen den Anzeigeerstatter selbst richtete, der seine Tat relativieren wollte. 
Hierin könnten sich erneut Abwägungsprozsse ausdrücken, die Strafanzeigen im 
unteren Schwerebereich voraus gehen. Es gab aber auch eher beiläufig gemachte 
Angaben, die im Rahmen anderer Polizeikontakte geäußert wurden. 


Bezüglich der Anzeigegründe zeigte sich, dass angezeigt wird, weil andere, dem 
Opfer näherstehende Personen keine Anzeige erstatteten. Dieser Grund passt zu 
dem bei Goedelt (2010) für Sexualdelikte berichteten Befund, dass in Fällen, in 
denen ein Opfer aufgrund eigener Verletzungen eine Straftat nicht anzeigen 
kann, Dritte signifikant häufiger Anzeige erstatten.’””’ Dass Anzeigen ergehen, 
weil sich Dritte Sorgen um das Opfer machen, beschreiben auch Taefi et al. 
(2013) für den Bereich der Partnerschaftsgewalt gegen ältere Frauen.” Im Be- 
reich der Gewalt gegen Kinder zeigt sich also Altruismus auch als ein Motiv der 
Anzeigeerstattung. Zudem zeigte sich, dass Anzeigeerstatter von anderen Perso- 
nen in ihrem Vorhaben unterstützt werden. Dies wird auch in anderen Untersu- 
chungen beschrieben.’” Hierin verdeutlichen sich wieder Abwägungsprozesse, 
die einer Anzeige voraus gehen. Bei den Motiven zeigte sich außerdem ein täter- 
bezogener Handlungsbedarf, der auf dem Gerechtigkeitsempfinden der Bevölke- 
rung gründet und auch in anderen Studien beschrieben wird®”. Weiter wurde in 
den Fällen von Partnerschaftsgewalt der Wunsch nach konkreten Maßnahmen 
beschrieben, insbesondere nach unmittelbarem Schutz. Auch solche Motive sind 
aus der Literatur bekannt.” 


Bemerkenswert ist, dass die in anderen Studien vielfach als Anzeigegrund be- 
schriebene Tatschwere®"” in der vorliegenden Arbeit nicht als Grund für eine 
Anzeigeerstattung benannt wurde. Bei Fällen mit schwererer Gewalt scheint 
vielmehr gar kein Begründungsbedürfnis zu bestehen. Dieser Gegensatz könnte 
jedoch auf methodische Unterschiede zwischen Befragungsstudien und Ak- 
tenanalysen zurückzuführen sein. Im Kontext von Partnerschaftsgewalt wurde 
die Tatschwere in Übereinstimmung mit anderen Befunden”” nicht als Anzeige- 
grund benannt. 





®7 Goedelt 2010, S. 81. 

®8 Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 44. 

"9 Vgl. Kilchling 1995, S. 219; Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 45. 

#00 Kilchling 1995, S. 242 ff., Leuze-Mohr 2001, S. 265; Schwind/Fetchenhauer/Ahlborn u. a. 2001, 
S. 203. 

#01 Leuze-Mohr 2001, S. 267; Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 46 f. 

#2 Vgl. Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2009, S. 48; Hellmann 2014, S. 78; Kilchling 1995, S. 221; 
Taefi/Nowak/Görgen u. a. 2013, S. 45. 

#03 Vgl. Leuze-Mohr 2001, S. 265. 
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7.4.3 Beantwortung der Forschungsfragen & bis 11 (Desiderat 3b) 


7.4.3.1 Forschungsfrage 8 
Welche Formen der Ermittlung nutzen die Ermittlungsbehörden? 


In fast 80 % aller Fälle wurden Zeugenvernehmungen durchgeführt. Die Anteile 
bewegten sich nach Fallgruppen zwischen knapp 70 % in der Fallgruppe der 
Partnerschaftsgewalt und knapp 90 % in der Fallgruppe der leichten elterlichen 
Gewalt. Durchschnittlich verhältnismäßig viele Zeugen wurden in den Fallgrup- 
pen der schweren elterlichen Gewalt sowie der Vernachlässigung vernommen. 
Beschuldigte wurden nur in knapp der Hälfte der Fälle vernommen, was über- 
wiegend darauf zurückzuführen war, dass sie keine Angaben zur Sache machen 
wollten. Verhältnismäßig selten fanden Beschuldigtenvernehmungen in den 
Fallgruppen der Partnerschaftsgewalt, der Vernachlässigung und der psychischen 
Gewalt statt. Verhältnismäßig viele Beschuldigtenvernehmungen fanden in der 
Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt statt, aber auch bei den versuchten 
erweiterten Suiziden fanden sie in beiden untersuchten Fällen statt, wobei sich 
beide Beschuldigte geständig einließen. 


Andere „formelle“ Ermittlungshandlungen wurden nur selten durchgeführt. Da- 
bei zeigten sich bei der elterlichen Gewalt mit zunehmender Schwere erhöhte 
Ermittlungsaktivitäten, insbesondere hinsichtlich Sicherstellungen, Durchsu- 
chungen, Anordnungen von Untersuchungshaft und medizinischen Gutachten. 
Letztere wurden in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt in 57 % der 
Fälle gegenüber 9 % im Gesamtsample durchgeführt. In Fallgruppen mit Gewalt 
gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt und nichtelterliche Gewalt gegen Be- 
zugsperson) wurden verhältnismäßig oft Maßnahmen durchgeführt, die mit einer 
unmittelbaren Ergreifung der Beschuldigten im Zusammenhang standen, wie 
körperliche Untersuchungen und vorläufige Festnahmen. 


Außerhalb dieser formalen Strukturen verschaffte sich die Polizei insbesondere 
durch Inaugenscheinnahmen (z. B. des Opfers), Einholungen von professionellen 
Einschätzungen zum Misshandlungsverdacht durch Ärzte oder Jugendamtsmit- 
arbeitern oder durch Befragungen (Z. B. von beteiligten Personen oder Nachbarn) 
ein Bild vom Tatgeschehen. Inaugenscheinnahmen des Opfers wurden verhält- 
nismäßig oft in den Fallgruppen der Partnerschaftsgewalt und der mittelschweren 
elterlichen Gewalt dokumentiert. Der Tatort wurde verhältnismäßig oft in der 
Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt in Augenschein genommen. Ärztli- 
che Einschätzungen und Einschätzungen von Mitarbeitern des Jugendamts wur- 
den im Fallgruppenvergleich oft in den Fällen der mittelschweren und schweren 
elterlichen Gewalt und der Vernachlässigung eingeholt. Jugendamtseinschätzun- 
gen waren auch in den Fällen der leichten elterlichen Gewalt von Bedeutung. In 
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den Fallgruppen mit Gewalt gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt und nicht- 
elterliche Gewalt gegen Bezugsperson) wurden regelmäßig die unmittelbar be- 
troffenen erwachsenen Personen befragt. In der Fallgruppe der schweren elterli- 
chen Gewalt wurden verhältnismäßig oft sonstige Personen wie etwa Nachbarn 
befragt. 


Insgesamt zeigt sich ein variables Handeln der Strafverfolgungsbehörden, das 
mit dem Spektrum an Fallkonstellationen, Tatschwere und Aufklärungsmöglich- 
keiten korrespondiert. Dabei wurden auch solche leichten, elterlichen Gewalt- 
formen verfolgt, die früher vom elterlichen Züchtigungsrecht gedeckt waren. 


7.4.3.2. Forschungsfrage 9 
Inwieweit finden sich Belege für die beschriebenen Delikte? 


Zur Beantwortung dieser Forschungsfrage wurde für die Fälle aus dem Langbo- 
gensample untersucht, ob die Taten durch die Beschuldigten (teilweise) einge- 
räumt wurden und welche weiteren Belege sich ggf. für den Tatvorwurf finden. 
Um die Qualität der weiteren Belege etwas besser einschätzen zu können, wurde 
auch das Verhältnis zwischen Anzeigeerstatter und Beschuldigtem betrachtet. 


Vollumfängliche geständige Einlassungen im Sinne des Tatvorwurfs fanden sich 
verhältnismäßig oft in den Fallgruppen der nichtelterlichen Gewalt (knapp 30 % 
der Fälle) und der leichten elterlichen Gewalt (etwa ein Fünftel der Fälle). Auch 
bei den versuchten erweiterten Suiziden wurden beide untersuchten Fälle voll- 
umfänglich eingeräumt. Darüber hinaus räumten etwa ein Sechstel der Beschul- 
digten in den Fallgruppen der leichten und der mittelschweren elterlichen Gewalt 
den Sachverhalt teilweise ein. 


In zwei Drittel der Fälle gab es weitere Belege für den Tatvorwurf, die sich hin- 
sichtlich ihrer Qualität und ihrer quantitativen Relevanz nach Fallgruppen unter- 
schieden. In der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt wurde in knapp der 
Hälfte der Fälle eine körperliche Gewaltanwendung über medizinische Gutach- 
ten belegt, in einer weiteren knappen Hälfte der Fälle gab es keine weiteren Be- 
lege. Belege durch unmittelbar von der Tat betroffene Zeugen fanden sich ganz 
überwiegend in den Fallgruppen mit Gewalt gegen Erwachsene (Partnerschafts- 
gewalt und nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson). Unmittelbare Zeugen, 
die nicht selbst betroffen waren, gab es in den Fallgruppen der leichten elterli- 
chen Gewalt, der mittelschweren elterlichen Gewalt und der nichtelterlichen 
Gewalt gegen Kinder jeweils in etwas weniger als der Hälfte der Fälle. Neben 
Zufallszeugen fanden sich in dieser Kategorie auch Personen, die mit dem Be- 
schuldigten in einem (ehemals) engen Verhältnis standen und als einzige Tat- 
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zeugen zur Verfügung standen. Oftmals hatten diese Personen den Sachverhalt 
auch angezeigt. 


Die untersuchten Fälle zeigten, dass die Anzeigeerstattungen nicht selten in kon- 
flikthaften Situationen wie Trennungen, wiederkehrende Partnerschaftsgewalt 
oder sonstigen Streitverhältnissen (z. B. Nachbarschaftsstreit) stattfanden. Wäh- 
rend in den Fallgruppen der leichten und mittelschweren elterlichen Gewalt ins- 
besondere Partnerschaftskonflikte von Bedeutung waren, waren Fälle der Part- 
nerschaftsgewalt oft von länger andauernden Gewaltverhältnissen geprägt, Fälle 
der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsperson waren eher von sonstigen 
Streitverhältnissen geprägt. In den Fallgruppen der schweren elterlichen Gewalt 
und nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder gab es verhältnismäßig selten Hinwei- 
se auf bestehende Konfliktverhältnisse. Für die Einschätzung des Wahrheitsge- 
halts der Vorwürfe kann dies problematisch sein, weil in solchen Konfliktver- 
hältnissen oft unterschiedliche Wahrnehmungen der Realität vorkommen und 
dazu sogar strategische Motive der Übertreibung oder einseitige Weglassungen 
von Details denkbar sind. Über den Wahrheitsgehalt der Vorwürfe lassen sich 
daher in vielen Fällen keine gesicherten Aussagen treffen. 


7.4.3.3  Forschungsfragen 10 und 11 


Zum Arbeiten der Staatsanwaltschaft: Wie häufig werden eigene Ermittlungen 
durchgeführt, welche Entscheidungen werden getroffen und wie werden diese 
begründet? 


Welche gerichtlichen Entscheidungen werden getroffen und mit welcher Begrün- 
dung? 

Anordnungen weiterer Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft sowie die 
Durchführung eigener Ermittlungshandlungen fanden insbesondere in der Fall- 
gruppe der schweren elterlichen Gewalt statt. Nie hingegen erfolgte eine Anord- 
nung oder Durchführung von Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft in der 
Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Bezugsperson. 


Bezüglich der Beendigung des Verfahrens wurde analysiert, wie häufig welche 
staatsanwaltschaftliche oder gerichtliche Beendigungsentscheidung getroffen 
wurde. Zudem wurden die Häufigkeiten unterschiedlicher Sanktionsarten analy- 
siert. Darüber hinaus wurden die für die Einstellungen geltend gemachten Grün- 
de sowie die gerichtlichen Strafzumessungserwägungen näher betrachtet. 


In etwa fünf von sechs Fällen stellte die Staatsanwaltschaft das Verfahren ein. In 
etwas weniger als der Hälfte aller Fälle erfolgten die Einstellungen nach $ 170 I 
StPO, i.d.R. weil kein hinreichender Tatverdacht begründet werden konnte. 
Verhältnismäßig oft wurden die Verfahren in der Fallgruppe der schweren elter- 
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lichen Gewalt nach $ 170 II StPO eingestellt. Etwa ein Zehntel aller Fälle wurde 
auf den Weg der Privatklage verwiesen. Diese Form der Verfahrensbeendigung 
fand sich insbesondere in Fallgruppen mit nichtelterlicher Gewalt. 


In etwa einem Drittel aller Fälle erfolgten Einstellungen aus Opportunitätsgrün- 
den. Einstellungen wegen Geringfügigkeit ($ 153 I und II StPO) erfolgten dabei 
v.a. in den Fallgruppen der leichten elterlichen Gewalt und der nichtelterlichen 
Gewalt gegen Kinder. Auffallend ist, dass solche Einstellungen auch in der Fall- 
gruppe der mittelschweren elterlichen Gewalt (etwa ein Fünftel der Fälle) und 
bei der schweren elterlichen Gewalt (etwa ein Achtel der Fälle) vorkamen. Dies 
zeigt, dass in diesen Fallgruppen auch Fälle vertreten sind, die sich im Lauf des 
Verfahrens als geringfügig herausstellen. Einstellungen wegen einer vorliegen- 
den anderen Straftat nach $ 154 I und II StPO waren insgesamt sehr selten, ein- 
zig in der Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt tauchte diese Form mit etwa 10 % 
vergleichsweise oft auf. Dabei wurde häufig der verfahrensgegenständliche 
Vorwurf wegen weiterer Taten zum Nachteil des auch im untersuchten Verfah- 
ren geschädigten Elternteils eingestellt. Einstellungen gegen Auflagen waren 
insgesamt sehr selten, am häufigsten fanden sie sich bei Fällen von leichter elter- 
licher Gewalt und erfolgen dort in etwa einem Siebtel der Fälle. 


Durch Strafbefehl oder Verurteilung wurden weniger als 10 % der Verfahren 
beendet. Verhältnismäßig oft erfolgten diese Verfahrensbeendigungen in den 
Fallgruppen der mittelschweren und der schweren elterlichen Gewalt. 


Mit Sanktionen in Form von Geldstrafen und Freiheitsstrafen, aber auch Aufla- 
gen, wurden 15 % der Verfahren beendet. In 5 % der Verfahren wurden dabei 
Geldauflagen angeordnet, verhältnismäßig oft wurde hiervon in den Fallgruppen 
der leichten elterlichen Gewalt und nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder Ge- 
brauch gemacht. In der Fallgruppe der mittelschweren elterlichen Gewalt wurden 
auch andere Auflagen angeordnet, wie z. B. die Auflage zur Teilnahme an einer 
Erziehungsberatung. Geldstrafen wurden in 4 % der Verfahren ausgesprochen. 
Hierzu kam es insbesondere in den Fallgruppen leichten und mittelschweren 
elterlichen Gewalt sowie der Partnerschaftsgewalt, bei allerdings geringen Wer- 
ten. Freiheitsstrafen wurden insgesamt in etwa 5 % der Fälle ausgesprochen, 
verhältnismäßig oft in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt, in vielen 
Fallgruppen auch gar nicht. 


Bezüglich elterlicher Gewalt gegen Kinder zeigen sich folgende, grobe Muster: 
Mit zunehmender Tatschwere steigt die Sicherheit, dass in den vorgetragenen 
Fällen tatsächlich eine Straftat geschehen ist. Entsprechend steigt auch der Anteil 
an Anklagen mit zunehmender Tatschwere, gleichzeitig steigen die Einstellun- 
gen nach $ 170 II StPO, weil die Tat einem Beschuldigten nicht mit hinreichen- 
der Sicherheit nachgewiesen werden kann. Gerade in der Fallgruppe der schwe- 
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ren elterlichen Gewalt kommt es vor, dass mithilfe medizinischer Gutachten 
Misshandlungen als Ursache für die festgestellten Verletzungen belegt werden, 
während zugleich nicht ermittelbar ist, wer die Misshandlungen ausgeführt hat. 


In allen Fallgruppen gab es Fälle, bei denen fraglich ist, ob tatsächlich eine Straf- 
tat vorliegt. Dies hat zum einen damit zu tun, dass die Tatvorwürfe teilweise nur 
sehr vage waren. Zum anderen konnten im Lauf des Strafverfahrens teilweise 
keine Nachweise für die Tat ermittelt werden. In Einzelfällen wurden die Tat- 
vorwürfe sogar positiv widerlegt. 


Abhängig von der Beweissituation beziehen sich verfahrensbeendende Sanktio- 
nen manchmal nur auf einen Teil des Tatvorwurfs. So etwa, wenn nur ein Teil 
des Tatvorwurfs durch den Beschuldigten eingeräumt wurde. Dies konnte ver- 
hältnismäßig oft in der Fallgruppe der mittelschweren elterlichen Gewalt beo- 
bachtet werden. 


Bezüglich der Gründe für Einstellungen nach $ 170 II StPO wurden verschiede- 
ne Angaben herausgearbeitet. In etwa 60 % dieser Einstellungen fanden sich 
Angaben, die sich auf den Kenntnisstand beziehen, wie etwa, dass die Herkunft 
der Verletzungen unklar sei oder, dass ein hinreichender Tatverdacht aufgrund 
widersprüchlicher Angaben nicht begründet werden könne. Verhältnismäßig oft 
fanden sich diese Angaben in den Fallgruppen der mittelschweren elterlichen 
Gewalt, selten wurden diese Angaben in Einstellungsbegründungen in den Fall- 
gruppen der Partnerschaftsgewalt und der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder 
gemacht. Hinweise auf fehlende Ermittlungsperspektiven, wie z. B. Angaben, 
dass das Opfer für eine Vernehmung zu jung sei oder keine (aussagebereiten) 
Zeugen existieren würden, fanden sich in zwei Drittel der Einstellungen nach 
8 170. II StPO. Sehr oft (vorliegend in jedem einzelnen Fall) wurden solche An- 
gaben in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt gemacht. Prospektive 
Informationen umfassten Hinweise auf die Entwicklung in der Familie seit dem 
angezeigten Vorfall sowie Hinweise auf Maßnahmen der Kinder- und Jugendhil- 
fe. Solche Angaben fanden sich in einem Achtel der Einstellungen nach $ 170 II 
StPO, insbesondere in den Fallgruppen der mittelschweren elterlichen Gewalt, 
der schweren elterlichen Gewalt sowie der Vernachlässigung. Verfahrensbeendi- 
gungen ohne Folgen basieren also meist auf $ 170 II StPO (Einstellung mangels 
hinreichenden Tatverdachts). Der Nachweis ist dabei insbesondere dadurch er- 
schwert, dass die Taten ohne Zeugen begangen werden und das Opfer für eine 
Befragung zu jung ist. Auffällig ist, dass in den staatsanwaltschaftlichen Einstel- 
lungen auch prospektive Aspekte zur Argumentation für eine solche Einstellung 
herangezogen werden. 


Bei staatsanwaltschaftlichen Einstellungen wegen Geringfügigkeit ($ 1531 
StPO) wurden Angaben zum Kenntnisstand (z. B. Angaben, dass es nur zu ge- 
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ringen Tatfolgen kam sowie Hinweise darauf, dass der Sachverhalt nicht aufge- 
klärt werden kann) in knapp der Hälfte der Fälle gemacht, wobei sich die Fall- 
gruppen nicht so stark unterschieden. In etwas mehr als der Hälfte der Fälle wur- 
den konkrete Verhältnismäßigkeitserwägungen beschrieben, wie bspw. Angaben, 
dass weitere Ermittlungen oder ein Eingreifen durch die Justiz angesichts des 
Tatvorwurfs unverhältnismäßig seien oder dass die Beteiligten kein Interesse an 
der Strafverfolgung hätten. Solche Angaben fanden sich insbesondere in Fall- 
gruppen mit elterlicher und nichtelterlicher Gewalt gegen Kinder, seltener in 
Fallgruppen mit Gewalt gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt und nichtelter- 
liche Gewalt gegen Bezugsperson). In etwa einem Fünftel der Einstellungen 
wurde auf die Entwicklung in der Familie seit dem Vorfall sowie auf aktuelle 
Unterstützung der Familie durch die Kinder- und Jugendhilfe Bezug genommen. 
Dies betraf insbesondere Fälle mit mittelschwerer elterlicher Gewalt sowie einen 
von zwei Fällen der schweren elterlichen Gewalt sowie den einen Fall aus der 
Fallgruppe der Vernachlässigung mit einer Einstellungsentscheidung nach 
8 153 IStPO. 


In den wenigen Fällen, in denen Beschuldigte wegen der angezeigten Tat 
schließlich verurteilt wurden, wirkten sich ein straffreies Vorleben, Belastungen 
in der Biografie oder zum Zeitpunkt der Tat, ein Geständnis sowie die Inan- 
spruchnahme von Hilfe zu seinen Gunsten aus. Zu seinen Lasten wirkten sich 
neben Vorstrafen auch das junge Alter und die Schutzbedürftigkeit des Kindes 
aus. Zu Lasten des Angeklagten wurde bspw. aber auch ein grundloses Schlagen 
des Kindes gewertet oder die Tatsache, dass der Angeklagte keine Hilfe in An- 
spruch nahm. 


Die Rolle der Eltern im gesamten Verfahrensverlauf scheint abhängig zu sein 
von ihrem Interesse an der Beziehung zum Beschuldigten. In den Fallgruppen 
mit nichtelterlicher Gewalt, aber auch bei der leichten elterlichen Gewalt erstat- 
ten meist Eltern die Strafanzeige und unterstützen das Strafverfahren durch ihre 
Aussage. Nicht selten werden dabei belastete Verhältnisse (z. B. konflikthafte 
Trennung oder ein sonstiges Streitverhältnis) zwischen dem anzeigeerstattenden 
Elternteil und dem Beschuldigten beschrieben. Hier erscheint es zumindest nicht 
abwegig, dass sich der Anzeigeerstatter von der Durchführung des Strafverfah- 
rens Vorteile im Hinblick auf das belastete Verhältnis erhofft. Ganz anders stellt 
sich die Rolle des nichtbeschuldigten Elternteils in der Fallgruppe der Partner- 
schaftsgewalt dar. Nach einer Beruhigung der Situation wird nicht selten durch 
die betroffenen Mütter vorgetragen, dass sie sich mit ihrem Partner wieder ver- 
tragen würden und kein Interesse an der Strafverfolgung mehr hätten. 
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7.4.4 Diskussion im Kontext anderer Studien (Desiderat 3b) 


Die Befunde zu den Ermittlungshandlungen zeigen zunächst eine steigende In- 
tensität der formellen Ermittlungen bei schwereren Delikten. Dieses Muster kann 
auf Tötungsdelikte an unter sechsjährigen Kindern erweitert werden, wo noch 
intensivere Ermittlungen bekannt sind”. Ein vergleichbarer Anstieg findet sich 
außerdem bei informatorischen Ermittlungshandlungen, die häufig und in vielfäl- 
tiger Weise durchgeführt werden. Die Polizeiarbeit scheint vor allem in den 
leichteren Fällen kaum der Vorbereitung eines gerichtlichen Strafverfahrens zu 
dienen. Eher scheint sie informell abzuklären, wie stark die Anhaltspunkte für 
eine Straftat und wie erheblich das Unrecht sind. In akuten Fällen kommen 
Handlungen der Gefahrenabwehr hinzu. Diese Beobachtungen fügen sich ein in 
die in der Literatur beschriebene Orientierung an ökonomischen Faktoren.’ 
Zudem scheint die Ermittlungsarbeit durch konkrete Umstände geprägt zu sein. 
So sind die Fallgruppen mit Gewalt gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt 
und nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson) verhältnismäßig oft durch Er- 
mittlungshandlungen geprägt, die mit einer unmittelbaren Anzeigeerstattung im 
Zusammenhang stehen, wie z. B. körperliche Untersuchungen zur Feststellung 
einer Alkoholisierung bzw. Drogenintoxikation oder vorläufige Festnahmen. 


Die Staatsanwaltschaft bestätigt dieses Vorgehen überwiegend, in jeweils weni- 
ger als einem Viertel der Fälle ordnet sie weitere Ermittlungen an oder führt 
eigene Ermittlungen durch. Ausnahmen bilden hier die schwereren Formen der 
elterlichen Gewalt, bei denen teils erhebliche Tatvorwürfe vorliegen. Die 
Tataufklärung gestaltet sich überwiegend schwierig. Es gibt in der vorliegenden 
Arbeit deutlich weniger geständige Einlassungen als etwa bei Tötungsdelikten an 
unter sechsjährigen Kindern”. Dabei zeichnet sich kein Muster dahingehend ab, 
dass schwere Fälle öfter eingeräumt werden. Vielmehr scheinen klare Beweisla- 
gen Geständnisse zu fördern. So finden sich die meisten vollumfänglichen Ge- 
ständnisse in der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder, in der die 
angezeigten Vorfälle verhältnismäßig häufig in der Öffentlichkeit stattfanden 





804 Höynck/Behnsen/Zähringer 2015 beschreiben dazu die gängigen Ermittlungshandlungen, wie z. B. 
Vernehmungen, Beschlagnahmen und Sicherstellungen von Beweismitteln, aber auch seltenere 
Methoden, wie z. B. DNA-Analysen, vgl. S. 76. Untersuchungshaft bzw. eine Unterbringung wurde 
für drei Viertel der TäterInnen angeordnet, vgl. S. 77. 

#05 Vgl. Dölling 19876, S. 262 f.; Dölling 1999, S. 46 ff.; Steffen 1976, S. 172 ff. 

806 Vgl. Höynck/Behnsen/Zähringer 2015. Dort schwanken die Anteile zwar auch, es wird jedoch 
mindestens ein Drittel vollumfänglich gestanden. Zu den einzelnen Fallgruppen: S. 129 (Neonatizi- 
de), S. 178 £. (Misshandlung), S. 220 (Erweiterter Suizid), S. 253 (Psychische Erkrankung), S. 288 
(Zielgerichtete Tötung), S. 320 f. (Vernachlässigung). 
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und oft durch Zufallszeugen beobachtet wurden. Ausnahmen hiervon bilden 
Fälle mit großer Reue, z. B. beim versuchten erweiterten Suizid. Eine hohe Ge- 
ständnisquote ist hier auch aus anderen Untersuchungen bekannt.” 


Das Tatgeschehen war darüber hinaus in vielen Fällen kaum aufklärbar, weil oft 
neutrale Zeugen oder konkrete Tatfolgen fehlten. In einigen Fällen war zudem 
sehr fraglich, ob die Tat in der beschriebenen Form überhaupt stattgefunden hat. 
Insgesamt wurden sogar vier der 281 untersuchten Fälle eindeutig positiv wider- 
legt. In anderen Fällen ergaben die Ermittlungen früh, dass allenfalls ein Tatge- 
schehen im unteren Schwerebereich vorliegt. Einstellungen wegen Geringfügig- 
keit nach $ 153 I StPO erfordern nicht, dass der Sachverhalt bis ins letzte Detail 
ausermittelt ist. Insgesamt kann man hierin eine Bestätigung der wenig formellen 
polizeilichen Ermittlungen sehen, wenn man annimmt, dass aufwendigere Er- 
mittlungen jeweils zum selben Ergebnis geführt hätten. Die Erhebung gerichts- 
fester Beweise erweist sich damit in vielen Fällen als nicht notwendig. 


Letztendlich wurde ein großer Teil der Ermittlungsverfahren durch die Staatsan- 
waltschaft folgenlos eingestellt. Vergleichbare Befunde zu den Einstellungsquo- 
ten gibt es bei Bachmann für den Bereich der Misshandlungen von Schutzbefoh- 


lenen*"* sowie bei den bei Mönig beschriebenen Fällen von häuslicher Gewalt”. 


Die Verfahrenseinstellungen durch die Staatsanwaltschaft basierten in der vor- 
liegenden Arbeit in fast der Hälfte der Fälle auf Beweisschwierigkeiten. Zudem 
verwiesen die Einstellungen in etwa 30 % der Fälle auf Aspekte von Geringfü- 
gigkeit ($ 153 I StPO, aber auch Verweise auf den Weg der Privatklage). Auch 
Bachmann beschreibt, dass ein Teil der Verfahren wegen Misshandlung von 
Schutzbefohlenen wegen Geringfügigkeit eingestellt wurde, was darauf hindeu- 
tet, dass nicht alle Fälle sich in ihrer vorgeworfenen Schwere bestätigen. *'” 


Damit lässt sich erstens festhalten, dass ein erheblicher Anteil der in der PKS 
dokumentierten Fälle Gewalt von geringer Schwere beschreibt. Daraus ergibt 
sich zweitens eine zumindest teilweise Erklärung für die geringe Verurteilungs- 
quote im Bereich der Gewalt gegen Kinder. Ein gerichtliches Verfahren scheint 
in vielen Fällen nicht geboten. Weiter erklärt sich die geringe Verurteilungsquote 
aus den erheblichen Beweisschwierigkeiten. 





#07 Haug/Zähringer 2017, S. 91; Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 220. 
#9 Bachmann 2011, 8.205 und S. 209. 

#09 Mönig 2012, S. 101 und S. 103. 

810 Bachmann 2011, S. 205 £. und 229 £. 
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7.4.5 Beantwortung der Forschungsfragen 12 bis 14 (Desiderat 3c) 


7.4.5.1 Forschungsfrage 12 


Bestehen Verschiebungen in der Bearbeitungs- und Erledigungspraxis im zeitli- 
chen Verlauf? 


In den untersuchten Fällen war der Anteil an gerichtlich beendeten Verfahren 
über die drei untersuchten Jahrgänge signifikant zurückgegangen. Während im 
Jahr 2004 insgesamt 34 % der Verfahren gegen Beschuldigte durch das Gericht 
beendet wurden, waren es im Jahr 2007 noch 19 % der Verfahren und im Jahr 
2010 etwa 12 %. 


7.4.5.2 Forschungsfrage 13 
Wie lange dauern die verschiedenen Verfahrensabschnitte? 


Die Hälfte der Ermittlungsverfahren dauerte kürzer als 15 Wochen, dabei beweg- 
ten sich die Werte zwischen acht Tagen und sieben Jahren. Verfahren wurden 
insbesondere dann lang, wenn vorläufige Einstellungen erfolgten, die wieder 
aufgehoben werden. Dabei dauerten Verfahren mit Gewalt gegen Erwachsene 
(Partnerschaftsgewalt und nichtelterliche Gewalt gegen Bezugsperson), nichtel- 
terlicher Gewalt gegen Kinder, Vernachlässigung und psychischer Gewalt durch- 
schnittlich deutlich kürzer als Verfahren mit elterlicher Gewalt gegen Kinder. 
Wenn es gerichtliche Verfahren gab, dauerten diese ab Erhebung der Anklage 
zwischen 9 Tagen und über zwei Jahren. Lange Verfahrensdauern entstanden bei 
Gericht z. B. dann, wenn vor der Entscheidung über die Eröffnung des Hauptver- 
fahrens weitere Zeugenvernehmungen angeordnet wurden. 


7.4.5.3  Forschungsfrage 14 
Wird die polizeiliche Einordnung durch die Staatsanwaltschaft bestätigt? 


Insgesamt wurden polizeiliche Einordnungen der Fälle als einfache Körperver- 
letzungen ($ 223 StGB) im Wesentlichen durch die Staatsanwaltschaft bestätigt. 
Von den durch die Polizei als schwerere Straftatbestände (gefährliche Körperver- 
letzung, $ 224 StGB, und Misshandlung von Schutzbefohlenen, $ 225 StGB) 
eingeordneten Fällen wurde mehr als ein Viertel der Fälle herabgestuft. Auffällig 
war dabei, dass unter den Straftatbestand der Misshandlung von Schutzbefohle- 
nen auch Fälle gefasst wurden, die bereits nach dem bei der Anzeigeerstattung 
vorgetragenen Tatvorwurf den Tatbestand nicht erfüllten. Dies geschah vor allem 
in den Fallgruppen der leichten elterlichen Gewalt und der Vernachlässigung. In 
den Fallgruppen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder wurden mit zunehmender 
Fallgruppenschwere anteilig weniger Fälle von $ 225 (Misshandlung von 
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Schutzbefohlenen) zu $ 223 (einfache Körperverletzungen) durch die Staatsan- 
waltschaft herabgestuft. In der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen 
Kinder wurden die polizeilichen Einordnungen weitgehend bestätigt. In den 
Fallgruppen mit Gewalt gegen Erwachsene (Partnerschaftsgewalt und nichtelter- 
liche Gewalt gegen Bezugsperson) war in verhältnismäßig vielen Fällen die 
staatsanwaltschaftliche Einordnung unbekannt. 


7.4.6 Diskussion der Ergebnisse im Kontext anderer Studien 


Der Rückgang gerichtlich beendeter Verfahren im zeitlichen Verlauf passt 
grundsätzlich zu dem für alle Verfahren beschriebenen Trend, dass anteilig we- 
niger Verfahren durch gerichtliche Entscheidung beendet werden“''. Bei genaue- 
rer Betrachtung ist der Unterschied zwischen vergleichsweise nahe beieinander- 
liegenden Jahrgängen aber so groß, dass hier vor allem methodische Gründe 
vermutet werden müssen.‘'” Es ist davon auszugehen, dass aus den älteren Jahr- 
gängen viele Akten ohne gerichtliche Verfahrensbeendigung bereits gelöscht 
waren. 


In der vorliegenden Arbeit wurde etwa die Hälfte der Ermittlungsverfahren zu 
Partnerschaftsgewalt innerhalb von drei Monaten beendigt. Vergleichbare Werte 
finden sich bei Mönig (2012).°'” Länger dauerten Ermittlungsverfahren bei mit- 
telschwerer und schwerer elterlicher Gewalt mit einem Median von vier bzw. gut 
sechs Monaten. Diese Werte sind vergleichbar zu den Befunden der Teilstudie 
aus 2002 von Bachmann (2011), der allerdings in seiner anderen Teilstudie auf 
einen deutlich höheren Wert zwischen neun und zwölf Monaten kommt.*'* Deut- 
lich wird jedenfalls die Diskrepanz zwischen eher schnell erledigten Fällen von 
Partnerschaftsgewalt und deutlich länger dauernden Verfahren elterlicher Ge- 
walt. 


Eine Höherbewertungstendenz der Polizei wird an der rechtlichen Einordnung in 
der Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt besonders deutlich. Etwa die Hälf- 
te dieser Fälle wurden als Misshandlung von Schutzbefohlenen ($ 225 StGB) 
eingeordnet, obwohl die geringe Schwere des Tatvorwurfs bei Anzeigeerstattung 
(Klapse, Ohrfeigen, Schubsen, Zerren) eine solche Einordnung oft nicht verlang- 





°! Heinz 2016, S. 186. 

#1? Heinz dokumentiert einen Rückgang des Anteils gerichtlich beendeter Verfahren von etwa 0,5 
Prozentpunkten pro Jahr, vgl. Heinz 2016, S. 186. Die vorliegende Arbeit beschreibt einen Rückgang 
um 2 bzw. 5 Prozentpunkte pro Jahr. 

#13 Mönig 2012, S. 141 f. 

814 Bachmann 2011, S. 212 und S. 233. 
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te. Der Tatbestand des $ 225 StGB erfordert ein Quälen oder rohes Misshandeln 
(vgl. Kapitel 2.2.4). Zwar lässt sich grundsätzlich auch über wiederholte leichtere 
Gewalthandlungen ein Quälen i.S.d. $ 225 StGB begründen, eine nähere Be- 
trachtung der als $ 225 StGB eingeordneten leichten Misshandlungen zeigt je- 
doch, dass hierunter einmalige und wiederholte Vorfälle zu gleichen Anteilen 
sind. Die Befunde sprechen vielmehr dafür, dass es eine Tendenz dazu gibt, 
einfache Körperverletzungen gegen Kinder dann als Misshandlung von Schutz- 
befohlenen ($ 225 StGB) zu bewerten, wenn sich der Tatverdacht gegen die 
Eltern richtet. Auch Bachmann et al. (2011) beschreiben Schwierigkeiten der 
Polizei bei der Subsumtion unter den Tatbestand des $ 225 StGB.*"” 


Auffällig ist, dass Partnerschaftsgewalt hingegen vergleichsweise selten als 
Misshandlung von Schutzbefohlenen eingeordnet wurde, obwohl in dieser Fall- 
gruppe oft schwerere Handlungen verfahrensgegenständlich waren. Die Schwere 
der Handlung sowie die Tatsache, dass sie sich gegen mehrere Personen richtet, 
könnten für eine Rohheit sprechen. Dass hier im Vergleich zu anderen elterlichen 
Gewaltformen nur selten Misshandlungen von Schutzbefohlenen ($ 225 StGB) 
angenommen werden, passt zu der Beobachtung, dass in dieser Fallgruppe das 
kindliche Opfer nicht so sehr im Fokus steht (vgl. Kapitel 6.3.16.5). 

Insgesamt wurde von den durch die Polizei als $ 224 StGB oder $ 225 StGB 
eingestuften Fällen ein Viertel durch die Staatsanwaltschaft zu $ 223 StGB um- 
definiert, etwa 5 % dieser Fälle wurden zu einem sonstigen, i. d. R. geringeren 
Tatvorwurf herabgestuft. Bei einem Achtel der Fälle war die staatsanwaltschaft- 
liche Einordnung dieser Fälle unbekannt. Es ist damit festzuhalten, dass etwa 
30% der Fälle mit polizeilicher Einordnung als $ 224 StGB oder $ 225 StGB 
durch die Staatsanwaltschaft zu einer leichteren Straftat umdefiniert werden. 
Dies hat erhebliche Bedeutung für die Interpretation der Fallzahlen in der PKS. 


7.5 Desiderat 4 


7.5.1 Beantwortung der Forschungsfragen 15 und 16 


In welchen Formen findet Austausch zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft 
mit der Kinder- und Jugendhilfe statt? 


Lassen sich Veränderungen im zeitlichen Verlauf beobachten? 


Zur Beantwortung dieser Forschungsfragen wurden zukunftsorientierte Kontakte 
zwischen Polizei oder Staatsanwaltschaft mit dem Jugendamt anhand des Lang- 





815 Bachmann/Püschel/Sonnen 2011, S. 698 f. 
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bogensamples untersucht. Als zukunftsorientiert wurden Kontakte gefasst, bei 
denen es nicht ausschließlich um die Tataufklärung ging, sondern Informationen 
ausgetauscht wurden, die für das weitere Handeln der jeweils anderen Institution 
von Bedeutung sein können. 


Die Kontakte zwischen Polizei und Jugendamt wurden nach Art und Inhalt des 
Kontakts sowie der Richtung des Kontakts beschrieben. Unter einseitige Kontak- 
te wurden Kontakte gefasst, in denen die Polizei dem Jugendamt eine Mitteilung 
über das Strafverfahren machte, sie das Jugendamt bat, Maßnahmen in eigener 
Verantwortung durchzuführen, oder die Polizei die Durchführung konkreter 
Maßnahmen anregte. Unter die einseitigen Kontakte wurden auch Informations- 
übermittlungen von der einen Institution an die andere ohne eine vorherige Auf- 
forderung gefasst. Inhalte waren dabei z. B. Erkenntnisse aus den Ermittlungen 
der Polizei oder Angaben zu den seit dem verfahrensgegenständlichen Vorfall 
durchgeführten Hilfen. Als zweiseitige Kontakte wurden solche Austausche 
beschrieben, bei denen eine Institution bei der anderen gezielt eine Informations- 
übermittlung erbat. Darüber hinaus gab es Fälle, in denen zwischen Polizei und 
Jugendamt weitere Schritte gemeinsam erörtert wurden, sowie Fälle, in denen 
Polizei und Jugendamt Schritte gemeinsam durchführten, z. B. in Form von Zu- 
sammenarbeiten bei Inobhutnahmen. 


In 60 % der Fälle wurden zukunftsorientierte Kontakte zwischen der Polizei und 
dem Jugendamt festgestellt. Diese fanden v. a. in den Fallgruppen mit elterlichen 
Gewaltformen statt (elterliche Gewalt gegen Kinder und Partnerschaftsgewalt), 
dort wurden in ca. drei Viertel der Fälle entsprechende Kontakte dokumentiert. 


In 80 % der Fälle mit Austausch zwischen Polizei und Jugendamt fand der erste 
Kontakt bereits während der laufenden Ermittlungen statt. Bei leichter elterlicher 
Gewalt und Partnerschaftsgewalt waren dies etwa drei Viertel der Kontakte. Bei 
den Fallgruppen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder stieg der Anteil der Kon- 
takte während der laufenden Ermittlungen mit zunehmender Deliktsschwere auf 
100 % bei schwerer elterlicher Gewalt. Im Durchschnitt gibt es 1,7 Kontakte pro 
Fall. Vergleichsweise häufige Kontakte wurden in der Fallgruppe der schweren 
elterlichen Gewalt beschrieben. Vergleichsweise wenige Kontakte fanden in der 
Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt statt. Hier wurden zudem meist nur einseiti- 
ge Mitteilungen und Übermittlungen von Unterlagen dokumentiert, sehr selten 
hingegen zweiseitige Kontakte. In den beiden Fällen der Fallgruppe versuchter 
erweiterter Suizid wurden keine Kontakte zum Jugendamt dokumentiert, weder 
vor noch nach der Tat. 


Die Ergebnisse zeigen, dass von der Polizei in erheblichem Umfang Kontakte 
zur Informationsübermittlung und -einholung ausgehen. Insbesondere wurden 
Mitteilungen über Strafverfahren gemacht. In knapp einem Viertel der Fälle 
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holte die Polizei Informationen oder Unterlagen beim Jugendamt ein. In etwa 
einem Fünftel der Fälle übermittelte die Polizei eigenständig Informationen oder 
Unterlagen aus den Ermittlungen an das Jugendamt. In 8 % der Fälle fand eine 
gemeinsame Erörterung der weiteren Schritte statt. Bei einer Betrachtung nach 
Fallgruppen zeigen sich Unterschiede. Die Fallgruppe der Partnerschaftsgewalt 
beinhaltete im Wesentlichen einseitige Kontakte der Polizei an das Jugendamt in 
Form von Mitteilungen und Informationsübermittlungen. Bei elterlicher Gewalt, 
die sich ausschließlich gegen Kinder richtete, wurden mit zunehmender Delikts- 
schwere Informationseinholungen verbreiteter und bloße Mitteilungen über das 
Ermittlungsverfahren seltener. In den Fallgruppen der mittelschweren und der 
schweren elterlichen Gewalt wurden zudem in erheblichen Anteilen der Fälle 
selbstständig Informationen zwischen Polizei und Jugendamt in beide Richtun- 
gen übermittelt. Gemeinsame Erörterungen zum weiteren Vorgehen oder ge- 
meinsame Durchführungen von Maßnahmen fanden in allen Fallgruppen mit 
elterlichen Gewalt gegen Kinder und der Partnerschaftsgewalt statt. Im zeitlichen 
Verlauf zeigte sich keine Veränderung hinsichtlich der Intensität des Kontakts 
bei einer Auswertung über alle Fallgruppen hinweg über die drei untersuchten 
Jahrgänge. 

Zukunftsorientierte Kontakte zwischen der Staatsanwaltschaft und dem Jugend- 
amt fanden vergleichsweise selten statt und wurden insbesondere für elterliche 
Gewaltformen beschrieben, die sich ausschließlich gegen Kinder richten. Dabei 
beinhalteten die Kontakte z. T. Mitteilungen über die Einstellung des Verfahrens 
(5 %), teilweise wurde aber auch ein intensiverer Kontakt beschrieben. So wur- 
den durch die Staatsanwaltschaft beim Jugendamt auch konkrete Erkenntnisse 
zur Situation in der Familie und zu den dort installierten Hilfen eingeholt. In 
Einzelfällen wurden die weiteren Ermittlungen bzw. die konkrete staatsanwalt- 
schaftliche Abschlussentscheidung explizit von der Stellungnahme des Jugend- 
amts abhängig gemacht. 


7.5.2. Diskussion der Ergebnisse im Kontext anderer Studien 


Die vorliegende Arbeit bestätigt die Befunde von Turba (2018), dass die Koope- 
ration zwischen der Polizei und dem Jugendamt bei Fällen angezeigter Gewalt 
gegen Kinder sehr unterschiedlich intensiv sein kann. Dabei finden sich gerade 
auch bei schweren Fällen intensive Kooperationen. Diese Intensität bezieht sich 
allerdings auf die Häufigkeit des in der Akte dokumentierten Austauschs. Sehr 
spannend ist hier die Frage nach der Qualität des Austauschs, denn bei Turba 
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(2018) deutet sich an, dass die Qualität der Kooperation zwischen Polizei und 
sozialer Arbeit bei Fällen von Gewalt gegen Kinder vor allem bei geringer De- 
liktsschwere hoch ist.*' 


7.6 Desiderat 5 


7.6.1 Beantwortung der Forschungsfragen 17 und 18 


Welche Zusammenhänge bestehen zwischen einzelnen Merkmalen von Opfern, 
Beschuldigten, Taten und Verfahren? 


Inwieweit lassen sich Verfahrensdauer, Verfahrensbeendigung und Kooperation 
mit dem Jugendamt anhand der untersuchten Merkmale erklären? 


Zur Beantwortung dieser Fragestellungen wurde zunächst untersucht, welche 
Zusammenhänge zwischen Merkmalen bestehen. Dabei zeigten sich insbesonde- 
re Zusammenhänge von jüngeren Opfern, jüngeren Beschuldigten, einer engen 
Beziehung dieser beiden und schwereren vorgeworfenen Tathandlungen. Dieses 
Muster lässt sich gut durch die besondere Verletzlichkeit von Säuglingen und 
Kleinkindern erklären, die verhältnismäßig häufig Opfer ihrer relativ jungen 
Eltern werden. 


Im Weiteren wurde untersucht, ob sich die Verfahrensdauer, die Art der Verfah- 
rensbeendigung und die Intensität der Kooperation mit dem Jugendamt anhand 
bestimmter Merkmale erklären lassen. Die Dauer des Ermittlungsverfahrens ließ 
sich insbesondere durch Verfahren mit mehreren Opfern und durch Zugehörig- 
keit zur Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt erklären. Möglich schien 
auch eine Erklärung längerer Verfahren durch die Tatsache, dass viel Zeit zwi- 
schen Tat und Anzeige liegt (p-Wert < 10%). 


Bezüglich der verfahrensbeendenden Sanktionen zeigte sich insbesondere, dass 
Fälle, die rasch angezeigt wurden auch härter sanktioniert bzw. überhaupt sank- 
tioniert werden. Dies traf auch auf Fälle früherer Jahrgänge zu, außerdem für 
Fälle mit vorbestraften Beschuldigten. 


Intensivere Kontakte mit der Kinder- und Jugendhilfe ließen sich v. a. durch ein 
geringes Opferalter, schwerere Handlungsvorwürfe, Fälle mit mehreren Opfern, 
sowie der Zugehörigkeit zu einer der Fallgruppen der elterlichen oder nichtelter- 
lichen Gewalt gegen Kinder”'’ erklären. Auch zeigte sich ein Zusammenhang 





#16 Turba 2018, S. 355. 
#17 Dies betrifft insbesondere die Fälle, in denen die Partner der Eltern beschuldigt werden, die nicht 
zugleich soziale Eltern i. S. d. hier verwendeten Definition sind (vgl. Kapitel 6.2.6.1.4.1). 
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zwischen einer höheren Kooperation zwischen Polizei und Jugendamt und einer 
kurzen Zeit zwischen Tat und Anzeige. Eine genauere Betrachtung lässt dabei 
zwei gegensätzliche Mechanismen erkennen: Einerseits ist die Kooperation vor 
allem in den Fallgruppen mit schwereren elterlichen Gewaltformen gegen Kinder 
hoch, in denen oft auch länger zurückliegende Taten angezeigt werden. In Fall- 
gruppen mit erwachsenen Opfern wird oft schnell angezeigt, aber die Kooperati- 
on mit dem Jugendamt ist gering. Andererseits ist innerhalb der jeweiligen Fall- 
gruppen die Kooperation vor allem dann hoch, wenn die Zeit zwischen Tat und 
Anzeige gering ist. Dieser zweite Mechanismus wurde erst durch die Einbezie- 
hung der Fallgruppen in die Regression sichtbar. 


7.6.2 Diskussion der Ergebnisse im Kontext anderer Studien 


Dass sich eine längere Dauer des Ermittlungsverfahrens über die Fallgruppe der 
schweren elterlichen Gewalt sowie Fälle mit mehreren Opfern erklären lässt, 
deckt sich mit den Befunden aus anderen Studien, in denen eine höhere polizeili- 
che Ermittlungsintensität bei schwereren Delikten beschrieben wird,”'* sowie 
auch häufigere staatsanwaltschaftliche Nachermittlungen bei schweren Folgen 
der Tat”'”. Sowohl polizeiliche Ermittlungsintensität als auch staatsanwaltschaft- 
liche Nachermittlungen können als plausible Aspekte gedeutet werden, die ein 
Strafverfahren in die Länge treiben. In der Gesamtschau lässt sich festhalten, 
dass die Ermittlungsaktivität mit der Höhe des Unrechts ansteigt. Zudem scheint 
sie bei Taten höher zu sein, die rasch angezeigt werden. Hier kann ein Zusam- 
menhang zur höheren Aufklärungswahrscheinlichkeit vermutet werden. 


Bei der Erklärung der Schwere der Sanktionsart spielen Vorstrafen eine besonde- 
re Rolle. Dies deckt sich mit Befunden aus anderen Studien, in denen Vorstrafen 
als Prädiktor für eine Anklage beschrieben werden”. Eine Anklage ist wesentli- 
che Voraussetzung für eine Sanktionierung (Geldstrafe, Freiheitsstrafe). Auch in 
rechtlicher Hinsicht sind Vorstrafen von hoher Bedeutung. Einschlägige Vorstra- 
fen sind etwa erheblich für die Frage, ob ein besonderes öffentliches Interesse an 
der Verfolgung der Straftat besteht (Nr. 234 I RiStBV) sowie auch für die Straf- 
zumessung. Außerdem ist die Dauer zwischen Tat und Anzeige ein wichtiger 
Prädiktor. Vor dem Hintergrund, dass viele Verfahren mangels hinreichenden 





818 Dölling 1987Tb, S. 262 f.; Dölling 1999, S. 46 ff.; Steffen 1976, S. 172 ff. 
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Tatverdachts eingestellt werden, ist zu vermuten, dass rasche Anzeigen eine 
ausreichendere Ermittlung des Sachverhalts ermöglicht. 


Dass die Fallgruppen für die Art der Sanktion statistisch gesehen keine Rolle 
spielen, mag verwundern. Dieser Befund hat aber mutmaßlich damit zu tun, dass 
die Fälle über alle Fallgruppen hinweg ganz überwiegend sanktionslos bleiben 
(ca. 85 %). Dies bildet sich auch in den Fallgruppen ab, bei allerdings unter- 
schiedlichen Hintergründen. So machen z. B. bei leichter elterlicher Gewalt die 
Einstellungen wegen Geringfügigkeit unter den folgenlosen Einstellungen einen 
erheblichen Anteil aus, in der Fallgruppe der schweren elterlichen Gewalt domi- 
nieren Einstellungen mangels hinreichenden Tatverdachts gemäß $ 170 II StPO 
sehr stark unter den folgenlosen Einstellungen. 


Literaturbefunde, dass ein enges Beschuldigten-Opfer-Verhältnis eher zu folgen- 
losen Verfahrenseinstellungen führt,‘”' bestätigt die vorliegende Arbeit nicht. 
Dies deutet auf Besonderheiten von Fällen mit kindlichen Opfern hin. Gemäß 
Nr. 235 II RiStBV ist das besondere öffentliche Interesse an der Strafverfolgung 
bei einer Kindesmisshandlung grundsätzlich zu bejahen. Einstellungen wegen 
Geringfügigkeit gemäß $ 153 I StPO oder Verweisungen auf den Privatklage- 
weg, die bei erwachsenen Opfern zu einer Beendigung des Strafverfahrens füh- 
ren können, sind damit grundsätzlich nicht angezeigt. 


Die Intensität des Kontakts zwischen Polizei und Jugendamt lässt sich durch 
Zugehörigkeit zu den Fallgruppen der elterlichen und nichtelterlichen Gewalt 
gegen Kinder erklären. Bei letzterer Fallgruppe ist dies sehr wahrscheinlich auf 
den nicht unbedeutenden Anteil an Fällen zurückzuführen, in denen die nicht 
zugleich im selben Haushalt lebende Partner der Eltern beschuldigt werden. Die 
Kooperation mit dem Jugendamt ist also vor allem dann intensiv, wenn durch 
leibliche oder soziale Eltern bzw. deren Partner gezielte Gewalt gegen ein Kind 
ausgeübt wurde. Dies zeigt, dass die Polizei bezüglich des Kontakts mit dem 
Jugendamt flexibel reagiert und kein Standardverfahren für alle Fälle anwendet. 
Dies deckt sich mit dem von Turba (2018) festgestellten Befund, dass das Spekt- 
rum der Zusammenarbeit von einem Dienst nach Vorschrift bis hin zu einem 
zukunftsgerichteten, gemeinsamen Austausch reicht." 


Außerdem kann eine hohe Kooperation durch schwerere vorgeworfene Tathand- 
lungen erklärt werden. Dies widerspricht den Befunden von Turba (2018), der 
beschreibt, dass eine Kooperation eher in Fällen mit geringer krimineller Energie 
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und geringen Folgen stattfindet.” Diese unterschiedlichen Befunde könnten 
methodisch erklärt werden. Im Gegensatz zur qualitativen Arbeit von Turba hat 
die vorliegende Arbeit eine große Datengrundlage. Eine mögliche Ursache sind 
aber auch qualitative Unterschiede in der Kooperation, die in der vorliegenden 
Arbeit mit einem standardisierten, quantitativen Instrument nur vergleichsweise 
grob abgebildet wurden. Zwar wurden zukunftsgerichtete Kontakte der Behörden 
fokussiert, ob die Polizei aber z. B. schwerpunktmäßig nach gemeinsamen Lö- 
sungen sucht oder vor allem für das Ermittlungsverfahren mit dem Jugendamt 
zusammenarbeitet, lässt sich aus der Häufigkeit und Art der Kontakte nicht her- 
auslesen. Zudem kann eine hohe Kooperation auch durch rasche Anzeigen nach 
der Tat erklärt werden. Vermutlich ist dies darauf zurückzuführen, dass in sol- 
chen Fällen mehr Möglichkeiten zur Prävention bestehen, die den Hauptzweck 
der Kooperation darstellt. 


7.7 Grenzen des Ansatzes und der Methode 


Die Stichprobe der vorliegenden Arbeit wurde aufwendig über verschiedene 
Zugänge generiert. Trotz unaufklärlicher Diskrepanzen der unterschiedlichen 
Zugänge ist über ihre Kombination eine robuste Lösung erreicht worden. Die 
Daten sind bezüglich der Deliktsverteilung in der bundesweiten Polizeilichen 
Kriminalstatistik für die drei untersuchten Jahrgänge repräsentativ und innerhalb 
Hessens über alle Staatsanwaltschaftsbezirke gestreut. Von den Ergebnissen 
kann man daher eine hohe Verallgemeinerbarkeit erwarten. 


Einschränkungen ergeben sich aus der geringen Quote ausgewerteter Akten des 
frühen Jahrgangs 2004. Aufgrund von Löschungen sind vermutlich vor allem 
leichtere Fälle dieses Jahres nicht in der Stichprobe enthalten. Längsschnittliche 
Vergleiche haben daher nur eine geringe Aussagekraft. Aufgrund der Tatsache, 
dass die Untersuchung auf das Opferalter zum letzten Tatdatum abstellt, könnten 
allerdings auch einige besonders lange andauernde und damit vermutlich schwe- 
re Fälle aus der Stichprobe gefallen sein. 


Der Stichprobenumfang ist für eine Beschreibung des Fallspektrums und viele 
statistische Analysen ausreichend. Einschränkungen ergeben sich aber dort, wo 
kleine Fallgruppen für sich betrachtet oder miteinander verglichen werden sollen 
(z. B. versuchter erweiterter Suizid oder Vernachlässigung). Verallgemeinerun- 
gen über die Formen und Zusammenhänge dieser Gruppen sind daher nur einge- 
schränkt möglich. Kleine Fallzahlen finden sich außerdem für die Fälle, bei de- 
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nen ein gerichtliches Verfahren durchgeführt wurde. Spezifische statistische 
Auswertungen für diesen Teil des Verfahrens wurden daher nicht vorgenommen. 


Die Untersuchung lässt erkennen, dass die Dokumentation von Informationen in 
Strafverfahrensakten nicht vollumfänglich, sondern durch eine ermittlungslogi- 
sche Perspektive geprägt ist. Insbesondere finden sich zu persönlichen Merkma- 
len des Opfers und des Beschuldigten gerade in Fällen mit leichteren Gewalt- 
formen, in denen eine frühe Verfahrenseinstellung oft schon absehbar ist, nur 
wenige Informationen in den Akten. Informationen, die für die strafrechtliche 
Aufarbeitung der Fälle irrelevant sind, wie etwa Anzeigemotive, werden nur 
selten und unsystematisch dokumentiert. Damit liegen zu vielen Fragen des tat- 
sächlichen Geschehens, der beteiligten Personen und ihrer Motive zwar einzelne, 
interessante Beobachtungen vor, aber kein umfassendes Bild. Auch über das 
tatsächliche Geschehen der vorgetragenen Fälle finden sich nur lückenhafte 
Informationen, vor allem in Fällen, die nicht ausermittelt werden (können). In 
einigen Fällen liegt die Vermutung nahe, dass die vorgetragenen Taten nicht im 
beschriebenen Umfang begangen wurden. In anderen Fällen ist vermutlich nur 
ein Teil des Geschehens abgebildet. Diese Probleme betreffen Aktenanalysen 
prinzipiell und teilweise auch Befragungsstudien. Insofern muss diese Ein- 
schränkung hingenommen werden. 


Polizeiliche Ermittlungshandlungen, justizielle Entscheidungen und ihre Be- 
gründungen sind hingegen aufgrund der Legitimations-, Kommunikations- und 
Kontrollfunktion von Akten deutlich ausführlicher dokumentiert. Inwieweit 
weitere, informelle Handlungen in den Akten nicht dokumentiert wurden, lässt 
sich aber naturgemäß nicht sagen. Insofern bilden die Akten bezüglich der straf- 
verfolgungsbehördlichen Arbeit möglicherweise nur einen Teil ab. Gerade Hand- 
lungen, die für das Strafverfahren eine geringere Bedeutung haben, wie z. B. die 
Aufrechterhaltung des Kontakts mit dem Jugendamt, könnten so bereits in größe- 
rem Ausmaß stattfinden, als die vorliegende Arbeit es zeigen kann. 


Der Aktenzugriff wurde nur einmalig gewährt, daher wurde für die vorliegende 
Arbeit von Anfang an, entsprechend ihrem explorativen Ansatz, ein sehr breites 
Spektrum an Informationen erhoben. Im Zuge der Datenauswertung hat sich 
letztlich gezeigt, dass nicht alle Informationen hinreichend dokumentiert waren. 
Einige ursprünglich erhobene Daten wurden daher in der Ergebnisdarstellung 
nicht berücksichtigt. Zudem wurden einige Informationen in Form von Freitext- 
feldern erhoben und erst nachträglich kategorisiert. Zukünftige Erhebungen 
könnten unter Berücksichtigung dieser Kategorien und der Erkenntnisse zum 
Vorliegen gewisser Informationen deutlich ökonomischer vorgehen. Auch könn- 
te man mit diesem Wissen spezifische Daten genauer erheben, die in der vorlie- 
genden Arbeit nur grob abgefragt worden waren, was sich nachträglich auch 
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nicht korrigieren ließ. Interessant wären z. B. genauere Analysen der Qualität 
und Zeitpunkte der Kommunikation zwischen den Strafverfolgungsbehörden und 
dem Jugendamt. 


Für verallgemeinerte Ergebnisse musste oft stark von dem vorliegenden Fallge- 
schehen abstrahiert werden. Die verschiedenen Fallgruppen verweisen auf eine 
hohe Heterogenität der Fälle. Die Abgrenzung dieser Gruppen verlangte dabei 
Entscheidungen, die auch anders getroffen werden könnten (z. B. wenn eine Tat 
bei Begehung durch Großeltern oder einen nicht im Haushalt lebenden Partner 
der Mutter als nichtelterliche Gewalt eingestuft wurde). Insofern scheinen andere 
Vorgehensweisen durchaus auch plausibel. Die starken Unterschiede der Fall- 
gruppen in den weiteren Analysen verweisen aber darauf, dass im Zuge dieser 
Vereinfachungen zentrale Muster herausgearbeitet werden konnten. 


Für die Bildung der Fallgruppen musste mit teils erheblichen Informationslücken 
in den einzelnen Akten gearbeitet werden. Die Schwere eines Tatvorwurfs ließ 
sich aber aus der Kombination von Handlung und Folgen aber für fast alle Fälle 
einschätzen. Der qualitative Ansatz hat sich hier als erfolgreich erwiesen. Die 
darauf aufbauenden, quantitativen Auswertungen konnten zum Verstehen des 
Feldes darüber hinaus einiges beitragen. Beispielsweise bilden Übersichten über 
die Verfahrensbeendigungen insbesondere im Vergleich der Fallgruppen hilfrei- 
che Beschreibungen des staatlichen Handelns. Über die Betrachtung einzelner 
Variablen hinaus konnten durch Korrelationen und Regressionen Muster bestä- 
tigt bzw. entdeckt werden (z.B. ein Zusammenhang junger Opfer, schwerer 
Gewalt und einer engen Beziehung des Opfers zum Beschuldigten oder die Be- 
deutung des Anzeigezeitpunkts im Strafverfahren). Eine Vielzahl der Merkmale 
ist aber nicht metrisch oder auch nicht ordinal, sodass den Analysen hier Gren- 
zen gesetzt sind. 


7.8 Diskussion rechtlicher Aspekte zur Fallmeldung und zur 
Strafverfolgung 


Die Darstellung der Rechtstatsachen zeigte ein Fallspektrum von leichten Fällen, 
auch im Bereich der vormals durch das Erziehungsprivileg der Eltern gerechtfer- 
tigten Gewalt, bis hin zu schweren Fälle in oft dauerhaft problematischen Ver- 
hältnissen. Einzelne rechtliche Implikationen wurden bereits bei der Diskussion 
der einzelnen Desiderate erörtert, Unterschiede in der Strafverfolgung für die 
verschiedenen Fallgruppen wurden bereits in den Fallgruppenbeschreibungen 
deutlich (vgl. Kapitel 6.3.16). Aufbauend auf den Befunden der vorliegenden 
Arbeit sollen im Folgenden einzelne Rechtsfragen zur strafrechtlichen Interven- 
tion (Meldung der Fälle und Strafverfolgung) diskutiert werden. 
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Hierzu werden zunächst die Meldungen der Fälle an die Strafverfolgungsbehör- 
den besprochen; nur auf bekannt gewordene Fälle kann der Staat reagieren. Nach 
einer Darstellung und Bewertung des Status quo anhand der vorliegenden Be- 
funde, werden einzelne gesetzliche Änderungen und rechtspolitische Erwägun- 
gen diskutiert. 


Anschließend werden Aspekte der Strafverfolgung diskutiert. Hier werden zu- 
nächst leichte Fälle elterlicher Erziehungsgewalt fokussiert, die erst durch die 
jüngeren gesetzlichen Änderungen strafbedroht wurden. Daneben wird die auf- 
fällige Einordnung einiger Fälle unter $ 225 StGB (Misshandlung von Schutzbe- 
fohlenen) erörtert, die sich gemessen an den dokumentierten Sachverhalten oft 
nicht aufdrängte. Es werden mögliche Gründe und Folgen der Fehleinordnungen 
diskutiert sowie auch die Frage, ob die beobachtete Rechtspraxis gesetzliche 
Änderungen erforderlich macht. 


Mit Blick auf das Verfahrensende wird zunächst die Aufklärung der Fälle be- 
sprochen; nur selten wurde einem Beschuldigten eine Straftat nachgewiesen. 
Dies war in manchen Fällen nicht möglich, in anderen Fällen nicht nötig. Zur 
genaueren Betrachtung dieser Frage werden im Anschluss die Verfahrenseinstel- 
lungen diskutiert. Letztlich werden noch zwei Punkte aus dem Verfahren hervor- 
gehoben, die sich vor allem aus den empirischen Befunden ergeben. Zur Koope- 
ration mit dem Jugendamt und auch zu möglichen Kindeswohlgefährdung bei 
Partnerschaftsgewalt wurden im empirischen Teil der Arbeit Rechtstatsachen 
sichtbar, die in der bestehenden Literatur bislang verhältnismäßig wenig Beach- 
tung fanden. Die Beobachtungen zur Aufklärung, zur Verfahrensbeendigung, zur 
Kooperation mit dem Jugendamt und zur möglichen Kindeswohlgefährdung bei 
Partnerschaftsgewalt werden schließlich in einer Diskussion um Anforderungen 
an die jeweiligen Akteure und Spezialisierung zusammengeführt. 


7.8.1 Meldungen an die Strafverfolgungsbehörden 


7.8.1.1 Bewertung der Befunde 


Der Zeitpunkt der Strafanzeige ist ein wichtiger Indikator im Strafverfahren. 
Frühe Anzeigen ermöglichen die Sicherung von Beweisen und damit letztlich 
auch Anklage und Bestrafung des Beschuldigten. Ähnliche Beobachtungen ma- 
chen Elsner und Steffen (2005) für den Bereich des Sexualstrafrechts.””* Frühe 
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Anzeigen ermöglichen zudem zeitnahe Unterstützung durch das Jugendamt in 
Familien, bei denen die Tatvorwürfe auf einen erzieherischen Bedarf hinweisen. 


Die vorliegende Arbeit zeigt allerdings, dass Anzeigen wegen elterlicher Gewalt 
gegen Kinder oft spät erfolgen. Das mag verschiedene Gründe haben. Die Straf- 
anzeige ist zunächst eine von verschiedenen Möglichkeiten zur Konfliktlösung, 
deren Nutzung oft abgewogen wird (vgl. Kapitel 7.4.2). Vorangegangene Lö- 
sungsversuche können die Zeit bis zur Strafanzeige verlängern. Zudem ist gerade 
im unteren Schwerebereich eine Intention der Anzeigeerstatter bezüglich einer 
Verhinderung weiterer Straftaten nicht immer anzunehmen. Vielmehr deuten die 
Befunde der vorliegenden Arbeit zu bestehenden Streitverhältnissen zwischen 
Anzeigeerstatter und Beschuldigtem darauf hin, dass in manchen Fällen weitere 
Interessen verfolgt werden, wie etwa eine Besserstellung im Rahmen eines an- 
hängigen Sorgerechtsstreits. Zur Verfolgung solcher Interessen können auch 
schon länger zurückliegende Taten angezeigt werden. 


Aus einer Gegenüberstellung der Fallzahlen im Gesamtfeld und im Hellfeld 
ergibt sich, dass eine Vielzahl von Körperverletzungen gegen Kinder gar nicht 
zur Anzeige gebracht wird. Die in der Arbeit beschriebenen Gründe, wonach 
Strafanzeigen von verschiedenen Faktoren abhängig sind (z. B. vorhandene an- 
dere Konfliktlösungsmöglichkeiten oder Schutzmöglichkeiten, vgl. Kapitel 
6.3.8.2) die gegeneinander abgewogen werden, wonach Strafanzeigen also stets 
aus einer systemischen Perspektive zu betrachten sind, können einen Verzicht 
auf eine Strafanzeige plausibel machen. 


Die Mobilisierung des Strafrechts, als nachrangiges Mittel zur Konfliktlösung, 
trägt dem Ultima-Ratio-Prinzip des Strafrechts Rechnung, wonach das Strafrecht 
als das am weitesten in Rechte Einzelner eingreifende Mittel des Staates nach- 
rangig hinter Mitteln des Zivil- oder Verwaltungsrechts anzuwenden ist”. An- 
gesichts der hohen Fallzahlen leichter elterlicher Gewalt im Gesamtfeld (vgl. 
Kapitel 4.1.2) erscheint eine Selektion durch die Anzeigeerstatter zunächst ziel- 
führend, um die Ressourcen des Justizsystems auf Fälle mit höherem Unrecht zu 
konzentrieren. Eine Nichtverfolgung scheint in Fällen, die an der Erheblichkeits- 
schwelle liegen, vertretbar, insbesondere dann, wenn Elternteile die Interessen 
der Kinder vertreten. Unbefriedigend erscheinen vielmehr Nichtanzeigen bei 
schwererer elterlicher Gewalt, vor allem wenn nicht anzunehmen ist, dass die 
Eltern gewillt oder in der Lage sind, zukünftige Gefahren abzuwenden. 
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7.8.1.2 Diskussion verschiedener Ansatzpunkte zur Meldung von 
Misshandlungsverdachten 


Zur Meldung von Misshandlungsverdachten wurden in den vergangenen Jahren 
verschiedene Regelungen diskutiert und eingeführt, die sich insbesondere auf 
Meldungen durch professionelle Akteure bezogen. Die vorliegende Arbeit hat 
gezeigt, dass gerade Fälle mit elterlicher Gewalt mit zunehmender Tatschwere 
durch Anzeigeerstatter außerhalb des Elternkreises angezeigt werden. Dies sind 
insbesondere Ärzte, Mitarbeiter sozialer Dienste, Bekannte oder Verwandte. 
Insofern stellt sich die Frage, ob eine Ausweitung solcher Anzeigen sinnvoll und 
ggf. zu erreichen ist. 


Wenig effektiv zeigen sich dabei die im Rahmen der Kinderschutzdebatte viel 
diskutierten und in Hessen seit Januar 2008 verpflichtenden U-Untersuchungen 
(vgl. Kapitel 2), die in der vorliegenden Arbeit keinen Beitrag zur Kenntniser- 
langung leisten. Damit bestätigt die vorliegende Arbeit aus einer neuen Perspek- 
tive den Befund anderer Arbeiten, dass die Entdeckung von Kindeswohlgefähr- 
dungen über U-Untersuchungen nicht effektiv erfolgt. Etwa ist bekannt, dass 
infolge von Kontrollbesuchen aufgrund nicht wahrgenommener Termine nur 
äußerst selten Kinder in Notlagen gefunden werden.*”° 


Fraglich erscheint auch eine Meldepflicht, die in verschiedenen europäischen 
Ländern in mehreren Varianten existiert. Je nach Ausgestaltung werden gewisse 
Personenkreise für gewisse Delikte zu einer Mitteilung an das Hilfesystem oder 
Strafverfolgungsstellen verpflichtet. Nachweise für eine verbesserte Früherken- 
nung durch solche Meldepflichten konnten bisher nicht geführt werden.“”’ Die 
Ergebnisse der vorliegenden Arbeit verdeutlichen mögliche Umsetzungsschwie- 
rigkeiten. Wollte man eine Anzeigepflicht für alle Körperverletzungsdelikte 
einführen, wäre mit einer sehr hohen Zahl angezeigter Taten zu rechnen, die 
nahe an der Erheblichkeitsschwelle liegen. Ob die Ressourcen der Justiz dann 
zielführend eingesetzt wären, wird bezweifelt. Wollte man dagegen eine Anzei- 
gepflicht nur für schwerere Fälle einführen, würde man erhebliche Abgrenzungs- 
schwierigkeiten und damit Rechtsunsicherheit schaffen. Dies verdeutlichen z. B. 
einige Fälle, die als Misshandlung von Schutzbefohlenen ($ 225 StGB) einge- 
stuft wurden, ohne dass die tatbestandlichen Voraussetzungen dafür erfüllt wa- 
ren. Eine sichere Einstufung durch juristisch weniger geschultes Personal scheint 
kaum möglich. 





#6 Hessischer Landkreistag/Hessischer Städtetag 2010. 
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In Deutschland gibt es derzeit auch keine Anzeigepflicht, weder für die Allge- 
meinheit noch für Ärzte und weitere Berufsgeheimnisträger. Berufsgeheimnis- 
träger sind aufgrund ihrer Schweigepflicht und der in $ 203 StGB normierten 
Strafandrohung für einer Verletzung dieser Pflicht zunächst sogar besonders an 
einer Strafanzeige gehindert. Sie dürften beim Umgang mit einem Verdacht auf 
Kindeswohlgefährdung seit der Einführung des $ 4 II KKG im Rahmen des 
Bundeskinderschutzgesetzes vom 01.01.2012°°° allerdings Erleichterung erfah- 
ren haben. Hiernach haben Berufsgeheimnisträger die Möglichkeit auf anonyme 
Fallberatung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Wenn der Schutz des Kin- 
des schon durch eine gemeinsame Besprechung mit den Betroffenen gefährdet 
ist, oder eine solche Besprechung erfolglos war, ist ihnen zudem eine Mitteilung 
an das Jugendamt gestattet ($ 4 II KKG). Bis zur Einführung des Bundeskinder- 
schutzgesetzes mussten Berufsgeheimnisträger alleine prüfen, ob nicht aus- 
nahmsweise die Preisgabe von Information zum Schutz des Kindes erforderlich 
ist. Nach den Vorgaben des rechtfertigenden Notstands gemäß $ 34 StGB hatten 
sie zu klären, ob die Schutzinteressen der betroffenen Kinder das Recht der EI- 
tern an der Geheimhaltung der Informationen überwiegen. Diese Prüfung ist für 
die Informationsweitergabe an die Polizei immer noch notwendig, kann nun aber 
mit Unterstützung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft erfolgen. Nach wie 
vor berufen sich aber Kinderärzte oftmals auf ihre Schwierigkeiten mit der An- 
wendung des $ 34 StGB.” Es stellt sich damit die Frage, ob $ 4 KKG hinrei- 
chend bekannt ist und den Personen geeignete Wege zur Kontaktierung von 
Fachkräften bekannt sind. Angesichts der fraglichen Wirkung einer allgemeinen 
Meldepflicht scheint dieser Weg aber vielversprechend. 


Die benannten Schwierigkeiten lassen aber die Frage offen, ob der vom Gesetz- 
geber erleichterte Weg in einer größeren Anzahl an Fällen gegangen wird und ob 
er zu befriedigenden Lösungen führt. Diese Frage wäre empirisch zu untersu- 
chen. Da es um Meldungen an das Hilfesystem geht, kann allerdings eine Ant- 
wort kaum auf Basis von Strafverfahrensakten gegeben werden. Ohnehin zeigt 
die vorliegende Arbeit, dass eine Strafanzeige für einige Anzeigeerstatter nur ein 
(nachrangiges) Mittel zur Konfliktlösung ist, sodass die Anzeigebereitschaft stets 
im Kontext anderer Handlungsoptionen zu ergründen ist. 





#8 Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutz- 
gesetz — BKiSchG) m. W. v. 01.01.2012, BGBl. 1(2011), S. 2975. 
#9 Beobachtung aus Vorträgen und Gesprächen mit verschiedenen Pädiatern. 
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7.8.2. Strafverfolgung 


7.8.2.1 Strafverfolgung bei elterlichen Züchtigungen 


Die Studie zeigt, dass Strafverfolgung grundsätzlich auch im unteren Schwerebe- 
reich gegen Eltern stattfindet, wie etwa bei Ohrfeigen oder Klapsen zu erzieheri- 
schen Zwecken (vgl. Kapitel 6.3.4.1). Damit werden also auch solche Fälle ver- 
folgt, die nach der früheren Gesetzeslage durch das elterliche Züchtigungsrecht 
privilegiert gewesen wären (vgl. Kapitel 2.2.1). Insbesondere die Verweise auf 
ein vorheriges Fehlverhalten des Opfers als Anlass der Tat hätten es nach der 
alten Gesetzeslage wohl vielfach ermöglicht, eine Strafbarkeit auszuschließen. 
Die nunmehrige Verfolgung auch erzieherisch intendierter Züchtigungen ent- 
spricht der Intention des Gesetzgebers” sowie der überwiegenden Ansicht in 
der Literatur”'. Auch die wenigen, aus der gerichtlichen Praxis bekannten Bei- 
spiele” deuteten bereits darauf hin, dass eine Privilegierung der Eltern in diesen 
Fällen abgelehnt wird. Die vorliegende Arbeit zeigt damit, dass die Rechtspraxis 
das Verhältnis zwischen Eltern, Kind und Staat durchaus entsprechend des in 
$ 1631 II BGB normierten Gewaltverbots konkretisiert und strafrechtliche Maß- 
nahmen auch dann durchführt, wenn das Kindeswohl durch leichte, körperliche 
Erziehungsgewalt gefährdet wird. Es kann jedoch nichts darüber gesagt werden, 
ob in manchen Fällen die elterliche Privilegierung doch noch praktiziert wird, 
indem ein Ermittlungsverfahren gar nicht erst eingeleitet wird. 


7.8.2.2. Die Anwendung des $ 225 StGB 


Auffällig ist, dass die rechtliche Einordnung der Fälle als Misshandlung von 
Schutzbefohlenen ($ 225 StGB) teilweise unpassend war, insbesondere in den 
Fallgruppen der leichten elterlichen Gewalt und der Vernachlässigung. Dabei 
mag der relativ komplexe Tatbestand des $ 225 StGB Schwierigkeiten bereiten: 
Neben dem Schutzverhältnis wird als weitere Voraussetzung die Verwirklichung 
einer der drei Tathandlungen verlangt, die gegenüber dem Grundtatbestand des $ 
223 StGB ein gesteigertes Handlungsunrecht darstellen (Quälen, rohes Misshan- 
deln, böswillige Vernachlässigung, vgl. zu den tatbestandlichen Voraussetzun- 
gen ausführlich Kapitel 2.2.4). Bei der Tathandlung des Quälens reicht aus- 





#0 BT-Drucks. 14/1247 S. 3, S. 6. 

#1 Vgl. Meier 2012, S. 382. 

#3? AG Burgwedel, Urteil vom 10. November 2004 - 64 Ds 3643 Js 8475/04 (20/04) -, juris Rn. 19; 
AG Köln, Urteil vom 16.10.2003, zitiert bei Riemer 2005, S. 403 f. Weitere Fälle aus der strafrecht- 
lichen Praxis bei Riemer 2006, S. 390. 
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nahmsweise auch die Verursachung psychischer Leiden. Bei den Tathandlungs- 
varianten der rohen Misshandlung und der böswilligen Vernachlässigungen wer- 
den zudem subjektive Voraussetzungen beschrieben (Rohheit, Böswilligkeit). 
Insofern müssen tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die auf eine entsprechen- 
de innere Einstellung des Beschuldigten zum Tatzeitpunkt hindeuten. 


Die vorliegende Arbeit zeigt, dass einige Fälle als Misshandlung von Schutzbe- 
fohlenen eingeordnet wurden, in denen ein elterliches Schutzverhältnis zwischen 
Beschuldigtem und Opfer bestand, ohne dass Tatsachen für eine der drei gestei- 
gerten Tathandlungsvarianten vorgetragen wurden. Nach dem in der Akte doku- 
mentierten Tatvorwurf wären die Handlungen als Körperverletzung gemäß $ 223 
StGB einzuordnen gewesen. Diese Fälle wurden in der Folge vergleichsweise 
häufig durch die Staatsanwaltschaft zu einer Körperverletzung i. S. d. $ 223 
StGB herabgestuft. 


Schwierigkeiten bei der Anwendung des $ 225 StGB sind nicht unbekannt. 
Neben der komplizierten Gestaltung des Straftatbestandes*”* werden insbesonde- 
re Schwierigkeiten bei der Subsumtion unter die Tathandlungsvarianten be- 
schrieben“. Die vorliegende Arbeit bekräftigt diese Befunde und ergänzt das 
Bild um die Beobachtung, dass die polizeiliche Subsumtion unter den Tatbestand 
des $ 225 StGB insbesondere in solchen Fällen vorkommt, in denen das schutz- 
befohlene Kind das Hauptopfer ist. Dies wird im Kontrast zur Fallgruppe der 
Partnerschaftsgewalt deutlich, wo die Fälle durch die Polizei überwiegend unter 
den Grundtatbestand der Körperverletzung nach $ 223 StGB gefasst wurden, vor 
allem, wenn das Hauptopfer die Mutter war oder sich die Gewalthandlungen 
gegen alle Anwesenden gleichermaßen richtete. Dies ist insofern auffällig, als in 
dieser Fallgruppe oftmals rohere Gewaltformen beschrieben werden, die eher auf 
eine qualifizierte Tathandlung i. S. d. $ 225 StGB schließen lassen würden, wie 
z. B. plötzliche „Ausraster“ mit Schlägen und Tritten gegen alle anwesenden 
Personen. War hingegen das Kind Hauptopfer der Tat und die Mutter bspw. 
betroffen worden, als sie dem Kind helfen wollte, wurde der Sachverhalt durch- 
aus als Misshandlung von Schutzbefohlenen ($ 225 StGB) erfasst. Danach 
scheint dem Straftatbestand des $ 225 StGB eine besondere Anziehungskraft in 
solchen Fällen zuzukommen, in denen das Opfer seiner erwachsenen Erzie- 
hungsperson als Täter (zunächst) allein gegenübersteht. In Fällen von Partner- 


833 





83 Bachmann/Püschel/Sonnen 2011, S. 698 ff.; Hüneke 2012, S. 429. 

#%* Hüneke 2012, 8.429. 

#55 Bachmann/Püschel/Sonnen 2011, S. 699 f., Vgl. zu den Schwierigkeiten bei der Bestimmung der 
Tatbegehungsformen auch Seeger 2014, S. 81 ff. 
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schaftsgewalt scheint die Anwesenheit der ebenfalls betroffenen Mutter diese 
Anziehungskraft zu durchbrechen. 


Die Untersuchung zeigt ferner, dass sich Subsumtionsschwierigkeiten auch in 
der Fallgruppe der Vernachlässigung finden. Fälle ohne Angaben zu Beweg- 
gründen oder zu körperlichen bzw. gesundheitlichen Folgen des Opfers wurden 
hier durchaus als böswillige Vernachlässigung nach $ 225 I StGB eingeordnet. 


7.8.2.2.1 Mögliche Gründe für Fehleinordnungen 


Es stellt sich die Frage nach möglichen Gründen für die rechtliche Einordnung 
als Misshandlung von Schutzbefohlenen. Aus rechtlicher Perspektive könnte sich 
ein Bedürfnis zur Subsumtion unter den Tatbestand des $ 225 StGB daraus erge- 
ben, dass die Tat als qualifiziertes Unrecht gegenüber einer einfachen Körperver- 
letzung ($ 223 StGB) wahrgenommen wird. Für händisch ausgeübte, leichte bis 
mittelschwere Taten gibt es keine Qualifizierungsmöglichkeit nach $ 224 StGB. 
Nach dem Sinn und Zweck stellt $ 224 I StGB aber solche Handlungen unter 
Strafe, die eine Gefahr erheblicher Verletzungen beinhalten, sowie Handlungen, 
die eine Abwehr des Opfers erschweren (vgl. Kapitel 2.2.3). Fälle mit körperli- 
cher Gewalt von Erwachsenen gegenüber jungen Kindern bergen aber durch das 
Kräfteungleichgewicht und die Vulnerabilität der Opfer eine erhöhte Gefahr für 
erhebliche Verletzungen. Bei Tätern aus dem Elternkreis wird eine Abwehr zu- 
sätzlich durch das Abhängigkeitsverhältnis zwischen Kind und Elternteil er- 
schwert. Hinzu kommt, dass junge Kinder Handlungen ihrer Eltern schwerlich 
als Unrecht begreifen. Hilfe von außerhalb des Familienkreises ist gerade bei 
jungen Kindern selten, da sie i. d. R. noch nicht viele soziale Beziehungen ha- 
ben. All dies deutet auf eine Gefahr erheblicher Verletzungen bei gleichzeitig 
geringen Abwehrmöglichkeiten durch schutzbereite Dritte hin, also eine Situati- 
on, die durchaus dem Schutzzweck des $ 224 StGB entspricht. Eine Subsumtion 
unter $ 224 I StGB ist aber nicht möglich, da die dort aufgelisteten Qualifikati- 
onstatbestände abschließend sind. Hier setzt der Wortlaut eine klare Grenze (Art. 
103 GG). 


Bezüglich der Vernachlässigungen könnte es sein, dass $ 225 I StGB als Tatbe- 
stand herangezogen wird, wenn keine körperliche Verletzung vorliegt. Insofern 
könnte hier der $ 225 I StGB als Auffangtatbestand fungieren. Sofern die Vo- 
raussetzungen des $ 225 I StGB nicht erfüllt sind, käme hier eine Einordnung als 
Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht nach $ 171 StGB in Betracht. 
Ostendorf (1999) beschreibt, dass etwa drei Viertel der Fälle des $ 171 StGB 
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Vernachlässigungen ausmachen.” Wie sich die unter $ 225 StGB gefassten 
Fälle inhaltlich zu Vernachlässigungen unterscheiden, die lediglich unter den 
Straftatbestand der Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht nach $ 171 
StGB subsumiert werden, lässt sich mit dem Fokus der vorliegenden Arbeit aber 
nicht aufklären. 


7.8.2.2.2 Folgen von Fehleinordnungen 


Ermittlungsrechtliche Konsequenzen sind mit der qualifizierten tatbestandlichen 
Einstufung nicht verbunden. Der Straftatbestand des $ 225 StGB bringt zwar 
eine gegenüber $ 223 StGB oder $ 171 StGB deutlich erhöhte Strafandrohung 
mit sich, nämlich eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Da 
die Mindestfreiheitsstrafe noch unter einem Jahr liegt, handelt es sich aber im- 
mer noch um ein Vergehen ($ 12 II StGB). Praktische Unterschiede hinsichtlich 
der Ermittlungsarbeit drängen sich daher nicht auf. 


Konsequenzen könnten für staatsanwaltschaftliche Einstellungen entstehen, da es 
sich bei $ 225 StGB um ein Vergehen handelt, das mit einer im Mindestmaß 
erhöhten Strafe bedroht ist, wonach die Einstellung grundsätzlich der Zustim- 
mung des Gerichts bedarf ($ 1531S.2 StPO). Praktische Auswirkungen sind 
aber auch hier nicht notwendigerweise zu erwarten, da die Staatsanwaltschaft 
gerade im unteren Schwerebereich eher tatbestandliche Herabstufungen vor- 
nimmt (vgl. Kapitel 6.3.14). 


Allerdings ergibt sich die Konsequenz, dass Fälle als Misshandlung von Schutz- 
befohlenen in die PKS eingehen, die die tatbestandlichen Anforderungen nicht 
erfüllen.”°’ Dies muss bei der Lesung und Interpretation der Daten der PKS be- 
achtet werden. 


7.8.2.2.3 Änderung strafrechtlicher Normen? 


Das sich in der Rechtsanwendung abzeichnende Bedürfnis, gewisse Fälle elterli- 
cher Gewalt qualifizierter einzustufen, führt zu der Frage, ob straftatbestandliche 
Änderungen vorgeschlagen werden sollen. Denkbar wären Ausweitungen des 
8 224 StGB oder Veränderungen des $ 225 StGB, sodass Gewalt im besonderen 
Kräfteungleichgewicht oder ohne Hilfemöglichkeiten von außen unter besondere 
Strafandrohung gestellt wird. 





#36 Ostendorf 1999, S. 24 f. 
%7 Siehe dazu auch Bachmann 2011, S. 699 £. 
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Ein genauerer Blick auf die Fälle der vorliegenden Untersuchung kann solche 
Gedanken aber nicht unterstützen. Angesichts des hohen Anteils an Fällen mit 
keinen bzw. nur geringen Folgen (vgl. Kapitel 6.3.4.1), scheint die Verschiebung 
einer Vielzahl der Fälle in einen Tatbestand mit höherem Strafrahmen nicht 
geboten. Schon bisher wird der Strafrahmen des $ 223 StGB (Körperverletzung) 
in diesen Fällen kaum ausgenutzt, sodass eine Ausweitung nach oben kaum not- 
wendig scheint. Viele Handlungen im Rahmen der Erziehung von Kleinkindern 
erfordern körperliche Akte (z. B. Festhalten, etwas aus der Hand nehmen). Der 
Staat muss die Möglichkeit haben, körperliche Akte, die gerade die Erheblich- 
keitsschwelle überschreiten, geringfügig zu bestrafen. Insofern scheint auch eine 
Anhebung des Mindestmaßes nur aufgrund elterlicher Begehung grundsätzlich 
nicht sinnvoll. 


Leichte Körperverletzungen, die die Erheblichkeitsschwelle überschreiten, sind- 
nach $ 223 StGB strafbar, seit 2000 gilt dies auch bei elterlichen Tathandlungen 
zu erzieherischen Zwecken. Als Rechtsfolgen sieht der Straftatbestand Geldstra- 
fe oder Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren vor. Eine höhere Strafe, wie sie in $ 225 
StGB normiert ist, ist dann vorgesehen, wenn Eltern das Fürsorgeverhältnis 
gröblich verletzen. Es bleibt damit kein straffreier Raum für körperliche Hand- 
lungen, die die Voraussetzungen des $ 225 StGB nicht erfüllen, sofern sie die 
Erheblichkeitsschwelle des $ 223 StGB überschreiten. Das Tatbestandsmerkmal 
der körperlichen Misshandlung ist sehr weit und umfasst jede üble, unangemes- 
sene Behandlung, durch die das Opfer in seinem körperlichen Wohlbefinden 
nicht nur unerheblich beeinträchtigt wird. Daneben genügt es auch, wenn bei 
dem Opfer eine Gesundheitsschädigung hervorgerufen wird. 


7.8.2.3 Aufklärung 


Die vorliegende Arbeit zeigt, dass viele Tatvorwürfe nicht vollständig aufgeklärt 
werden (können). Nur jeder siebte Fall wurde in der Folge durch Urteil, Strafbe- 
fehl oder Zustimmung zu Auflagen für eine Einstellung ($ 153a StPO) beendet. 
Insbesondere die in der Arbeit beobachtete Vagheit der Tatvorwürfe und fehlen- 
de Belege für die Tat sowie ökonomische Faktoren können dies erklären. 


Vage waren Tatvorwürfe bspw., wenn angegeben wurde, dass das Kind in einem 
nicht näher bestimmten Zeitraum „geschlagen“ wurde. Teilweise wurden Sach- 
verhalte vorgetragen, die nur mittelbar wahrgenommen wurden, oder schon län- 
gere Zeit zurück lagen. Ein erheblicher Teil der vorgetragenen Sachverhalte 
enthielt keine Angaben zu Verletzungsfolgen, teilweise wurde sogar festgestellt, 
dass keine sichtbaren Verletzungsfolgen vorliegen. 


Ein gelingender Tatnachweis baut z. B. auf einem Geständnis auf. Geständnisse 
fanden sich verhältnismäßig oft, wenn der Beschuldigte große Reue empfand 
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oder wenn die Beweislage eindeutig für eine Tatbegehung durch den Beschul- 
digten sprach. Darüber hinaus wurden sie bei Gewalt gegen Kinder allerdings 
nicht oft abgelegt. 


Die weitere Beweislage war oft nicht ausreichend für einen Tatnachweis. Weite- 
re Belege reichten z. B. nicht für eine Zuordnung der Tat zu einer konkreten 
Person aus oder waren zweifelhaft (Zeugen). Während Belege durch eindeutige 
Verletzungsfolgen und unmittelbar von der Tat betroffene Zeugen oft sehr 
glaubhaft erschienen, waren die weiteren Zeugenbelege nicht selten durch kon- 
fliktbehaftete Verhältnisse zum Beschuldigten geprägt. Belastungseifer und Ei- 
geninteressen am Verfahrensausgang weckten teilweise Zweifel am vollen 
Wahrheitsgehalt dieser Aussagen. Gerade bei schwereren Tatvorwürfen scheiter- 
te die Tataufklärung oftmals an der Art der Begehung ohne Zeugen und im nicht 
öffentlichen Bereich sowie daran, dass das Opfer selbst zu jung war, eine Aussa- 
ge zu machen. Ähnliche Gründe wurden auch in anderen Arbeiten beschrie- 
ben.*”® Begrenzte Ermittlungsrechte scheinen die Aufklärung hingegen nicht zu 
behindern. Klare Beweislagen waren selten und lagen insbesondere bei nichtel- 
terlichen Delikten vor, die im öffentlichen Raum begangen wurden. 


Bei schwereren Tatvorwürfen wurde ein größerer Ermittlungsaufwand betrieben. 
Gerade im unteren Schwerebereich wurde aber eine vollumfängliche Tataufklä- 
rung nicht immer angestrebt, wenn schon früh absehbar war, dass das Verfahren 
auf eine staatsanwaltschaftliche Einstellung hinaus läuft. Hier scheinen unter 
anderem Abwägungen eine Rolle zu spielen, wie viel Ermittlungsaufwand ver- 
tretbar ist. Ermittlungshandlungen berühren grundrechtlich geschützte Bereiche, 
sie greifen in den sozialen Nahbereich der Beschuldigten oder sogar in die fami- 
liäre Privatsphäre ein. Für Fälle mit leichter elterlicher Erziehungsgewalt wird 
von Ermittlungen teilweise abgeraten, weil von einem Ermittlungsverfahren 
mehr Schaden als Nutzen befürchtet wird.“ Die Befunde der vorliegenden Ar- 
beit zeigen, dass gerade in Fällen mit leichten Tatvorwürfen eher zurückhaltend 
ermittelt wird. Zu den allgemeinen Beweisschwierigkeiten treten also auch Ver- 
hältnismäßigkeitserwägungen hinzu. 


In Verfahren Partnerschaftsgewalt wurde oftmals kein größerer Ermittlungsauf- 
wand betrieben und die Verfahren rasch eingestellt (vgl. Kapitel 6.3.16.5). Ver- 
gleiche mit anderen Fallgruppen zeigen für Fälle von Partnerschaftsgewalt einen 
geringeren Ermittlungsaufwand gegenüber Fällen von mittelschwerer Gewalt, 





#8 Siehe zu den Gründen, warum es nicht zu einer Anklage kommt, die zusammenfassende Darstel- 
lung bei Heide/Richter/Diers u. a. 2015, S. 915. 
#9 Vgl. dazu Beulke 1999, S. 545; Heinrich 2011, Hoyer 2001, S. 521; S. 439 Roxin 2004, S. 179 £. 
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obwohl diese Fallgruppe vergleichbar schwere Handlungsvorwürfe zum Gegen- 
stand hat. Zugleich weisen die Fälle in der Partnerschaftsgewalt einen mit Fällen 
nichtelterlicher Gewalt gegenüber der Bezugsperson vergleichbaren Ermittlungs- 
aufwand auf, obwohl letztere Fallgruppe typischerweise leichtere Handlungs- 
vorwürfe zum Gegenstand hat. Dies kann unterschiedliche Erklärungen haben. 
Dies mag zum einen darin begründet sein, dass in Fällen mit Partnerschaftsge- 
walt zugleich weitere Verfahren anhängig sind und sich die Ermittlungsarbeit auf 
diese Fälle fokussiert, was sich in dem nicht unerheblichen Anteil (ca. 10 %) an 
Einstellungen nach $ 154 I StPO zeigt (Teileinstellungen bei mehreren Taten). 
Zum anderen ist naheliegend, dass der Fokus in Verfahren mit Partnerschaftsge- 
walt auf den zugleich von der Tat mit betroffenen Elternteilen liegt (vor allem 
Mütter als Hauptopfer). Wenn diese kein weiteres Interesse an der Strafverfol- 
gung zeigen, kann sich dies auch auf den Tatvorwurf z. N. des Kindes erstre- 
cken. 


Bemerkenswert ist, dass sich aus der vorliegenden Arbeit kaum Anzeichen für 
Aufklärungsschwierigkeiten infolge von Zeugnisverweigerungsrechten ergeben, 
die in einer rechtsmedizinischen Arbeit zu Kindesmisshandlungen berichtet wur- 
den.** Zu vermuten ist, dass diese Rechte vor allem im fortgeschrittenen Stadi- 
um eines Verfahrens relevant sind, das zwar in Arbeiten mit rechtsmedizini- 
schem Fokus oft, insgesamt aber in vielen Fällen nicht erreicht wird. 


7.8.2.4  Verfahrenseinstellungen 


Während die Angaben in vielen Fällen noch für die Begründung eines An- 
fangsverdachts gemäß $ 152 II StPO genügen, fällt die Begründung eines hinrei- 
chenden Tatverdachts gemäß $ 170 I StPO oft schwer und auch wenn ein solcher 
Tatverdacht begründet werden kann, kann ein sicherer Tatnachweis nicht immer 
geführt werden. Entsprechend den Beweisschwierigkeiten und der oftmals gerin- 
gen Schwere der Tatvorwürfe wurden die Verfahren sehr oft durch die Staatsan- 
waltschaft eingestellt, überwiegend ohne Folgen. Die strafrechtliche Sozialkon- 
trolle stellt sich damit bei Körperverletzungsdelikten an Kindern oft als ein Sys- 
tem dar, das angeschoben wird und sich dann durch Einstellungen zurückzieht. 
Hohe Einstellungsquoten werden in der öffentlichen Wahrnehmung schnell als 
ein Versagen des Rechtsstaats gewertet. In der Tat widersprechen sie der Idee, 
dass Strafverfahren die Wahrheit ans Licht bringen und durch Verhängung einer 
gerechten Strafe den verletzten Rechtsfrieden wiederherstellen. Die Betrachtun- 





#0 Siehe zu den Gründen, warum es nicht zu einer Anklage kommt, die zusammenfassende Darstel- 
lung bei Heide/Richter/Diers u. a. 2015, S. 915. 
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gen zeigen, dass die Einstellungen rechtlich stets sinnvoll begründet werden. Zu 
einem anderen Ergebnis kann mit einer Aktenanalyse auch kaum gelangen (Legi- 
timationsfunktion der Akte). Sichtbar wird jedoch, aus welchen Gründen solche 
Einstellungen erfolgen. Im Folgenden sollen die häufigen Einstellungen nach 
8 170 II StPO und Verweise auf den Weg der Privatklage sowie die Verfahrens- 
einstellungen nach $ 153 I StPO und $ 153a StPO näher betrachtet und diskutiert 
werden. 


7.8.2.4.1  Verfahrenseinstellungen nach $ 170 II StPO 


In beinahe der Hälfte der untersuchten Verfahren erfolgten Einstellungen nach $ 
170 II StPO. Nur selten wurden dabei Verfahrenshindernisse beschrieben, weit 
überwiegend erfolgten diese Einstellungen, weil ein hinreichender Tatverdacht 
nicht belegt werden konnte. Die vorliegende Arbeit hat gezeigt, dass gerade bei 
schweren Fällen elterlicher Gewalt verhältnismäßig viele Einstellungen nach 
8 170 II StPO erfolgten. Grund für solche Einstellungen war, dass das genaue 
Geschehen nicht rekonstruiert werden konnte, sodass z. B. offen blieb, wer für 
die Tat verantwortlich war. Wenn die Tat niemandem mit hinreichender Sicher- 
heit nachgewiesen werden kann, auch nicht im Wege einer Unterlassungsstraf- 
barkeit,*"' kommt oft nur eine Verfahrenseinstellung nach $ 170 II StPO in Be- 
tracht. 


Interessanterweise wurden bei Einstellungen nach $ 170 II StPO durch die 
Staatsanwaltschaft auch prospektive Argumente vorgetragen (vgl. Kapitel 
6.3.11.3), obwohl dies rechtlich nicht erforderlich ist. Dies deutet darauf hin, 
dass in manchen Fällen ein entsprechendes Begründungsbedürfnis besteht, mög- 
licherweise weil die Einstellung an sich in manchen Fällen als unbefriedigend 
empfunden wurde. 


Die hohe Einstellungsquote ergibt sich nach diesen Beschreibungen als Konse- 
quenz von Beweisschwierigkeiten. Bei Fällen im oberen Schwerebereich erge- 
ben sich diese trotz hohem Ermittlungsaufwand. In der Fallgruppe der schweren 
elterlichen Gewalt stand aufgrund des Verletzungsbildes verhältnismäßig oft 
fest, dass eine Misshandlung tatsächlich stattgefunden hatte. Gerade in solchen 
Fällen, in denen eine Tat offensichtlich begangen wurde und nur wenige Be- 
schuldigte als Täter infrage kommen, deren Beteiligung aber nicht aufgeklärt 
werden kann, können Verfahrenseinstellungen unbefriedigend erscheinen, da 
Unrecht sichtbar wird, Strafrecht aber nicht durchgesetzt werden kann. Bleibt die 





#1 Vgl. dazu auch Heide/Richter/Diers u. a. 2015, S. 914 f. m. w. N. 
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Frage der Zurechenbarkeit am Ende der Beweiswürdigung offen, setzt der 
Grundsatz in dubio pro reo den Rechtsanwendern Grenzen. Eine Anklage darf 
nicht erfolgen, wenn dem Beschuldigten die Tat nicht mit der erforderlichen, 
hinreichenden Sicherheit ($ 170 II StPO) nachweisbar ist. 


Ähnlich ist die Situation bei Partnerschaftsgewalt einzuschätzen. Hier wirkt die 
oft schnelle Verfahrenseinstellung mit Blick auf die betroffenen Kinder insbe- 
sondere dann unbefriedigend, wenn sich im Gesamteindruck ergibt, dass strafba- 
re Gewalt vorliegt, es in der Akte Hinweise auf wiederholte Gewalt (z. B. vorhe- 
rige Polizeikontakte wegen häuslicher Gewalt) gibt und bei Beendigung des 
Verfahrens keine tatsächlichen Anhaltspunkte für eine Verbesserung der familiä- 
ren Situation vorliegen (z. B. durch Änderung der Streitkultur). 


7.8.2.4.2. Verweis auf den Privatklageweg 


In Fällen mit nichtelterlicher Gewalt kam es zudem zu Verweisen auf den Weg 
der Privatklage (vgl. Kapitel 6.3.11.1). Dies setzt voraus, dass ein öffentliches 
Interesse an der Strafverfolgung nicht besteht ($ 376 StPO). Für Kindesmiss- 
handlungen ist gem. Nr. 235 II RiStBV das besondere öffentliche Interesse und 
damit zugleich auch das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung grundsätz- 
lich zu bejahen. Dass Verweise auf den Privatklageweg in Fällen mit elterlicher 
Gewalt hingegen nicht vorkommen, deutet darauf hin, dass die Rechtspraxis den 
Begriff „Kindesmisshandlung“ in Nr. 235 II RiStBV nur auf elterliche Gewalt- 
formen bezieht. Dies entspricht der Interpretation von Hardtung, der unter dem 
Begriff „Kindesmisshandlung“ nur solche Körperverletzungen versteht, die im 
Rahmen eines Schutzverhältnisses i. S. d. $ 225 StGB begangen werden (vgl. 
Kapitel 2.3.1.1.1).° Diese Interpretation wird auch dem Rechtsgedanken der 
Nr. 86 II 2 RiStBV gerecht, wonach ein Öffentliches Interesse dann bejaht wer- 
den kann, wenn dem Verletzten wegen seiner persönlichen Beziehung zum Be- 
schuldigten die Erhebung der Privatklage nicht zugemutet werden kann. 


Eltern können als gesetzliche Vertreter gemäß $ 374 III StPO für ihre Kinder ein 
Privatklageverfahren betreiben, sofern sie dies für erforderlich erachten. Ent- 
scheidend ist dann die Frage, ob den Eltern wegen ihrer persönlichen Beziehung 
zum Beschuldigten die Erhebung der Privatklage auch tatsächlich zumutbar ist. 
Bei Fällen mit Gewalt durch Nichteltern wird dies i. d. R. der Fall sein. Proble- 
matisch könnten Fälle sein, in denen die Gewalt z.B. durch neue Partner der 
Eltern ausgeübt wurde. Für tatsächliche Verweise auf die Privatklage in solchen 





#2 Hardtung, in: Joecks/Miebach 2017, MüKo-StGB, $ 230 Rn. 34. 
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Fällen liegen aber keine Hinweise vor. Allerdings stellt sich die Frage nach dem 
Nutzen des Verweises auf den Weg der Privatklage aus Sicht der Betroffenen. 
Faktisch werden Privatklageverfahren kaum beschritten und sind dazu nur selten 
erfolgreich,“ sodass der Verweis auf den Privatklageweg praktisch einer end- 
gültigen Einstellung gleichkommt. 


7.8.2.4.3  Verfahrenseinstellungen nach $ 153 I StPO 


Folgenlose Einstellungen nach $ 153 I StPO wurden verhältnismäßig oft in der 
Fallgruppe der leichten elterlichen Gewalt verzeichnet. Diese Fallgruppe enthält 
viele Fälle, die nach der Rechtslage vor Einführung des Gewaltverbots im Jahr 
2000 wohl straffrei gewesen wären. Gerade folgenlose Einstellungen wegen 
Geringfügigkeit nach $ 153 I StPO können in Fällen mit körperlicher Gewalt 
gegen Kinder unbefriedigend wirken, da damit der Strafanspruch des Staates 
nicht durchgesetzt wird, es also an einer autoritativen Normbekräftigung des 
elterlichen Gewaltverbots durch das Strafrecht fehlt.” Dieser eher generalprä- 
ventiven Deutung können Ideen der positiven Spezialprävention entgegengesetzt 
werden, wonach Täter durch eine Einstellung des Verfahrens einer Stigmatisie- 
rung entgehen und eine neue Chance bekommen. Denkbar ist, dass sich eine 
solche Chance positiv auf die weitere Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe in den 
betroffenen Familien auswirkt. Zwar war in den untersuchten Verfahren selten 
klar, ob und inwiefern tatsächlich eine Täterschaft durch den Beschuldigten 
vorlag. Häufig deuteten die Akteninhalte aber auf belastete Familiensituationen 
hin. In diesen Fällen gab es oft Hinweise darauf, dass die betroffenen Familien 
seit dem streitgegenständlichen Vorfall durch das Jugendamt unterstützt wurden. 
Damit handelt es sich bei Einstellungen nach $ 153 I StPO zwar um strafrecht- 
lich folgenlose Einstellungen, jedoch häufig nicht um staatlich folgenlose Ein- 
stellungen. Auf das Erfordernis, bei Fällen im unteren Schwerebereich von Ein- 
stellungsmöglichkeiten Gebrauch zu machen, und in diesen Fällen die Kinder- 
und Jugendhilfe früh einzubinden, hat der Gesetzgeber selbst im Rahmen der 
Einführung des Gewaltverbots hingewiesen.*” 


Auffällig ist jedoch, dass bei den Einstellungsbegründungen in Fällen mit leich- 
ter elterlicher Gewalt nur in einem von vier Fällen aus dem Langbogensample 
mit einer Einleitung erfolgversprechender, sozialpädagogischer oder familienthe- 
rapeutischer Maßnahmen argumentiert wurde (vgl. Kapitel 6.3.11.3.4). Das 





#3 Vgl. Bartsch 20176, S. 169 m. w. N. Vgl. zu den Erschwernissen Bartsch 2017a, S. 50 f. 
4 Vgl. Bussmann 2000, S. 429 ff. 
#5 BT-Drucks. 14/1247 8.3, S. 6. 
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grundsätzlich nach Nr. 235 II RiStBV zu bejahende öffentliche Interesse an einer 
Strafverfolgung kann gemäß Nr. 235 II RiStBV entfallen, wenn sozialpädagogi- 
sche oder familientherapeutische Unterstützungsmaßnahmen eingeleitet sind und 
diese erfolgversprechend erscheinen. Da eine Einstellung nach $ 153 I StPO 
voraussetzt, dass ein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung nicht (mehr) 
besteht, hätten hier die Legitimationsfunktion, aber auch die Kommunikations- 
und Kontrollfunktion von Akten (vgl. Kapitel 6.2.2.2.1) durchaus eine Doku- 
mentation solch prospektiver Aspekte erwarten lassen. Worauf die Verneinung 
des öffentlichen Interesses in den drei anderen Fällen beruhte, ging aus der Sich- 
tung der Begründungen nicht hervor. Für eine solche Entscheidung können auch 
Informationen maßgeblich sein, die nicht in der Akte dokumentiert sind, insofern 
werden hier methodische Grenzen der Aktenanalyse erreicht. 


Bei Einstellungen nach $ 153 I StPO in Fällen von Partnerschaftsgewalt wurden 
sogar in keinem der fünf Verfahren aus dem Langbogensample prospektive As- 
pekte genannt, die das öffentliche Interesse entfallen lassen könnten (Nr. 235 III 
RiStBV). Denkbar scheint, dass hier das öffentliche Interesse gar nicht erst be- 
jaht wird. Eine solche Einschätzung könnte sich aus der Orientierung der Fallbe- 
arbeitung am erwachsenen Hauptopfer ergeben. 


7.8.2.4.4  Verfahrenseinstellungen nach $ 153a StPO 


In den Fallgruppen der leichten und mittelschweren elterlichen Gewalt sowie in 
der Fallgruppe der nichtelterlichen Gewalt gegen Kinder wurden die Verfahren 
teilweise gegen Auflage nach $ 153a StPO eingestellt. Vereinzelt wurde die 
Verfahrenseinstellung von der Teilnahme an Maßnahmen der Kinder- und Ju- 
gendhilfe abhängig gemacht. In einem Fall erörterte der zuständige Staatsanwalt 
vor seiner Entscheidung mit dem zuständigen Sachbearbeiter beim Jugendamt, 
welche Unterstützungsmaßnahmen in der betroffenen Familie sinnvoll wären, 
und machte sodann die Teilnahme des Beschuldigten an diesen Maßnahmen zur 
Auflage. Diese Möglichkeit scheint die Bedürfnisse nach Hilfe und Strafe in 
besonders versöhnlicher Weise zu einem Ausgleich zu bringen. Bussmann 
(2000) beschreibt Verfahrenseinstellungen nach $ 153a StPO durchaus auch als 
vorteilhaft, da sie durch ihr Zustimmungserfordernis von dem Beschuldigten 
eine Anerkennung des Gewaltverbots abverlangen und ihm zugleich eine stigma- 
tisierende, harte, strafrechtliche Sanktion erspart wird.” Zudem kann das Ziel 





6 Bussmann 2000, S. 432. 
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der endgültigen Verfahrenseinstellung zur Teilnahme an der Maßnahme motivie- 
47 
ren. 


Zur Anwendung des $ 153a StPO muss zunächst ein öffentliches Interesse an der 
Strafverfolgung angenommen (und durch Erfüllung der Auflage beseitigt) wer- 
den. Allerdings werden Einstellungsentscheidungen nach $ 153a StPO nicht 
öffentlich getroffen und umgesetzt. Dies steht im Widerspruch zum Informa- 
tionsinteresse der Allgemeinheit. Bussmann vergleicht diese Einstellungsent- 
scheidungen daher mit sanktionierenden verwaltungsbehördlichen Entscheidun- 
gen, durch die das Vertrauen in die Strafrechtspflege aufgrund fehlender Trans- 
parenz geschädigt werden könnte.*”* Diese Kritik ist nicht von der Hand zu wei- 
sen. Gerade in Fällen aber, in denen eine Teilnahme an Maßnahmen der Kinder- 
und Jugendhilfe zur Auflage gemacht wird, handelt es sich um Überleitungen ins 
Hilfesystem. Ein öffentliches Aushandeln dieser Überleitung könnte die anzu- 
bahnenden Maßnahmen belasten und damit ihren Erfolg gefährden. Insofern 
scheint der Ausschluss der Öffentlichkeit hier gerechtfertigt. 


7.8.2.5 Kontakt mit dem Jugendamt 


Ungeachtet eines Tatnachweises können sich in den Ermittlungsverfahren Hin- 
weise auf Gefährdungslagen ergeben, die Meldungen an das Jugendamt erforder- 
lich machen. Meldungen an das Jugendamt durch die Polizei wurden in ca. 75 % 
der Fälle aus dem Langbogensample mit elterlicher Gewalt gegen Kinder” und 
Partnerschaftsgewalt gemacht. Angesichts der Pflicht, bei Gefährdungen Minder- 
jähriger das Jugendamt zu unterrichten (Nr. 3.2.7 PDV 382) und der Legitima- 
tions-, Kommunikations- und Kontrollfunktion von Akten, wäre hier ein noch 
größerer Wert zu erwarten gewesen. In Fällen ohne explizite Mitteilung an das 
Jugendamt kann das Ausbleiben einer Meldung teils damit erklärt werden, dass 
eine anderweitige Kenntniserlangung des Jugendamts bekannt war, z. B. wurde 
dies in einigen Akten in Zeugenaussagen erwähnt. Freilich könnte dieser Befund 
auch rein methodisch erklärt werden, z. B. weil das Jugendamt im Rahmen eines 
telefonischen Kontakts informiert wird, ohne dass dies als Information in der 
Akte auftaucht. Das Fehlen einer Mitteilung könnte aber auch ein Hinweis da- 
rauf sein, dass die Polizei keine Gefährdung sieht. 





7 Bussmann 2000, S. 434. 

8 Byssmann 2000, S. 432. 

#9 Dies umfasst auch Fälle nichtelterlicher Gewalt, bei denen der nicht mit im Haushalt lebende 
Partner eines Elternteils beschuldigt wird. 
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Ein intensiverer Austausch zu zukunftsorientierten Aspekten zwischen Polizei 
und Jugendamt fand v. a. in Fällen mit elterlicher Gewalt gegen Kinder””” statt. 
Dabei wurden die Kontaktformen intensiver, je schwerer der Tatvorwurf war. 
Nach der Kategorisierung in der vorliegenden Arbeit ging es bei intensiveren 
Austauschen nicht mehr um bloß einseitige Mitteilungen, sondern insbesondere 
um zweiseitige Kontakte wie etwa eine gezielte Einholung von Informationen 
über die laufenden Ermittlungen oder zu Maßnahmen des Jugendamts. Intensive- 
rer Austausch war insbesondere mit der Schwere der Handlung, geringem Opfer- 
alter, dem Vorhandensein mehrerer Opfer in einem Fall sowie mit einer kurzen 
Zeitspanne zwischen Tat und Anzeige zu erklären (vgl. Kapitel 6.3.17.2.3). Das 
in den Verfahrensakten mit elterlicher”' Gewalt, die sich ausschließlich gegen 
Kinder richtete, beobachtete Vorgehen ging oft über die gesetzlichen Mindestan- 
forderungen zur Mitteilungspflicht hinaus und wirkt insgesamt sehr angepasst 
und funktionierend (vgl. dazu auch die jeweiligen Fallgruppencharakterisierun- 
gen in Kapitel 6.3.16). 


Nicht so intensiv waren die Kontakte bei Fällen mit Partnerschaftsgewalt. Hier 
wurden insbesondere einseitige Mitteilungen und Informationsübermittlungen an 
das Jugendamt festgestellt. Darüber hinaus fand in dieser Fallgruppe nur wenig 
Austausch mit dem Jugendamt statt. In der Fallgruppe der versuchten erweiterten 
Suizide fand in beiden untersuchten Fällen überhaupt kein Austausch zwischen 
Polizei und Jugendamt statt. 


Die unterschiedliche Behandlung der verschiedenen Fallgruppen elterlicher Ge- 
walt (gegen Kinder, Partnerschaftsgewalt, versuchte erweiterte Suizide) über- 
rascht. Die Befunde könnten mit einem jeweils anderen Fokus der Polizei in 
diesen Fällen im Zusammenhang stehen. Während in Fällen mit elterlicher Ge- 
walt gegen Kinder auch das Kindeswohl im Fokus steht, steht bei Fällen von 
Partnerschaftsgewalt oftmals die Tat z. N. des erwachsenen Opfers im Zentrum 
der Ermittlungen, bei versuchten erweiterten Suiziden um die Aufklärung eines 
Kapitaldelikts (vgl. dazu die jeweiligen Fallgruppencharakterisierung in Kapitel 
6.3.16). Die Orientierung Hauptopfer in Fällen von Partnerschaftsgewalt ist inso- 
fern auffällig, als Hinweise auf wiederholte Partnerschaftsgewalt durchaus als 
mögliche Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls zu verstehen sind 
(siehe dazu ausführlicher Kapitel 7.8.2.6). Auch versuchte erweiterte Suizide 
dürften i. d. R. auf eine Gefährdungslage des Kindes hindeuten. Zwar erfüllt der 
erweiterte Suizid keine der in Nr. 2.2.4 PDV 382 explizit genannten Gefährdun- 





#50 Unter Einbeziehung der nicht mit im Haushalt lebenden Partner der Eltern. 
#51 Unter Einbeziehung der nicht mit im Haushalt lebenden Partner der Eltern. 
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gen innerhalb der häuslichen Gemeinschaft, dennoch liegen den versuchten er- 
weiterten Suiziden, wie aus anderen Arbeiten auch bekannt,” schwerwiegende 
Verzweiflungssituationen und Konfliktlagen zugrunde, die eine soziale Unter- 
stützung bei familiären Aufgaben erfordern können. Zugleich können die Ge- 
schehnisse eine therapeutische Aufarbeitung für die betroffenen Kinder erforder- 
lich machen. Nr. 3.2.7 PDV 382 sieht eine Mitteilung an das Jugendamt dann 
vor, wenn Leistungen der Jugendhilfe infrage kommen. 


Bei Verfahren, in denen eine Einstellung nach $ 153 I StPO infrage kommt, 
könnten Kontakte mit dem Jugendamt der Erörterung des Öffentlichen Interesses 
dienen. Intensiver Austausch kommt aber auch bei schwererer elterlicher Gewalt 
gegen das Kind vor. Möglich scheint, dass die Polizei ihren Tätigkeitsschwer- 
punkt nach der äußeren Form der Tat richtet und die Gefährdungslage für das 
Kindeswohl generell dann tiefer analysiert, wenn dafür typische Gewalt der 
Eltern angezeigt wird. 


Dass die Polizei nicht in allen Fällen eine eigene Einschätzung der Gefährdung 
vorzunehmen scheint oder regelmäßig auch zu dem Ergebnis kommt, dass keine 
Gefährdungslage vorliegt, ist überraschend. Dies gilt insbesondere, als auch die 
Fallgruppen der mittelschweren und schweren elterlichen Gewalt und der Part- 
nerschaftsgewalt betroffen sind, in denen eine Gefährdung oft sehr nahe liegt. 
Sofern die Jugendämter hier tatsächlich nicht über alle Gefährdungsfälle infor- 
miert werden, wäre auf eine Änderung der Polizeipraxis hinzuwirken. Auch die 
zwischen Partnerschaftsgewalt und weiteren Formen elterlicher Gewalt unter- 
schiedliche Aktivität verwundert auf den ersten Blick. Allerdings ist unklar ge- 
blieben, ob hier Unterschiede aufgrund der Fallstrukturen entstehen. Insbesonde- 
re müsste bekannt werden, wie das Jugendamt mit den Informationen weiter 
arbeitet. Dies zu erforschen wäre aber vor der Formulierung von rechtlichen 
Änderungsvorschlägen erforderlich”. Aufgrund der zunehmenden Sensibilisie- 
rung für das Thema Gewalt gegen Kinder (vgl. Kapitel 4.2) stellt sich zudem die 
Anschlussfrage, ob sich die Kooperation zwischen Strafverfolgung und Jugend- 
amt seit den untersuchten Jahrgängen verändert hat. 


Für die Staatsanwaltschaft wurden nur wenige Kontakte zum Jugendamt be- 
schrieben. Dies scheint sich schon daraus zu ergeben, dass die Staatsanwaltschaft 
nur selten eigene Erkenntnisse ermittelt. Wo Kontakte dokumentiert wurden, die 
über eine bloße Mitteilung hinausgehen, fanden sich durchaus interessante Inhal- 





#5? Vgl. nur Höynck/Behnsen/Zähringer 2015, S. 214. 
#5° Am Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) wird seit September 2017 ein 
Forschungsprojekt durchgeführt, das sich mit dieser Frage beschäftigt. 
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te, wie bspw. ein Hilfe-Strafe-Ausgleich über $ 153a StPO durch Einbeziehung 
installierter Hilfen. 


7.8.2.6  Kindeswohlgefährdungen bei Partnerschaftsgewalt 


Für Fälle von Partnerschaftsgewalt wurde ersichtlich, dass sich das behördliche 
Handeln oft am erwachsenen Hauptopfer orientiert. Dies ist insofern verwunder- 
lich, als Anzeichen für eine Kindeswohlgefährdung nicht nur in der konkreten 
Tat, sondern auch in den Gesamtumständen zu finden sind. Dies betrifft insbe- 
sondere vorangegangen Polizeieinsätze wegen häuslicher Gewalt und das gerin- 
ge Interesse an Tataufklärung bei gleichzeitigem Fehlen von Hinweisen auf eine 
Verbesserung der Situation. In solchen Fällen steht zu befürchten, dass sich ein 
dauerhaftes Gewaltklima etabliert (hat). Gerade gemeinsame Kinder erhöhen 
zudem die Bindung, auch in gewaltbelasteten Partnerschaften. So beschreibt 
Lehmann (2016), dass in Familien mit Kindern die Entscheidung zu einer Lö- 
sung aus der Partnerschaft und zur Durchführung rechtlicher Schritte deutlich 
erschwert ist.”°* In einigen Fällen stellt sich daher die Frage, ob die Eltern das 
ihnen treuhänderisch übertragene Erziehungsrecht, das den Schutz von Kindern 
vor Gefahren umfasst, noch angemessen wahrnehmen, oder ob hier im Einzelfall 
nicht bereits eine Gefährdung für das Wohl der Kinder liegen kann, die staatliche 
Handlungen erfordert. 


Nach der Rechtsprechung des BGH setzt eine Kindeswohlgefährdung eine Situa- 
tion voraus, die bei „weitere[r] Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit 
ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt“*°°. Die benannten Hinweise auf eine 
Wiederholungsgefahr dürften nach dieser Definition aber oftmals nicht konkret 
genug sein, um einen hinreichend wahrscheinlichen Schadenseintritt zu begrün- 
den, sodass die relativ hohe Schwelle für familienrechtliche Maßnahmen*° nicht 
erreicht sein dürfte. 


Eine mögliche Gefährdung des Kindeswohls nach $ 8a SGB VIII, die eine Ge- 
fährdungseinschätzung durch das Jugendamt erfordert, wird aber in diesen Fällen 
wohl regelmäßig anzunehmen sein. Voraussetzung für eine Gefährdungsein- 
schätzung ist nach $ 8al S. 1 SGB VIH stets die Kenntniserlangung des Jugend- 
amts über gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Wohls des Kindes. 
Gewichtige Anhaltspunkte sind „konkrete Hinweise auf eine Gefährdung bzw. 





#54 Lehmann 2015, S. 410. 
#55 St, Rspr. seit BGH FamRZ 1956, 350. 
856 Vgl. auch Rotax 2001, S. 253. 
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auf eine Dynamik, die eine solche Gefährdung auslösen kann“. Zur Einschät- 
zung, ob gewichtige Anhaltspunkte vorliegen, kann auf Praxiserfahrungen zu- 
rückgegriffen werden,“ aber auch auf Empfehlungen zur Umsetzung des $ 8a 
SGB VIN. Letztere benennen bspw. Gewalttätigkeit in der Familie als einen 
Anhaltspunkt für eine mögliche Kindeswohlgefährdung.“ Diese Einordnung 
wird durch wissenschaftliche Arbeiten gestützt, die eine theoretische Annahme 
über einen wiederkehrenden Gewaltzyklus belegen.“ Hiernach ist eine Dyna- 
mik, die eine Gefährdung auslösen kann, nicht bloß eine abstrakte Möglichkeit, 
sondern in Familien mit Hinweisen auf wiederkehrende Gewalt ein konkreter 
Hinweis auf eine solche Entwicklung. In diesen Fällen dürften also regelmäßig 
gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung vorliegen, sodass das Jugendamt 
diesen Hinweisen nachgehen und den Sachverhalt von Amts wegen einschätzen 
muss ($ 20 SGB X). In der Folge können Unterstützungsangebote des Jugend- 
amts, aber bspw. auch — je nach Art und Konkretheit der Gefahr — familienge- 
richtliche Maßnahmen oder Inobhutnahmen erforderlich werden. 


Auch das bloße Wahrnehmen von Gewalt zwischen den Eltern kann für Kinder 
schädliche Folgen haben. Gemäß Nr. 3.2.7 i. V.m. Nr. 2.2.4 PDV 382 ist in 
Fällen von wiederholter Partnerschaftsgewalt in Haushalten, in denen Kinder 
leben, eine Information des Jugendamts spätestens mit Abgabe des Verfahrens 
an die Staatsanwaltschaft geboten. Aus der vorliegenden Arbeit wird ersichtlich, 
dass die Polizei schon dann nicht immer entsprechende Hinweise an das Jugend- 
amt weiterleitet, wenn ein Kind durch die Partnerschaftsgewalt direkt betroffen 
wurde. Daher stellt sich die Frage, inwieweit Hinweise weitergegeben werden, 
wenn Kinder im konkreten Fall zwar nicht betroffen sind, aber mit im Haushalt 
leben. Möglicherweise ergibt sich daraus die Forderung nach einer strengeren 
Umsetzung dieser Vorgaben. 


7.8.2.7 Implikationen für die Praxis? 


Die Arbeit zeigt, dass die Polizei in vielen Fällen zwischen Strafe, Gefahrenab- 
wehr und Überleitung ins Hilfesystem abwägen muss. Deutlich werden ver- 
schiedene Formen von formellen und informellen Ermittlungshandlungen, die 
für diese Zwecke unterschiedlich gut geeignet sind. Die erste Ausrichtung des 
polizeilichen Handelns erscheint dabei oft prägend für das weitere Verfahren. 





#57 Wiesner, in: Wiesner 2015, SGB VII, $ 8a Rn. 14 m. w.N. 

58 Wiesner, in: Wiesner 2015, SGB VIII, $ 8a Rn. 14b m. w.N. 

#59 Vgl. Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge 2006 Nr. 2.2. 
860 Siehe nur Schneider 2009, S. 685 £. m. w.N. 
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Die teils unpassende rechtliche Einordnung als Fälle von $ 225 StGB erschwert 
die wissenschaftliche Analyse entsprechender Straftaten, spielt aber in der 
Rechtsanwendung eine untergeordnete Rolle. Gewichtiger wirkt die teilweise zu 
starke Orientierung am Hauptopfer in Fällen von Partnerschaftsgewalt, die den 
Wunsch nach einer stärkeren Wahrnehmung möglicher Kindeswohlgefährdun- 
gen durch die Polizei aufkommen lässt. Insofern ist die Festlegung in Nr. 1.2 
PDV 382 bedeutsam, wonach Jugendsachen bei der Polizei durch spezielle Ju- 
gendsachbearbeiter bearbeitet werden sollen. Dazu haben sich unterschiedliche 
lokale Strukturen zur Bearbeitung von Kinderschutzfällen herausgebildet.*°' 


Auch wurden mittlerweile i. d. R. Jugendschutzdezernate bei den Staatsanwalt- 
schaften eingerichtet. Anders als im Jugendstrafrecht ($ 37 JGG) gibt es aber 
keine gesetzlichen Vorgaben bezüglich einer besonderen Qualifikation der jewei- 
ligen Dezernenten. Die nur unvollständige Ermittlung von Akten mit geschädig- 
ten Kindern über die Jugendschutzdezernate (vgl. Kapitel 6.2.4.4.1.2 und 
6.2.4.4.1.4) zeigt, dass — zumindest in den untersuchten Jahrgängen — einige 
Fälle nicht in solchen Dezernaten bearbeitet wurden. Die Anforderungen an das 
Erkennen und Einschätzen von möglichen Kindeswohlgefährdungen sind aber 
auch bei der Staatsanwaltschaft sehr hoch. Für die Zusammenarbeit mit dem 
Jugendamt sind zudem Kenntnisse über mögliche Maßnahmen und deren Er- 
folgserwartungen oder die typische Entwicklung von Kindern in gewissen Ge- 
fährdungssituationen sehr hilfreich. Dies gilt insbesondere für Einstellungsent- 
scheidungen nach $ 153 I StPO oder $ 153a I StPO, die mit Blick auf aktuelle 
Unterstützung der Familie durch die Kinder- und Jugendhilfe getroffen werden. 
Hierbei handelt es sich faktisch meist um endgültige Entscheidungen, die von 
den jeweiligen Dezernenten nicht öffentlich getroffen werden. Diese Entschei- 
dungen können z. B. über die Art möglicher Auflagen eine hohe Bedeutung für 
das Kindeswohl haben.” Als bedeutsame nicht öffentliche Entscheidung in 
Verfahren von öffentlichem Interesse brauchen diese Vorgänge das besondere 
Vertrauen der Öffentlichkeit. 


Rechtlich sind die Grundlagen für besondere Strukturen zum Kindes- und Ju- 
gendschutz gelegt. Auf gerichtlicher Ebene besteht zudem gemäß $ 26 GVG eine 
jugendgerichtliche Zuständigkeit. Faktisch sind bei Polizei und Staatsanwalt- 
schaft entsprechende Strukturen oft aufgebaut, allerdings wurden in der konkre- 
ten Fallbearbeitung teilweise Lücken sichtbar. Daher wäre ein weiterer Ausbau 





86! Vgl. dazu nur die Zusammenstellung bei Turba 2018, S. 176 ff. 
8% Vgl. zu den Herausforderungen, die mit sachgerechten Entscheidungen in diesem Bereich verbun- 
den sind auch Meier 1995, S. 164 ff. 
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mit flächendeckenden, verbindlichen Strukturen zur Spezialisierung zu begrü- 
Ben. 


7.9 Prävention 


Strafrecht ist einer von mehreren rechtlichen Bausteinen im Kinderschutz (vgl. 
Kapitel 2). Jüngere gesetzliche Entwicklungen im Bereich des Kinder- und Ju- 
gendhilferechts zielten insbesondere auf Früherkennung und Prävention. Daher 
werden im Folgenden anhand der empirischen Befunde der vorliegenden Arbeit 
einzelne gesetzliche Neuerungen im Kinderschutz reflektiert und weitere Über- 
legungen zur Prävention dargestellt. 


In Fällen von elterlicher Gewalt spricht die oftmals beobachtete emotionsgelade- 
ne und wenig planerische Vorgehensweise, die auch aus anderen Untersuchun- 
gen bekannt ist (vgl. Kapitel 4.1.1.3), generell gegen eine Abschreckungswir- 
kung der Strafandrohung (negative Generalprävention). Da häufig zugleich Hin- 
weise auf belastete Familiensituationen existieren, scheint hier Unterstützung 
angezeigt, die durch das Kinder- und Jugendhilfesystem angeboten wird. Für 
Fälle mit besonders jungen Opfern erscheinen Maßnahmen, die Eltern in der 
frühen Familienphase unterstützen besonders sinnvoll. Beispielsweise machte 
sich das am 01.01.2012 in Kraft getretene Bundeskinderschutzgesetz”” die 
Schaffung und Weiterentwicklung flächendeckend verbindlicher Strukturen der 
Zusammenarbeit im Bereich der Frühen Hilfen zum Ziel ($ 3 I KKG°). Das 
Netzwerk soll zur Förderung früher Hilfen durch den Einsatz von Familienheb- 
ammen gestärkt werden ($ 3 III S. 1 KKG). Mittlerweile wurden entsprechende 
Netzwerke flächendeckend eingerichtet, wenngleich die Ausgestaltung der 
Strukturen sehr unterschiedlich ist.“ Gleiches gilt für den Einsatz von Famili- 
enhebammen.*° Es bleibt empirisch zu überprüfen, ob sich die Bemühungen 
auch in einem Rückgang schwerer elterlicher Gewaltformen widerspiegeln. 


Für die Weiterentwicklung von Präventionsmaßnahmen ist die Gliederung von 
Fällen von Gewalt gegen Kinder in unterschiedliche Fallgruppen, die unter- 
schiedliche, typische Tatauslöser und Entwicklungen haben, bedeutsam. Dem- 
entsprechend müssen Präventionskonzepte unterschiedlich ausgestaltet sein und 





86 Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutz- 
gesetz - BKiSchG) m. W. v. 01.01.2012, BGBl. 1(2011), S. 2975. 

#64 Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (Artikel 1 BKiSchG). 

865 Bundesregierung 2015, S. 34, Mühlmann/Pothmann/Kopp 2015, S. 27. 

866 Bundesregierung 2015, S. 37 f.; Nationales Zentrum Frühe Hilfen 2014, S. 33. 
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etwa auf die Erziehungskultur, auf die Streitkultur oder aber auf den Umgang mit 
Überforderungssituationen und Konfliktlagen einwirken können. 


Stärker in den Fokus rücken sollten mögliche Kindeswohlgefährdungen im 
Rahmen von Partnerschaftsgewalt. Während in der Forschung zu häuslicher 
Gewalt seit Ende der 1990er Jahre auch die Situationen und Interessen der be- 
troffenen Kinder berücksichtigt,‘ fokussiert die gesellschaftliche Debatte um 
die Verbesserung von Hilfsstrukturen bei häuslicher Gewalt stark auf die be- 
troffenen Frauen.‘°® Gleichwohl sind erhebliche Gefährdungen im Haushalt le- 
bender Kinder denkbar. Die vorliegende Arbeit sowie weitere Arbeiten zur Part- 
nerschaftsgewalt zeigen, dass betroffene Frauen im Lauf des Strafverfahrens 
häufig von ihrem ursprünglichen Wunsch der Strafverfolgung wieder Abstand 
nehmen und die Bindung zu ihrem Partner wiederherstellen. Eine zentrale Frage 
bei der Prävention von häuslicher Gewalt ist daher die Bereitschaft der Betroffe- 
nen, Unterstützungsangebote in Anspruch zu nehmen. 


Gewalt durch Nichteltern wurde oft mit erzieherischen Motiven angewendet als 
Antwort auf ein scheinbares Fehlverhalten des Kinders in der konkreten Situati- 
on. Eine generell erhöhte Gefährdung des betroffenen Kindes lässt sich also 
nicht ableiten. Insofern scheint Prävention hier fast nur als universelle Kriminal- 
prävention möglich. Hierzu ist die Symbolwirkung des seit 2000 absoluten Ge- 
waltverbots zu nennen, das als ein wichtiger Schritt einer längeren Entwicklung 
hin zu einer gewaltfreien Gesellschaft verstanden werden kann. 





867 Vgl. Kavemann 2007, S. 15. 

868 Vgl. dazu nur die Presseberichte anlässlich der am 20.11.2018 durch das Bundesfamilienministe- 
rium veröffentlichten Zahlen von häuslicher Gewalt, z. B.: 
https://www.sueddeutsche.de/leben/gewalt-frauen-partnerschaft-1.4218973; 
http://www.spiegel.de/panorama/justiz/gewalt-gegen-frauen-demuetigung-misshandlung-mord-a- 
1236895.html. 
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8  Schlussbetrachtung 


Die vorliegende Arbeit zielte darauf ab, das Fallspektrum des polizeilichen Hell- 
feldes von Körperverletzungsdelikten an Kindern unter sechs Jahren zu be- 
schreiben. Darauf aufbauend wurde untersucht, wie die Strafverfolgungsorgane 
(Polizei und Strafjustiz) mit dem Verdacht umgehen, dass ein unter sechsjähriges 
Kind körperlich verletzt wurde. Die Befunde sollten eine rechtspolitische Dis- 
kussion im Hinblick auf Intervention und Prävention erlauben. 


Die vorliegende Arbeit hat gezeigt, dass — anders als die öffentliche Debatte es 
suggerieren mag — ein erheblicher Teil der angezeigten Fälle im unteren 
Schwerebereich liegt, etwa ein Drittel der angezeigten Fälle bezieht sich auf 
nichtelterliche Gewalt und in etwa einem Viertel der Fälle richtet sich die Gewalt 
nicht nur gegen das Kind, sondern auch oder vor allem gegen eine erwachsene 
Person. Körperliche Gewalt gegen junge Kinder ist damit hinsichtlich der 
Schwere und den Entstehungskontexten deutlich vielschichtiger, als sich in der 
öffentlichen Debatte widerspiegelt. 


Bezüglich der Fallbearbeitung durch die Strafverfolgungsorgane hat die vorlie- 
gende Arbeit gezeigt, dass die Ermittlungstätigkeit in den untersuchten Fällen 
erheblich durch informatorische Ermittlungshandlungen geprägt ist. Dabei steigt 
die Formalisierung mit zunehmender Schwere der Tatvorwürfe. Nur selten wur- 
den die Tatvorwürfe nachgewiesen; teilweise war dies nicht möglich, teilweise 
war dies mit Blick auf Verfahrenseinstellungen nicht nötig. Entsprechend ist 
auch die justizielle Erledigung der Fälle von Verfahrensbeendigungen ohne 
rechtskräftigen Urteilsspruch geprägt. Oft gab es in den untersuchten Fällen mit 
elterlicher Gewalt Hinweise darauf, dass die Kinder- und Jugendhilfe mit den 
Familien in Kontakt stehen und teilweise auch schon unterstützende Maßnahmen 
eingeleitet wurden. Für Verfahrenseinstellungen ohne Auflagen kann daher ge- 
sagt werden, dass diese zwar strafrechtlich sanktionslos, häufig doch aber nicht 
staatlich reaktionslos bleiben. Aus der Bezugnahme der Justiz auf kinder- und 
jugendhilferechtliche Unterstützungsmaßnahmen sowie die aktuelle familiäre 
Situation im Rahmen ihrer Einstellungsentscheidung wird deutlich, dass die 
Justiz in Fällen, die körperliche Gewalt gegen Kinder zum Gegenstand haben, 
nicht nur rückwärtsgerichtet auf den Tatvorwurf und die Frage einer Bestrafung 
blickt, sondern durchaus eine zukunftsgerichtete Perspektive einnimmt. 


Aus dem Befund, dass oftmals kinder- und jugendhilferechtliche Unterstüt- 
zungsmaßnahmen durchgeführt werden, zeigt sich, dass staatliche Intervention in 
diesen Fällen stattfindet. Aus dem Gesamtbild, dass die Tatvorwürfe teils sehr 
vage sind (z. B. „Kind wurde geschlagen“ ohne weitere Angaben zur Situation), 
teils auf Bekundungen vom Hörensagen beruhen und teilweise schon längere 
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Zeit zurückliegen, erscheint die Aktivierung der Kinder- und Jugendhilfesystems 
geeignet, um die in den Tatvorwürfen zum Ausdruck kommenden Konfliktlagen 
aufzugreifen. 


Bezüglich einer Einschätzung zur Prävention gebietet diese Vagheit der Vorwür- 
fe Zurückhaltung. In den untersuchten Fällen bleibt häufig unklar, was nun letzt- 
lich tatsächlich passiert ist. Die Befunde geben jedoch Hinweise darauf, dass die 
verfahrensgegenständlichen Taten unterschiedlich entstehen (z. B. durch ein 
vorheriges Fehlverhalten des Kindes oder Streit zwischen Erwachsenen) und 
deshalb Präventionsmaßnahmen unterschiedliche Ansatzpunkte verfolgen müs- 
sen (zZ. B. Erziehungskultur, Streitkultur). 


Die sehr spannende Frage, wie es mit den eingestellten Fällen weitergeht und ob 
eine dem Kindeswohl entsprechende Familiensituation existiert, bzw. perspekti- 
visch hergestellt werden kann, kann mit den Befunden der vorliegenden Arbeit 
nicht beantwortet werden. Hierzu bedarf es weiterer empirischer Forschung. 


Nachdem durch das KFN zwei Studien zu Tötungsdelikten an Kindern durchge- 
führt wurden, die das Alter der unter sechsjährigen Kinder” und der sechs- bis 
13-jährigen Kinder”’° fokussieren, wird das Bild der Gewalt gegen Kinder mit 
der vorliegenden Arbeit um eine Perspektive auf leichtere Gewaltformen ergänzt. 
Im Kontrast zu Tötungsdelikten zeigt sich beim Umgang mit Verdachtsfällen, 
die oft auch im weiteren Verfahren nicht aufgeklärt werden können, ein deutlich 
informelleres Handeln der Behörden und ein anderer Einbezug des Hilfesystems. 
Dazu ist bemerkenswert, dass die jungen Opfer der gewählten Untersuchungs- 
gruppe selbst zur Aufklärung und Aufarbeitung der Tat wenig oder gar nichts 
beitragen können. Daher wäre eine Untersuchung zu Körperverletzungsdelikten 
an älteren Kindern (sechs bis 13 Jahre) von Interesse. Diese könnte z. B. darauf 
eingehen, welche Rolle das auskunftsfähige Kind im Strafverfahren spielen 
kann. Unterschiede im Fallspektrum zwischen Tötungsdelikten an jüngeren Kin- 
dern und Tötungsdelikten an älteren Kindern, die an die hohe Vulnerabilität von 
sehr jungen Kindern anknüpfen, lassen zudem auch für den Bereich der Körper- 
verletzungen an Kindern Unterschiede im Fallspektrum erwarten. Eine entspre- 
chende Studie könnte das begonnene Bild zunächst mit Blick auf das Fallspekt- 
rum von Gewalt gegen Kinder vervollständigen. Anschließend wären durchgän- 
gige Vergleiche der Strafverfolgungsarbeit entlang der Achsen von sehr leichter 
bis tödlicher Gewalt bzw. von sehr jungen bis älteren (13-jährigen) Kindern 
möglich. 





869% Höynck/Behnsen/Zähringer 2015. 
#70 Haug/Zähringer 2017. 
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